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M 1. 


Verpflichtung des Staates zur Zahlung der 
Penfionen der von der Staats-Negierung an— 
geitellten örtlichen Polizei-Beamten. 


— — — 


Im 8. 3. des Geſetzes über die Polizei-Verwaltung 
vom 11. März 1850. ſind unter den Gehältern der 
von der Staats-Regierung angeſtellten beſonderen 
Beamten, welche der Staat zu tragen hat, die dieſen 
Beamten nach ihrer Verſetzung in den Ruheſtand zu 
gewährenden Penſionen begriffen. Präjudiz Nr. 2763. 


Geſetz über die Polizei-Verwaltung vom 11. März 1850. 
88.2. 3. (Geſ.“S. ©. 265.) 

Gemeinde - Drbnung vom 11. März 1850. 88. 58. 61. 
(Sef.-S. ©. 228.) 

Städte - Ordnung vom 19. November 1808. 88. 166. ff. 
8. 179. litr. e. (Geſ.⸗S. ©. 346. und 350.) 

Zufammenftellung der die Städte-Drdnung erläuternden und 
ergänzenden Beitimmungen, nebjt Allerh. Cabinets-Ordre 
vom 4. Juli 1832. Zuſätze zu 88. 167. und 184. (Gef.-©. 
©. 189.) 

Geſetz vom 30. Mai 1820. über die Einrichtung des Abgaben: 
weſens. $. 10. littr. ce. (Gef.-S. ©. 137.) 

Plenar-Beſchluß des Dber: Tribunals vom 8. April 1861. 
Präjudiz Nr. 2715. (Entſch. Bd. 45. ©. 16.) 


Band 65. | Di 





Das Geſetz über die Bolizeis-Berwaltung, vom 11. März 
1850. beftimmt: 

8. 1. Abfaß 1.: 

Die örtliche Polizei-Verwaltung wird vonden nah den 
Vorſchriften der Gemeinde-Drbnung dazu beftimm: 
ten Beamten (Bürgermeiftern, Kreis: Amtmännern, 
Oberſchulzen) im Namen des Königs geführt, — vor- 
behaltlih der im 8. 2. des gegenwärtigen Gefeßes 
vorgejehenen Ausnahme. 

$. 2. Sn Gemeinden, wo fih eine Bezirf3-Regierung, 
ein Lande, Stadt: oder Kreisgericht befindet, fo 
wie in Feſtungen und in Gemeinden von mehr 
als 10,000 Einwohnern, kann die örtliche Polizei— 
Verwaltung durch Beſchluß des Minifters des 
Innern befonderen Staatsbeamten übertragen 
werden. Auch in anderen Gemeinden kann aus 
dringenden Gründen diejelbe Einrichtung zeitweife 
eingeführt werben. 

8. 3. Die Koften der örtlichen Polizei-Verwaltung find, 
mit Ausnahme der Gehälter der von der Staats: 
Regierung, im Falle der Anwendung des $. 2. 
angeitellten bejonderen Beamten, von der 
Gemeinde zu beftreiten. 

Der letztgedachte Paragraph hat bereits rüdfichtlich 
des Begriffes der befonderen Beamten zu einer Gontroverfe 
Anlaß gegeben, welche durch den Plenarbeſchluß vom 8. April 
1861. dahin ihre Erledigung gefunden, daß in dem Falle, 
wenn die Staatöregierung nah dem $. 2. des Gejehes 
vom 11. März 1850. die örtlihde Polizei-Verwaltung in 
einer Gemeinde übernommen bat, unter den bejonderen 
Beamten, deren Gehälter fie dann nah dem $. 3. zu 
zahlen verbunden ift, alle diejenigen Beamten zu verftehen, 


en 
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welche zur Beſorgung der Geſchäfte der Polizei-Verwaltung 
erforderlich find. (Präj. Nr. 2715.). Es handelt ſich jetzt 
von einer zweiten, über die Frage entſtandenen Controverſe: 
Sind die Penſionen der von der Staats-Regierung, im 
Falle der Anwendung des 8. 2. eit. angeſtellten beſonderen 
Beamten, ebenſo, wie die Gehälter derſelben, nach dem 8. 3. 
ibid., vom Staate zu tragen? In dem Proceſſe der Stadt Halle 
wider den Fiscus hat der zweite Senat des Collegiums dieſe 
Frage verneint, (vergl. das Erfenntnig vom 14. Juni 1864., 
— Entſch. Band 51. ©. 132. ff.), indem er annahm, daß 
der Staat nur die laufenden Koften, die Gehälter für die 
bei der Polizei: Verwaltung thätigen Beamten während 
diejer Thätigfeit übernommen habe, mithin die Penſionen 
ausgeſchloſſen ſeien. Dieſe Anficht hat der Senat auch in 
einem fpäteren Erfenntniffe in Sachen des Fiscus wider die 
Stadt Breslau fejtgehalten. In dem erften Proceſſe hatte 
die Stadt Halle auf Erftattung der von ihr gezahlten 
Penfionsbeträge für einen Beamten, und Uebernahme der 
ferneren Benfion Seitens des Staates geklagt, während in 
dem Proceſſe des Fiscus gegen die Stadt Breslau eriterer 
die Erjtattung der von ihm gezahlten Penfionsbeträge ver- 
langte und durch Erfenntniß vom 28. Sanuar 1868. ob— 
fiegte. Diefes Urtel des zweiten Senate3 geht davon aus, daß 
nah dem $.21. jenes Gejeges auf frühere Vorſchriften nicht 
zurüdgegangen werden fünne, daß der 8.3. nur eine Ausnahme 
von der Negel, nach welcher die Kosten der örtlihen Poli— 
zei-Verwaltung von der Gemeinde zu beitreiten ſeien, in 
Bezug auf die Gehälter der von der Staat: Regierung 
angeltellten Beamten enthalte, daß hiernach, auch nach der 
Auslegung des $. 3. im Plenarbefhluffe vom 8. April 1861., 
durch das Geſetz dem Staate nicht die Verpflichtung zur 
42 
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Zragung der Penfionen für nicht mehr angeftellte Beamte 
auferlegt fei, daß nach allgemeinen Rechtsgrundſätzen die 
Ausnahme nit ausdehnend erklärt, und auch Benfion 
und Gehalt nicht identificirt werben könnten; dem ftände 
Ihon die Berjchiedenheit des Ausdrudes und der unzmeifel: 
haft ſprachliche Sinn und deſſen Bedeutung entgegen; die 
Gemeinden hätten die Penfionen zu befireiten, weil fie zu 
den örtlichen Polizei-Verwaltungskoſten gehörten, welche 
ihnen, nur mit Ausnahme der Gehälter, auferlegt feien. 
Durch die Uebernahme diejer Gehälter hätten die Gemeinden 
auf Koiten des Staates ohnehin einen Vortheil erlangt, und 
um jo weniger fei, abgejehen von dem unzmweifelhaften 
Wortveritande des 8. 3., ein Grund vorhanden, das Geſetz 
zu Gunften der Gemeinden auszulegen. 

Auf einen der Entiheidung des fünften Senates unter- 
breiteten Caſſations-Recurs in Sahen des Fiscus wider bie 
Stadt Eoblenz, in welchem Proceſſe der klagende Fiscus 
Eritattung der von ihm gezahlten Penfionsbeträge fordert, 
bat dagegen diefer Senat die Verwerfung des Caſſations— 
Recurſes beichlofjen, indem er den Staat au zur Tragung 
der Penſionen im gedachten Falle für verpflidtet, Die 
Gründe der Vorentiheidungen aber weder nach) der wirklichen, 
noch nad der rationellen Auslegung, nah der Genefis, dem 
Zwecke und der Abficht des Gejeges für zutreffend, vielmehr 
hiernach jeine abweichende Anficht für gerechtfertigt erachtete. 
Er hat, bei dieſem unzmweifelhaften Conflicte der Anfichten 
über die Rechtsfrage, diefe in der oben erwähnten Faflung 
duch Beihluß zur Entſcheidung des Plenums geftellt, welches, 
nach Anhörung des General-Staatsanmwaltes, auf Grund der 
übereinftimmenden Anträge der Referenten, fih in ber 
Sikung vom 1. Mai 1871. für die neuere Anficht des 
fünften Senate3 ausgeiprohen und den oben formulirten 


5 


Grundfag, aus nachſtehenden Motiven zum Beichluß er: 
hoben bat. 
Gründe. 

Der $. 3. des Geſetzes vom 11. März 1850. über die 
Polizei-Verwaltung erwähnt der PVenfionen nicht beſonders 
und ausdrüdiih. Der über die Verpflihtung des Staates 
oder der Gemeinden in dem Falle, daß die örtliche Polizei— 
Verwaltung beſonderen Staatsbeamten übertragen 
worden ($. 2.), zur Zahlung der Penfionen entitandene 
Conflict, wonad die ältere Meinung dieſe Verpflichtung 
den Gemeinden auflegt, die neuere aber dem Staate, 
wird durch den Vlenarbeihluß vom 8. April 1861. nicht ge- 
löſet. Derjelbe bezog fi auf die Streitfrage, wer unter 
ben bejonderen Beamten zu verftehen fei, deren der $. 3. 
Erwähnung thut und präjudicirt alfo der gegenwärtigen 
Entiheidung nit. Darüber, daß die von der Staats: 
behörde, im Falle fie die örtliche Volizei-Verwaltung gemäß 
8. 2. des Geſetzes befonderen Beamten übertragen, — ſei e3, 
daß fie neue Beamten anftellt, oder die bisherigen Gemeinde: 
Beamten beibehält, — angeftellten Beamten Staatsbeamte 
find, waltet fein Zmeifel ob, da dies aus der Natur der 
Sade folgt und im $. 2. grabehin anerkannt ift. Die 
Staatsbehörde ftellt diefe Beamten an, firirt das ihnen ge: 
bübhrende Gehalt, fie fett die nicht mehr dienftfähigen 
Beamten in den Auheftand, und beftimmt die ihnen zu ge— 
währende Penſion, alles ohne Mitwirkung der Gemeinden, 
welden ein Recht zur Mitwirkung gejeglich nicht gegeben 
it, und gegeben fein Fonnte, da hierbei das Staats: 
Intereſſe allein oder vorzugsweiſe entfcheidend ift, welches 
dahin geführt hat, die Autonomie der Gemeinden zu be— 
ſchränken. | 

Die Bolizei-Gewalt ftand befanntlih und wie auch in 
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den Gründen des oben erwähnten Plenarbefchlufies dar— 
gelegt ift, in den deutſchen Stadtgemeinden und namentlich 
in den PBreußifchen, den ftädtifchen Gorporationen aus eigenem 
Rechte zu. Der Magiftrat hatte, wie der 8. 128. THl. II. 
Tit. 8. des A. L.⸗R. jagt, als Vorfteher der Bürgerfchaft 
vermöge feines Amtes, die Stadtpolizei auszuüben. Die 
Städte-Ordnung vom 19. November 1808. hat injofern 
dieſes autonomifhe Recht der Gemeinden aufgehoben, als 
im $. 166. dem Staate vorbehalten ift, in den Städten 
eigene PBolizeibehörden anzuoronen, oder die Ausübung der 
Polizei dem Magiftrate zu übertragen, der fie dann aber 
nur al3 Beauftragter des Staates ausübt und in dieſer 
Hinfiht als Staatsbehörde angejehen wird. In beiden 
Fällen legt der 8. 167. der Städte-Orbnung von 1808. der 
Stadtgemeinde, da die Drtspolizei hauptfählih für die 
Sicherheit und das Wohl der ſtädtiſchen Einwohner thätig 
iſt, die Koften zur Erhaltung des nöthigen Polizei-Perſonales 
und der erforderlihen Anjtalten unbedingt auf, folgerichtig 
auch die PVenfionen der in Nuheitand verjegten Beamten. 
Da jedoh durch die Einrichtung befonderer ftaatliher Be— 
hörden den Stabtbehörden, namentlih rückſichtlich der ſäch— 
lihen Ausgaben, eine größere Laſt auferlegt wurde, als fie 
früher getragen, obwohl ihnen das autonomijche Recht, die 
Polizeigewalt felbitftändig und aus eigenem Rechte ausüben 
zu laffen, entzogen wurde, fo änderte die pätere Gejeßgebung 
diefe Beftimmung des $. 167. der Städte-Ordnung ab. 
Das Geſetz vom 30. Mai 1820. über das Abgabenwejen hob 
im $. 101. die Beiträge der Stadtgemeinden zur Unterhaltung 
der vom Staate außerhalb der Magijträte befonders an- 
geordneten Polizeibehörben, ebenjo wie zur Unterhaltung 
der Gerichte auf. Beide Behörden follten jedoch im Belige 
der Localien bleiben, welche fie damals inne hatten. 
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Diefe Beftimmung ift fpäter in der Allerh. Cabinets-Ordre 
vom 3. Detober 1821. (v. Kamptz Annalen Bd. 14. ©. 110.) 
und in der vermittelft der Allerh. Cabinets-Ordre vom 4. Juli 
1832. genehmigten Zujammenftellung der die Städte-Ordnung 
ergänzenden und erläuternden Beftimmungen zu den 88. 167. 
und 184. diefer Ordnung feftgehalten, und nur dahin declarirt, 
daß die Unterhaltung der gedachten Behörden, namentlich 
ihre Befoldung und die Koften, welche zu ihrem unmittelbaren 
Geihäftsbetriebe für Heizung, Erleuchtung, Büreau-Bebürf: 
niffe und dergleichen erforderlich find, vom Staate beftritten, 
alle übrigen, jowohl die allgemeinen, al3 die bejonderen Ver— 
pflihtungen, wenn fie nicht gefeglich abgeändert find, oder noch 
abgeändert werden, von den Stadtgemeinden in der bisherigen 
Art erfüllt werden jollen. Die revidirte Städte- Ordnung 
vom 17. März 1831. fo wenig, als die Verfaſſungs-Urkunde 
vom 31. Sanuar 1850. haben Hierin Etwas geändert. 
Bis zur Cmanation des Geſetzes vom 11. März 1850. 
hatte demnach der Staat in dem Falle, daß von ihm be: 
ſondere Polizeibehörden in den Städten, — und von foldhen 
handelt e3 fich hier überhaupt, — errichtet worden, nicht bloß 
die perfönlichen Koften für Befoldung der Beamten, fondern 
auch einen Theil der ſächlichen Koften der örtlichen Po— 
lizeis:Verwaltung zu tragen. Durch jenes Geſetz find den 
Gemeinden die ſächlichen Koften allein, und ift dem Staate 
nur die Verpflichtung auferlegt, im Falle des 8. 2. die 
Gehälter der von der Staats-Regierung angeftellten beſon— 
deren Beamten zu zahlen. Hiernach giebt e3 zwei Kate: 
gorien von Städten Hinfichtli) der örtlichen Polizei-Ver— 
waltung, nämlich: 

1. folde, was die Regel bildet, in welchem dieſelbe von 

ſtädtiſchen Genteindebeamten, 
und 
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2. jolche, wo fie von Staatöbeamten ausgeübt wird. 

In den Städten der eriten Kategorie treffen die Stabt- 
gemeinde alle perjönlichen und ſächlichen Ausgaben, alfo auch 
die Befoldungen, Gehälter und PBenfionen der Beamten, wie 
fie die Gemeinde-Drdnung vom 11. März 1850. 8. 60. ff. 
regulirt. In den Städten der zweiten Kategorie müſſen die 
Städte die ſächlichen Koſten allein tragen, der Staat trägt nur 
die perjönlihen. Das Gejek vom 11. März 1850. im $. 3. 
bedient fich hierfür des Ausdruckes „Gehälter“. Es ift auch 
nicht in Abrede zu ftellen, daß Dies Wort in engerer und 
weiterer Bedeutung gebraucht werden kann und wird. Ge- 
halt wird dem Beamten während feines Dienftes gezahlt, 
die Venfion tritt erft von der Zeit ein, wo er in den Ruhe— 
ftand verfeßt wird. Beide Bezeichnungen fallen nicht zu= 
fammen. Denn, troß der gejeßlich vielfach anerfannten inne— 
ren Verwandtſchaft und Gleihartigfeit, (cfr. das Geſetz vom 
24, Mai 1861., Geſ.„Samml. S.241., das Gejeß vom 11. Juli 
1822., Gel.:Samml. ©. 184.; und die Allerh. Cabinets-Ordre 
vom 14. April 1832., Gef.-Samml. S. 148.), beftehen aller- 
dings noch mancherlei Unterjchiede, fo hinfichtlich der Höhe des 
Betrages, der Erhebungszeit und des mit Arreft und Execu— 
tion angreifbaren Betrages. Allein bei Feititellung der 
Bedeutung des im Geſetze gebrauchten Ausdrudes „Ge— 
hälter“, wenn diejer allein, und nicht, wie in der Ge: 
meinde- Ordnung vom 11. März 1850. $. 60. ff., neben 
dem Worte „PBenfion” vorkommt, enticheidet nicht allein 
der Ausdruck ſelbſt, vielmehr muß anderweit ermittelt 
werden, ob das Wort „Gehälter” im engeren oder wei- 
teren Sinne gebraudt worden if. Die Negel it aber 
die, daß das Lebtere angenommen werben muß, wenn nicht 
die Abficht des Gefeßgebers auf das Gegentheil gerichtet 
it. Dies folgt nothwendig aus dem Begriffe des Gehaltes 
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und der Penſion. Nah den Staatsrechtslehrern (cfr. 
v. Rönne, Staatsrecht II. a. $. 302.; Zahariae, Staats: 
und Bundesrecht Bb.2. 8. 132.; Zöpfl, Grundfäße des 
deutſchen Staatsrechtes, $.316.; Bluntſchli, Staatsrecht II. 
©. 135.; Perthes, der Staatsdienſt in Preußen, ©. 146.) 
ift es unzweifelhaft, daß der angejtellte Beamte auf Grund 
feiner Anftellung nicht blos auf die Bejoldung, den Gehalt, 
während der Dauer des Dienftes, jondern auh, wenn er 
ohne fein Verſchulden in den Ruheſtand gefeßt wird, einen ver: 
mögensrechtlichen Anfpruch auf die Benfion, den Ruhegehalt, 
gegen den, der ihn berufen und feine Dienftleiftung ange: 
nommen, erlangt bat, und geltend machen fann, jomwie, 
daß diejer Anſpruch auf den Ruhegehalt oder die Penſion aus 
demjelben Nechtstitel folgt und auf demjelben Rechtsgrunde 
beruht, wie der auf den laufenden Gehalt. Der Anſpruch 
liegt in dem Dienftvertrage, der zwiſchen dem Anftellenden 
und dem Angeftellten eingegangen wird, mag dem Bertrage 
ein rein privatrechtlicher oder mit mehr Recht ein ftaatsrechts 
liher Charakter beigelegt werden. Der Beamte hat nicht blog 
während des laufenden Dienftes Anſpruch auf Bejoldung und 
Gehalt, jondern, auf Grund deſſelben Titel3, au Anſpruch 
auf den Ruhegehalt, auf Verſorgung, auf Qulescenzgehalt 
oder Penſion, beides in Rückſicht auf die geleiſteten Dienfte‘ 
E3 war natürlihe Folge der Nothwendigkeit, durch die An— 
ftellung zuverläffiger und tüchtiger Beamten, welche ihre 
ganze Thätigfeit, ohne Möglichkeit eines befonderen Erwerbeg, 
dem Staate widmen und ihre Kräfte verwenden, für das Wohl 
des Staates und der Unterthanen zu forgen, daß entweder 
dureh eine jehr hohe Befoldung, oder durch eine den Verhält- - 
niſſen entiprechende Penfion, die für den Fall der Duiescirung, 
wenn auch in geringerem Betrage, beftimmt wird, der ftandes- 
mäßige Unterhalt für den Beamten und jeine Familie ges 
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fichert und fo jenes Biel erreicht werde. Die Penfion oder 
der Nuhegehalt ift nichts anderes, als eine verfchieden 
firirte Quote des laufenden Gehaltes, der Bejoldung. Sie 
gründet fich, wie dieſe, auf die Beftellung zum Amte und die 
auf Grund derjelben geleifteten Dienfte; hiervon geht auch 
die Preußiſche Gefeßgebung, insbefondere das Penſions— 
Reglement vom 30. April 1835. und das Gefe vom 
24. Mai 1861. (Geſ.“„Samml. ©. 241) aus. Die Penfion 
ift fein bloßes Gnadengefchenf, jondern ein, wie der Gehalt 
während des Dienftes, vermögensredhtlicher verfolgbarer 
Anſpruch an den Staat. Es ftehen fih daher Gehalt und 
Penfion nicht ausfhließend entgegen; was von dem Einen 
gilt, gilt au von dem Anderen, wenn das Gejeß oder 
eine befondere Vereinbarung nicht andere Feſtſetzungen treffen. 
Sprit aljo ein Geje vom Gehalte der Beamten, jo gilt 
im Allgemeinen dafjelbe vom Ruhegehalte und e3 iſt das 
Wort „Gehalt“ in feiner weiteren Bedeutung aufufafien, 
wenn nicht aus den Worten des Gefeßes, oder der Abjicht 
des Gejeßgebers ein Anderes feftgeitellt werben kann. 
Wenn nun die neuere Meinung auf das Wort „Ger 
älter” im $. 2. des Geſetzes vom 11. März 1850. Fein 
enticheidendes Gewicht legt, fondern au3 allgemein gültigen 
Rechtsſätzen, der Geneſis des Geſetzes und der ratio legis 
den Schluß zieht, daß der Ausprud „Gehälter“ den Ruhe— 
gehalt mit umfaſſe, jo kann dem nicht entgegengeſetzt wer— 
den, daß das Geſetz nicht ausdehnend oder analog ange: 
° wendet werben dürfe, vielmehr fragt es fi: was it der 
wahre Sinn des Gefeßes? Auch ſpricht für die ältere 
Meinung nicht das gebraudhte Wort „angeitellt”, da auch 
die in den Ruheſtand verjegten Beamten angeitellte Beamten 
genannt werden können, und weil nicht auf jenes Prädicat 
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der Nachdruck zu legen iſt, ſondern darauf, daß die Beamten 
von der Staats-Regierung angeſtellt ſind. Ebenſowenig iſt 
es richtig, daß der 8. 21. des Geſetzes, der alle entgegen— 
ſtehenden Beſtimmungen aufhebt, die Berückſichtigung der 
früheren Geſetze als Interpretationsmittel ausſchließt. Es 
kann auch nicht anerkannt werden, daß der Ausdruck „Ge— 
hälter“ nach dem allgemeinen Sprachgebrauche die Penſionen 
ausſchließt. Ein ſolcher Sprachgebrauch exiſtirt nicht; denn, 
wenn auch der Ausdruck: Ruhegehalt weniger gebräuchlich 
ſein mag, ſo ſpricht man doch ebenſo von Inactivitäts-, Inva— 
liden- und Emeritengehalt, und es kann nur aus hiſtoriſchen 
Gründen hergeleitet werden, daß die Preußiſche Geſetzgebung 
ſich des Ausdruckes „Penſion“ ſtatt „Ruhegehalt“ bedient, da 
hierin ein Unterſchied nicht liegt. Aus dem Wortlaute kann 
mithin ein Entſcheidungsgrund nicht hergeleitet werden, aber 
auch nicht aus der Stellung der 88. 1.—3. des Geſetzes. 
Es ift zwar die Regel, daß die örtliche Polizei: Verwaltung 
nit befonderen Staat3beamten in den Städten anvertraut 
ift, aber daraus, daß die Staats-Polizeibehörden die Aug: 
nahme bilden, folgt nicht im Entfernteften, daß dem Staate 
die Verpflichtung zur Tragung des Nuhegehaltes nicht auf: 
erlegt ei, fondern den Stadtgemeinden. Die Penſion ift 
ebenjo, wie der laufende Gehalt, eine perfönliche, nicht 
ſachliche Ausgabe; fie fommt dem Beamten auf Grund der 
geleifteten Dienfte zu und hat nichts zu thun mit den jach- 
lichen Ausgaben für das Bedürfniß des Geſchäftsbetriebes 
und bejonderer Anftalten. Daraus, daß die Stabtgemein- 
den die fachlichen Ausgaben im Falle des 8. 2. allein tragen 
müſſen, folgt alfo nit im Mindeften, daß fie die Penſionen 
der Staatsbeamten zu tragen haben follen. Daß alsdann 
darin eine nicht blos thatfächliche, ſondern eine rechtliche 
Abnormität liegen würde, unterliegt feinem Bedenken, ba 
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der die Penfion zu zahlen hat, welcher den Dienftvertrag 
eingegangen ilt, der den Beamten angeftellt, und in den Ruhe— 
ftand verfeßt hat, in deſſen Interefje die Dienfte geleiftet find, 
nicht aber ein Dritter, dem zwar jene Dienfte auch vor: 
theilhaft jein mögen, der indefjen ſchon die ſachlichen Verwal- 
tungsfoften zu tragen hat, die durch die Einrihtung einer 
befonderen Staatsbehörbe ohnehin vermehrt werben, der 
aber bei der Anftellung, Duiescirung, der Ausmeſſung des 
Gehaltes und der Penſion gar nicht mitzufprechen ‚hat. 
Menn der Staatsbeamte auf den $. 3. einen Anſpruch an 
die Gemeinde nicht zu begründen vermag, vielmehr das 
beitehende Penſions-Reglement bejtimmt, daß die Penfionen 
aus der Staatscafje zu zahlen find und Gehalt, wie Pen: 
fion, auf demjelben Rechtsgrunde beruhen, fo it es un- 
möglich, dem Gejeßgeber die Annahme einer jolden abnor— 
men Verpflichtung der Gemeinde unterzulegen, zu geſchwei— 
gen, daß fie zu willfürlicher Ueberbürdung derſelben führen 
fann. Es ift dies um fo einleuchtender, als die Gemeinde- 
Ordnung vom 11. März 1850. nur die Penfionen der 
Gemeindebeamten regelt und im $. 61. die Bürgermeifter, 
welche der Staat auf Grund des $. 31. a. a. D. angeltellt 
bat, von der Penſionsberechtigung an die Gemeinde aus: 
ihhließt, obwohl diefelben nur bis zu ſechs Jahren ernannt 
werden können, und fie nicht einmal formell für Staats: 
diener erklärt werben. Aus den Worten und deren Zu— 
fammenhange ift daher nicht die ältere Auslegung des 
8. 3. des Geſetzes begründet, ($. 46. der Einl. zum 
A. L.-R.); vielmehr ericheint, da weder der gewöhnliche, noch 
der techniſche Gebrauch für die engere Bedeutung des 
Mortes „Gehälter priht und die Gemeinde-Ordnung 
vom 11. März 1850. die Abficht des Gefeßgebers zu er: 
fennen giebt, ſchon hiernach die neuere Meinung begründet, 
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daß der $. 3. die Penfionen mit umfaßt. Hierbei mag 
noch erwähnt werden, daß die ältere Anfiht confequent 
dahin führen würde, daß auch Wartegelder und jelbft folche 
Theile des Gehaltes, welde nach dem Penſions-Reglement 
nicht zur Penſionsberechtigung gezogen werden, den Städten 
zur Laſt fielen, eine Conſequenz, die ſelbſt der Fiscus bis— 
her nicht gezogen hat, daß ferner die ſchon hervorgehobene 


Abnormität, die der älteren Anſicht entgegen zu ſtellen iſt, 


noch dadurch geſteigert wird, daß die zur Zeit der Ema— 
nation des Geſetzes noch beſtehenden Einzwölftel-Abzüge 
und Penſionsbeiträge den Stadtgemeinden nicht überwieſen 
find, diefe zur Staatscafle floffen, und dennoch den Ge: 
meinden ‚die Penfionen auferlegt fein follen. Dafür fann 
auch nicht geltend gemacht werden, daß die Stadtgemeinden 
ihon dur die Uebernahme der Gehälter einen Vortheil 
erlangten, da, abgejehen davon, daß die fahlichen Koften 
der Verwaltung durch die Einrihtung der Königlichen Be: 
börden vermehrt werden, die Städte durch Beſchränkung 
ihrer Autonomie auch ſonſt Einbuße erleiden, Daß das 
Geſetz von 1850. jehon den früheren Zuftand zu ihrem 
Nachtheile ändert, indem es ihnen alle fachlichen Koften auf: 
legt. Das leitende Princip ift offenbar vielmehr das geweſen, 
daß die Gemeinde die jachlihen, der Staat die perſön— 
lichen Koften übernehmen jollte, wie das Alles ſchon in 
den Motiven des Plenarbeſchluſſes vom 8. April 1861. 
anerkannt worden ift, und wie dies auch der Billigfeit durch— 
aus entiprah, weil eine andermweite Regelung um fo 
Ihwieriger war, als das Verhältniß der dem Staate und 
der den einzelnen Städten entjtehenden Vortheile nicht wohl 
feftzuitellen war. 

Erſcheint hiernach ſchon die neuere Meinung begründet, 
fo ift au nach dem nächften unzweifelhaften Grunde des 
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Geſetzes, der ratio legis, anzunehmen, daß die Staats— 
Regierung und die bei der Gejeßgebung mitwirfenden Fac- 
toren fern davon geweſen find, den Städten auch die 
Koften der PVenfionen der vom Staate angeftellten Beamten 
aufzulegen. Es findet fich hiervon weder in dem Entwurfe 
des Gefeßes, noch in den Rammerverhandlungen die leifefte 
Spur. Mlerdings glaubte man die Lat des Staates er- 
leichteren zu müffen, da er, nad der bisherigen Nechtsver- 
fafjung, nicht blos die Bejoldung der Beamten zu tragen 
hatte, fondern aud einen Theil der ſachlichen Koften der 
Polizei-Verwaltung, der ihm durch das Gejeß auch wirklich 
abgenommen worden ift. Allein, daß auch noch eine weitere 
Zaft auf die Gemeinden abgewälzt werden follte, ift weder 
im Gefege, noch in den Verhandlungen darüber irgend 
angedeutet, und doc hätte dies ausgeiprochen werben 
müffen, weil rechtlich bejtehende Verhältniſſe nur ſoweit 
abgeändert werden, als die ausdrüdlich beitimmt wor: 
den. Es war, um ein richtiges Maß für die Ber: 
pflihtungen des Staates und der Gemeinden zu finden, 
völlig zwedmäßig, die perjönlihen und ſachlichen Koften 
der MWolizei -» Verwaltung zu trennen, die erfieren Dem 
Staate für feine Beamten aufzulegen, die leßteren den 
Stadtgemeinden. Auf diefe Weile wurde einmal den be— 
ftehenden Verhältniſſen möglichſt Rechnung getragen, und 
dann auch die Laſt des Staates angemejjen erleichtert. Daß 
nun die PVenfionen der Beamten zu den perjönlichen Kojten 
gehören, ift unzweifelhaft, und es kann dem Geſetzgeber 
nicht die Abficht untergelegt werden, er habe fie abnormer 
Meile zu den ſachlichen Koften rechnen wollen. — Daß 
dies aber in der That nicht der Fall geweien, ergeben die 
Erklärungen der Commifjarien der Staatsbehörde bei Ge: 
legenbeit der Kammerverhandlungen über den Gejeßentwurf: 
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1. Sn der eriten Kammer wurde dem Vorſchlage, den 
Staat nah dem Abgaben:Gefege von 1820. zu ver: 
pflihten, von dem Regierungs-Commiſſare entgegen: 
geftellt, daß der $. 3. wohl die richtige Mitte zwifchen 
den Äntereffen der Einzelnen und denen des Staates 
treffe. (Sten. Ber. 1849/50. ©. 2324/25.) 

2. In dem Abgeordnetenhauſe wurde der gleichfalls ab: 
gelehnte Antrag geitellt, ven Gemeinden, in denen 
die örtlihe Polizei-Verwaltung von den Gemeinde: 
Behörden geführt werde, einen Zuſchuß aus Staats— 
cajjen zu gewähren. Es wurde von der Negierung 
dagegen erinnert, daß e3 im eigenen Intereſſe der 
Gemeinde liege, daß fih die Polizei-Verwaltung in 
den Händen der Gemeinde-Behörden befinde, daher 
überweije der Staat in der Regel die örtliche Polizei: 
Verwaltung, jowie ihre Koften, der Gemeinde. Wo 
in erjterer Beziehung eine Ausnahme eintrete, fei fie 
auch in der letzteren gerechtfertigt. (Sten. Ber. 
1849/50. ©. 3223.) 

3. In Späteren Landtagsverhandlungen während des Land— 
tages von 1855/56. haben die Commiſſarien der Re— 
gierung in einer Sißung der Commiſſion des Herren 
hauſes in Bezug auf den Antrag, die ftädtiichen Koften 
der örtlihen Polizei-Verwaltung zu firiren, geäußert, 
das Ziel des Antrages jei, in den Städten mit 
Königlihen WBolizei = Verwaltungen, rüdfichtlih der 
ihnen alsdann allein verbleibenden ſachlichen Koſten, 
die Laft in eine gemefjene umzuwandeln (Landtags: 
Verhandlungen ꝛc. 1855.—1856. Anl. ©, 118.). 

4. Bei Gelegenheit der Verhandlungen über das Geſetz 
vom 26. März 1856., betr. die Nutzungen und Laften 
aus der vorläufigen Straffeftfeßung wegen Weber- 
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tretungen (©.:©. ©. 225.), äußert der Berichterftatter: 
das Gejek vom Jahre 1850. habe angeordnet, daß 
die Beamten vom Staate befoldet, alle übrigen Koften 
von der Gemeinde getragen würden. Der Regierungs: 
Commiſſar erklärt hierauf, das Geſetz habe die practiſche 
Folge, daß die Gemeinde mur die fogenannten fach: 
lihen Laſten zu tragen habe, während die anderen 
Laſten, ſoweit es fich um die Befoldung der Königlichen 
Beamten handle, vom Staate getragen mwürben. 
(Sten. Ber. 1856. Abgeord.:9. I. ©. 310.) 

5. Der Commiffionsbericht des Herrenhaufes über jenes 
Geſetz vom 26. März 1856. bemerkt: die Ueberlaffung 
der Geldbußen und Confiscate an die Städte fei eine 
Conjequenz davon, daß fie die Koften trügen, indem bie 
Gemeinden nad dem Geſetze vom Jahre 1850. die 
ſämmtlichen ſächlichen Koften der PBolizei-Verwaltung 
zu tragen hatten. Und in einem weiteren Commiſſions— 
berihte des Herrenhaufes aus derfelben Sitzungs— 
Periode von 1856. ift die Bemerkung zweier Regierungs⸗ 
Gommifjarien regiftrirt,dvaß den Städten, fobald ihnen 
eine Königlihe Polizei Verwaltung gegeben werde, 
dann allein die ſächlichen Koften derfelben verblieben. 
(Sten. Ber. des Herrenh. 1856. Bb. 2. ©. 73. 117.) 

Die Staat3-Negierung, ſowie die anderen Factoren 
der Gefeßgebung haben alfo anerkannt, daß das Princip 
der Theilung der Koften der Polizei-Verwaltung im Falle 
des $. 2 das ift, daß die Städte die jählihen, der Staat 
die perfönlichen, wozu unzweifelhaft auch die Penſionen ge- 
hören, treffen jolen. Sp hat auch die Staatö-Negierung 
das Geſetz von 1850. practiih angewendet und ausgelegt, 
indem fie eine längere Reihe von Jahren feit der Emanation 
des Geſetzes die Penfionen der Staatsbeamten aus den 
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Staatscaffen gezahlt hat. Sie hat ganz offenbar den 
Städten nicht Vorſchüſſe auf unbeftimmte Zeit Leiften wollen 
und bat erſt feit dem Jahre 1865. die gezahlten Penfionz- 
beiträge von den Städten Halle und Coblenz zurüdgefordert. 
Die Motive des Plenarbeſchluſſes vom 8. April 1861. 
haben ebenfo ausgeſprochen, daß die ſächlichen Koften den 
Stadtgemeinden, die perfönlihen dem Staate zur Laft fallen 
und zugleich betont, daß durch die Auflage der eriteren den 
Städten durh die Einrihtung Königlicher PBolizeibehörden 
nicht bloß Mehrkoften für die ſächlichen Bedürfniſſe erwachſen 
find, fondern daß fie auch andermweite Einbußen, insbejondere 
an der Auctorität der Gemeindebehörden, erlitten Haben. Dieje 
zutreffende Bemerkung gilt um fo mehr bier, wo e8 fi 
nit von der Begrenzung des Perfonales an fih, wie im 
Falle des Plenarbeſchluſſes, Sondern darum handelt, ob der 
Ruhegehalt, wie der laufende Gehalt, vom Staate zu tragen 
it; was bei der Gleichartigfeit beider, demſelben Rechts: 
grunde, auf dem fie beruhen, entjchieden angenommen werden 
muß, weil das Gejeß nicht etwas Anderes feitjeßt. 

Nah der neueren Anficht fchließt jich das Geſetz vom 
11. März 1850. dem bis dahin geltenden Rechte möglichft 
an, und werden Anomalien, Inconſequenzen und Härten 
vermieden. Sie fteht in Webereinftimmung mit Ber Gemeinde: 
Drdnung von demfelben Tape und wird durch die Geneſis 
des Geſetzes, die ratio legis, und die ausgeiprochenen Er: 
Härungen der Staatsbehörde, welche letztere auch thatjäch- 
lid davon längere Zeit aufgegangen ift, daß das Gefek 
unter Gehältern auch Penfionen verfteht, gerechtfertigt, 
während der Ausprud „Gehälter“ ihr Feinesweges ent- 
gegenfteht. Es hat aus allen diefen Gründen die ältere 
Anficht nicht Feitgehalten werden fünnen, deren Motive, wie 
gezeigt, nicht zutreffend erjcheinen. 

Band 65. — * B 
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N 1, 
Civile Zeitrechnung im Bezug auf Armenpflege, 


Hat derjenige Arme, welcher an einem Orte am 
1. Oetober neu angezogen, und am 30. September 
des folgenden Jahres von jenem Orte wieder abge- 
zogen ijt, dort jeinen Wohnſitz Ein Jahr lang fort 
gejett, und tit mithin für den Ortsarmenverband dajelbit 
die Verpflichtung zur Fürſorge für ihn entjtanden? 
Geſetz zur Ergänzung der Gejege vom 31. Dezember 1842. 
über die Verpflichtung zur Armenpflege und die Aufnahme 
neu anztehender Perſonen, vom 21. Mat 1855. Art. 1. 
(Geſ.S. 1855. ©. 312.) 
A. L.⸗R. Thl. I. Tit. 3. 88. 45.—47, 


In der Sache des Armenverbandes zu Groß-Blauftein 
wider den Armenverband zu Widerau hat das Kreisgericht 
zu Röfjel in feinem Erkenntniſſe vom 24. März 1370. die 
in der Weberichrift aufgeworfene Frage verneint, dag oft: 
preußifche Tribunal zu Königsberg dagegen in feinem Urtel 
vom 1. November 1370. bejaht. Der erſte Senat des 
Dber » Tribunals Hat jedoh am 21. April 1871. dag 
Appellations Erfenntniß vernichtet und das erite Urtel be= 
ftätigt und zwar aus folgenden, zugleih das Sachverhältniß, 
foweit e3 bier in Betracht fommt, ergebenden 

Gründen. 

Sn Uebereinftimmung mit dem erſten Nichter fieht 
der Appellations-Richter durch die Ausfagen der abgehörten 
Zeugen für erwiefen an: daß der Inſtmann 3. in Groß- 
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Blauſtein am 1. October 1866., — ungewiß um welche 
Tageszeit, — mit ſeiner Familie angezogen und am 
30. September 1867 — Morgens oder gegen Mittag — 
wieder abgezogen iſt. Hieraus folgert das Kreisgericht 
zu Röſſel, daß F. in der That ein volles Jahr in 
Groß-Blauſtein nicht gewohnt, und mithin dort, gemäß 
Art. 1. des Ergänzungsgeſetzes vom 21. Mai 1855., noch 
keinen Unterſtützungswohnſitz erworben habe. Es hat daher, 
dem Klageantrage entſprechend, erkannt: 
daß, unter Aufhebung des Reſolutes der Regierung 
zu Königsberg vom 1. December 1868., nicht das Do— 
minium Groß-Blauſtein, ſondern der Armenverband 
Wickerau ſchuldig, die Fürſorge für die Wittwe und für 
die minderjährigen Kinder des im Februar 1868. in 
Alt-Roſenthal verſtorbenen Inſtmannes Johann F., ſo 
lange dieſe Fürſorge von der Verwaltungsbehörde für 
nöthig erachtet wird, zu übernehmen, und demgemäß 
auch das Dominium, reſp. der Armenverband Groß— 
Blauſtein von der demſelben in dem gedachten Reſolute 
auferlegten Verpflichtung: der Gutsherrſchaft Alt-Roſenthal 
die von derſelben im Wege der öffentlichen Armenpflege 
bereits vorſchußweiſe hergegebenen Koſten zu erſtatten, zu 
befreien. 

Das oſtpreußiſche Tribunal zu Königsberg dagegen 
glaubte, indem es ausführte: „ES könne ſich mit Rückſicht 
auf den Art. 1. des Geſetzes vom 21. Mai 1855. nur fragen: 
ob der F. dadurch, daß er vom 1. October 1866. bis 
30. September 1867. in Groß-Blauſtein gewohnt, den 
Wohnſitz daſelbſt ein Jahr lang fortgefegt habe?“ viele 
Frage bejahen zu müſſen. Demi bei der Berechnung Des 
Sahres komme der $. 46. Th. 1. Tit. 3. des A. EN. 
zus Anwendung, wonach ein Necht, deſſen Erwerbung an 
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einen gewiſſen Tag gebunden fei, für erworben erachtet 
werde, fobald der Tag angefangen ſei; der F. habe 
daher mit dem Anfange des 30. September 1867. gegen 
den flagenden Armenverband das Recht auf Fürjorge er: 
worben, und erfcheine alſo der Anſpruch des Klägers be- 
gründet.” — Hiergegen kämpft Implorant mit dent Vorwurfe 
an: „Bei der Eingangs gedachten thatſächlichen Feititellung 
des Appellationg-Richters Fünne nicht angenommen werden, 
daß die Verpflichtung zur Armenpflege bezüglich des F. und 
deſſen Familie für den Armenverband Blauftein entftanden 
fei. Der Appellationg - Richter, welcher ſolches gleichwohl 
annehme, verlege den 8. 46. Thl. I. Tit. 3. des N. N. 
durch unrichtige, und den Art. 1. de3 Ergänzungsgeſetzes 
vom 21. Mai 1855. durch unrichtige, reſp. Nichtanwendung.“ 
Und dieſe Nüge ericheint au im MWefentlichen begründet. 
Die Fürforge für einen Armen hat diejenige Gemeinde 
zu übernehmen, in welcher derjelbe: 
unter Beobachtung der Vorſchriften des Geſetzes vom 
31. December 1842. über die Aufnahme neuanziehender 
Perſonen, einen Wohnjig erworben hat. — Armenpfleges 
Geſetz vom 31. December 1842., $. 1. 
Diele Vorſchrift ift durch den Art. 1. des Ergänzung: 
Geſetzes vom 21. Mai 1855. dahin modificirt: 
„Die Verpflihtung des Drtsarmenverbandes zur Fürforge 
für einen Armen (der Unterſtützungswohnſitz) entjteht in 
denjenigen Fällen, in welchen fie nah $. 1. Nr. 2. des 
Geſetzes über die Verpflichtung zur Arnenpflege vom 
3l. December 1842. durch Erwerbung des Wohnſitzes 
begründet werben fol, fortan nicht mehr jogleih mit 
diefer Erwerbung, fondern erit dann, wenn der Neuan— 
ziehende den erworbenen Wohnſitz Ein Jahr lang fort: 
gelegt hat.“ 


——— 21 


Mit Recht macht der Appellations-Richter daher die 
Entſcheidung der Sache von der Beantwortung der Frage 
abhängig: ob der F. dadurch, daß er vom 1. October 1866. 
bis zum 30. September 1867. in Blauſtein gewohnt, den 
Wohnſitz daſelbſt Ein Jahr lang fortgeſetzt habe? Denn es 
unterliegt keinem Zweifel, daß jene Vorſchrift auch auf 
Gutsherrſchaften Anwendung findet, (Armenpflege-Geſetz vom 
31. December 1842., 8. 5. -— Entſch. Bd. 38. ©. 302.) und 
der zur Erwerbung eines Unterftüßungswohnfiges nach dem 
8. 1. Nr. 2. ebend. ſonſt allerdings erforderlichen bejonderen 
Meldung des Neuanziehenden bei der Volizeiobrigfeit des 
Drtes bedarf e3 da nicht, wo, wie hier, der Appellationg: 
Richter unangefochten vorausjeßt, der Gutsherr, der den 
Neuanziehenden jelbit mit Wohnung verfieht, zugleich die 
PVolizeiobrigkeit it. — Der Appellationg: Richter irrt aber 
in der rechtlichen Beurtheilung, wenn er vermeint: die obige 
Frage fei, unter Berüdjichtigung des $. 46. Thl. J. Tit. 3. 
des A. %:R., zu bejahen, und daraus weiter folgert: der 
F. habe daher mit dem Anfange des 30. September 1867, 
gegen den Hagenden Armenverband das Recht auf Fürlorge 
erworben. — Der Inſtmann D. und der Knecht Dr. be= 
funden übereinftimmend: daß fie am 1. October 1866., 
einem Montage, mit Blaufteiner gutsherrlidem Fuhrwerke 
den Knecht F. und dejjen Familie aus Widerau ab:, und nad 
Groß-Blauftein herübergeholt hätten. F. it daher, was 
auch der Appellationg: Richter durch den eingejchalteten 
Zwiſchenſatz: „ungewiß, um welche Tageszeit” andeutet, erſt 
im Laufe des 1. Detober 1366. mit feiner Familie in Groß: 
Blauftein angezogen. — Müßte nun bei der Abmeſſung des 
Jahres, während deſſen der erworbene Wohnſitz nah dem 
allegirten Art. 1. fortgejegt jein muß, mit mathematischer 
Genauigkeit — a momento ad momentum — gerechnet 
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werden, ſo würde das nöthige Jahr erſt im Laufe des 
1. October 1867. vollendet fein, alſo erſt mit dieſem Augen— 
blicke der F. den Unterſtützungswohnſitz in Groß-Blauſtein 
erworben haben. (Am 1. October 1867. iſt der F. aber 
gar nicht mehr in Groß-Blauſtein geweſen, vielmehr ſteht 
feſt, daß er bereits am 30. September 1867. von dort ab 
nach Alt-Roſenthal verzogen iſt. — Die faſt unüberwind— 
lichen Schwierigkeiten, die es in den allermeiſten Fällen 
haben mußte, mit einer mathematiſchen Genauigkeit den End— 
punkt einer, Rechte und Verbindlichkeiten bedingenden, längeren 
Friſt zu ermitteln und feſtzuſtellen, weil ſelbſt bei einer ſorg— 
fältigen Geſchäftsführung zwar der Tag, an welchem ein 
Geſchäft vorgenommen wird, genauangemerkt zu werden pflegt, 
dagegen die Tageszeit unbemerkt bleibt, — v. Savigny's 
Syſtem Bd. 4. S. 345. — führten ſchon im Römiſchen 
Rechte zu der ſogenannten civilen Computation, hinſichtlich 
welcher es heißt in: 1.6. D. de usurpat. (41. 3.) In usucapio- 
nibus non a momento admomentum, sed totum postremum 
diem computamus; und in J. 134. D. de verbor. signif. 
(50. 16.) — quia annum eiviliter non ad momenta tempo- 
rum, sed ad dies numeramus; es fol alfo nicht auf die Kleine: 
ren Beittheile des einzelnen Tages, nicht auch noch auf Stun— 
den und Minuten geachtet werden; dies wäre — wie 
v. Savignya.a.d. ©. 355. e3 nennt — das Zuſammen— 
fallen des juriſtiſchen Endpunftes mit dem mathematijchen. 
Der Gegenfag davon wird mit den Morten bezeichnet: 
totum postremum diem computare, oder: ad dies annum 
numerare. Bei diefer Berechnung, ad dies, oder der Civil: 
computation, macht es nun wieder einen Unterſchied, ob 
der lebte Tag, in welchen der Schlußpunft hineinfällt, nur 
angefangen oder ſchon vollendet fein muß: an dies 
ultimus coeptus habeatur pro completo® oder: an 
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novissimus totus dies compleri debeat? — (v. Holz: 
ſchuher, Theorie und Gafuiftif, Bd. I. ©. 396.); — und 
zur Erledigung diefer Zweifel ftellt v. Savigny a. a. O. 
&. 351. 410. bis 413. folgende Regeln auf: „Wer durd) 
den Ablauf eines Zeitraumes ein Hecht erwirbt, kann die: 
ſes in Anſpruch nehmen ſchon von dem Anfange des 
legten Kalenderjahres an. Wer aber durch Unthätigfeit, 
nad dem Ablaufe eines beftimmten Zeitraumes, ein Necht ver: 
tieren fol, fann noch am ganzen lebten Kalendertage han 
deln, fo daß der Verluft erit mit dem Ablaufe diefes Tages 
eintritt.“ 

An dieſe, für das Römiſche Net im Wege grünb- 
licher wiſſenſchaftlicher Forſchung gemonnenen, Regeln jchließt 
fih das Allgemeine Landrecht fehr genau an. Nachdem der 
8. 45. Thl. I. Tit. 3. des A. 8.:R., — gleichfalls in völliger 
Uebereinjtimmung mit der 1.8. D. de feriis ete. (2. 12.) 
welche lautet: More Romano dies a media nocte incipit 
et sequentis noetis media parte finitur; — beſtimmt hat: 

Bei geleglihen Zeitbeftimmungen wird der Tag von 
Mitternacht zu Mitternacht gerechnet. 
ſchreiben die folgenden Paragraphen weiter vor: 
8. 46. Iſt die Ermerbung eines Nechtes an einen ge 
wiſſen Tag gebunden, jo wird daflelbe, ſobald der 
Tag angefangen ift, für erworben geachtet. 
$. 47. Soll aber eine Pfliht an einem beftimmten Tage 
geleiftet werden, jo fommt dem Werpflichteten Der 
ganze Tag zu ſtatten. 

Der Implorant meint nun: der von dem Appellationg: 
Richter zur Anwendung gebrachte und feiner Berechnung 
zum Grunde gelegte 8. 46. 1. c. pafje auf das bier vor: 
liegende Verhältniß überhaupt nicht, weil von einer an 
einen gewiſſen Tag gebundenen Erwerbung eines Rech: 
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tes nicht die Rede ſei. — Es mag dahin geſtellt bleiben, 
ob ſchon dieſer Vorwurf für gerechtfertigt anzuſehen, 
wie ſolches in dem dieſſeitigen Erkenntniſſe vom 6. Mai 
1870. (Striethorſt's Archiv Bd. 78. ©. 217.) aller— 
dings angenommen iſt; — denn, wenn man auch mit 
dem Appellations-Richter bei der Berechnung des im Art. J. 
des Ergänzungs-Geſetzes vom 21. Mai 1855. erwähnten 
Jahres den Grundſatz des 8. 46.: dies coeptus pro com- 
pleto habetur zur Anwendung bringen will, ſo kann 
dennoch die Vorſchrift dieſes Geſetzes die von dem Appella— 
tions-Richter daraus hergeleitete Folgerung: F. habe daher 
mit dem Anfange des 30. September 1867. gegen den 
klagenden Armenverband das Recht auf Fürſorge erworben, 
— und deſſen gerade darauf baſirte abweiſende Entſchei— 
dung niemals rechtfertigen. Unzweifelhaft und, nach der 
eigenen Feſtſtellung des Appellations-Richters, iſt der F. 
erſt im Laufe des 1. October 1866. in Groß-Blauſtein an— 
gezogen; der Endpunkt desjenigen Jahres, während welches 
derſelbe dort den erworbenen Wohnſitz hätte fortſetzen 
müſſen, um, der Gutsherrſchaft in Blauſtein gegenüber, einen 
Unterſtützungswohnſitz zu gewinnen, würde daher immer 
erſt in den 1. October 1867. gefallen ſein, und es hätte 
ſich daher doch nur fragen können, ob zu dem Ende 
jedenfalls der Eintritt, der Anfang dieſes Kalendertages: 
des 1. October 1867., genügte, gleichviel, ob der F. that— 
ſächlich vielleicht erſt zu einer weit ſpäteren Tagesſtunde 
am 1. October 1866. in Blauſtein angezogen war, oder 
ob er den Unterſtützungs-Wohnſitz nur erſt mit der 
Vollendung des 1. October 1867. erlangte. Dieſer Zweifel 
kann bier aber unerörtert bleiben, da für den vorliegen— 
den Fall feititeht, daß F. bereits am 30. September 
1867. von Blauftein ab: und in Alt: NRojenthal angezogen 
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ift, fi mithin auch nicht einmal beim Eintritte des ge— 
nannten letzten Kalendertages noch in Blauftein aufgehalten 
bat. Zu weit geht der Appellations-Richter, wenn er — 
wie er augenjcheinlih thut — Behufs Vollendung des 
erforderlihen Jahres bei feiner Berechnung einer Seit 
den ganzen Anzugstag: den 1. Detober 1866. und anderer 
Geit3 auch den ganzen Abzugstag: den 30. September 1867. 
in Betracht zieht, und jo zu der fingirten, der Wirklichkeit 
widerſprechenden Annahme, gelangt: 3. habe 365. Tage in 
Groß-Blauftein gewohnt; wogegen die Nichtigkeits-Beſchwerde 
mit Recht erinnert: F. habe möglicherweife dort nicht ein— 
mal volle 364. Tage gewohnt, nämlich: wenn er — was 
nad) der Lage der Sade ſogar höchſt wahricheinlih iſt — 
am 1. October 1866. in Blauftein mit dem ihn und feine 
Familie von Widerau dorthin abholenden Fuhrwerke zu 
einer jpäteren Tageszeit eingetroifen, al3 er am 30. Sep: 
tember 1867. von dort wieder nach Alt:Rofenthal abge: 
zogen ift. Zu einer ſolchen Fiction, auch Hinfichtlich des 
Anfangspunftes einer längeren gejeglichen Frift, berech— 
tigt weder der Grund und Zmwed der Givilcomputation, 
noch viel weniger aber der allegirte $. 46. Der Appellations: 
Richter ift damit in den Fehler verfallen, vor dem von 
Savigny a. a. O. ©. 370. fi. und 379. ausdrüdlich 
warnt. Der Berklagte hat eingewandt: F. habe jih bei 
dem Kläger auf das landüblihe Dienſtjahr von Michaelis 
1866./67. vermiethet und e3 kann an der Nichtigkeit diejer 
Behauptung nad den obmwaltenden Verhältniffen faum ge— 
zweifelt werden. Freilich kann bei der Beantwortung der 
bier zu entjcheidenden Frage: ob der %. den durch den 
Anzug nah Groß:Blauftein erworbenen Wohnſitz dort ein 
Jahr lang fortgefegt hat? jenes Miethsverhältnig allein 
nicht maßgebend fein; e3 mag indeſſen nicht verfannt wer: 
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den, daß es den gewöhnlichen Lebensverhältniſſen und den 
Anſchauungen und Auffaſſungen des nicht juriſtiſchen Publi— 
kums wenig entſpricht, wenn der ſo lange fortgeſetzte Dienſt— 
contract dennoch nicht für ausreichend erachtet werden und 
die Erwerbung oder Nichterwerbung eines Unterftüßungs- 
wohnfites von dergleihen Zufälligfeiten, insbelondere davon 
abhängen follte, ob der eigentliche gejeglihe Umzugstag 
vielleicht auf einen Sonn: oder Feittag gefallen iſt. Im 
vorliegenden Kalle traf der Tag nach dem Michaelistage: 
der 30. September 1866., auf einen Sonntag, und im 
Fahre 1867. fiel der Michaelistag felbit auf einen Sonntag; 
der An: und Abzug des F. erfolgte daher erit an dem 
darauf folgenden Montage: dem 1. Detober 1866. und 
dem 30. September 1867. Dffenbar ift es auch eine 
jolde Erwägung geweſen, welche die Regierung zu Königs: 
berg beitimmt hat, in ihrem Reſolute vom 1. Dezember 
1868. ſchlechtweg anzunehmen: „ver F. Habe innerhalb 
des Gutsbezirkes Blauftein in einer von der Gutsherr— 
Ihaft eingeräumt erhaltenen Wohnung im Simme bes 
Art. 1. des Ergänzungs:Gefeßes vom 21. Mai 1855. ein 
Sahr hindurch, und zwar von Midhaelis 1866 bis 
Mihaelis 1867. gewohnt.” — Eine thatjächlihe Feſt— 
ftellung, gegen welche die Klage allerdings mit Recht er- 
innert, fie ftände mit den erfolgten Ermittelungen geradezu 
im Widerſpruche. 

Hat der Appellations- Richter hiernach, — mie Die 
Nichtigkeits-Beſchwerde mit Recht rügt, — den $. 46. Thl. I. 
Tit. 3. des A. 8-R. und den Art. 1. des Ergänzungs- 
Gefeges vom 21. Mai 1855. unrichtig gedeutet, jo muß 
fein, allein hierauf beruhenves Urtel, gemäß 8. 4. Nr. 1. 
und 8. 17. der Verordnung vom 14. December 1833. 
vernichtet werben. 
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Für die alsdann eintretende freie Beurtheilung des 
ganzen Sad: und Nechtsverhältniffes ergiebt fih aus dem 
Roritehenden zugleih, — da die Ausſagen der abgehörten 
Zeugen allerdings feinen begründeten Zmeifel dagegen auf: 
fommen laſſen, — daß F. in Groß:Blauftein erit am 
1. Oetober 1866. angezogen, aber bereit3 am 30. September 
1867. von dort wieder abgezogen ift, daß er dort fein 
volles Jahr gewohnt, alfo, in Gemäßbeit des Art. 1. a. a. D., 
fein Hülfsdomicil erworben Hat, die Verpflichtung zur 
Fürforge für ihn, jest deifen Familie, vielmehr, nad wie 
vor, der Gutsherrichaft von Widerau verblieben und dem 
entiprechend das erite Erfenntniß zu beftätigen iſt. — 
Freilih hat der Appellant im Anudienz= Termine zmeiter 
Inſtanz noch behauptet: daß F. am 23. September 1866. 
in Widerau abgerechnet habe, dann am 29. nach Blauftein 
gegangen fei, dort eine Mohnung angewielen erhalten und 
in derjelben von da ab wohnen geblieben ſei; am 30. Sep: 
tember habe er lediglich feine Frau und feine Sachen 
nachholen laſſen. Dieſe Behauptung würde an fich zwar 
erheblich jein, fie it aber jo, wie jie aufgeitellt worden 
und gerade in ihren weſentlichſten Punkten, eine durchaus 
neue, auf welche, al3 verspätet, nunmehr feine Nüdjicht ges 
nommen werden darf. 

Nachſchrift. 

Unzuträglichkeiten, wie ſie in dem gegenwärtigen Falle 
ziemlich ſchroff hervorgetreten ſind, haben den Geſetzgeber 
bewogen, in dem neuen Geſetze über den Unterſtützungs— 
mwohniig, vom 6. Juni 1870., duch den dritten Abſatz des 
8. 11., dahin lautend: 

Wo für ländliches oder jtäbtiiches Gefinde, Arbeits: 

leute u. |. w. der Wechſel des Wohnortes zu bejtimmten, 
durch Geieg oder ortsüblihes Herkommen feſtgeſetzten 
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Terminen jtattfindet, gilt der übliche Umzugstermin als 
Anfang des Aufenthaltes, jofern nicht zwifchen diefem 
Termine und dem Tage, an welchen der Aufenthalt 
wirklich beginnt, ein mehr als fiebentägiger Zeitraum 
gelegen hat. (Bundes-Geſ.-Blatt des Nordd. B. 1870. 
S. 362.) | 

eine geeignete Abhülfe zu gewähren. 

Diefer Sat befand ſich jchon im $. 8. des von dem 
Bunde2-Präfidium vorgelegten Entwurfes vor, und wird in 
den, dem leßteren beigefügten Motiven — ©. 20. — durch 
nachſtehende Erwägung gerechtfertigt. „Bei den überaus 
zahlreichen Streitigkeiten über die Armenpflege, welche gerade 
durch die dienende und arbeitende Claſſe verurfacht werden 
dreht ſich die Entſcheidung Häufig ausſchließlich um vie 
Trage: an welchem Tage der Aufenthalt innerhalb des 
einen oder anderen Armenverbandes begonnen iſt; und 
diefe Entiheidung wird in vielen Fällen dadurch außer: 
ordentlich erſchwert, daß der thatjächlihe Beginn des Auf: 
enthaltes nicht mit dem regelmäßigen Termine zuſammen— 
fällt, jondern aus irgend einem zufälligen, namentlih in 
ländlichen Verhältniſſen leicht fich ereignenden, Umftande fich 
um einige Tage verfrüht oder verzögert. Den oft fehr 
complicirten Beweis hierüber abzufchneiden und damit eine 
wejentliche Vereinfahung des Streites in dergleichen Fällen 
herbeizuführen, ift der practiſche Zweck der vorliegenden 
Beſtimmung. Ihre Geltung iſt, dieſem Zwecke entſprechend, 
auf einen ſiebentägigen Zeitraum beſchränkt.“ Die be— 
treffende Commiſſion des Reichstages fand feine Veranlaſſung, 
hierin eine Aenderung vorzuſchlagen; dagegen ward bei der 
Berathung des genannten Geſetzes, in der 46. Sitzung am 
16. Mai 1870., das Amendement auf Streichung dieſer 
Zuſatzbeſtimmung geſtellt, weil der Antragſteller nicht ver— 
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möge, die practiiche Bedeutung derfelben einzufehen. Diejem 
Antrage traten indefjen nicht blos der Bundes-Commiſſar, 
fondern aud mehrere Abgeordnete entſchieden entgegen. 
Erfterer bemerkte: „Das Alinea 2. des 8.11. der Commiſſions- 
Borlage — d. h. die erwähnte Zufagbeitimmung — bezwedt 
aus einem rein practiihen Gefichtspunfte eine Vereinfachung 
des Strafverfahrens (ſoll wohl heißen: Streitverfahreng) 
in den betreffenden Fällen. Ih glaube, wenn Sie die 
Vorſchrift annehmen, jo werden Sie eine große Zahl von 
unfruchtbaren Streitigkeiten zwifchen Armenverbänden, na= 
mentlih ländlichen, vermeiden, ohne dem Principe des Ge- 
feßes irgend wie zu nahe zu treten,” — und von den Lebteren 
bob ein gerade den öftlihen Provinzen des Preußischen 
Staates angehörender Nittergutsbefiger hervor: „Aber nun 
bitte ih Sie, Sich zu vergegenmwärtigen, welche Unzuträglich- 
feiten eintreten fönnen, wenn Sie das zweite Alinea, welches 
fih auf den Anzugstermin des ländlichen und ftäbtifchen 
Geſindes bezieht, nicht annehmen. Es ift in vielen Fällen, 
bejonders auf dem Lande, ganz gebräuhlihd, daß Leute 
diejer Art, wenn fie einen neuen Dienft antreten, bei der 
neuen Dienſtherrſchaft zunächſt einen Urlaub erbitten, auf 2 
bis 4 Tage in der Regel, um, vor Antritt des neuen Dienftes, 
etwa entfernter mwohnende Angehörige noch einmal zu be— 
ſuchen.“ 

Bei der Abſtimmung iſt das gedachte Amendement 
denn auch abgelehnt worden. — Stenogr. Berichte 1870. 
Il. 8b. ©. 929. 930. 933. 


sn 
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Mündlicher Vertrag über Handlungen. — 
Grundſtücks-Pareelle. 


Kann aus einem mündlichen Vertrage, welcher 
Handlungen zum Hauptgegenſtande gehabt, ſobald dieſe 
Handlungen ſämmtlich geleiſtet worden, auf Gewährung 
der mündlich verabredeten Vergütung auch dann geklagt 
‚werden, wenn dieſe Vergütung in einer zu überlaſſenden 
Grundſtücks-Parcelle beſteht? 

A. L.-R. Thl. J. Tit. 3. 88. 40. 43.; Tit. 5. 88. 155. 166. 


bis 167.; Tit. 10. 88. 16. 17,; Tit. 11. 88. 126. 860. 
870. 875. 

Geſetz zur Ergänzung des Geſetzes, betreffend die Zerſtückelung 
von Grundſtücken und die Gründung neuer Anſiedelungen, 
vom 3. Januar 1845., vom 24. Mat 1853. 88. 2. 3. 
(Gef.-©. von 1853. ©. 241.) 

Nlenar:Beihluß vom 7. November 1845. (Entſcheidungen, 
Br. 12. ©. 31.— 49.) 


Der Häusler E. zu S. behauptet klagend: Im Frühlinge 
1868. habe ihn der Verklagte, der Bauer B. zu 3., beauf: 
tragt, ihm durch jeine VBermittelung die W..iche Banerftelle 
Ir. 8. zu 83. zu verichaften und ihm für den Kal, daß 
dur jeine Bemühungen der Kaufvertrag mit dem MW. zu 
Stande fomme, veriproden, ihm ein zu feiner Beligung 
Nr. 16. ©. gehöriges, einen halben Morgen großes, Ader: 
ftüd: „ma lazek” genannt, als Belohnung zum Eigenthume 
zu überlafjen. Dieſen Auftrag will Kläger erfüllt und ſollen 
auch der Verklagte und deilen Ehefrau die Stelle Pr. 8. zu 
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3. gefanft und übergeben erhalten haben. Er bat deshalb 
beantragt: den Verklagten zu verurtheilen, ihm das fragliche 
Aderftüc in gerichtlicher (eintragungsfähiger) Form ſchulden— 
frei, eigenthümlich zu überlaflen, eventuell ihm deſſen Werth 
mit 120. Thlen. nebft fünf Procent Zinjen jeit der Klage: 
behändigung zu bezahlen. Vom Verklagten ift, unter Be— 
ftreitung aller klägeriſchen Behauptungen, eingewendet, daß 
fein angebliches Verſprechen ungültig fein würde, weil es 
die Barcellirung eines Grundftüdes zum Gegenjtande habe, 
Nach jtattgehabter Beweisaufnahme hat das Kreis— 
gericht zu Oppeln am 13. Juli 1869. den Kläger als be: 
-weisfällig abgewiejen. Auf deilen Avpellation bat jedoch 
das Appellations-Geriht zu Ratibor am 27. April 1870. 
reformatoriich die Entiheidung der Sade von einem, dem 
Kläger über das von ihm behauptete Veriprehen des Ver— 
Hagten anferlegten, Eide abhängig gemadt, indem dabei an— 
genommen worden, daß in Betreff diejes Beriprechens Der 
Beweis jo weit geführt fei, um den Kläger darüber zum 
Erfüllungseide zu verftatten. Weil der Appellations- Richter 
in jeinen Gründen jenen Einwand des Verklagten feiner 
näheren Erörterung unterzogen, iſt ihm von dem leßteren 
in feiner gegen das Appellations-Erkenntniß erhobenen 
Nichtigfeitsbeichwerde eine Verlegung der 88.2. 3. des Ge: 
feßes vom 24. Mai 1853., der 88. 40. 43. Tit. 3. und 
des 8. 165. Tit. 5. THl. I. des N. L.-R. zum Vorwurfe 
gemadt; dieſe Nichtigfeitsbeichwerde jedoh vom vierten 
Senate des Dber-Tribunals mittelit Erkenntniſſes vom 
2. Februar 1871. zurücdgewiejen und zwar aus folgenden 
Gründen. 
Die 88. 2. und 3. des Geſetzes vom 24. Mat 1855. 
lauten, und zwar: 
$. 2. Wenn Grundftüde buch Kauf: oder andere Ber: 
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äußerungs3-Berträge zertheilt, von einem Grund: 
ftüde einzelne Theile abgezweigt, oder Grundſtücke, 
welhe Zubehör eine anderen Grundftüdes find, 
von diefem abgetrennt werden follen, fo muß der. 
Vertrag vor demjenigen Gerichte, welches das 
Hypothefenbuh des Grundftüdes zu führen hat, 
oder vor einem Commiſſarius dieſes Gerichtes ge— 
ſchloſſen werben. 

8. 3. Sind diefe Vorjhriften nicht beobachtet, fo ift der 
Vertrag nitig und hat demnah auch unter den 
Sontrahenten feine rechtliche Wirkung. 

Müßte das, nad der Behauptung des Klägers, zwiſchen 
den Parteien getroffene Abfommen al3 ein Veräußerungs: 
Vertrag über das in Rede ftehende Aderftüd angefehen 
werden, jo würde die Nichtigfeit und die gänzliche Wirkungs— 
lofigfeit deſſelben nah diefen geſetzlichen Beitimmungen 
feinem Bedenken unterworfen fein können. Es ift indeſſen 
einleuchtend, daß bis jeßt über jenes Aderftüd noch gar 
fein Veräußerung: Vertrag unter den Parteien zum Abjchluffe 
gefommen und daß deshalb auch noch nicht die, die An— 
wendung der allegirten Paragraphen bedingende, Voraus— 
feßung eingetreten ift. 

Das fragliche, von dem Kläger behauptete, Abkommen 
war, al3 ein bloß münbdliches, an fi ein unwirkſames und 
unverbindliches, indem daraus, jo lange dafjelbe nod von 
feinem Theile erfüllt war, in Gemäßheit des 8. 154. Tit. 5. 
Thl. I. des U. %:R. feine Klage ftattfand. Erſt dadurch, 
daß von dem Kläger der ihm vom Verklagten ertheilte Auf: 
trag ausgeführt worden, und daß durch feine Vermittelung 
der Berklagte und deſſen Ehefrau die W. ſche Bauerftelle 
erfauft und übergeben erhalten haben, hat der Bertrag 
eine rechtsverbindliche Kraft und zwar dahin erlangt, daß 
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nunmehr von dem Kläger gefordert werben kann, daß ders 
jelbe auch von dem Berklagten erfüllt werde. Denn der 
8. 165. a. a. D. beitimmt: 
Hat der mündliche Vertrag Handlungen zum Hauptgegen- 
ftande gehabt und find dieſe ſämmtlich geleiitet worden, 
jo muß die Vergütung nah der mündlichen Abrede er: 
folgen. 

Unzweifelhaft findet diefer Paragraph auf den vor: 
liegenden Bertrag volle Anwendung, und daraus folgt, daß, 
da von dem Kläger die von ihm übernommenen Handlungen 
fämmtlich geleistet worden, er feiner Seit verlangen Tann, 
daß ihm von dem Berklagten die mündlich verabredete Ver: 
gütung durch eigenthümliche Weberlaffung des Aderftüdes 
„na lazek“ gewährt werde. Keinesweges ift, wie ſich aus 
den 88. 869. und 870. Tit. 11. Thl. I. des A. L.-R. klar 
ergiebt, unter dem in jenem $. 165. gebrauchten Ausdrude: 
„Vergütung“ nur eine durch Geld oder fungible Sachen er: 
folgende Gegenteiftung zu verftehen. Vielmehr bemeijet 
gerade der Inhalt der citirten 88. 869. und 870., daß bei 
folhen Berträgen über Handlungen unter „Vergütung“ 
die ftipulirte Gegenleiftung verftanden wird, fie beftehe nun 
in nicht fungiblen Sachen oder aud in Handlungen. Denn, 
wenn für eine übernommene Handlung oder Unterlafjung 
von der anderen Seite eine Sache oder eine Handlung 
verſprochen wurde, jo ift eben dies die Vergütung für jene 
Handlung, welde zum Weſen des DBertrages nah dem 
$. 870. eit. gehört. Hiergegen läßt fi aus den SS. 166. 
und 167. Tit. 5. Thl. I. des A. L.-R., welche allerdings 
von Handlungen fprehen, die nach Gelde ſchätzbar find und 
für welche ein bejtimmter Lohn verſprochen worden, fein 
Bedenken entnehmen, da aus ihnen überall nicht folgt, daß 
der $. 165. eit. fih au nur auf Handlungen der eben- 
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gedachten Art beziehe; und zwar ſolches um ſo weniger, als 
dieſes Geſetz das allgemeine Princip für alle Verträge über 
Handlungen aufzuſtellen beſtimmt iſt, und die Vorſchriften 
über die einzelnen Arten dieſer Verträge und die Folgen 
von einſeitiger Nichterfüllung in dem Abſchnitte 8. des 
Tit. 11. Thl. I. des N. L.R. enthalten find. 
Es beftimmt aber ferner der 8. 875. Tit. 11. Thl. I. 

des A. L.-R.: 

Iſt für die übernommene Handlung nicht Geld oder eine 

andere Handlung, ſondern eine Sache, oder die Abtretung 

eines Rechtes verſprochen, ſo ſind die Pflichten des Ver— 

ſprechenden, in Anſehung der von ihm zu leiſtenden Er— 

füllung nach den Regeln vom Verkaufe oder von der 

Ceſſionsleiſtung zu beſtimmen. 

Aus dieſem Paragraphen, in Verbindung mit dem 

8. 165. eit., geht hervor, daß der mündliche Vertrag durch 
die von Seiten des Klägers geleiftete Erfüllung für den 
Berklagten dergeftalt bindend geworden, daß er zum Ver— 
kaufe des Ackerſtückes an den Kläger verpflichtet if. Durch 
jene Erfüllung ift mithin der Vertrag zu einem vorbereiten- 
den Vertrage für den demnächſt über das fraglihe Acker— 
ſtück abzuſchließenden Kaufcontract geworden. Für dieſen 
Conſenſual-⸗Contract enthält er ein j. g. pactum antecedens, 
welches eine den Berklagten zum Verkaufe verbindende Kraft 
bat, und welches fi als ein pactum de contrahenda 
venditione, s. de vendendo bezeichnen läßt. Wenn alfo, 
in Gemäßheit des 8. 875. eit., der Verklagte in Bezug auf 
das fraglihe Aderftüd die Pflichten eines Verkäufers über- 
fommen bat, fo tritt auch gegen ihn die Vorſchrift des 
8. 126. Tit. 11. Thl. I. de8 A. %-R. ein, wonach es zu 
den Pflihten des Verkäufers gehört, daß er Alles thue, 
was von feiner Seite erforderlich ift, um die gerichtliche Zu— 
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ſchreibung des Grundſtückes an den Kläger, als den Käufer, 
zu bewirken, und iſt er in Folge deſſen nach dem 8. 75. 
Tit. 11. und den 88. 16. und 17. Tit. 10. Thl. J. des A. 
TR. verpflichtet, ein förmliches, zur Erlangung des Beſitz⸗ 
titel3 geeignetes Inſtrument über den Verkauf des Ader- 
ftüdes zu errichten. 

Die vorstehenden Grundjäße finden fich bereit3 in dem 
Plenarbeſchluſſe vom 7. November 1845. des Näheren ent: 
widelt und ausgeführt, und ift daher auf diefe Ausführung 
unter gleichzeitiger Bezugnahme auf das Erfenntniß vom 
21. December 1852. (Entiheidungen Bd. 24. ©. 343. big 
349.) hier lediglih zu verweilen. Die Anwendung diejer 
Grundfäge auf den vorliegenden Fall kann auch dur die 
Beitimmungen der SS. 2. und 3. des Gejeßes vom 24. Mai 
1853. nicht zweifelhaft gemacht werden. In diefen Para 
graphen find ausdrüdlih nur die Kauf: und Veräußerung: 
Verträge über Grundftüdsparcellen, wenn dieſelben nicht 
in der dort vorgeihriebenen Form abgeichloffen worden, 
für nichtig und wirkungslos erklärt; Feinesweges iſt ſolches 
in Betreff aller anderen, fih auf dergleihen Grundftüde 
beziehenden, Verträge, gejchehen, und ift namentlich nicht 
ausgeiproden, daß Verträge, welche einem Kauf: oder 
anderen Veräußerungs: Vertrage über Grundjtüdsparcellen 
vorangehen und denſelben vorbereiten, nichtig fein follen, 
wenn fie nicht in jener Form abgejchlojjen worden. Der 
bier in Nede ftehende Vertrag ift daher in jeiner blos 
mündlihen Form fein nichtiger, unter die Beſtimmung des 
8. 2. cit. fallender, Vertrag, ſondern nur ein nicht Flag: 
bares Nechtsgeihäft, welches erſt durch die vom Kläger 
geleiitete Erfüllung die Klagbarkeit auf Erfüllung auch von 
Seiten des DVerflagten erlangt hat. Daß aber dieſe Klag— 
barfeit dem Bertrage um deswillen verjagt fein follte, weil 
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durch ihn bezweckt wird, den Verklagten zum Abſchluſſe 
eines Verkaufsvertrages über die fragliche Ackerfläche an— 
zuhalten, iſt um fo weniger anzunehmen, als die Verpflich— 
tung des Verklagten zum Abſchluſſe eines ſolchen Verkaufs— 
vertrages noch nicht den Abſchluß dieſes Vertrages ſelbſt 
enthält. Durch die 88. 2. und 3. eit. iſt aber nur der 
Bertragsabihluß, der Kauf: oder Veräußerungs »Bertrag 
jelbft, für den Fall der Nichtbeobachtung der vorgeſchriebenen 
Form, mit der Strafe der Nichtigkeit bedroht, und zwar 
lediglih aus dem Grunde, weil nur erjt mit diefem Ver— 
tragsabſchluſſe, nicht aber Schon früher die in dem Eingange 
des Gefeßes, betreffend die Zerftüdelung von Grundftüden 
und die Gründung neuer Anfiedelungen, vom 3. Januar 
1845. (Gejeg-Samml. von 1845. ©. 25.), gedachten Uebel- 
ftände eintreten können, zu deren Beleitigung die vorge— 
ichriebene Form dienen fol. 

Wenn nah dem Dbigen der Berklagte verpflichtet ift, 
über den Verkauf des fraglichen Aderftüdes ein zur Er: 
langung des Beſitztitels für den Kläger geeignetes Inſtru— 
ment zu errichten, jo ift auch vom Kläger dem ganz ent— 
Iprehend der Klage: Antrag dahin geftellt: den Verklagten 
zu verurtheilen, ihm das Aderftüd: „na lazek“ genannt, 
in gerichtlicher (eintragungsfähiger) Korn ſchuldenfrei eigen= 
thümlih zu überlafien. Hierauf lautet auch die von dem 
Appellations-Rihter für den Schmwörungsfall ausgeſprochene 
Berurtheilung des Berklagten, und verjteht es fich dabei 
von jelbft, daß, wenn die Form eine eintragungsfähige fein 
fol, dabei die Vorſchriften des 8. 2. des Gefehes vom 
24. Mai 1853. beobachtet werden müſſen. — Demzufolge 
wird der Verklagte in dem Falle, daß von dem Kläger der 
ihm auferlegte Eid geleiftet wird, gehalten fein, den Kauf: | 
vertrag mit dem Kläger über das mehrgedadhte Aderftüd | 





— 37 


vor demjenigen Gerichte, welches das Hypothefen - Buch 
dieſes Grundſtückes zu führen hat, oder vor einem Come 
miſſarius diefes Gerichtes abzufchließen, wobei dann gericht3: 
feitig das Erforderlihe wegen der Negulirung der Schuld=, 
Abgaben: und Communal:Berhältniffe wahrzunehmen ift. 

Nah alle dieſem ftellt fich der Einwand des Verklagten, 
daß das klagbar gemachte Verſprechen ungültig jei, weil 
dafjelbe die Barcellirung eines Grundjtüdes zum Gegen- 
ftande babe, als unbegründet dar. Der Appellationg- 
Richter hat jich daher dadurch, daß von ihm diefer Einwand 
feiner Erörterung unterzogen und ſomit ſtillſchweigend ver- 
worfen worden, nicht der gerügten Verlekung der 88. 2, 
und 3. des Gejehes vom 24. Mai 1853., der 88. 40. 43. 
Tit. 3. und des $. 165. Tit. 5. Thl. I des A. 8:8. 
ſchuldig gemacht. 

Diejenigen Erkenntniſſe des Ober-Tribunals, in denen 
die 88. 2. und 3. des Geſetzes zur Anwendung gebracht 
ſind, haben Fälle betroffen, in denen bereits wirkliche oder 
doch als ſolche betrachtete Veräußerungs-Verträge vorlagen, 
was eben hier nicht der Fall iſt. (S. Entſcheidungen 
Bd. 50. ©. 81. bis 87., Bd. 58. ©. 21. bis 27. u. ſ. w.) 
Namentlih ift in dem Erfenntnifje vom 1. December 18364. 
(Entiheidungen Bd. 52. ©. 15.—19.) eine fhriftliche 
Punctation auf Grund jener Paragraphen für nichtig er— 
Elärt, weil diefelbe ſchon als ein wirklicher Contract anzu— 
ſehen war. 
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Lex commissoria. 


Sit die Vorſchrift des 8. 33. Tit. 20. Thl. I. des 
A. L.-R. duch die 88. 1. und 5. des Bundesgejeßes 
von 14, November 1867., betreffend die vertrags— 
mäßigen Zinſen, aufgehoben? 
A. L.-R. Thl. 1. Tit. 5. 88. 292. ff, Tit. 11. $. 825., 
Tit. 20. 8. 33. 
Bundesgefet vom 14. November 1867 (Bundesgefetblatt des 
Norddeutihen Bundes ©. 159.). 


Der Wirth St. erhielt von dem Kaufmanne 9. am 
27T. Mai 1869, ein Darlehn von 40. Thlen. und verpflichtete 
fh, dafür am 27. Juli 1869. 45. Thlr. zurücdzuzahlen. 
Die Rückzahlung it nicht erfolgt und der Kaufmann 9. bes 
hauptet, daß ih der Wirth St. in dem Neverie vom 
27. Mat 1869., unter Berpfändung des betreffenden Docu— 
mentes, verpflichtet habe, die auf dem Grunditüde Ligola 
Nr. 22. Rubr. III. Nr. 4. für ihn eingetragene Forderung 
von 120, Thlen., im Falle des Verzuges, für das erhaltene 
Darlehn gerichtlih oder notariel ihm, dem H., zu cediren. 
Da der Fall dieſes Strafvertrages, nah der Behauptung 
des 9., eingetreten, jo hat derielbe klagend beantragt: 

den Wirth St. zu verurtbeilen, ihm die bezeichnete Forde— 
rung gerichtlih oder notariell zu cediren. 

Ter Verklagte bat die Terpfändung des Documentes 
anerkannt; den Abichlub des Nebenvertrages beitritten; Die 
Echtheit der Unterfärift und die Gültigkeit des. Vertrages 
wegen jeiner Leſens- und Schreibensunfähigfeit bemängelt 
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und die Abweiſung des Klägers beantragt. Der Letztere 
hat den Anführungen widerſprochen, und nachdem über die 
Einwendungen des Verklagten Beweis erhoben worden, hat 
das Kreisgericht zu Kempen am 9. Februar 1870. den 
Berklagten nad dem Antrage verurtheilt. 

Vom Berklagten iſt appellirt, für feine Einwendungen 
neuer Beweis angetreten und die Ungültigfeit des Abkommens 
aus dem $. 33. Thl. J. Tit. 20, des A. L.-R. hergeleitet worden. 
Der Kläger wideriprah und juchte auszuführen, daß das 
Verbot der lex commissoria in dem 8. 33. eit. dur) das 
Bundesgejeg vom 14. November 1867., betreffend die ver— 
tragsmäßigen Zinfen, aufgehoben fei. Das Appellationz= 
Geriht zu Poſen erkannte am 5. September 1870., das 
eritrichterliche Urtheil abändernd, auf Abweiſung des 
Klägers. Die hiergegen vom Kläger eingelegte Nichtigfeitö- 
Beihwerde ift, fo weit fie die behauptete Verletzung 
des 8. 33. Thl. I. Tit. 20. des A. %:R. und der SS. 1. 
und 5. des Bundesgejeßes vom 14. November 1867. be= 
trifft, duch das Erkenntniß des vierten Senates des Ober: 
Tribunal3 vom 30. März 1871. zurüdgemiejen, aus fol: 
genden 

Gründen. 

Die Nichtigkeitsbeſchwerde kämpft gegen die Anficht des 
Appellationsrihters an, welcher das ftreitige Abkommen als 
ein, nach dem 8. 33. Thl. I. Tit. 20. des A. L.-R. verbotenes, 
pactum commissorium auffaßt, diejes landrechtliche Verbot 
durch das norddeutſche Bundesgefeh vom 14. November 1867, 
nicht für aufgehoben erachtet, und jenem Abkommen daher 
feine rechtliche Wirkung beilegt. Der Appellationsrichter 
ſoll duch diefe Anfiht die, von der Nichtigkeitsbeſchwerde 
angerufenen, Gejebesvorichriften irrthHümlich angewendet und 
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daher verlegt haben, ein Vorwurf, welcher jedoch in dem 
Geſetze feinen Stüßpunft findet. 

Für die Bewegung des Kapitales find von weſentlichem 
Einfluffe: der Nubungsertrag und die Pünktlichkeit der 
Zahlung. Beide Factoren werden reguliert durch die Zinfen 
und die Gonventionalitrafen. Das Allgemeine Landredt, 
folgend der Nechtsanficht feiner Zeit über den Wucher, hat 
jene beiden Inſtitute gewiſſen Beſchränkungen unterworfen und 
daher das Marimum des Zinsfußes in den 88. 803. ff. Thl. I. 
Tit. 11., und der Gonventionalftrafen in den 88.299. ff. Tit. 5. 
88. 825., 826. Tit. 11. Thl. I. gejeßlich geregelt. Aus 
nationalsöconomifhen Gründen, — um dur die freie Be— 
mwegung des Kapitales den Credit zu erleichtern, — hat da3 
Geje für den norddeutſchen Bund, vom 14. November 1867., 
im Anſchluſſe an die vorgängigen Preußiſchen Gejeße vom 
12. Mai 1866. (G.:©. ©. 225.) und vom 2. Januar 1867. 
(8.:5. ©. 30.), die jogenannten Wuchergejeße aufgehoben, 
die Beitimmung über die Höhe der Zinfen und der Con— 
ventionaljtrafen der freien Privat-Autonomie überlaffen, und 
im $. 1. verordnet: 

„Die Höhe der Zinfen, jo wie die Höhe und die Art 
der Vergütung für Darlehne und für andere crebitirte 
Forderungen, ferner Conventionalftrafen‘, welche für die 
unterlaffene Zahlung eines Darlehnes oder einer jonft 
creditirten Forderung zu leiten find, unterliegen der 
freien Vereinbarung. Die entgegenftehenden privatredht: 
lihen und ſtrafrechtlichen Beitimmungen werben aufge: 
hoben.“ 

Das Rechtsinſtitut der Conventionalftrafe, um welche 
e3 ſich bier handelt, ift zunächſt, und feinem Hauptzwede 
nad, darauf berechnet, das oft ſchwer erweisbare Intereſſe 
aus der Nichterfüllung einer Verbindlichkeit unter den Contra— 
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henten zu beſtimmen. L. 23. pr. D. (4. 8.). v. Savigny, 
Obligationen-Recht, Bd. 2. ©. 272. ff, Puchta, Pandecten, 
8. 231. In dieſem Sinne faßt auch das Allgemeine Land: 
recht die Gonventionalftrafe auf, indem es im 8. 292. Thl. I. 
Tit. 5. vorschreibt: 

„Das Intereſſe, welches ein Contrahent dem Anderen, 
bei nicht gehörig geleifteter Erfüllung des Vertrages zu 
vergüten hat, kann durch Berabredung einer Strafe im 
Voraus beftimmt werden.” 

Die Lehre von der Conventionalftrafe gehört daher in 
die Rechtsmaterie über die Erfüllung der Verträge, und wird 
dort, und zwar jpeciell in der Disciplin über das Intereſſe, 
in dem Syſteme des Allgemeinen Landredtes abgehandelt. 
Das harakteriftiihe Moment der Gonventionalitrafe ift 
daher, wie im gemeinen Rechte, fo im Allgemeinen Land- 
rechte, in der vertragsmäßigen Borausbeftimmung des 
Schadensanſpruches für den Fall der Nichterfüllung einer 
Verbindlichkeit zu juchen, und die Eigenschaft derfelben, als 
eines Verſtärkungsmittels für die Erfüllung einer Obligation, 
it nur von untergeordneter und unmelentliher Bedeutung. 
Mag man den Strafvertrag, jeiner rechtlihen Natur nad, 
al3 ein bebingtes Verſprechen, oder als ein acceſſoriſches 
Bekräftigungsmittel, oder als ein jelbitftändiges Nechtsgejchäft 
anjehen, immer ift jein Hauptzwed darauf gerichtet, für den 
Tal des Vertragsbruches das Intereſſe im Voraus zu 
firiren. Und in diefer dogmatiſchen Auffafjung liegt der Be— 
griff Der &onventionalftrafe auch dem Geſetze vom 14. November 
1867. zum Grunde. Dem, aus der Snitiative des Reichs— 
tages hervorgegangenen, Gefeßes-Antrage find zwar feine 
Motive beigegeben; allein der Zweck des Antrages und die 
rechtliche Tragweite defjelben werben durch die eingehenden 
Verhandlungen im Reihstage außer Zweifel geſetzt. Der 
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8. 1. des Antrages (Nr. 12. des ſtenographiſchen Berichtes, 
Sitzungsperiode von 1867.) lautete: \ 

„Die Höhe der Zinjen, jo wie die Höhe und die Art 
der Vergütung für Darlehne und andere crebitirte 
Forderungen, ferner Conventionalftrafen, welche jtatt Der 
Zinſen für die verjpätete Nüdzahlung eines Darlehns 
oder einer font creditirten Forderung zu leiten find, 
unterliegen der freien Uebereinkunft.“ 

Die Fallung diefer Beitimmung und die Reichstags» 
verhandlungen, ©. 333. 347. des ftenographiichen Berichtes 
ergeben, daß fi der $. 1. bezüglich der Gonventionalftrafen 
den Vorſchriften des Allgemeinen Landrechtes, insbejondere 
der Beltimmung des S. 825. Thl. I. Tit. 11., angeschlofjen 
hat, welche über Conventionalitrafen handelt, die beim Dar— 
lehne, ſtatt der Zinſen, ftipulirt worden find. Ein Ab— 
geordneter machte auf die eingeſchränkte landrechtliche Faſſung 
des 8. 1. des Antrages aufmerfiam und monirte dieſelbe, 
weil das gemeine Recht, und andere Geſetze die Con: 
ventionalitrafen auch neben den Zinſen geftatteten und als 
vorläufige Feititellung des, im Falle des Verzuges zu er» 
wartenden, Schadens zuließen. ©. 333. In diefer Erwägung, 
und weil die Conventionalftrafe nicht allein bei Darlehnen, 
fondern auch bei anderen Zahlungen vorkommen, wurden 
die einſchränkenden Worte: „Itatt der Zinfen” und „verfpätete 
Rückzahlung“ geftrichen, und der $: 1. in feiner gegenwärtigen 
Faffung angenommen. ©. 347. 352. — Hiernad, muß 
man, auf Grund der Vorarbeiten zu dem Gejeße vom 
14. November 1867., annehmen, daß das letztere die Con— 
ventionalftrafe in ihrer rechtlihen Natur als ein Mittel 
zur vertragsmäßigen Vorbeftimmung des Intereſſe aus der 
Nichtleiftung einer Zahlung aufgefaßt hat. Namentlich 
ſpricht Nichts für, und der internationalsöconomifhe Zweck 
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des Geſetzes ſelbſt gegen die Annahme: daß das Geſetz die 
Conventionalſtrafe nur in ihrer Eigenſchaft als Zwangs— 
mittel für die Erfüllung einer Verbindlichkeit anerkannt 
habe. Wenn aber das erwähnte Geſetz die rechtliche Natur 
der Conventionalſtrafe, als einer vertragsmäßigen anticipirten 
Intereſſenfeſtſtellung, nicht aufgehoben hat, ſo fragt es ſich: 
ob der Nebenvertrag, in welchem ſich der Verklagte im 
Falle der Zögerung zur Abtretung des Pfandes verpflichtet 
haben ſoll, unter den Begriff einer Conventionalſtrafe, und 
daher unter das Geſetz vom 14. November 1867. fällt? 
Jener Vertrag enthält eine lex commissoria, welche der 
8. 33. Thl. I. Tit. 20. des A. %:R. für das Pfandrecht 
verbietet. Ein gleiches Verbot enthalten auch andere ältere, 
wie neuere Gejeße, jedenfalls zur Beleitigung des Wuchers 
und zum Schutze des bedrängten Schuldners. Es wird 
zwar von Vielen die Anficht vertheidigt, daß das Ber: 
bot der lex commissoria beim Pfandvertrage durch Auf: 
hebung der Wuchergefege, in Folge des Geſetzes vom 
14. November 1867., bejeitigt fei, weil die Natur des, durch 
den Strafvertragübernommenen, Nachtheiles, nämlich des Ver: 
falles.des Eigenthumes an den Gläubiger, mit dem Begriffe 
der Conventionaljtrafe nicht unvereinbar fe. — Jaques, 
die MWuchergejebgebung und das Civil: und Strafredt, 
Wien 1867., Hinſchius in der Zeitichrift für Gefeßgebung ıc., 
Bd. 2. ©. 14., Förfter, Theorie und Praris, Bd. 3. 
©. 369. — Mlein diefer Anficht kann nicht gefolgt werben. 
Es läßt fih zwar eine gewiſſe Nechtsähnlichkeit auffinden 
zwilchen der Gonventionaljtrafe und dem pactum commisso- 
rium; denn die Forderung, für weldhe das lebtere ein: 
gegangen fein joll, rührt aus einen Darlehne ber, und ber 
Schuldner ift mit der Zahlung im Verzuge; die Neben: 
beftimmung bezwedt einer Zwang auf den Schuldner zur 
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Zahlung; und das Verbot der lex commissoria iſt an ſich auf 
die Befeitigung des Wuchers gerichtet. Alle diefe rechtsähn— 
lihen Momente führen jedoch nicht zu der Annahme, daß die 
lex commissoria beim Pfandrechte die Natur einer Con: 
ventionaljtrafe hat, und daß das Verbot derjelben durch Auf: 
hebung der fogenannten Wuchergejeße, in Folge des Geſetzes 
vom 4. November 1867., bejeitigt jei. Die lex commissoria 
im Sinne des 8. 33. Thl. I. Tit. 20. des A. L.-R. begründet 
feine Gonventionaljtrafe. Der Zwed des Pfandvertrages ift 
die Sicherftellung des Gläubigers durch das Pfand, und die 
Befriedigung dejjelben aus dem Pfande. Das Pfand fteht 
daher in ſubſidiärem Nechtsverbande. Zur Befriedigung 
des Gläubigers bat das Geſetz beftimmte Formen für den 
Berkauf des Pfandes vorgejchrieben und die lex commissoria, 
al3 anticipirte Eigenthumsübertragung im Falle des Ber: 
zuges, verboten. Die, mit dem pactum commissorium 
verbundene, Gefahr des DVerluftes des Eigenthumes an dem 
Pfande kann daher zwar, wie die Conventionalitrafe, 
zwingend auf den Schuldner wirken; allein jener Nebenver: 
trag bezweckt nicht die Vorausbeflimmung des Intereſſe des 
Gläubigers aus der Nichtzahlung, Tondern die völlige Be- 
friedigung defjelben, anftatt durch den Verkauf, durch eigen: 
thümliche Meberlafjung des Pfandes. Von einer anticipirten 
vertragsmäßigen Schadenseinigung auf den Fall der Säunt- 
niß, dem nothwendigen Criterium der Conventionalftrafe, 
ift bei dem pactum commissorium nit die Rede, und 
wird das leßtere daher auch nicht in der Lehre von dem 
Intereſſe, jondern in der Nechtsmaterie über das Pfand: 
recht, für welches es eine Nebenabrede ift, behandelt. Das 
Berbot der lex commissoria bei dem Pfandrechte ift daher 
eine Spezialvorichrift für das lettere und wird von bem 
Gejeße vom 14. November 1867, über die Freigebung des 
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Zinzfußes, als außerhalb dem Zmwede und den Grenzen 
defielben liegend, nicht berührt. Nicht die Abfiht des 
Wuchers, die Höhe und der Umfang des unerlaubten Ge: 
winnes und des unberechtigten Nachtheiles, ſondern die 
EigenthHumsübertragung an dem Pfande felbft, in ihrer 
Abitraction von allen Nebenmomenten, begründen die abfolute 
Rirkungslofigkeit und Nichtigkeit jenes, al3 lex commissoria 
bezeichneten, Nebenvertrages. Der Appellationg-Nichter hat 
fih daher durch Anwendung des 8. 33. Thl. I. Tit. 20° 
des A. L.-R. Feiner Gejebesverlegung ſchuldig gemacht und 
fih mit dem Gefete vom 14. November 1867. nicht in 
Widerſpruch geſetzt. 


nd 
— — 





N? AM. 


Durch Warnungstafeln verbotene Privatwege. 
Schadenserſatz. 





Findet die Vorſchrift des 8. 345. unter Nr. 9. 
des Strafgeſetzbuches für die Preußiſchen Staaten vom 
14. April 1851. (G.-S. 1851. S. 174.) zur Be— 
gründung eines Schadenserſatz-Anſpruches auch auf 
Privatwege Anwendung, deren Betretung der Eigen— 
thümer durch aufgeſtellte Warnungstafeln verboten hat? 

Geſetz, betr. die Abänderung einiger Beſtimmungen des 

Strafgeſetzbuches, vom 14. April 1856. 8. 347. Nr. 10. 


(®.-©. 1856. ©. 218.) 
A. L.-R. Thl. J. Tit. 3. 8.35. und Tit. 6. 8. 26, 
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Die vorjtehende Frage ift in der Sache der Gutsbefigerin 
N. wider den Müller 3. von dem Kreisgerichte zu Dfterode 
und dent ojtpreußischen Tribunale zu Königsberg bejaht und es 
ilt daher in den gleichlautenden Erfenutniffen vom 7. Januar 
1870. und vom 13. Januar 1871. der Berflagte zum 
Schadenserſatze für verpflichtet erachtet worden. Hierin 
findet der Implorant 3. eine Berlegung der SS. 345. 
Nr. 9. und 347. Nr. 10. des Str.-G.-B., jo wie des 
$. 35. Tit. 3. und der 88. 25. und 26. Tit. 6. Thl. I. 
des A. L.-R. Der erfte Senat des Dber-Tribunals bat aud 
am 23. Juni 1871. das Appellationg-Urtel vernichtet, jedoch 
noch nicht definitiv erfannt, vielmehr zunächſt eine weitere 
Ermittelung darüber veranlaßt: 

ob der fraglihe Weg ein dem Verklagten gehöriger und 
von diefemzuunterhaltender Privatweg ift, deſſen Benußung 
aber Fremden durch aufgeftellte Warnungs:- Tafeln unter: 
ſagt geweſen, 
oder: 
ob jener Weg ein öffentlicher Communicationsweg iſt, 
deſſen Inſtandhaltung den Separations-Intereſſenten von 
H. obliegt. 
Es lauten die desfallſigen 
Gründe. 

Der von L. über 3. nach der H.-Mühle führende 
Meg durchſchneidet aud) das Land des Verklagten 3. und führt 
dort über eine den Mühlengraben dedende Brüde, deren 
Belagbretter am 10. oder 11. Auguft 1868. nicht genügend 
befeftigt waren, fo daß diefelben, als damals der Knecht 
der Klägerin über jene Brüde zur Mühle des Berflagten 
fuhr, zum Theil dergeftalt aufichlugen, daß das eine Pferd der 
Klägerin in Folge deſſen verunglüdt ift. Diefen Unfall mißt 
die Klägerin, unter Bezugnahme auf den $. 345. Nr. 9. 
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des Str.:G.:B.: vom 14. April 1851., der Schuld de3 Ver— 
klagten bei, der al3 Eigenthümer jenes Privatweges ver: 
pflihtet geweſen, die im Laufe dejjelben über ven 
Mühlengraben führende Brüde in paffirbarem Zuſtande zu 
erhalten und namentlich die darauf liegenden Bretter ge: 
börig zu befeitigen. Geftüßt auf die SS. 25. und 26. 
Thl. I. Zit. 6. des A. L.-R. verlangt die Klägerin daher 
den Werth des verunglücdten Pferdes mit 120. Thlen. und 
die an die Sahverftändigen gezahlten 8. Thlr. Neijekoften 
und Diäten vom Verklagten eritattet. 

Schon in dem Audienztermine erjter Inſtanz hatte der 
Berklagte eingewandt: die Benutzung jenes Feldweges ſei 
jedem Fremden durch ausgeitellte Warnungs-Tafeln unter: 
ſagt geweien; und diefen in der Appellations-Inſtanz 
ausdrüdlich wiederholten Einwand hat der Appellationg- 
Richter für unerheblich erachtet: . 

„denn duch dergleichen Zeichen werde Niemand von 
der Beobachtung der Vorſchriften des 8. 345. Nr. 9. des 
Str.:G.:B. in Bezug auf Drte, wo Menſchen Hinfämen — 
und ein folcher ſei die Brüde, reſp. die Wegeſtelle, nad 
den Zeugenausfagen, gewejen — befreit; durch unter: 
bliebene Befeltigung des Belages der Brüde an der 
Balfen=Unterlage ſei diefe ſtrafgeſetzliche Vorſchrift ver: 
legt; gegen den Verflagten fänden daher die 88. 25. und 
26. Thl. I. Tit. 6. des A. 2:R. Anwendung und er 
jei zu der geforderten Eutfhädigung verpflichtet.” 

Hierdurch Toll der Appellations-Nichter, wie ihm die 
Nichtigkeitsbefchwerde vorwirft, die 88. 345. Nr. 9. und 
347. Nr. 10., fo wie den $. 35. Thl. I. Tit. 3. und die 
88. 25. 26. Thl. I. Tit. 6. des A. L.-R. verlegt haben. 
Der $. 345. Nr. 9. finde nämlih auf Privatwege, welde 
durch Warnungstafeln gefhloffen feien, überhaupt 
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feine Anwendung, verpflichte aber au nur zur Verdeckung 
und Verwahrung einer Deffnung oder eines Abhanges, 
nicht aber dazu, daß die Verbedungfohne Gefahr und oben- 
ein vermittelft Magens paffirbar fei. — Diefe Beſchwerde 
erſcheint im Weſentlichen auch als begründet und rechtfertigt 
ih jomit die Vernichtung des angefochtenen Urtels. 

Das Strafgefeg-Buh für die Preußiſchen Staaten 
vom 14. April 1851. bedroht im 8. 345. allerdings den— 
jenigen mit Geldbuße bis zu funfzig Thalern oder Gefäng: 
niß bis zu ſechs Wochen, 

9. wer auf öffentlihen Straßen, Wegen oder Plätzen, 
auf Höfen, in Häufern oder überhaupt an Orten, 
wo Menihen hinkommen, Brunnen, Keller, Gruben, 
Deffnungen oder Abhänge dergeftalt unverbedt oder 
unverwahrt läßt, daß daraus Gefahr für Andere 
entitehen kann. 

Anderer Seit? aber joll, in Folge des 8. 347., nad 
defjen Umgeftaltung dureh das Geſetz vom 14. April 1856., 
derjenige mit Geldbuße bis zu zwanzig Thalern oder mit 
Gefängniß bis zu vierzehn Tagen beitraft werden, wer un: 
befugt auf einem duch Warnungszeihen geſchloſſenen 
Privatwege fährt. 

Der Appellations = Richter geht unangefodhten davon 
aus, daß die hier in Rede ftehende Wegeftrede einfchließlich 
derjenigen Brüde, auf welcher das Pferd der Klägerin ver: 
unglüdt ift, ein Privatmeg des Verklagten jei; er vermeilt 
dabei ausdrüdlich auf die Ehlußverhandlung vom 7. Januar 
1870., nad) welcher die Parteien darüber einig waren, daß 
der fraglihe Weg ein Privatweg und Eigenthum des Ber: 
Hagten fei. Vermöge der Ausihließlichkeit des Eigenthumes 
war der Berflagte namentlih auch befugt, Fremden 
die Benutzung diejes ihm gehörigen Privatweges zu ver, 
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bieten. 8. 1. Thl. J. Tit. 8. des U. L:R. Im Anſchluſſe 
an die Regel des 8. 63. Thl. I. Tit. 22. des A. L.-R.: 
Gebahnter Fußfteige auf offenen Feldern kann ein 
Jeder fich bedienen; 
und im Gegenjage zu derielben jchreibt jodann der folgende 
8. 64, weiter vor: 


Hat aber der Eigenthümer den gemeinen Gebrauch 
folder Fußfteige duch Gräben, Kreuze, Schlagbäume 
oder andere dergleichen Merkmale unterjagt: jo kann nur 
derjenige, welchem eine bejondere Bergünftigung einges 
räumt worden, davon Gebrauh machen. 

Daß ihr in Bezug auf die Benußung jenes, dem Ber: 
Hagten gehörigen Privatweges und der fragliden Brüde 
eine derartige befondere Wegegerechtigkeit zuftehe, bat die 
Klägerin nirgend behauptet, und der oben allegirte 8. 347. 
unter Nr. 10. will denjenigen beftraft wiljen, der unbefugt 
auf einem durch Warnungszeichen geſchloſſenen Privatwege 
fährt. Wenn nun der Appellations-Richter den $. 345. 
unter Nr. 9. und insbejondere deifen Beftimmung: 


wer an Orten, wo Menschen hinkommen, Deffnungen oder 
Abhänge dergeftalt unbededt oder unverwahrt läßt, daß 
daraus Gefahr für Andere entjtehen kann, | 


auf den bier vorliegenden Fall anwendet, gleichviel, ob 
Verklagter die Benußung dieſes feines Privatweges dem 
Publikum duch Warnungs-Tafeln unterfagt habe oder 
nicht, jo hat er jenes Strafgeſetz allerdings verletzt, nament- 
ih aber in einem Falle zur Aumendung gebradt, für 
welchen e3, nach feinem Sinne und ganzen Zufammenhange, 
offenbar nicht gegeben ift. Someit der $. 345. Nr. 9. von 
„öffentlichen Straßen, Wegen oder Pläßen, von Höfen 
oder Häuſern“ ſpricht, bleibt deſſen Beftimmung ſchon durch 
Band 65. D 
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die eigene thatſächliche Feititellung des Appellations-Richterz, 
daß die in Rede ftehende Wegeftrede, einjchließlich der frag: 
lihen Brüde, ein Privatweg des Verflagten fei, aus: 
geſchloſſen. Aber auch die, freilich ſehr allgemein lautende, 
Shlußbezeihnung: „oder überhaupt an Orten, wo Men: 
Ihen hinkommen“, oder, wie es in dem entjprechenden 
8. 367. Nr. 12. des Strafgeſetz-Buches für den Norddeutichen 
Bund vom 31. Mai 1870. (Bundes:Gef.-Bl. des Nordd. 
Bundes von 1870. &.269.) heißt: „und überhaupt an Orten, 
wo Menjchen verkehren”, darf doch nicht auf Privatwege 
ausgedehnt werden, deren Benußung der Eigenthümer be— 
rechtigter MWeife dem Bublitum duch Warnungs = Tafeln 
unterfagt bat. Eine ſolche ertenfive Auslegung jenes 
Strafgefeßes, das fonft, feinem Sinne und Zmwede nad), 
allerdings als ein auf Echadensverhütungen abzielendes 
Volizeigefeg im Sinne des 8. 26. Thl. I. Tit. 6. des 
A. L.-R. aufzufaſſen ift, würde unverkennbar mit der wei- 
teren Beſtimmung deſſelben Strafgefeß- Buches im 8. 347. 
Nr. 10. in Widerfprud treten, nach welcher in Folge der 
Ipäteren Abänderung und Umgeltaltung durch das Geſetz 
vom 14. April 1856. fogar beitraft werden joll, wer un: 
befugt auf einem durch Warnungszeihen geſchloſſenen Pri— 
vatwege fährt. Läßt der Eigenthümer eines ſolchen, dem 
Publiftum auf die gedachte Weiſe verichloffenen, Privat: 
weges auf demjelben etwa befindliche Gruben, Deffnungen 
oder Abhänge ohne genügende Verdeckung oder Verwaäh— 
rung, befeftigt er namentlih nicht die auf einer dort 
vorhandenen Brüde liegenden Belagbretter in gehöriger Weiſe 
und es verunglüdt Jemand, der unbefugt die Brüde, troß 
des Verbotes durch Warnungstafeln, dennoch befahren hat, 
fo kann auf diefen Fall der $. 345. Nr. 9. nicht ange— 
wendet und aljo auch der Berklagte nicht auf Grund des 
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8. 26. Thl. I. Tit. 6. des A. L.-R. für verpflichtet erachtet 
werden, der Klägerin dein in der angegebenen Art erlittenen 
Schaden zu erjepen. 

Schon in dem diefjeitigen Reviſions-Urtel vom 2. Mai 
1862. (Striethorſt's Arhiv, Bd. 45. ©. 212.) wird die 
auf den allegirten $. 345. Nr. 9. des Str.-G.-B. geftükte 
Argumentation des erjten Richters: „das Aſchen-Baſſin fei 
ferner objectiv gefahrdrohend, weil nichts gehindert habe, 
daß Kinder, Trunfene, in der Dunkelheit Verirrte darin 
verunglüdten; das Gejeg verlange nur, daß aus der 
Anlage eine Gefahr entjtehen könne,“ durch folgende Er: 
wägung widerlegt: 

Indeß darf das Gejeg nicht jo aufgefaßt werden, daß 
e3 eine unbedingte Unzugänglichleit des Ortes und eine 
abjolute Gefahrlojigfeit der Anlage für Menjchen vor: 
ausiekt. ES iſt nad den obwaltenden Umijtänden zu 
beurtheilen, ob jih nad vernünftigem Ermeſſen und den 
gewöhnlichen Berhältnifien eine Gefahr für Menſchen er: 
warten und bei gehöriger Aufmerkſamkeit vorheriehen lieg. 

Die Worte des 8. 345. Nr. 9. „an Orten, wo Menſchen 
binfommen”, jowie die Morte des jeit dem 1. Januar 
1871. an deſſen Stelle getretenen, entipredhenden $. 367. 
Nr. 12. des Str.-G.:B. für den Nordd. Bund vom 31. Mai 
1870. „an Orten, wo Menſchen verkehren” dürfen nicht, 
wie der Appellations-NRichter irrig vermeint, auf alle Orte, 
wohin Menichen möglicher Weife, ſelbſt verbot3widrig, ge: 
langen fönnen, ſondern doch nur auf Drte bezogen werden, 
wo Menſchen hinzufommen pflegen, oder an welchen Men— 
ſchen, nah den gewöhnlichen Verhältniſſen und erlaubter 
Weiſe, verkehren. Wenn der Appellations:Richter, dem 
entgegen, zu jolchen Drten auch einen duch Warnungs— 
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tafeln verbotenen und geſchloſſenen Privatweg zählt, und 
in Folge deiten den Einwand des Verklagten: daß der frag— 
liche Meg dur dergleihen Warnungstafeln damals wirklich 
verboten und geichloiten geweſen, als unerheblich verwirft, 
30 hat er die in der Nichtigfeitsbeihwerde allegirten 
Geiegeöftellen, wie diefe ihm mit Recht vorwirft, verlegt. 
Eeine, durch einen ſonſtigen jelbititändigen Grund nicht ge 
baltene, Entiheidung unterlag daher der Vernichtung. 


Gemeines Recht — Gewährsanipruch des 
Ceſſionars einer Forderung. 


Geht der Anfpruh, welcher dem Ceſſionar einer 
Norderung gegen jeinen Gedenten aus deiien Gewährs— 
leiſtungs-Verſprechen zuiteht, bei einer nachfolgenden 
Ceſſion auf den neuen Ceſſionar von jelbit Kraft des 
Geſetzes über? 


L. 59. D. de evict. (21. 2). 


— — — — — 


Die vorſtehende Frage iſt vom dritten Senate des Ober— 
Tribunals in dem Erkenntniſſe vom 6. März 1871. in 
Sadhen W. wider D. verneint worden. Die 

Gründe, 
welche zugleich eine Daritellung des Sachverhältniſſes ent— 
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halten, lauten: Mitteljt notariellen Vertrages vom 5. Mai 
1863. hat die Verklagte D., unter Zuftimmung ihres Che: 
mannes, das Wohnhaus Nr. 34. zu St. an den Kaufmann 
NR. für 28,000. Thaler verkauft. Bon dem Kaufgelde jind 
in dem verkauften Grunditüde gegen 4'/s. Procent Zinfen 
8546. Thlr. 7. Sgr. 6. Bf. ſtehen geblieben; der Verkäuferin 
it das unfhädliche Eigenthumsreht und das Vorrecht ver 
rüdjtändigen Raufgelder an dem Haufe vorbehalten. Laut 
Ceſſion vom 20./27. Auguſt 1863. hat die Verklagte von 
dem Gapitale der 8546. Thlr. 7. Sgr. 6. Pf. den Betrag 
von 5000. Thlen. „nebit allen wegen biefer Forderung ihr 
zuftehenden Rechten, insbejondere mit dem vejervirten un— 
Ihädlihen Eigenthume, dem Vorrechte der rüdjtändigen 
Kaufgelver, der hierfür beftellten Hypothek und mit den 
laufenden Zinſen,“ wie auch „mit ausdrüdlicher Gewährs— 
leiftung für die Verität und Bonität” und, unter Berpfändung 
ihres gefammten Vermögens zur Sicherheit der übernommenen 
Gewährspfliht, an ihren Schwager U. D., gegen Zahlung 
der Valuta von 5000. Thlen., abgetreten. Der Lebtere hat 
jodann die ihm cedirten 5000. Thlr. „nebit allen laufenden 
Zinſen, fo wie mit allen ihm wegen dieſer Forderung zu= 
tehenden Pfand: und Vorzugsrechten“ und „mit voller 
Gewährsleiftung für die Verität und Bonität” am 15. April 
1865. gegen Zahlung der vollen Baluta an den Kläger ab- 
getreten. 

Der Schuldner NR. it in Concurs verfallen. Der 
Kläger hat feine Forderung an Capital und Zinfen bis 
zum 10. December 1867. mit 5493. Thlen. 3. Ser. 9. Pf. 
beim Concurſe liquidirt, ift aber mit 4172, Thlen. 20 Sgr. 
3. Bf. ausgefallen. Dieſen Ausfall nebit Als. Brocent 
Binfen feit dem 10. December 1867. und 5. Procent feit . 
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der Klagebehändigung hat Kläger gegen die Berflagte auf 
Grund der bei der Ceſſion vom 20./27. Auguft 1863. von 
ihr übernommenen Gewähr, unter dem Erbieten der Rück— 
ceffion des Schulddocumentes, eingeklagt. Außer anderen 
Einwendungen, hat die Berklagte dem Anfpruche des Klägers 
entgegengejeßt, dab das Recht auf Gewährsleiftung, men 
es dem Auctor des Klägers, A. D., zugeſtanden doch nicht 
auf den Kläger übergegangen fei, weil e8 nicht ein accessorium 
der Hauptiorderung, ſondern ein felbititändiges Recht aus 
einem befonderen Beriprechen, und ſolches dem Kläger nicht 
mit abgetretei Sei. 

Tas Kreisgeriht zu Stralfund hat in feinem Erkennt: 
nifje von 27. Januar 1870., diefen Einwand verworfen und, 
nad einem Abzuge von 617. Thlen. 13. Ser. 6 Pf., die 
Verklagte zur Bezahlung der NReitforderung von 3555. Thlen. 
6. Egr. 9. Pf. nebſt Zinfen nach dem Klageantrage ver: 
urtheilt. Das Appellationsgeriht zu Greifswald hat da= 
gegen auf die Appellation der Terflagten am 14. Juni ej. a. 
abändernd auf Abweiſung des Klägers erkannt, indem es den 
Kläger als Ceſſionar des A. D. nicht für legitimirt erachtet, 
gegen die Cedentin des letzteren, die Verflagte, die ihm nicht 
mit abgetretenen Rechte aus dem Gemährsleijtungsver- 
sprechen in der Urkunde vom 20./27. Auguft 1863. geltend 
zu machen. 

Die hierüber erhobene Nichtigkeitsbejchwerde des Klägers 
ericheint, wenn auch formell zuläffig, materiell nicht begründet. 

Folgte man der römijchsrechtlihen Theorie, wonach 
durch die Geifion nur die Ausübung des cedirten Nechtes, 
insbejondere das Klagerecht gegen den Schuldner auf den 
Geffionar übergeht, der Ceffionar vermöge der actio mandata 
als procurator in rem suam auftritt, oder ihm auch ohne 
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Mandat die actio des Cedenten gegen den Schuldner als 
utilis eingeräumt wird, ſo würde für die Klage, welche 
Kläger an Stelle ſeines Auctors gegen deſſen Cedentin aus 
deren Garantie-Verſprechen anſtellt, kaum ein Stützpunkt zu 
finden ſein. Die gemeinrechtliche Praxis nimmt aber, in 
Fortentwickelung des römiſchen Rechtes und dem Bedürfniſſe 
des Verkehres entſprechend, an, daß durch die Ceſſion die 
abgetretene Forderung, ihrer Subſtanz nach, auf den Ceſſionar 
übertragen wird. Der Ceſſionar ſuccedirt in alle Rechte 
und Pflichten des Cedenten gegen den Schuldner; er tritt 
in das Rechtsverhältniß, in welchem der Schuldner zu dem 
Cedenten ſteht, als Gläubiger ein; er erwirbt die Forderung 
mit allen zu ihr gehörigen Nebenrechten (Acceſſorien), ins— 
bejondere auch mit der durch Pfand oder Bürgschaft beitellten 
Sicherheit. Wäre die Gewähr, zu welcher der Cedent dem 
Geifionar gejeglih oder vertragsmäßig verpflichtet ift, zu 
jenen Nebenrechten zu zählen, als ein Anhang der Haupt: 
forderung zu betraditen, jo würden freilich bei einer Weiter: 
ceffion die Aniprüche aus der Gewähr auf den Nachmann 
von felbit übergehen. In der That ift dies von dem 
Dber-Tribunale zu Stuttgart und dem Ober-Appellationg- 
Gerihte zu Darmftadt in den Erfenntniffen vom 5. Juni 
1849. und 26. September 1856. (Seuffert’3 Archiv 
Bd. IV. Nr. 26. — Archiv für practiihe Rechtswiſſenſchaft 
Bd. VI. ©. 156.) angenommen. Diefelben gehen davon 
aus, daß das Recht, welches durch die Erklärung des Ce: 
denten, für die Güte haften zu wollen, dem Geffionar ein- 
geräumt ift, wejentlich zu der cedirten Forderung geb öre 
zu deren Sicherheit diene, den Charakter der Bürgfchaft ar 
fih trage, und darum der neue Eeffionar Kraft des Ge— 
ſetzes das Klagereht gegen den urfprünglichen Geventen 
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aus deſſen Garantie-Berfprechen, als accessorium der Haupt: 
forderung, erwerbe. Mit Recht bekämpft der Appellations- 
Richter diefe Anficht als eine irrige. Die Gewährspflicht 
des Cedenten gegen den Geffionar beruht auf dem zwifchen 
ihnen abgejchlofjenen Nechtsgejchäfte, der causa cessionis. 
Gegenftand der Ceſſion ift nur die Forderung mit den un— 
mittelbar zu ihrer Sicherung beftimmten dinglichen und 
perlönlihen Nebenrechten (Pfand, Bürgihaft), In das 
Recht des Cedenten in Bezug auf die abgetretene Forderung 
tritt der Ceſſionar vermöge der Gefjion al3 Gläubiger, 
während das Rechtsverhältniß, welches zwischen dem Cedenten 
und Ceſſionar entjteht, fich nach dem der Eeffion zum Grunde 
liegenden Rechtsgeſchäfte und den dabei getroffenen befonderen 
Berabredungen richtet. Die aus diefem Rechtsverhältniffe 
entipringenden Regrebaniprüche bilden, wie der Appellationg- - 
Richter mit Goldſchmidt (der Lucca-Piſtoja-Actien-Streit 
Seite 100.) zutreffend jagt, nit Sicherungs- oder Neben 
rechte der cedirten Forderung, d. h. der Rechte gegen den 
debitor cessus, jondern jelbitjtändige Befugniſſe, welche 
dem Ceſſionar und nur dieſem wegen Verletzung feines 
eigenen Nechtes gegen den ihm verpflichteten Auctor — nicht 
aljo bei Weiterceffion der Forderung von jelbit dem Nach— 
folger — zuftehen. Die Gewähr, welche der Cedent bei der 
Geifion zu leiften veripricht, enthält Feine Bürgſchaft. Denn 
der Cedent übernimmt dadurch Feine fremde Schuld, e3 wird 
buch die desfallfige Verabredung nur feitgeftellt, was er in 
eigener Erfüllung des der Ceſſion zum Grunde liegenden 
Bertrages dem Ceſſionare leiften fol. Die Gemährspflicht 
des Cedenten hat ihre Grundlage in dem Rechtsgeichäfte 
zwiſchen dem Gedenten und Ceſſionar, fteht mit der abge- 
tretenen Forderung in feinem Zufammenhange, dient nicht 
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unmittelbar zu deren Verſtärkung und äußert ihre Wirkung 
nur in dem Berbältniffe des Geifionars zum Cedenten da= 
bin, daß der leßtere die abgetretene Forderung in der be— 
dungenen oder vorausgejegten Beichaffenheit zu gewähren 
bat. Die Gewähr, welche der Cedent übernommen hat, be: 
gründet einen, von der abgetretenen Hauptforderung ganz 
verſchiedenen, Anſpruch, und aus diejer Verſchiedenheit, dieſer 
Selbſtſtändigkeit der beiden Anſprüche, folgt mit Noth— 
wendigkeit, daß der neue Ceſſionar mit der Hauptforderung 
nicht von ſelbſt den Gewährsleiſtungsanſpruch an den erſten 
Cedenten erwirbt, daß es hierzu einer ausdrücklichen Ceſſion 
bedarf. Damit ſtimmt auch die Vorſchrift über die Eviction 
beim Sachkaufe überein. Die J. 59. D. de eviet. (21. 2.) 
verordnet: 

„Si res, quam a Titio emi, legata sit a me, non 

potest legatarius conventus a domino rei venditori 

meo denuntiare, nisi cessae fuerint actiones.“ 
Und Thibaut jagt mit Hinweis auf dieje Stelle im $. 185. 
feines Syftemes der Pandecten: 

„Iſt eine Sache juccejffiv von dem Einen auf den 
Anderen übertragen, jo kann der, dem fie abgeftritten 
wird, nur feinen unmittelbaren, nicht aber den entfernten 
Auctor in Anſpruch nehmen, jofern jener nicht feine Klage 
gegen diejen cedirt.” 

Die Anwendung diefes Grundfages auf den Forderungs= 
kauf — und ein jolcher liegt hier vor — hat fein Bedenken. 
In allen Rehtsverhältniffen, mit Ausnahme des Wechjel: 
verfehres, der feine Eigenthümlichfeiten hat, ift es überhaupt 
Negel für den Regreß, daß jeder Nachmann ſich an feinen un- 
mittelbaren Vormann zu halten hat, der jogenannte fpringende 
Regreß (regressus per saltum) nicht Statt findet. Vergleiche: 

Wernheri Observ. forenses T. I. pag. 159., Voetii 
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comm. ad Pand. Lib. XXI. Tit. 2. $. 17., Mevii dec 
P. VII. dee. 51., Biener Abb. ©. 130. Grudot 
Beiträge I. ©. 21., I. ©. 421., XI. S. 585., und die 
Citate in der oben erwähnten Schrift von Goldſchmidt. 
Auch das Dber-Tribunal bat bereits in einem Erkennt: 
nie vom 23. November 1858. (Striethorft’3 Archiv 
Bd. 31. ©. 177.), deſſen Motive zwar zunädhft den Vor: 
ſchriften des preußiichen Nechtes entlehnt find, aber aud) 
für das Gebiet des gemeinen Rechtes in diefer Frage völlig 
zutreffen, den Grundfag ausgeſprochen, daß der Gewährs— 
anſpruch des Geffionar3 an feinen Cedenten wegen bes 
Ausfalles an der cedirten Forderung an fich ceifibel, ohne 
ausdrüdliche Geffion aber von dem Nahmanne nicht verfolg” 
bar ift. Die Vorſchrift im 8. 149., beziehungsweile im 
8. 420. Tit. 11. Thl. I. des A. L.-R. ſchließt ſich dem ges 
meinen Rechte an. Wenn hiernach der Anſpruch, der dem 
Geifionar aus einem Gemwährsleiftungsverjprechen gegen feinen 
Gedenten zufteht, bei einer nachfolgenden Eeffion auf den neuen 
Gejfionar nicht Kraft des Geſetzes von felbft übergeht, der 
legtere ohne ausdrückliche Eeffion jenes Anfpruches wegen 
eines Ausfalles an der cedirten Forderung fih nur an 
jeinen unmittelbaren Vormann halten fann, jo fragt fich 
weiter, ob durch die Ceſſion vom 15. April 1865. dem Kläger 
die für feinen Auctor A. D. aus dem Gemährsleiftungse 
veriprehen der Berklagten begründete Rechte übertragen 
find. Nah dem Wortverftande der Urkunde vom 15. April 
1865. ift dies nicht der Fall. Abgetreten ift dem Kläger 
nur die dem A. D. aus den angehefteten Documenten 
gegen den Kaufmann R. zuftehende Eapitalforderung von 
5000. Thlrn. nebft allen laufenden Zinſen, fo wie mit allen 
ihm (dem U. D.) wegen diefer Forderung zuftehenden 
Pfand: und Vorzugsrehten. Mit feiner Silbe gejchieht 
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der von der Berklagten übernommenen Gewähr und des 
daraus entipringenden Anſpruches Erwähnung. Unter den 
mit abgetretenen Pfandrechten können nur diejenigen ver: 
ftanden werden, welche für die Hauptforderung („wegen 
diefer Forderung zuftehenden“) beitellt waren, nicht die, 
welche die Verklagte in der Ceffionsurfunde vom 20. Auguſt 
1863. zur Sicherheit der übernommenen Gewähr 
mit ihrem gefammten Vermögen beftelt hatte. Daß es 
aber die Abfiht und Millensmeinung der Contrahenten bei 
der Eeffion vom 15. April 1865. gewesen, den Regreßanſpruch 
des A. D. an die Verflagte auf den Kläger zu übertragen, 
wie von dem Lebteren in jeßiger Inſtanz behauptet wird, 
dafür ift Nichts beigebradt. Zu vermuthen ift eine folche 
Abſicht nicht; erkennbar ift fie nicht gemadht und aus dem 
Umftande allein, daß A. D. felbit zur Gewähr für die 
Verität und Bonität fich verpflichtet hatte, nicht zu folgern. 
Zur Anwendung der Interpretationsregel in 1. 219. D. de 
V. 8. (50. 16.:) | 
„In conventionibus contrahentium voluntatem potius, 
quam verba spectari placuit.‘ 
fehlt daher die thatfächlihe Grundlage. 

Mangelt es hiernach dem Kläger an einer ausbrüdlichen 
Geffion der feinem Gedenten gegen die Verklagte zuftehenden 
Gewährsanſprüche, und find ohne ſolche ausprüdliche Ceſſion 
diefe Ansprüche auf den Kläger nicht übergegangen, jo ift der 
Kläger zu der angeftellten Klage nicht legitimirt, die vom 
Appellationgrichter erkannte Abweiſung vielmehr gerechtfertigt. 


N® 6, 


Gegenſtand der redhibitoriichen Klage. Wirkung 
der Litisdenunciation. 


Kann der vedhibitoriihe Kläger einen, aus den 
Mängeln dev Sache abgeleiteten, Schadensanfprud, ohne 
den Nachweis einev Verſchuldung des Gegners geltend 
machen? 


A. L.-R. Thl. 1. Tit. 5. 88. 326. 320. 285. f., Tit. II. 
$. 198, 


Der Deconom D. Faufte am 15. September 1868. 
vom Bauern Sch. eine Kuh für 18, Thlr. und verkaufte 
diejelbe für 20. Thlr. weiter an B. Diejer ließ das fi 
als Frank erweilende Thier Schlachten und klagte fodann 
mit Erfolg gegen D. auf Erftattung des Kaufpreijes, ſowie 
ver Kojten der Fütterung und eines thierärztlichen Atteites. 
Sch., weldem von D. der Streit verfündet worden war, 
leiftete ihm Beiltand, ohne eine Regreßpflicht anzuerkennen. 
Es ward durch Sahverftändige feitgeitellt, daß die Kuh 
jhon vor dem 15. September 1868. an der Franzoſen— 
Krankheit gelitten. D. Hat, in Befolgung des ihn ver- 
urtheilenden Bagatell-Erfenntnifjes, 39. Thlr. 28. Sgr. und 
Proceßkoſten, insgefammt 53. Thle. 7. Sgr. 6. Pf., an B. 
gezahlt. Yet fordert er mit feiner Regreßklage Erftattung die: 
fer Summe vom Berflagten Sch., der fih aus verſchiedenen 
Gründen, namentlih unter Beitreitung der Identität der 
von ihm an den Kläger verkauften Kuh, mit der vom 
Kläger an B. verkauften, jowie event. unter Bemängelung 
der libellirten Quanta, für nicht regreßpflichtig erachtet. 
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Die Inſtanzrichter haben dem Kläger über die beregte 
Identität den Erfüllungseid auferlegt, was keinen Gegen— 
ſtand der Nichtigkeitsbeſchwerde bildet. Für den Schwörungs— 
fall ſprach der erſte Richter, die Kreisgerichts-Commiſſion 
zu Zehdenick, dem Kläger nur den Betrag des dem Ver— 
klagten gezahlten Kaufpreiſes, 18. Thlr., zu, unter Verwer— 
fung der Mehrforderung, weil zu deren Begründung der 
Nachweis eines vom Verklagten beim Verkaufe begangenen 
vertrelbaren Verſehens gehört habe. Der zweite Richter, 
das Kammergericht, dagegen verurtheilte, auf des Klägers 
Appellation, durch Erkenntniß vom 17. November 1870. 
den Verklagten für den Schwörungsfall ganz nach dem Klage— 
antrage. 

Auf die Nichtigkeitsbeſchwerde des Verklagten hat der 
vierte Senat des Ober-Tribunals vom 27. Juni 1871. das 
Appellations-Erkenntniß, ſoweit dadurch das Erkenntniß 
erſter Inſtanz abgeändert worden, vernichtet und das letztere 
beſtätigt, aus folgenden 

Gründen. 

Die redhibitoriſche Klage, welche der Käufer einer 
Sache wegen fehlender Eigenſchaften derſelben anſtellt, be: 
zweckt die Aufhebung des Kaufes, alſo die Wiedererlangung 
des für die Sache Entrichteten, gegen deren Rückgabe, 
letzteres, ſofern nicht, wie vorliegend, die Sache grade aus 
Veranlaſſung des gerügten Fehlers untergegangen iſt. — 
8. 326. Thl. I. Tit. 5. des A. L.-R.; Striethorſt's Archiv 
Bd. J. S. 46. 88. 192.—198. Thl. I. Tit. 11. des A. L.⸗R. — 
Trifit den Verkäufer fein Vorwurf der Arglift oder einer Ber: 
ihuldung, fo find im Obigen vie jedem Theile zuſtehenden 
Rechte im Mejentlihen erſchöpft. Damit dem Käufer der 
Anſpruch auf ein Mehreres, namentlih auf Erjug eines in 
Folge des Raufgeichäftes erlittenen unmittelbaren Schadens, 
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erwachſe, muß eine Verihuldung des Berfäufers, deren 
Grad das Maß des Schadensanjprudes bedingt, hinzu: 
treten. Denn der $. 320. Thl. I. Tit. 5. des U. UN. 
verordnet: 

Liegt an dem Geber die Schuld, daß fi der Empfänger 
der gegebenen Sache, nah der Natur und dem Inhalte 
des Vertrages, nicht bedienen faun, jo muß er den 
Empfänger ſchadlos halten. (88. 235. bis 291.) 

Die angezogenen 88. 285. ff. aber regeln die aus 
den einzelnen Verichuldungsgraden fich ergebende Schadens: 
erſatzpflicht. — Vergl. SS. 360. 277. a. a. O. — Mlles 
Vorſtehende gilt nach dem $.198. Thl. I. Tit. 11. des A. L.-R. 
ingbejondere beim Kaufe. Der Richter eriter Inftanz ift 
gleiher Anficht und jagt bezüglich des vorliegenden Rechts— 
ftreites: der Vortrag des Klägers ergebe feinen Anhalt 
dafür, daß der Verklagte beim Verkaufe ich eines vertret- 
baren Verſehens ſchuldig gemadt habe. Der Appellations: 
Richter zieht Dies nicht in Zweifel, nimmt vielmehr aus: 
drücklich auf die Sachdarſtellung des erſten Nichters Bezug, 
findet aber deſſen Ausführung dennoch mit den gejeglichen 
Vorſchriften nicht im Einklange und fährt fort: 

Ein Verkäufer, welcher ein franfes Stüd Vieh übers 
giebt, hat nicht gehörig erfüllt und ihn trifft die Schuld, 
daß fih der Käufer der empfangenen Sache nad ber 
Natur und dem Inhalte des Vertrages nicht bedienen 
fann. Bon einem ſolchen Verkäufer ijt ver Käufer nach den 
88. 194. ff. Thl. I. Tit. 11. des A. L.-R. und 88. 319. fi. 
Thl. I. Tit. 5. des A. L-R. Schadloshaltung zu fordern 
berechtigt. Kläger Hat nun aber im vorliegenden Falle 
nicht bloß infomweit Schaden erlitten, al3 er an den Ber: 
klagten Kaufgeld (18. Thlr.) gezahlt, ohne dafür ein 
brauchbares Kaufobject zu gewinnen, fondern einen höhe— 
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ten, indem er an B. 39. Thlr. 28. Sgr., fowie an 
Koften 13. Thlr. 9. Spr. 6. Pf. hat zahlen müfjen. 

Es leuchtet ein, daß der mitgetheilte erjte, rein theo: 
retiihe Satz unhaltbar ift, in fofern er jedem auf Ges 
währsleiftung mit Grunde belangten Verkäufer eine zum 
Schadenserſatze verpflihtende culpa zur Laft legt. Und 
e3 iſt ebenjo wenig zweifelhaft, daß der Appellations-Richter 
lediglich aus dieſem unrichtigen Theorem, mithin aus feinen 
concreten thatſächlichen Umftänden, die vermeintliche, unbe: 
ftimmte Verſchuldung des DVerflagten als vorhanden ablei- 
tet, während, wie oben gezeigt, der Schadensanjprud 
des Redhibenten von dem bejonderen Nachmeije einer den 
Anderen verantwortlid machenden Verſchuldung nach den 
88. 320. 285. ff. Thl. I. Tit. 5. und $. 198. Thl. J. 
Tit. 11. des A. L.-R. abhängt. Darum hat der Appellations: 
Nichter diefe Paragraphen in einem Falle, deſſen Voraus- 
ſetzungen nicht zutrefien, für welchen fie alſo nicht beftimmt 
find, angewendet, weshalb er vom Smploranten mit Recht 
eines rechtsgrundſätzlichen Verſtoßes bejchuldigt wird, der 
nach dem 8.4. Nr. 1. der Verordnung vom 14. December 
1833. die Vernichtung feines Erkenntniſſes nach fich zieht. 

Bei der hierdurch eröffneten freien Beurtheilung der 
Sade ift zunächſt die unangefochtene Nichtigkeit der Anz: 
führung im erften Erfenntniffe, daß der Kläger dem Ber: 
klagten eine beim Verkaufe der Kuh begangene culpa, ge: 
ſchweige denn Argliit, überhaupt nicht vorwirft, anzuerkennen, 
und ein Gleiches Hinfichtlich eines ſolchen etwa bei Erfüllung 
des Vertrages (8. 285. cit.) vorgefallenen Verſehens ꝛc. 
zu jagen. Der Kläger hält ſich anjcheinend jeder näheren 
Begründung feines Anſpruches durch die von ihm im Vor: 
procefje mit dem B. bewirkte Beiladung des jegigen Ver: 
klagten für überhoben. Allein die Litisdenunciation fann nie: 





mals ein Regreßrecht gegen den Xitisdenunciaten ins Leben 
rufen, vielmehr muß ein ſolches Regreßrecht, damit die 
Streitverfündigung Erfolg babe, Kraft des zwiſchen dem 
Sitisdenuncianten und dem Litisdenunciaten beftehenden 
Verhältniſſes bereit3 an fich eriitent fein. Sie bezielt nur 
die Abfchneidung des Einwandes: der Litisdenunciant habe 
im Hauptproceile etwas verfäumt, wodurd deſſen ungün: 
ftiger Ausgang herbeigeführt worden jei. 

Es fehlt jomit für die Klageforderung, abgejehen von 
der verlangten Nüdzahlung des 18. Thlr. betragenden 
Kaufpreijes nebit Zinſen, an einen Rechtsgrunde und er: 
ſcheint das Erkenntniß eriter Inſtanz als gerechtfertigt. 
Selbiges war demnach, wie geichehen, zu betätigen. 


— Sat — — 


Ne 7. 


ft, wenn in der Schuldurfunde ein bejtimmter 
Zahlungsort nicht feitgefeßt worden, der Schuldner, 
welcher den Ceſſionar für feinen Gläubiger auf vecht3- 
gültige Weile einmal anerfannt Hat, verpflichtet, 
an dem Drte zu zahlen, mo der Gejlionar zur Seit 
dieſes Anerkenntnifjes wohnt? 
A. L.-R. Thl. J. Tit. 11. 88. 412. 769, 775. 
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Der im Großherzogthume Poſen wohnende DVerklagte, 
Gutsbefiger N., empfing im Sahre 1857. von feinem 
Schwiegervater, deſſen Wohnort Berlin war, ein Darlehn. 
Nach dem Tode des lebteren wurden hiervon im Wege der 
Erbregulirung der Klägerin, verehelihten R., einer Erbin, 
800. Thlr. überwieſen, und erkannte der Verklagte in dem 
betreffenden Erbrecefje die Klägerin, welche damals ſchon in 
Breslau wohnte, ausdrüdlih für feine Gläubigerin an. 
Diefe Schuld wurde fällig, ohne daß der Verklagte Zahlung 
leitete. Die Klägerin beantragte daher Elagend: 

den Verklagten zur fofortigen Zahlung von 800. Thlen. 
nebſt Zinſen zu verurtheilen. | 

Der Berklagte wendete ein, daß er nur verpflichtet jet, 
da Zahlung zu leiften, wo der urjprünglihe Inhaber der 
Forderung die Zahlung zu fordern berechtigt gewejen, alſo 
in Berlin, nicht aber in oder nach Breslau, und daß daher 
die Klägerin, da fie nicht dargethan, daß fie zur Zeit der 
Fälligkeit der Forderung felbft oder durch einen legitimirten 
Bevollmächtigten bereit geweien, in Berlin das Geld in 
Empfang zu nehmen, abgemwiejen werden müſſe. Der erfte 
Richter, das Kreisgeriht zu Inowraclaw, verurtheilte den 
Verklagten auf Grund des 8. 412. Tit. 11. Thl. I. des 
A. L.-R. nah dem Klageantrage. Der zweite Richter, 
das Appellationsgeriht zu Bromberg. beftätigte unter dem 
26. October 1870. zwar das erjte Erfenntniß, jedoch aus 
anderen Gründen. E3 führte aus, daß, troß des gedachten 
Meberganges der Forderung auf die Klägerin, nach, wie vor, 
Berlin der vertragsmäßige Zahlungsort geblieben fei, und 
fand insbefondere eine Unterftügung für feine Anſicht im 
8. 775. a. a. D., wonach rüdfichtlih der Darlehne eine 
Veränderung des Zahlungsortes bei Ceſſionen nur durch 
ausdrüdliche Abrede vorgenommen werden kann. Deſſen 
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ungeachtet nahm der zweite Richter an, daß jegt der Ver— 
klagte die Zahlung in Breslau, wohin fie die Klägerin ver: 
lange, leilten müfje, da der Berflagte die Zahlung am 
Fälligfeitstage in Berlin, dem Zahlungsorte, nicht geleiftet, 
reſp. angeboten und ſchon dadurch jede Ermittelung dar: 
über, ob auch die Klägerin dort zum Empfange bereit gewejen 
fei, überflüffig gemacht habe, derſelbe auch nicht verlangen 
fönne, daß außerhalb der Zahlungszeit die Klägerin fih im 
Bahlungsorte einfinde. 

Auf die Nichtigkeitsbeſchwerde des Verklagten reprobirte 
zwar der vierte Senat des Ober-Tribunals in feinem Urtel 
vom 20. Juni 1871. diefen Entiheidungsgrund, * aber 
aus folgenden 

Gründen 
die zmweitrichterlihe Entſcheidung aufredt. 

Wenn gleich der Entiheidundsgrund des Appellations- 
Richters nichtig ift, fo ift Do aus anderen Gründen fein 
Erfenntniß in Betreff de3 Zahlungsortes aufrecht zu er: 
balten; denn der $. 412. Thl. I. Tit. 11. des A. 3: NR. 
fteht der Klägerin zur Seite. Der urjprünglide Gläu— 
biger des Verklagten wohnte zur Zeit der Hingabe des 
Darlehns in Berlin. Ein Schuldſchein liegt nicht vor. 
Daß aber ein bejtimmter Nüdzahlungsort bei Contrahirung 
des Darlehns überhaupt und namentlich fchriftlih verab: 
redet worden, behauptet der Verklagte jelbit nit. Er 
gründet feinen Einwand grade auf den, den Mangel einer 
ſolchen Abrede vorausfegenden 8. 769. Tit. 11. Thl. I. des 
A. L.-R., welcher bei Darlehnen beitimmt: 

Der Negel nah ift der Schuldner verpflichtet, bie 
Rückzahlung Eoftenfrei an dem Orte, wo der Gläubiger 
zur Zeit des gefchloffenen Vertrages feinen Wohnſitz ge: 
habt hat, zu leiiten. 
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Nah dem Tode des urjprünglichen Gläubigers, des 
Vaters der Klägerin und Schwiegervater des Verklagten, 
find von der in Nede ftehenden Forderung der Klägerin, in 
dem vom Perklagten am 20. März 1866. mitvollgogenen 
Necefje, 800. Thlr. überwiejen worden, und erkennt in dieſem 
Neceffe der Berklagte ausbrüdlih die Klägerin als feine 
Gläubigerin an. Die Klägerin hat fih auf dieſes Anerfenıt- 
niß bereit in der Klage berufen. Ebenfo ſteht feit, daß 
die Klägerin Schon damals in Breslau gewohnt hat. Defjen 
ungeachtet nimmt der Appellations-Richter an, daß Berlin 
der Zahlungsort geblieben fei, indem er davon ausgeht, daß 
der gedachte $S. 412. a. a. D. fih nicht auf die objective 
Beichaffenheit des Vertrages, alfo auch nicht auf den Zah— 
lungsort beziehe und daher der $. 775. 1. c. verordne, daß 
eine Veränderung des Mohnortes nur durch ausdrücdliche 
Abrede vorgenommen werden könne. Der Ausführung 
des Appellationg- Richters kann jedoch nicht beigepflichtet 
werben. Der 8. 412. a. a. D. Schreibt vor: 

Hat der Schuldner den Eefjionarium für feinen Gläubiger 
wegen einer, der Qualität und Quantität nach, beftimmten 
Forderung auf rechtsgültige Weiſe, einmal anerkannt, fo 
ift er nicht mehr befugt, demjelben Einwendungen und 
Gegenforderungen, die er wider den Gedenten zu 
haben vermeint, entgegenzufegen ($8. 37. 38. 185. 192. 
Tit. B.). 

Man mag nun dieſe Beſtimmung auf eine Novation, 
wie Bornemann (Syſtem Bd. 3. ©. 176), Koh im 
Commentar Note 42. zu $.412., oder nur auf ein ſelbſtſtän— 
dig obligirendes Anerfenntniß, wie Förster, in feiner Theorie 
und Praris des Preuß. Privatrechtes, I. ©. 671., zurüd- 
führen, jo geht doch immerhin daraus hervor, daß, wenn 
der Schuldner den Ceſſionar, wie hier, ausdrüdliih als 
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feinen Gläubiger angenommen bat, die perfönlihen Verhält- 
nifje zwiſchen ihm und dem Gedenten, dem Ceſſionar gegen= 
über, völlig gelöft ericheinen, daß das Nechtsverhältnig nicht 
als auf Succeffion beruhend, jondern als ein primitives 
angejehen werden fol. Die ausdrüdlide Annahme des 
neuen Gläubigers ftellt fih als ein ganz jelbitjtändiger 
Verpflihtungsgrund dar. Diejelbe ändert allerdings nicht 
den Rechtsgrund und den Gegenitand der cedirten Forderung, 
dagegen wirft fie ändernd auf alle Einreden, welche aus 
der Perſon des früheren Gläubigers hergeleitet werben 
fünnen. Nur um dies zu verdeutlichen, wird in dem 8. 412. 
eit. auf die angegebenen Paragraphen des Tit. 5. Bezug 
genommen. Dieſe enthalten feine Einjhränfung, wie der 
Appellationg Richter meint, ſondern werden nur als Bei— 
fpiele angeführt für das Princip, daß lediglich objectiv die 
Forderung in Betracht fommt, dagegen alle Einreden und 
Modalitäten nicht zu berüdfichtigen find, welche nicht auf 
objectiven Eigenſchaften des Forderungs » Nechtes, wozu 
freilich auch ausdrückliche Werabredungen gehören, be— 
ruhen, jondern vom Geſetze mit der Perſon des Gläu— 
bigers in Berbindung gebradht werden. Eine Solche rein 
fubjective Eigenichaft ift es aber, wenn, bei dem Mangel 
einer ausdrüdlichen Abrede, das Gejeß im 8. 769. a. a. O. 
den Mohnort des Gläubigers zur Zeit der Contrahirung 
des Darlehns als den Nüdzahlungsort bezeichnet, indem 
eben diefe Beitimmung aus der Perſon des Gläubigers 
hergenommen if. — Da nu nah dem Gejagten der 
ursprüngliche Gläubiger gar nicht als exiſtent, vielmehr der 
Geffionar fo angejehen werden fol, al3 fei er der urſprüng— 
lihe Gläubiger, als ſei das Nechtsgeichäft erit mit ihm 
abgeihloffen worden, fo muß bei einer Ceſſion der in 
Nede ftehenden Art, in Gemäßheit des $. 769. a. a. O., 
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für die Nüczahlung derjenige Drt entjcheidend fein, wo zur 
Zeit der Ceſſion, reip. der Anerkennung als Gläubiger, der 
Gejfionar gewohnt hat. Und das ift hier Breslau. Dem 
jteht auch der 8. 775. 1. c., — wonach die Beitimmungen über 
den Nüczahlungsort eines Darlehns auch in dem Falle 
Anwendung finden follen, wenn das Eigentbum der Schuld 
durch Ceſſion, Erbgangsreht oder font auf einen dritten 
Inhaber gediehen wäre, infofern der Schuldner dabei eine 
Beränderung des Zahlungsortes fich nicht hat ausdrücklich 
gefallen laſſen, — nicht entgegen; denn diefe Beſtimmung 
it nur ganz allgemein für Succejfionsfälle gegeben und be- 
zieht fich nicht auf den befonderen Fall, in welchem der debitor 
cessus contrahirend in das Ceſſionsgeſchäft mit eintritt und 
zwar durch ein felbititändig obligirendes Anerfenntniß mit 
der im $. 412. a..a. D. angegebenen Wirkung. 





69 


Dorfgerichtliches Teſtament. 





Sit die fehlende Namens-Unterſchrift des Gericht3- 
ihulzen unter dem Protocolle über die Aufnahme eines 
dorfgerichtlichen Teſtamentes ein die Ungültigfeit des 
Vegteren bedingender wejentliher Mangel? 

A. L.-R. Thl. I. Tit. 12. 88. 93. bis 98. 104. 105. 139, 

Anh. 8. 33. Thl. II. Tit. 7. 88. 82. bis 84. 


Plenar-Befhluß vom 14. Juni 1847. (Entſcheid. Bd. 15. 
©. 17. ff.) 
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Der in der Nacht des 12. Juni 1869. mit Hinter— 
laſſung zweier ehelicher Kinder verſtorbene Handarbeiter 
Wilhelm D. zu M. hat in einem kurz vor ſeinem Tode 
vor dem mit dem Schulzen, den beiden Schöppen und dem 
Gerichtsſchreiber beſetzten Dorfgerichte ſeines Wohnortes 
errichteten Teſtamente ſeinen Schweſterſohn, den Kläger Gy., 
zum Haupterben eingeſetzt. Der von letzterem in dieſer 
Eigenſchaft angeſtellten Klage auf Zahlung von 288. Thlrn. 
12. Sgr. rückſtändigen Hausfaufgeldes jeßte der Verflagte Ge., 
der bis auf 6. Thlr. 28. Sgr. 6. Pf. die eingeklagte For: 
derung an fih als richtig anerkennt, unter Aſſiſtenz der 
beiden Kinder des Teftators, die Einrede der mangelnden 
Sadlegitimation entgegen, weil das dorfgerichtliche Teſta— 
ment, das der Gerihtsihulze nur mit feinem Amts: 
- Charakter, nicht aber mit feinem Namen, unterfchrieben hat, 
dieferhalb nit gültig fei. Lebteres beftritt der Kläger und 
hielt er den Mangel der Namens-Unterſchrift des Schulzen 
dadurch befeitigt, daß dieſer menigitens feinen Amts— 
Charakter unterzeichnet, jodann das Couvert, in welches 
das Teſtaments-Protokoll eingefiegelt worden, mit feinem 
Namen und Amts-Charakter überjchrieben und nebit den 
Schöppen und dem Gerichtsihreiber den Hergang bei Auf: 
nahme des Teftantentes hinterher zum gerichtlichen Proto— 
colle erklärt habe. 

Die Erfenntniffe des Kreisgerichtes zu Heiligenftadt 
von 26. April 1870. und des Appellations-Gerichtes zu 
Halberitadt vom 30. November 1870. erachteten das Teſta— 
ment für ungültig, mithin die Einrede für durchgreifend und 
wiejen deshalb die Klage ab. 

Kläger hat das Appellationg-Urtel mit der Nichtigfeits- 
beſchwerde wegen Verletzung der $$. 93. 94. 103. 104. 
139. Tit. 12. Thl. I., der 88. 51. 82. 83. Tit. 7. Thl I. 
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des A. 3:R., des 8. 33. des Anhanges zu demfelben, der 
Declaration vom 10. Juli 1846. (G.:©. ©. 263.) und 
des 8. 129. Tit. 10. Thl. I der U. G.:D., ſowie eines 
nad der Lage des Falles formulirten Rechtsgrundfages 
angefochten. Der dritte Senat de3 Dber-Tribunals hat 
die Nichtigfeitsbefchwerde am 19. uni 1871. zurüdge: 
wiejen. 
Gründe. 

Die Nichtigkeitsbeſchwerde erjcheint nicht al3 begründet. 
Nah dem für die Beurtheilung derjelben maßgebenden 
Thatbeitande des angefochtenen Erfenntnifjes, hat der Teſta— 
tor feinen legten Willen vor dent mit dem Schulen, den 
beiden Schöppen und dem Gerichtsſchreiber vollftändig be: 
feßten Dorfgerichte feines Mohnfiges erklärt. Das Dorf: 
gericht hat durch den Gerichtäfchreiber ein Protocol über 
den Akt aufgenommen, welches von dem jhreibensunfundigen 
Teftator, unter Zuziehung zweier Teftamentszeugen, unter: 
kreuzt, demnächſt abgeihloffen und Seitens des Schulzen 
nur mit feinem Amts-Charakter, unter Weglaffung des 
. Namens, von den beiden Schöppen, dem Gerichtsjchreiber 
und den zugezogenen Zeugen aber mit Namen und Cha: 
rafter vollzogen worden if. Das Protocol ift demnächſt 
in ein Gouvert gelegt, diefes mit fünf Abdrücken des Ge— 
meindefiegel8 verjchloffen und mit der Ueberſchrift verjehen 
worden, daß darin der letzte Wille des Teftators enthalten 
ſei. Diefer Ueberihrift find Namen und Amts » Charakter 
der drei Dorfgerichtsmitglievder und des Gerichtsfchreibers 
beigejegt worden. Der Gerichtsfchreiber hat dies Teſtament 
dem Kreisgerichte zu Heiligenftadt überbracht, welches bie 
Vernehmung der Dorfgerihtsmitglievder und des Gerichts- 
Ihhreiber8 über den Hergang bei der Teftamentsaufnahme 
veranlagt hat. Danach find bis auf die Namensunter- 
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ſchrift des Schulzen unter dem Teſtaments-Protocolle alle 
Förmlichkeiten eines dorfgerichtlichen Teſtamentes vollſtändig 
beobachtet worden, und es fragt ſich, ob ein ſolches zu 
Recht beſtehen kann, wenn das Protocoll über deſſen Auf— 
nahme von dem Schulzen nicht mit der Unterſchrift ſeines 
Namens verſehen worden iſt? — Mit Recht haben beide 
Vorderrichter dieſe Frage verneint. Nach der Stellung der 
88. 93. bis 99. Tit. 12. Thl. I. des A. L.-R., welche 
von dem dorfgerichtlichen Teſtamente handeln, iſt letzteres 
eine Art des gerichtlichen Teſtamentes, ein Erſatz des vor 
dem ordentlichen Richter zu errichtenden für den Nothfall, 
wenn nämlich dergeſtalt Gefahr im Verzuge iſt, daß die 
Herbeikunft des ordentlichen Richters nicht abgewartet wer— 
den kann. Alsdann können Dorfgerichte, die aus einem 
Schulzen und zwei vereideten Schöppen beſtehen, Teſtamente 
und Codicille gültig an- und aufnehmen, unter Zuziehung 
eines vereibeten Gerichtsfchreibers, allenfall3 auch eines 
Notars oder des Predigers. Das in ſolcher Weile zu 
Stande gefommene dorfgerichtliche Teitament kann als eine 
Beglaubigung der auf> oder angenommenen Tebtwilligen 
Verordnung angejehen werben, da Dorfgerichte, mit Zu: 
ziehung des vereideten Gerichtsjchreibers, nach den 88. 82. 
bis 84. Tit. 7. Thl. II. des A. L.-R. gerichtliche Hand: 
lungen, bei denen e3 auf bloße Beglaubigung ankommt, 
gültig vornehmen können. Was ihnen aber für ſolche Fälle 
generell vorgejchrieben ift, daß fie nämlich die aufgenommene 
Verhandlung dem ordentlichen Richter zur Beurtheilung der 
Gejegmäßigfeit oder näheren Berichtigung ohne Zeitverluft 
vorlegen müffen, — $. 83. — gilt ganz beſonders von 
den auf: und angenommenen Teftamenten, rückſichtlich 
welcher fpeciell angeorbnet ift, daß der Nichter die Dorf: 
gerihte über den Hergang umftändlich vernehmen und, 


fal3 der Teſtaments-Errichter dann noh am Leben ift, 
diefem das aufgenommene Protocol vorlegen und die Rich: 
tigkeit de3 darin enthaltenen Herganges von ihm geneh- 
migen laſſen fol; ohne daß jedoch aus der Verfäumung 
der letztgedachten Vorſchrift Schon die Nichtigkeit der letzt— 
willigen Verordnung folgt. Die Declaration zum $. 9. 
a. a. O. vom 10. Juli 1846. hat zwar die Verpflichtung 
der Dorfgerite, ein von ihnen ans oder aufgenommenes 
Teftament durch eines ihrer Mitglieder dem ordentlichen 
Richter perfönlich einzuhändigen, beftehen laſſen, die Rechts: 
beitändigfeit der legtwilligen Verordnung aber von diefer 
perfönlihen Einhändigung unabhängig gemadt. Damit ift 
die Verpflichtung des ordentlichen Richters, die Dorfgerichts— 
mitglieder über den Hergang umftändlih zu vernehmen, 
nicht aufgehoben worden; nach der Faflung des 8. 95. ift 
die Vernehmung zwar, in Verbindung mit der perjönlichen 
Ueberbringung, gedacht, jedoch von der lebteren nicht ab- 
bängig gemadt. Die Declaration beſchränkt fih aud, 
nad der Weberjährift und dem Inhalte, ausdrücklich auf 
die Beförderung des dorfgerichtlihen Teitamentes oder 
Godicilles an den ordentlichen Nichter, ohne das meitere 
Berfahren des leßteren mit demfelben anders, als im $. 95. 
geihehen, zu oronen. Wenn es biernach bei der richter: 
lihen VBernehmung der Dorfgerichtsperfonen über. den Her: 
gang der Sache nad, wie vor, bleibt, jo ift es doch nicht 
zuläffig, den Schwerpunft in diefe Vernehmung zu legen, 
und dem entfprechend anzunehmen, daß etwaige wejentliche, 
bei der Auf: oder Annahme der legtwilligen Verordnung ſelbſt 
vorgefommene Mängel durch die nachherige protocollarifche 
Vernehmung der Dorfgerichtsperjonen, falls letztere nur 
ergiebt, daß der legte Wille fo, wie das dorfgerichtliche 
Protocol befagt, fund gegeben worden ift, bejeitigt werben, 
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ohne der Gültigkeit der Verordnung zu ſchaden. Vielmehr 
findet der dorfgerichtlihe Act in der nachfolgenden richter- 
lihen Vernehmung nur feine Controlle und Bekräftigung. 
Legte man bderjelben eine größere Bedeutung bei, jo würde 
fih das dorfgerichtlihe Teftament jchließlich zu einem münd- 
lihen umgeftalten, das vor den Dorfgerichtsperſonen als 
Zeugen errichtet und erit durch deren Vernehmung zum richter- 
fihen Protocolle in die folenne Schriftform gebradt würde. 
Allerdings jehreiben die SS. 93. ff. a. a. D. nicht fpeciell 
vor, wie bei der Auf: oder Annahme eines dorfgerichtlichen 
Teitamentes verfahren werden fol. Die angeorbnete Zus 
ziehung des Gerihtsichreiber3 und Einhändigung des Teita- 
mentes oder Codicilles an den Gerichtshalter, der dafjelbe 
im Depofitorium verwahren foll, ergeben jedoch, was ohnehin 
felbitverftändlich ift, daß über den Act der Teſtamentserrich— 
tung von dem Dorfgerichte ein Protocoll aufzunehmen it. 
Hat leßteres auch feine weitergehende Bedeutung, als den 
Hergang bei der Auf: und Annahme der lettwilligen Ver— 
ordnung zu beglaubigen, fo ift es doch nothwendig, daß ihm 
die weſentlichen Stüde eines Trotocolles nicht fehlen. Zu 
diefem gehört nad dem 8. 45. Tit. 2. Thl. IL. der A. G.:D. 
die Unterfchrift der fungirenden Gerichtsperjonen. Das Zus 
ftandefommen des Protocolles ift für die Nechtsbeitändigfeit 
einer leßtwilligen Verordnung unerläßlih; dies geht un: 
zweibeutig aus dem $. 33. des Anhanges zu dem 8. 139. 
Ti. 12. Thl. I des A. L.-R. hervor, nah weldem 
die Nichtbeachtung anderer vorgeſchriebenen Förmlichkeiten 
die legtwillige Verordnung nicht entkräftet, dafern nur das 
über die Errichtung oder Uebergabe derielben aufgenommene 
Protocol vorihriftsmäßig abgefaßt, geſchloſſen und unter: 
ſchrieben ift. Mit Recht wendet der Appellationg: Richter die 
legtere Vorſchrift auch auf das dorfgerichtliche Teitament 
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an. Iſt das Protocol über die Errichtung deſſelben nicht 
in gehöriger Meife zu Stande gefommen, fo fann die let: 
willige Verordnung felbft nicht beftehen, weil ihr diejenige 
Beglaubigung fehlt, weldhe die Vornahme des Actes vor ge- 
hörig beſetztem Dorfgerichte gewährt. Daß aber ein Protocol 
nicht gehörig zu Stande gefommen ift, wenn demjelben bie 
Namensunterfehrift einer bei der Aufnahme derjelben noth- 
wendigen Perſon fehlt, ift nad) dem 8. 45. Tit. 2. Thl. II. 
der A. G.:D. und dem $. 33. des Anhanges nicht Zweifel: 
haft, ebenfomwenig, daß die Namensunterfchrift durch) Die 
Unterzeihnung des Amtscharakters nicht erſetzt wird. Auch 
läßt fich nicht beftreiten, daß der Gerihtsfchulze bei Ver- 
handlungen vor dem Dorfgerihte von den amtlich mit- 
wirkenden Perſonen die wichtigite und weſentlichſte iſt. Er 
ift der Vorfteher der Gemeinde; — 8. 46. Tit. 7. Thl. II. 
des U. L.-R. — er ruft diefelbe zu den nöthigen Berath- 
Ihlagungen zuſammen, dirigirt die Verfammlung, faßt den 
Beſchluß ab, u. ſ. w. — 8.52. a. a. O. — Die Schöppen 
find ihm nur beigeorbnet, — 8. 73. — feine Beiltände in 
den Amtsverrichtungen, feine Stellvertreter bei Abweſenheit 
oder Behinderung. — 88. 76. 77. — Danach ift er aud) 
bei Rechtshandlungen vor dem Dorfgerichte diejenige Perſon, 
welche die Verhandlung leitet; die Schöppen find ihm nur 
zur mehreren Beglaubigung beigegeben. In diefer Meile 
faßt auch die revidirte Inſtruction für die Dorfgerihte vom 
11. Mai 1854. (Juſtiz-Miniſter/Bl. von 1854. ©. 206.) 
das Verhältniß auf, indem fie im $. 16. anordnet, daß 
der Schulze das vom Gerichtäfchreiber niedergeſchriebene 
Protocol den Parteien vorlefen und fie befragen foll, ob 
fie den Inhalt defjelben ihren Erklärungen und ihrer Willens- 
meinung gemäß finden. Bei der Zuziehung des Gerichts- 
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Ihreibers hat, wie auch in dem Plenarbeſchluſſe vom 14. Juni 
1847. und in dem Revifionserfenntniffe des erften Senates 
vom 30. November 1863. — (Striethorft’3 Archiv Bd. 52. 
S. 133.) — angenommen wird, das Gefeß augenſcheinlich 
darauf gerechnet, daß dieſer die Urkunde nicht blos nieder: 
reiben, jondern jelbft abfafjen werde. Allein daraus folgt 
nicht, daß er der eigentlich inftrumentirende Beamte ift, die 
Dorigerihtsperjonen, wie etwa die Inſtrumentszeugen bei 
einem notarielen Acte, nur der größeren Beglaubigung 
halber der Berhandlung anwohnen, vielmehr ftellen fie und 
vorzugsweiſe der Schulze die Behörde dar, welche dem Acte 
den amtlichen Charakter verleiht. Daher ordnen die 8$. 19. 
und 36. der genannten Inſtruction an, daß das über den 
Hergang der Sache niedergefhriebene Protocoll von dem 
Gerichtsfchreiber und dem geſammten Dorfgerichte unter: 
johrieben werden fol. Nach der Bedeutung des Schulzen 
und feiner Stellung, gegenüber den Schöppen, ift jedenfalls 
feine Namensunterfchrift unentbehrlid, um annehmen zu 
fönnen, daß das dorfgerichtlihe Protocol in gehöriger 
Weiſe zu Stande gelommen iſt. — Aus dem ſchon erwähn- 
ten Plenarbeſchluſſe vom 14. Juni 1847., auf welchen die 
Nichtigkeitsbeſchwerde fich beruft, ergiebt fich nichts Anderes. 
Es handelte fich bei Faſſung defjelben darum, ob ein dorf: 
gerichtlihes Teftament dadurch allein, daß die bei deſſen 
Aufnahme zugezogenen Schöppen das von dem Gerichts: 
ichreiber aufgenommene Protocol wegen Schreibensunfunde 
nicht mit ihrer Unterfchrift vollzogen haben, ungültig werde. 
Dieje Frage wird verneint, weil nicht angenommen werden 
fönne, daß bei von Dorfgerihten vorgenommenen Recht: 
bandlungen die Unterzeichnung aller bei einem ſolchen Acte 
mitwirkender Perſonen, insbefondere der zugezogenen Ge: 
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richtsſchöppen, ein nothmwendiges Erforderniß fei, da es bei 
dorfgerihtlihen Verhandlungen Hauptfählid nur auf die 
Beglaubigung anfomme und diefer Zweck auch erreicht werde, 
wenn die Schöppen bei der Vornahme des von dem Ge: 
richtsichreiber niedergefchriebenen, von diefem und dem Schulzen 
vollzogenen Actes gegenwärtig geweſen find und die Rich— 
tigfeit des Herganges beitätigen. — Der Plenarbeſchluß 
feßt aljo ein von dem Schulzen mitvollzogenes Teftament3: 
Protocol ausprüdlih voraus und nimmt an, daß leteres 
dur die Unterfhrift des Schulzen und Gerichtsichreibers 
gehörig vollzogen und damit al3 dorfgerichtliche Urkunde in 
gelegliher Form zu Stande gefommen fei, da in den 
Gründen zugegeben wird, daß, namentlich mit Berücdfihtigung 
der Beftimmungen der Declaration vom 10. Juli 1846., 
die Gültigkeit eines dorfgerichtlihen Tejtamentes von der 
Gefeglichfeit der dorfgerichtlichen Verhandlung felbit injofern 
abhängt, al3 wenn diefe an fih ungültig ift und der in- 
zwilchen erfolgte Tod des Teftator die vorgejchriebene ge: 
richtliche Vernehmung des Legteren nicht mehr zuläßt, durch 
die von dem Nichter vorgenommene Vernehmung der Mit: 
glieder des Dorfgerihtes der Mangel nicht würde erjebt 
werben fünnen. Der gegenwärtige Fall ift in feiner Lage 
von dem damals vorliegenden darin verſchieden, daß die 
dorfgerichtliche Verhandlung, welche die Erbezeinjeßung des 
Klägers enthält, in gültiger Weiſe nicht zu Stande gekommen 
ift, da ihr die Namens-Unterſchrift des Dorfgericht3: Vor: 
ftandes und damit die Vollziehung Seitens derjenigen Perſon 
fehlt, in deren Hände die Leitung der Verhandlung gelegt 
war und ohne deren Unterjhrift das aufgenommene Protocol 
nicht als gehörig abgeichloffen angefehen werben fann. 
Hiernah find die von der Nichtigkeitsbeſchwerde be— 
zeichneten Geſetzesſtellen durch die Entſcheidung des Appel- 
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lationg:Richter8 nicht verlegt worden und der fornulirte 


Rechtsgrundſatz für richtig nicht anzunehmen. Daraus folgt 
die Zurüdweilung der Bejchwerde. 


a 


N? 9. 
Geſchäftsführung ohne Auftrag. 





Setzt die Gejhäftsführungsflage des Gejchäfts- 
herrn voraus, dag der Verklagte in der Abjicht, ein 
Geihäft im Intereſſe des Klägers vorzunehmen, ge 
handelt habe? 


A. 2.:R. Thl. I. Tit. 13. 88. 228. 229. 
L. 6. 8.3. D. de neg. gest. (III. 5.). 





Die Wittwe 2. will nah dem Tode ihres Mannes 
mit den Kindern vier Jahre lang die Gütergemeinſchaft fort: 
und jodann, im Februar 1862., ſich auseinandergejegt 
haben. Sie behauptet, es gebühre ihr Kraft des mit ihrem 
Manne errichteten wechjelfeitigen Teftamentes ein Kaufgelder- 
betrag von 160. Thlrn., welchen die Wittwe T. zur Güter: 
gemeinſchafts-Maſſe geichulvet, und welchen der Verflagte, 
unter dem Borgeben, von ihr dazu ermächtigt zu jein, im 
Dctober ej. unbefugter Maßen von der Wittwe T. einge: 
zogen und für fich verwendet habe. Ihrer ferneren Behaup: 
tung zufolge, hat fie den über jene Poſt lautenden Schuld: 
jhein demnähk an die T. auf Verlangen zurüdgegeben. 
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Ihr Klageantrag geht auf Verurtheilung des Verklagten zur 
Zahlung der 160. Thlr. nebſt fünf Procent Zinſen ſeit dem 
1. November 1862. Der Verklagte, Bauergutsbeſitzer 
Ludwig L., beſtreitet obige Behauptungen, insbeſondere bie 
Activlegitimation der Klägerin und ſeine Paſſivlegitimation, 
macht event. mehrere Compenſanda geltend und verlangt Ver— 
werfung der Klage. Ohne Weiteres erkannte, dieſem Ver— 
langen gemäß, das Kreisgericht zu Cammin, weil nicht die 
Klägerin, ſondern höchſtens die T. das Gezahlte zurückfordern 
könne, und das Recht der erſteren von der geſchehenen 
Zahlung gar nicht berührt werde. Das Erkenntniß wurde 
in der von der Klägerin beſchrittenen zweiten Inſtanz vom 
Appellations-Gerichte zu Stettin am 2. April 1870. beſtätigt. 

Auf die Nichtigkeitsbeſchwerde der Klägerin hat der 
vierte Senat de3 Dber:Tribunal3 am 17. Sanuar 1871. 
das Appellations-Erfenntniß vernichtet und die Sache zur 
anderweiten Verhandlung und Entiheidung in die erite 
Inſtanz zurüdverwiejen, aus folgenden 

Gründen. 

Sinplorantin fuht, nah Maßgabe des von ihr vor: 
getragenen Sachverhältniſſes, aus den gejeglihen Regeln 
über Geihäftsführung ohne Auftrag und Mandat, ein den 
Klageanſpruch begründendes obligatorijches Nechtsverhältniß 
zu conftruiren. Sie beruft fih dabei auf mehrere Geſetzes— 
jtellen, deren Verlegung fie dem Appellationg:Richter vor: 
wirft. Ihrem Angriffe gegen das zweite Erfenntniß muß 
auch Erfolg zugeitanden werben. Sie hat in den vorigen 
Inftanzen behauptet: der Verklagte babe, indem er fi 
fäljchlich für ihren Mandatar ausgegeben, die ihr gebührende 
Kaufgelverforderung von 160. Thlen. von ihrer Schuld: 
nerin T. eingezogen, und findet hierin mit Recht die Elemente 
der Geihäftsführung ohne Auftrag. Zwar ftellt der Appel- 
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lations-Richter im Wege der Interpretation feſt, daß, nad) 
dem Klageinhalte, der Verklagte nicht für die Klägerin ge: 
handelt, jondern das Geld für ſich eingezogen und verwendet 
haben jolle. Nach diefer unangefochtenen Feitftellung würde 
der Verklagte, wenn er etwa bei der Ausführung des Ge: 
ſchäftes Auslagen gemacht hätte, feiner Seits die Geſchäfts— 
führungsflage nicht erheben können. Denn eine folche Klage 
(die actio negotiorum contraria) jegt ein mit der Abficht, 
im Intereſſe eines Anderen zu handeln und ihn zu ver: 
pflihten, unternommenes Geihäft voraus. Allein unab- 
hängig hiervon ift die Frage, ob der Geſchäftsherr die fo- 
genannte directe Geſchäftsführungsklage anftellen darf, wenn 
die erwähnte Abficht auf Seiten des Handelnden nicht leitend 
geweſen ift. Dieje Frage ift zu bejahen. Sie hat bereits 
in den Gründen des Plenarbejchluffes vom 4. Mai 1863. 
(Entiheid. Bd. 49. ©. 29.) eine gleihe Beantwortung ge: 
funden. Daſelbſt wird Bezug genommen auf gemeinrecht: 
liche Schriftfteller, welche diejelbe Meinung vertreten, ſowie 
auf römische Gejegesftellen, namentlih auf 1. 6. 8. 3. D. 
de neg. gest. (3. 5.), wo e3 heißt: 

Wenn Jemand nit mit Rückſicht auf mein Intereſſe, 
fondern, zum Zwecke des eigenen Gewinnes, in raubjüchtiger 
Abfiht (depraedandi causa) meine Geſchäfte führe, jo 
fei das eine Führung nicht ſowohl meines, als vielmehr 
feines Geſchäftes, aber nichts deito weniger, jondern 
grade deshalb hafte er aus der Geichäftsführung. 

Alfo die äußerliche Thatfahe, daß die geführten Ge- 
Ihäfte die eines Anderen find, genügt für die directe Klage, 
wenn der Andere jelbige anftellen, d. h. hierdurch zugleich 
die Gefchäftsführung genehmigen will. In dem vom Im— 
ploraten allegirten Erfenntniffe des Ober: Tribunal vom 
25. Juni 1868. (Striethorft’3 Ardiv Bd. 60. ©. 346.) 
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wird, was zweifellos richtig iſt, geſagt, aus der einfachen 
Thatſache des Empfanges von Geld, welches der Schuldner 
an eine andere Perſon zu zahlen habe, folge nicht ohne 
Meiteres die Pflicht zur Herausgabe des Empfangenen an 
den wahren Gläubiger, und e3 werden darin allein, daß 
der damalige Berklagte dem Kläger gebührende Zahlungen 
aus einer Kaſſe erhoben hatte, die Vorausfegungen der 
negotiorum gestio nicht in der Weiſe angetroffen, daß der 
dem Appellation3: Richter gemachte Vorwurf einer Ber: 
fennung der Natur und des wejentlihen Character3 des 
zur Beurtheilung geftellten Rechtsgeſchäftes zu billigen wäre. 
Menn aber, wie vorliegend gejchehen fein joll, der Verflagte 
ausdrüdiih im Namen und als angebliher Bevollmädtigter 
der wahren Gläubigerin, gegenüber der Schuldnerin, auf: 
getreten, dieje mithin der irrigen Meinung geweſen ift, an 
einen legitimirten Repräfentanten ihrer Gläubigerin zu zah— 
len, fo unterjcheivet fi) das Sachverhältniß von dem a. a.D. 
erörterten Falle dergeitalt, daß von einer Vergleichung 
beider abgefehen werden muß. Demnach ift, den Klage- 
inhalt al3 richtig vorausgejeßt, zwiichen dem Verklagten und 
der T. eine Angelegenheit der Klägerin behandelt und er: 
ledigt worden. Die lediglih eigennügige Ablicht, ‚welche 
dabei der Berflagte gehegt hat, Steht der Zuläffigfeit der 
angeftrengten Klage nicht im Wege. Denn mit dem Principe 
ber oben mitgetheilten 1. 6. 8. 3. befindet fih, wie auch 
in den Gründen des angezogenen Plenarbeſchluſſes entwidelt 
wird, die landrechtliche Begriffsbeftimmung der Geſchäfts— 
führung, namentlich in der Faflung der von der Jmplorantin 
al3 verleßt bezeichneten 88. 228. 229. Thl. I. Tit. 13. des 
A. L.⸗-R., im Einklange. Dieſe Baragraphen erklären den— 
jenigen, welder fi in die Geſchäfte eines Anderen miſcht, 
dem Anderen bedingungslos für verantwortlich, und erft im 
Band 65. F 
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weiteren Verlaufe des zweiten Abjchnittes Tit. 13., ins: 
befondere in den 88. 234. 238., wo nicht die Klage des 
Geihäftsheren, fondern die des Gerenten, in Frage fteht, 
it von der denfelben leitenden Abfiht die Rede. Der 
Appellationg:Richter, welcher in ven Schriftfägen der Klägerin 
die Behauptung, Verklagter habe im Intereſſe der Klägerin 
handeln wollen, vermißt und deshalb jagt: eine Geſchäfts— 
führung ohne Auftrag liegt nicht vor, weil der Verklagte 
nicht für die Klägerin gehandelt, jondern das Gelb unbe- 
befugter Weije für ſich eingezogen und verwendet haben 
fol, begeht nach den vorjtehenden Erwägungen durch Nicht: 
anmwendung der citirten 88. 228. 229. einen rechtsgrund— 
fäglihen Verſtoß, weshalb fein Erfenntnig gemäß $. 4. 
Nr. 1. der Verordnung vom 14. December 1833. der Ver: 
nichtung unterliegt. 

In der Sade jelbit kann nicht entſchieden werben, weil 
e3 der Beweisaufnahme über den Eingangs unterftellten, 
vom Verklagten beitrittenen Sachverhalt und der Erörterung 
der beiderfeitigen Sachlegitimation bedarf, auch die Prüfung 
der Frage, ob auf die eventuellen Gompenjanda, nah Maß: 
gabe der Klagebeantwortung, einzugehen ift, dem Inſtanz— 
richter überlaffen werden muß. Wird jener Sachverhalt 
dargethan und der Legitimationspunkt berichtigt, jo ift die 
Verbindlichkeit des Verklagten zur Herausgabe der eingezo- 
genen Summe eine jelbftverftändliche Folge Des Weſens ber 
negotiorum gestio, fie ergibt fi auch aus der dem Ge: 
Ihäftsführer im $. 256. 1. c. auferlegten Pflicht, genaue 
Rechenſchaft abzuftatten, welche nur die Klarftellung des zu 
realifirenden Saldo’3 bezwedt. Darum ift es nicht erforder: 
ih, auf die Behauptung der Klägerin, ſchon vor Beginn 
des Procefjes die Geihäftsführung genehmigt zu haben, zu 
rüdfihtigen und fodann mit der Implorantin auf die 


= 
83 


88. 61. ff. Thl. I. Tit. 13. des U. L.-R. zurüdzugreifen, 
und zwar um jo weniger, al3 die Genehmigung durch die 
Anftelung der Klage deutlich ausgedrüdt fein würde. 
E3 war aljo die Sache zur Beweisaufnahme, jowie zur 
anderweitigen Berhandlung und Entſcheidung an den eriten 
Richter zurüdzuvermeifen. 
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N? 10, 


Beneficium ordinis. 





Sit die Beitimmung des $. 298. Tit. 14. Thl. J. 
des U. L.-R. über den Wegfall der Vorausflage des 
Gläubigerd gegen den Hauptjchuldner, in dem alle, 
wenn der Hauptihuldner feinen Wohnſitz aus König: 
lihen Landen in ein anderes Staatögeblet de3 Nord- 
deutihen Bundes verlegt hat, durch Art. 3. der Ver— 
fafjung des Norddeutſchen Bundes für aufgehoben zu 
erachten? 

A. L.-R. Thl. J. Tit. 14. 8. 298. 


Verfaſſung des Norddeutſchen Bundes vom 26. Juli 1867. 
Art. 3. (Bundes-Geſetzblatt des Nordd. Bundes 1867. ©.3.) 


Der Reſtaurateur B. miethete und bezog am 1. April 
1868. verſchiedene Räumlichkeiten im Haufe des Schneider: 
meiſters F. zu Dichersleben. Letzterer verkaufte im Juli 
1868. fein Haus an den Handelsmann W. mit der Maß: 
gabe, daß die Uebergabe am 1. Detober 1868. ftattfinden 
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ſollte. W. einigte ſich mit dem Miether B. dahin, daß 
dieſer, gegen ein von W. zu zahlendes Abſtandsgeld von 
80. Thlen., am 1. October 1868. die von ihm inne gehabten 
Socalitäten räumen jollte und F. übernahm die Bürgihaft 
für die 80. Thlr. mittelft eines ſchriftlichen Reverſes. B. 
zog am 1. October 1868. aus, W. übernahm aber das 
Haus nit und zahlte aud die SO. Thlr. nicht, und verzog 
nah Slerftadt im Herzogthume Anhalt. B. hat deshalb 
im gegenwärtigen Procefje aus jenem Reverſe den 5. als 
Bürgen nad) dem 8. 298. Tit. 14. Thl. I. des A. L.-R., mit 
Uebergehung des Hauptichuldners, auf Zahlung der 80. Thlr. 
mit fünf Procent Zinfen feit dem 1. October 1868. belangt. 
Der Verflagte wendete, unter Anderem, das beneficium 
ordinis ein, indem er der Meinung war, daß der $. 298. 1. c. 
durch den Art. 3. der Verfafjung des Norddeutihen Bundes in 
dem Falle aufgehoben jei, wenn der Hauptichuldner feinen 
Wohnſitz aus Preußen in ein anderes, zum Norddeutichen 
Bunde gehöriges, Staatsgebiet verlegt habe. In Ueberein- 
ftimmung mit dem erjten Richter, dem Kreisgerichte zu 
Halberitadt, verwarf das Appellations-Gericht dajelbit, in 
dem Grfenntniffe vom 13. Juli 1870., diefen Einwand, 
und die vom Verklagten hiergegen erhobene, auf eine Ver: 
legung der SS. 283. 298. Tit. 14. Thl. I. des A. L.-R. 
und den Art. 3.1. c. geftüßte, Nichtigkeitsbeſchwerde ift vom 
vierten Senate des Ober-Tribunals durh Erfenntniß vom. 
24. Zanuar 1871. zurüdgemiejen worden, aus folgenden 
Gründen. 

Der Art. 3. der Norddeutihen Bundes-Verfaſſung hat 
für den ganzen Umfang des Bundesgebietes ein gemeinfames 
Sndigenat mit der Wirkung geſchaffen, daß der Angehörige 
eines jeden Bunbesitaates in jedem anderen Bundesitaate 
als Inländer zu behandeln, demgemäß auch in Betreif der 
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Rechtsverfolgung und des Rechtsſchutzes dem Einheimiichen 
gleih zu behandeln if. Hierdurch find die Unterjchiede 
aufgehoben, welche nach den Gejegen einzelner Bundesftaaten 
von deren Gerichten bei der proceljualiihen Behandlung der 
Recht nehmenden Partei zwiihen Staatsangehörigen und 
anderen Perfonen gemacht werden follen, und e3 fallen 
namentlich die Unterſchiede fort, welche nah Barticulargejegen 
in diefer Richtung für die Beitimmung des Gerichtsſtandes 
gelten. Nah Preußiſchen Gejegen hängt aber der Gericht3= 
ftand nit von dem Indigenate und von dem Umijtande ab, 
daß der Verklagte vor Gericht al3 Inländer zu behandeln 
ift, vielmehr beruht er auf verfhiedenartigen factiihen Vor- 
ausjegungen, namentlich auf dem Wohnfige und feine Regelung 
für einen Preußen, fowie jeden anderen Norddeutſchen, erfolgt, 
abgejehen von der Staatsangehörigfeit, jo daß der Fall 
möglich ift, daß felbit ein Preuße, dem der Wohnſitz im 
Preußiihen Gebiete und andere Vorausfeßungen zu feiner 
Belangung vor einem Preußijchen Gerichte abgehen, vor 
dem Teßteren nicht verklagt werden kann. Der Art. 3. 1. c. 
unterwirft daher nicht jeden Norddeutichen dem Gerichtäftande 
vor Preußiſchen Gerichten und entjcheidet nicht darüber, ob 
er dort belangt werden fann. Wenn nun der $. 298. 
Tit. 14. Thl. I. des A. L.-R. bei der Bürgichaft für die 
Bejeitigung der Vorausklage gegen den Hauptſchuldner nur 
die Bedingung aufftellt, daß der Hauptſchuldner nicht mehr 
in Königlihen Landen belangt werden kann, fo enthält 
dieje Bedingung ein ganz anderes Erforderniß, als worüber 
jener Art. 3. handelt, und die Frage, ob fie im gegebenen 
Falle vorliegt oder nicht, kann nicht aus dem Art. 3. be: 
antwortet werben. Letzterer berührt überhaupt nicht den 
im $. 298. Tit. 14. als Bedingung hingeftellten Fall und 
befeitigt daher nicht die dort für diefen Fall gegebene Vorſchrift. 
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Es folgt hieraus, daß der zweite Richter, indem er jenen 
Art. 3. für einflußlos erachtete und den 8. 298., nicht 
8. 283., Tit. 14. 1. ce. zur Anwendung brachte, gegen dieſe 
Geſetze nicht gefehlt hat. 





N? 11, 
Pfandgeld nad der Feldpolizei-Ordnnung. 


Kann der Nutungsberechtigte eines Grundſtückes, 
auch dem Eigenthümer deſſelben gegenüber, Pfandgeld 
fordern? 

Feldpolizei - Ordnung vom 1. November 1847, (Gei.-©. 


©. 376.) 88. 4. 5. 8. 9. 11.—13. 17. 20. 33. 46. 57. 58. 
60. 63, | 


Der Berklagte G. it Eigenthümer einer Wieſe, an 
welher der Wittwe C. ein Lcbenslänglihes Nubungs: 
recht eingeräumt und ſolches im Hypothefenbudhe eingetragen 
it. Dieſes Nutzungsrecht — im Jahreswerthe von 7. 
bis 9. Thlen. — iſt dem Kläger T. abgetreten. Vom 
1. Mai bis 14. Juni 1868. und vom 1. bis 29. Juli 
1869. hat das Vieh des Verklagten die Wieſe behütet. 
Deshalb forderte der Kläger, nah vorgängiger Anrufung 
der Volizeibehörde, an Pfandgeld den nad den aufgetries 
benen einzelnen Biehjtüden berechneten Gelammtbetrag von 
187. Thlen. 6. Sgr. Der Verklagte wideriprad, indem er 
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fih auf fein Eigentum an der Wieſe und darauf ftüßte, 
daß ihm, unter Elägerifcher Zuftimmung, von jener Wittwe 
das Nubungsreht überlafjen worden. Trotz de3 hierüber 
erhobenen Zeugenbeweifes, ijt jedoch der Verklagte in erfter 
Inſtanz von dem SKreisgerichte zu Conik zur Zahlung von 
113. Thlen. verurtheilt worden. Appellirend, brachte er 
zum Beweife der gedachten Ueberlaſſung Abſchrift eines 
notariellen Abfonımens vom 16. November 1867. bei, welche 
der Kläger nicht recognoscirte, und Einwendungen gegen 
die Zeugen vorſchützte. Ohne Weiteres hat hierauf das 
Appellationg-Gericht zu Marienwerder am 3. Februar 1870., 
unter Abänderung des eriten Erfenntnifjes, den Kläger mit 
jeiner Pfandgeldsklage zurückgewieſen. „Denn” — To ſagte 
der zweite Richter — „die Feldpolizei-Ordnung vom 1. No= 
vember 1847. beſtimmt zwar, daß ſowohl der Beliger des 
Grundftüdes, als auch derjenige, dem ein Nutzungsrecht 
daran zusteht, zur Pfändung berechtigt ift und Pfandgeld 
für die übergetretenen Viehftüde fordern fan. Damit it 
aber nicht gejagt, daß diefe Berechtigungen dem Nutzungs— 
berechtigten, dem Eigenthümer des Grundjtüdes gegenüber, 
zuftehen jollen. In diefem Falle fommen vielmehr die all» 
gemeinen Vorſchriften über den Schadenserja in Anwen: 
dung, welchen derjenige zu leiſten bat, der fih eine Ber: 
legung der ihm bei Erfüllung eines Vertrages obliegenden 
Pflihten hat zu Schulden kommen laffen. Abgeſehen hier: 
von, jo hat der Berklagte die Wieſe in der Meinung, daß 
er dazu befugt jei, in Beli genommen, und der Kläger 
konnte daher nur auf Rüdgabe der Wiefe oder Wiederein- 
räumung feines Nutzungsrechtes und Eritattung der Seitens 
des Verflagten gezogenen Nußungen, nah Vorſchrift des 
ftebenten Titel3 de3 Allgemeinen Landrechtes, Hagen. Eine 
Forderung von Pfandgeld war unzuläjlig, und das ein- 
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geflagte Pfandgeld fteht auch in gar feinem Berhältnifie 
zu dem Nubungswerthe der Wieſe, da Kläger anerkannt 
bat, daß diefelbe jährlih nur für 7. bis 9. Thlr. verpachtet 
worden. \ 

Auf die von dem Kläger hiergegen erhobene Nichtig- 
keitsbeſchwerde hat der dritte Senat des Ober-Tribunals 
am 10. Februar 1871. das Appellations-Urtel vernichtet 
und die Sache jelbit zur weiteren Verhandlung, reip. Be: 
mweisaufnahme, ſowie zur demnächſtigen anderweiten Ent- 
ſcheidung in die zweite Inſtanz zurüdgemieien. 

Gründe. 

Es ſteht feit, daß der Verklagte Eigenthümer der Wieſe 
iſt, auf welcher ein im Hypothefenbuche eingetragenes leben3- 
länglihes Nutungsreht für die Wittwe C. haftet, welche 
ihr Recht dem Kläger überwiefen hat. Unterjtellt man mit 
dem leßteren, wie gejchehen muß, weil dafür, nad der An— 
führung des Appellations-Nichters, gehörig Beweis angetreten 
ift, daß er — der Kläger — feit 1855. diefes ihm über- 
wiejene Recht, an Stelle ver genannten Wittwe, ausübe und 
insbejondere zu der Zeit noch behauptet habe, als in ven 
Jahren 1868./69. die Aufhütung von Seiten des Verflagten 
erfolgte, was freilih der Verklagte, welcher mit klägeriſcher 
Zuftimmung Schon im Jahre 1867. von der gedachten Wittwe 
das Nutungsrecht wiedergewonnen haben will, unter Be— 
mweisantritt, entfchieden in Abrede ftellt, jo find es eines 
Theiles der Nutzungsberechtigte, reſp. derjenige, weldher an 
Stelle deſſelben das Nutzungsrecht auszuüben fich für befugt hält, 
(vergl. $.110. Tit. 21. Thl. I. des A. 2.:R.), anderen Theiles 
der Eigenthümer der Wiefe, welche darüber im Streite fi 
befinden, ob neben dem erfteren oder allein der letztere be— 
rechtigt ift, mit feinem Vieh die Wieſe zu behüten, und ob 
der Eigenthümer, in Ermangelung biejer Berechtigung, dur 
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das, troßdem wiederholt in längeren Zeiträumen vorgenom— 
mene, Auftreiben feines Viehes das ihm in erjter Inſtanz 
auferlegte Pfandgeld verwirkt hat. Der Appellationz-Richter, 
welcher fich dazu durch Verjagung der Aufnahme des beider: 
feitig angetretenen Beweiſes jelbit außer Stande geſetzt 
bat, befindet in feiner Weiſe darüber, ob der Verklagte, nad 
der Beichaffenheit des klägeriſcher Seits ausgeübten Nutzungs⸗ 
rechtes, zur Mitbehütung der Wieſe, oder gar, in Folge der 
angeblichen Wiedergewinnung des vom Eigenthümer ab— 
getretenen Nutzungsrechtes, zur ausſchließlichen Behütung 
derſelben befugt erſcheint, entbindet auch den Verklagten 
weder aus dem einen, noch aus dem anderen Geſichts— 
punkte von der Erlegung des geforderten Pfandgeldes. Der— 
ſelbe erachtet vielmehr die Pfandgeldsklage für gänzlich un— 
ſtatthaft, weil der Nutzungsberechtigte, dem Eigenthümer 
gegenüber, nicht Pfandgeld, ſondern nur vertragsmäßigen 
Schadenserſatz, der Kläger von dem Verklagten, der die 
Wieſe in der Meinung, dazu befugt zu fein, in Beſitz ge- 
nommen habe, blos deren Rüdgabe, unter Erjtattung der 
Nugungen nah dem Tit. 7. Thl. I. des A. L.-R., niemals 
aber Pfandgeld fordern fünne; wozu noch komme, daß das 
eingeflagte Pfandgeld in gar feinem Verhältniſſe zu dem 
Nubungswerthe der Wieje ftehe, welche jährlih nur für 7. 
bis 9. Thlr. verpachtet fei. — In der jolchergeftalt begrün- 
deten Zurückweiſung der von ihm erhobenen Pfandgeldsklage 
findet der Kläger mit vollem Grunde die gerügte Verlegung 
der 88. 4. 5. 8. 9. 11. der FeldpolizeisÖrdnung vom 
1. November 1847. Diejes Gejeg hat, unter Ausſchließung 
früherer provinzieller, ftatutarifcher und ſonſtiger Normen, 
joweit auf fie nicht ausdrüdlich verwieſen iſt ($. 75.), in 
Betreff des Webertretens von Vieh und des unbefugten 
Sehens, Fahrens, Reiten und Viehtreibens über Ländereien, 
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(88. 4. 41. Nr. 1. 44.), die 88. 413.—417. 425. 428. 
429. 431.— 436. 438.— 457. Tit. 14. Thl. I. des Alle. 
Land-Rechtes außer Kraft gejegt, und in dieſer Beziehung 
dem Pfändungsrehte eine anderweitige Grundlage und Ge— 
ftaltung gegeben. Um diejes, was der Appellations: Richter 
völlig überjehen hat, näher darzulegen, it, unter gleich— 
zeitiger Benugung der eingejehenen legiälativen Materialien, 
Folgendes hervorzuheben: 

Das Recht der außergerichtlihen Pfändung, ein dem 
Pfandrechte verwandtes Necht, gründet ſich mejentlih in 
deutiherehtliher Gewohnheit, wenn gleich diefe Pfändung 
auch in ältejter römischer Zeit üblih war und erſt jpäterhin 
verboten, jelbjt mit Strafen bedroht worden it. (Gaji 
Inst. IV. 32., 1.39. 8.1. D. ad leg. Aquil. (9. 2.), und Nov. 
52. pr. c.1.). In den deutihen NRechtsbüchern finden fich 
völlig übereinjtimmende Vorſchriften über vieles Inſtitut, 
welches ſich vermöge allgemeiner Gewohnheit, troß der ent— 
gegenjtehenden Beitimmungen des fpäteren römischen Rechtes, 
im Ganzen in feiner uriprünglichen Geftalt, unter den Namen 
der Pfändung oder Schüttung, vorzugsweile wegen bes 
Schadens erhalten hat, den fremde Perſonen oder Thiere an 
fremden Grundjtüden verübt haben, oder zur Erhaltung 

und zum Schutze des Belibes gegen fünftige derartige Be— 
einträchtigungen, ſowie zum Beweiſe der Entihädigung. 
(Wilda, das Pfändungsrecht in Reyſcher's Zeitichrift 
für deutſches Recht, Bd. 1. S. 172. ff, Gerber, deutjches 
Privatrecht, SS. 70. 71., ©. 161.—164., Entiheid. des 
Dber-Tribunals Bd. 24. ©. 359.). Schon von den practifchen 
Suriften des 17. Jahrhunderts wird e3 anerkannt, daß hier 
eine auf alter Gewohnheit beruhende, deutihe Rechtsſitte 
vorliege, welche gemeinrechtlihe Geltung behauptet habe. 


91 


So fagt z. B. Mevius (ad jus Lubec. Lib. III. Tit. 11. 
ad rubr. No. 10. p. 372.): 

Ex generali fere consuetudine Germaniae ... 
pignorationes pecudis alienae, donec de damno dato 
nobis satisfiat, ubique permittuntur; 

und Stryf (de jore pign. ce. 1. $. 38.), der viele Schrift: 
jteller dafür nambaft macht, bemerkt demnächſt: 
multos alios auetores hic cumulare liceret, nisi jam 
tum consuetudo haec fere nota, ubique in vulgus esset. 
Das Allgemeine Landrecht hat, im Gegenſatze zu den, 
in den meilten Provinzialrechten erhalten gebliebenen, Grund— 
ſätzen des deutichen Rechtes (v. Scholz — Hermsdorff, 
Nrovinzialreht der Kurmarf, SS. 33.—53., Motive ©. 158. 
bis 162.5; Götze, Provinzialreht der Altmark, SS. 23.—63., 
Mot. S. 114. ff; v. Klewitz, Magdeburger Provinzial: 
recht. SS. 15.—40., Mot. S. 44.—53.; Neuvorpommerjches 
Provinzialveht, SS. 265. — 266., Mot. ©. 259.) das 
Pfändungsrecht erheblich beichränkt, indem e3 die Pfändung 
überhaupt nur injofern für zuläffig erklärt, als ohne die: 
jelbe der Zweck der Sicheritellung wegen eines jchon er: 
littenen Schadens, oder der Abwendung noch bevorftehender 
Beeinträchtigungen durch rihterlihe Hülfe nicht erlangt 
werden fan, und dann insbejondere die Pfändung nur in 
jolhen Fällen geflattet, wenn der Beſchädiger oder Störer 
unbekannt, unficher oder ein Fremder ift, der innerhalb der 
Provinz nicht belangt werden kann, oder wenn die Pfändung 
das einzige Mittel ift, fich des Beweiſes der geichehenen 
Beeinträchtigung oder des erlittenen Schadens zu verfichern. 
($$. 414.—416. Tit. 14. TH. I. des A. L.R.). Dieje 
Vorſchriften, welche ih Ihon in dem gedrudten Entmwurfe 
zum Allgemeinen Gejeß:Buche vorfinden, find theils aus 
der Anwendung der allgemeinen Beitimmung über die Selbit- 
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hülfe (Einl. $$. 77. 78., und Thl. I. Tit. 7. 8. 142.) auf die 
Pfändung, theild® aus der damals bei einigen Rechtslehrern, 
wie 3. B. Leyſer (med. CXI. 8. 7.) herrſchenden Anficht 
hervorgegangen, daß die Pfändung als eine Art der Privat: 
gewalt möglichit zu befchränfen und nur ausnahmsweije zu 
geitatten ei. 

Dabei jcheint Leyfer fait wörtlich ertrahirt zu fein, 
welder fih aljo (ibid. $. 1.) ausdrückt: 

Si is, qui damnum patitur, alia ratione restitutionem 
ejus consequi non possit, e. g., si dominum pecoris, 
quod damnum dedit, ignoret, vel si is de fuga 
suspectus, aut in aliam remotiorem provinciam, in 
quam persecutio difficilis, abire paratus sit. 

In feinem ftreng durchgeführten Syiteme bat das 
Allg. Landredt von demjenigen Pfändungsrechte, welches 
nach deutjcherechtlichen Begriffen als die Regel und al3 un: 
beſchränktes Recht zur Wahrung des Grundbefiges galt, 
nur jolde einzelne Befugniffe aufrecht erhalten, welche der 
Privathülfe auch ſchon allgemein einzuräumen waren, ohne 
dabei auf die Zweckmäßigkeit der herfömmlihen Pfändung 
und auf die befonderen Gründe, welche grade diefer Art 
der Selbfthülfe Eingang und Geltung verihafft hatten, ge: 
bührende Rüdficht zu nehmen. — Da die auf dem vom 
Allg. Landrechte betretenen Wege, injomweit Provinzialrechte 
nicht dazwijchentreten, (vgl. Entih. Bd. 6. ©. 82.), herbei: 
geführte Ummandelung und Zerftörung des altbewährten 
deutſchen Nechts-Spnititutes der Pfändung jchon bei Gelegen— 
heit der allgemeinen Gefeß- Revifion Feine Billigung fand, 
(vgl. die Motive zum bürgerlichen Geſetzbuche, Thl. II. 
Sachenrecht, S. 533. fi.) und man ſich überzeugte, daß 
dur) das eigene Sicherungsmittel der Pfändung die Achtung 
für den Grundbefig am ficherften erhalten werde, während 
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e3 ohne dafjelbe an einem überall wirffamen Schuße gegen 
rechtswidrige Eingriffe fehle, jo lag es nahe, jenen Weg 
zu verlafien. Daß dies mit vollem Bewußtſein gefchehen ift, 
erhellet aus dem Protocolle der Staatsraths = Commilfion 
über die Berathung des Entwurfes der Feldpolizei-Ordnung 
vom 11. September 1847., worin es wörtli heißt: „pie 
Commiſſion habe fi mit dem, in ſämmtlichen ſtändiſchen 
Gutachten al3 richtig anerkannten Principe: 

durch Wiederherjtellung des älteren deutſchen 

Pfändungsrechtes ... die weniger zwedmäßigen 

Beltimmungen des Allg. Landrechtes zu modificiren, 
einverstanden erklärt.” (Vgl. die 88. 4.5. und den Anhang 
der Feldpolizei:Drdnung.) Dabei erforderte die Regelung 
des Pfandgeldes, ſowie der Competenz und des Verfahrens 
in Pfändungsjadhen eine bejondere Fürjorge. 

Das Pfandgeld, urjprünglid ein gemeinrechtliches 
Inſtitut, (vgl. Wilda a. a. O. ©. 305.), wird von älteren 
Juriſten als die Buße des altveutichen Rechtes angejehen, 
welche nicht deshalb, weil gepfändet worden war, auch nicht 
etwa wegen der bloßen 1ebertretung einer allgemeinen 
polizeilihen Vorſchrift, fondern wegen der Verlegung feines 
Rechtes dem Privatmanne, welchem dieſe zugefügt war, 
entrichtet werden mußte. So fagt Meviuß J. c. No. 11.: 

Ad tria tenetur pignoratus, cujus animalia inclusa 
sunt, nempe 1. ad restitutionem damni, quod pecora 
in agro alieno dederunt; 2. ad alimenta iis prae- 
bita, dum fuerunt pignorata, et 3. ad emendam, 
den Pfandſchilling. Hujus certa non est summa. In 
terris Saxonieis aliquando ad triginta, aliquando ad 
quadraginta solidos extenditur; alibi unus, ein 
Schilling, solvitur. Consuetudo regionis in ea re 
semper spectari debet; 
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und Stryk J. c. 8. 15.: 
non solum vero pignoratus repetiturus tenetur damni 
aestimationem praestare, sed insuper quoque emen- 
dam, den gewöhnlichen Pfandſchilling. 

Das Allgemeine Landrecht, welches aus den in der 
Schlußreviſion (v. Kamptz Jahrb. Bd. 52. ©. 21.) von 
Suarez angegebenen Gründen in Betreff der Höhe des 
Pfandgeldes, die es ausnahmsweile im 8. 67. Tit. 16. 
Thl. II. feitfegt, auf die Provinzialrechte verweiſet ($. 439. 
Tit. 14. und 8.181. Tit. 22. Thl. I.) unterſcheidet zwiſchen 
höherem und niederem, geringerem Pfandgelde, wobei durch 
Gewährung de3 erjteren möglichit eine bejondere Schaden3: 
forderung mit den dadurch entftehenden Weiterungen abge: 
wendet werden follte. (88. 444. 445. 451. 459. 460. 
Tit. 14. und 88. 183.—185. Tit. 22. Thl. L) Man über: 
jah dabei, daß das Pfandgeld, wenn e3 darauf berechnet 
ift, zugleih den Schadenerfag zu deden, dadurch feine ur: 
ſprüngliche Natur verliert und zu einer PBrivatitrafe wird, 
die in der Anwendung hart werden fann, wenn eben fein 
bejonderer Schaden entitanden it. Es müſſen nothmwendig 
Gollifionen entjtehen, wenn daſſelbe Pfandgeld, ftatt des 
Schadenerjages und ohne Rückſicht auf einen zugefügten 
Schaden, joll gefordert werben können. (Bol. die Gejeß- 
Revifion Pens. XIV. Mot. ©. 69.—70.) Dejjen unge: 
achtet gingen die jpäteren Verordnungen für Dft: und Welt: 
preußen vom 1. Mai 1803. (von Rabe, Sammlung ıc. 
Bd. 7. ©. 448., und Gel.-Samml. von 1844. ©. 105. 
8. 8.), für Sübpreußen vom 18. Mai 18304. (vgl. Entid. 
Bd. 3. ©. 135.) und für die Kurmarf, Neumark und 
Pommern vom 8. April 1806. (v. Rabe, B. 8. ©. 505.) 
noch weiter, indem fie, nach Feſtſetzung de3 für jede Thier— 
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art beſonders beftimmten hohen und niedrigen Pfandgeldes, 
wörtlich vorjchrieben: 

8. 4. Diefes Pfandgeld muß für jedes Stüd Vieh er: 
legt werden, welches auf dem fremden Revier an— 
getroffen wird, auch jelbit in dem Falle, 
wenn feine Pfändung wirklich vorgenom: 
men worden, fobald nur das Webertreten ge— 
ſchehen und gehörig nachgewieſen iſt. 

8. 7. In der Regel iſt unter dem oben feſtgeſetzten 
Pfandgelde der Erſatz für den durch das überge— 
tretene Vieh verurſachten Schaden mit begriffen. 
Will aber der Beſchädigte ſich damit nicht begnügen, 
ſo ſteht ihm zwar frei, beſonderen Schadenerſatz, 
nach der Abſchätzung vereideter Sachverſtändiger, 
zu fordern; er kann alsdann aber außerdem nicht 
das oben beſtimmte hohe Pfandgeld, ſondern nur 
das niedrige, und zwar auch nur für die wirklich 
gepfändeten Stücke Vieh verlangen. 

Der neue Grundſatz, daß von jedem übergetretenen, 
wenn gleich nicht gepfändeten, Stücke das Pfandgeld 
gefordert werden könne, war ſchon zum Theil in dem ge— 
druckten Entwurfe zum Allgem. Geſetz-Buche vorgeſchlagen, 
wurde aber angefochten und als unrichtig erkannt, weil be— 
reits am 17. October 1751. (Mylius nov. corp. const. 
pro 1751. p. 159.) beſtimmt worden, daß blos für die 
gepfändeten Stüde das Pfandgeld gefordert werben dürfe. 
(Gefeg = Revifion, Motive Thl. I. Sachenrecht S. 544.) 
Wildaa. a. O. S. 300. glaubt, in ven eben aufgeführten Ver: 
ordnungen, in denen die Beflimmungen über das Pfanb- 
geld den Mittelpunkt der Pfändungsanordnungen bildeten, 
habe dafjelbe vorzüglih den Charakter einer Privatftrafe, 
was daraus fi erkläre, daß man in den betreffenden 
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Diftricten von Alters ber den Gebrauch der Entrichtung 
eines Pfandgelded vorgefunden, deſſen Größe nicht allein 
an den verſchiedenen Orten ſehr verjchieden gemweien, fon: 
dern deſſen Bedeutung man ſich aud offenbar nicht gehörig 
zu erklären gewußt habe. Dies könne um jo weniger 
Wunder nehmen, al3 über das Weſen des Pfandgeldes 
überhaupt, welches fih nur in einigen Gegenden von 
Deutſchland, und zwar meift in den norböftlien, im Ge— 
biete des ſächſiſchen Rechtes, erhalten zu Haben jcheine 
(S.310.), die unbeftimmteften und unklarſten VBorftellungen 
herrſchten. Götze (Altmärk. Provinzialr. Thl. I. ©. 114.) 
meint, das jogenannte Kleine Pfandgeld, worin nicht zu— 
gleih der Schadenerſatz mit enthalten ift, werde dem Pfän— 
denden für die Mühe des Abpfändens entrichtet; was 
wohl aus einer Verwechſelung mit Pfandgebühren, die 
manche Geſetze den öffentlihen Pfändern, namentlich Forit: 
bedienten, zuzubilligen pflegen, entitanden if. (Wilda, 
©. 308.). Bornemann (Syſt. Bd. 1. ©. 439.) weift auf 
die Abweihung jener Verordnungen von den Principien 
des Allg. Landrechtes mit dem Bemerfen hin, daß in Folge 
des neuen Grundjaßes der Pfänder ſich mitunter ein höchit 
erorbitantes lucrum verſchaffen könne. Dieſer Gefihtspunft 
fam im Sahre 1837. bei den Verhandlungen über das 
Märkiihe Provinzialreht mit den ftändifhen Deputirten 
zur Sprade. Ein Mitglied der legteren, der Auftizrath 
Burchard, legte, unter Beifügung feiner Manualacten in 
drei Pfändungsprocefjen, umſtändlich dar, daß die bezüg- 
lihe Beftimmung der Berorbnung vom 8. April 1806. 
al3 ein modus acquirendi benußt werde, biejelbe auch 
völlig inconjequent erjcheine. Denn Pfandgeld könne grund: 
fäglih nur dann gefordert werden, wenn wirklich gepfändet 
worden ſei. Wo nicht gepfändet worden, könne nur 
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Schadenserfak gefordert werden. In Betracht deſſen wurde 
der Antrag auf Beleitigung jener Beitimmung in der Con— 
ferenz vom 30. November 1837. angenommen. (DBgl. die 
gedachten Verhandlungen, 9. 3., Berlin 1838. ©. 15. bis 
16. und 38. bis 44.) Dffenbar kann diejelbe zu Miß— 
bräuchen und Unbilligfeiten führen, indem in Folge derjel 
ben der Verletzte, wenn er überhaupt irgendwie beſchädigt 
worden, häufig weit mehr, als ihm an Schadenserfag wirk— 
lich gebührt, ohne daß er gepfändet zu haben braudt, durch 
die dennoch eintretende Gewährung des Pfandgeldes zu 
erhalten vermag. Mit Nüdjiht hierauf wurde bei der 
Berathung der Feldpolizei-Drdnung im Staat3-Minifterium 
insbefondere von dem AJuftiz: Minifter v. Savigny, um 
erorbitanten Forderungen und einem bloßen lucrum zu be: 
gegnen, vorgeſchlagen: der Anfiht der Märkiihen Depu— 
tirten entgegen, zwar das Pfandgeld für jedes übergetretene 
Stüd Vieh, möge eine Pfändung wirklich vorgenommen 
jein oder nit, entrichten zu lafjen, dem Eigenthümer des 
Viehes aber den Beweis eines geringeren Schadens, als 
das hohe Pfandgeld betrage, nachzulaſſen. 
Diefer Vorſchlag fand aber feine Billigung und auf 
die Staatsraths-Commiſſion dehute, in der Erwägung: daß 
e8 darauf anfomme: 
weitläuftigen und Eoftipieligen Ausmittelungen des Scha— 
dens und oft ſchwer zu fubftantiirenden Entſchädigungs— 
forderungen vorzubeugen, das Berfahren über den Eivil- 
anſpruch des Beihädigten zu vereinfachen und abzufürzen, 
auch bei der einfachen Geitaltung der Rechtsverhältniſſe 
die Entjheidung über das Pfandgeld den Drt3polizeis 
behörden anzunertrauen, 

die Borihriften der 88. 4. und 7. der oben genannten 


älteren Verordnungen auf alle Landestheile aus, in denen 
Band 65. & 


98 —— 


das Allg. Landrecht gilt, wobei nur der letzte Satz des 
$. 7. eine Modification erlitten hat. (Vgl. die 88. 8. 11. 
der Feldpolizei-Ordnung.) 

Mas die Competenz und das Verfahren in Pfän- 
dungsjachen anlangt, jo unterjcheidet das Allg. Landrecht, 
je nahdem die Pfändung wegen zugefügter Beſchädigung 
oder zum Schuße gegen Fünftige Beeinträdhtigungen vorge- 
nommen worden if. Sm erjteren Falle muß das com: 
petente Ortsgericht den Schaden fofort unterfuhen und ab- 
Ihäßen, auch den gegenwärtigen oder in der Nähe befind- 
lihen Gepfändeten dazu vorladen. Meldet fich derjelbe 
nit, auch nicht binnen drei Tagen nad der Abſchätzung, 
jo wird das Pfand verfteigert und die Loofung zur Befrie: 
digung des Pfänders verwendet. (SS. 433.—445. Tit. 14. 
Thl. 1.) Meldet er fi und widerſpricht der Rechtmäßig- 
feit der Pfändung, fo muß er zum rechtlichen Gehör ver- 
ftattet werden, wobei aber das Gericht des Drtes, wo die 
Pfändung vorgenommen ift, für alle daraus entjtehenden 
Streitigkeiten als competentes Forum gilt. (88. 446. big 
450. a. a. D.) Im zweiten Falle hat der Richter des 
Pfändungsortes die Parteien nur ſummariſch zu verneh— 
men, beziehentlih die Rüdgabe der Pfänder, gegen Erthei: 
lung einer Recognition über die erfolgte Pfändung, zu be: 
wirken, während darüber, ob dem Pfändenden das präten- 
dirte Recht wirklich zuftehe und zur Sicherung gegen Fünftige 
Beeinträhtigungen dieſes Nechtes die Pfändung nothwendig 
geweſen jei, derjenige Richter zu entjcheiden hat, welcher zu 
dem Streite über das vermeintlihe Necht des Pfänders 
an fich competent ift. (88. 451.—-457. a. a. D.) Hiernach 
war alfo, der Negel nah, das ganze Pfändungsverfahren 
in die Hände des Richters an dem Drte gelegt, wo die 
Pfändung vorgenommen worden. Dies führte, da Die 
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meiſten Pfändungen auf dem platten Lande oder in Eleinen 
Aderitädten vorfallen, bei der früheren Patrimonialgerichts— 
Verfaſſung mancherlei Uebelſtände mit fih, weshalb das 
Weſtpreußiſche Untergerichts- Reglement vom 20. Auguft 
1802. 8. 2. litt. i. alle Pfändungsſachen, infofern der Bes 
ſchädigte fich mit dem Pfandgelde begnügt und nicht bejon- 
deren Schadenerfag fordert, an die PBolizeibehörden, in 
"Bauerdörfern an die Dorfgerihte, wies; anderen Falles jollte 
die Cognition der Gerichte eintreten, den Volizeibehörden aber 
auch dann die Schadensermittelung verbleiben; und gleiche 
Beitimmungen traf das Reglement für die Untergerichte im 
Bromberg’ihen Departement vom 22. April 1806. 8. 2. 
lit. h. (N. C. C. de 1806. ©. 74.). Bornemann (Syft. 
Bd. 1. S. 439.—-440. Anm. *) erachtet e3 für zwedmäßig, 
wenn eine ähnlide Anordnung für den ganzen Preußiſchen 
Staat getroffen und jogar noch weiter gegangen würde, 
indem man die Regulirung der Pfändungsſachen den Polizei— 
obrigfeiten oder den Dorfgerichten, infofern deren Mitglieder 
oder die ganze Gemeinde nicht dabei intereffirten, unbedingt 
überwiejfe und nur in Fällen, wo der Betrag deſſen, was 
der Gepfändete zahlen müfje, eine gewifje Summe überftiege, 
die Brovocation auf rechtlihes Gehör veritatte. 

Nun läßt es fih nicht in Abrede ftellen, daß die Orts— 
polizeibehörde meift geeigneter zur Behandlung des Pfän— 
dungsſtreites und zur Ergreifung” der Maßregeln ift, welde 
damit unmittelbar in Verbindung ftehen, als das Ortsgericht. 
Ale diefe Maßregeln, wie die Abſchätzung des etwanigen 
Schadens, der Verkauf der Pfandftüde, die Ausfonderung 
und die Rückgabe überflüffiger Pfandftücde, die Abmefjung 
der erforderlihen Gaution u. ſ. w., erfordern nicht allein 
ein ungefäumtes Einfchreiten, wie es in den wenigiten 
Fällen durch den competenten Nichter möglich ift, ſondern auch 
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eine mit der Qualification für ſachverſtändige Beurtheilung 
nothwendig verbundene, unmittelbare nnd perſönliche Kennt: 
niß der Berhältnifje, 3. B. der Grundſtücke, der Fruchtbe— 
ftelung. In Betracht defien und da die erwähnte Be- 
ftimmung des Weſtpreußiſchen Untergericht3:Reglements Schon 
durch die Allerhöchfte Order vom 1. April 1839. auf die 
ganze Provinz Preußen ausgedehnt worden war, ift in der 
Feldpolizei-Drdnung der Pfändungsproceß in ten gewöhn— 
lichen — einfachen, mehr polizeilih und fummariih ab- 
zumachenden — Fällen zum Refjort der Volizeibehörde, da- 
gegen in folgenden Fällen zum Reſſort der Gerichte gewiejen: 

1. wenn von Eeiten des Gepfändeten oder Verklagten 
der Rechtmäßigkeit der Pfändung oder der Forderung. 
des Nfandgeldes aus dem Grunde widersprochen wird, 
weil er ein Recht zu der von ihm vorgenommenen 
Handlung behauptet, indem dann der Begriff einer 
Beihädigung und Contravention fortfallen würde, jo 
daß über den Einwand ein civilrechtliches Verfahren. 
in petitorio oder auch, — wie bei der Berathung aus: 
drüdlich hervorgehoben worden, — in possessorio 
einzuleiten bleibt; 

2. wenn e3 dabei nicht blos auf Pfandgeld (Privatftrafe) 
und Koften, jondern auf bejonderen Schadenserjaß ab= 
geſehen iſt und Hierdurch ein rein civilrechtliches Ver— 
fahren nebit einer vollftändigen und daher auch weit: 
läuftigeren Nechtserörterung vom Beſchädigten oder 
Verlegten provoeirt wird. (88. 57. 58. und folg. 
der FeldpolizeisOrdnung.) 

Tritt man nunmehr den Argumenten des vorliegenden 
Appellationgurtels im Einzelnen näher, fo verfennt dafjelbe: 
neben der, den Charakter einer Delicts- und Schadengerjaß- 
Klage an fich tragenden Natur der Pfandgeldklage, welde 
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namentlich auch in der dreimonatlihen Berjährungsfrift 
($. 46., Abſ. 2. a. a. O.) hervortritt, daß diefe Klage dem 
durch daS Uebertreten allein ſchon Verletzten oder Be: 
fhädigten gegen jeden Eigenthümer oder Befiter des über: 
getretenen Viehes zufteht. (88. 8. 11. 12. 13. 17. 20. 
33. 46. 57. 58. 60. 63. der Feldpolizei Drdnung.) Es ver: 
hält fih in diefer Beziehung nicht anders, wie nad ge: 
meinem Rechte. Permissum est cuilibet pignorare ob 
damnum sibi datum, jagt Mevius a. a.D. Rr.12.;Omnem 
illum, ad quem damnum datum spectat, pignorando 
damnum a se avertere posse, bemerkt Strydl. c.; und die 
älteren Practiker haben daher gar fein Bedenken, daß die 
Pfändung felbit gegen den Eigenthümer de3 Grund: 
ftüdes geübt werden kann, ſowie daß umgekehrt der Eigen 
thümer den Servitutberedtigten pfänden darf, wenn 
diefer die Grenzen jeines Nechtes überjchreitet, 3. B. eine 
zu große Zahl Vieh oder krankes Vieh auftreibt, oder zu 
unrechter Zeit die Weide gebrauchen will. (Wilda, ©. 265.). 
Erwähnt doch Scheplitz consuet. Marchicae pag. 668. 
Ihon eines Urtel3 des Kammergerichtes vom Jahre 1595., 
wonach die Unterthanen ihre Junker pfänden können: 
quod etiam subditus animal vel pecus domini ob pau- 
periem sibi factam pignorare possit. — 

Hiernach ‚erweifet fih der Hauptabmweilungsgrund des 
vorigen Richter al3 ein der Feldpolizei-Ordnung wider: 
ftreitender. Wenn derjelbe außerdem, wovon freilih in den 
Acten nicht die Rede ift, alſo im Verſtoße wider den Art. 3. 
Nr. 1. der Declaration vom 6. April 1839., darauf Ge- 
wit legt, daß Verklagter die fraglihe Wieſe opinione 
Juris in Befit genommen habe, fo läßt er außer Acht, daß 
der Sahbefig ihm vor, wie nad, ungeachtet de3 an der 
Wieſe beftellten Nubungsrechtes, verblieben ift, jo daß eine 
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Henderung nur mit der herbeigeführten Beieitigung des un— 
vollitändigen Befiges des Nutzungsberechtigten, reſp. des 
Stellvertreters deſſelben — des Klägers — hätte erfolgen 
fönnen; welche Befeitigung indejien von dem Appellationg- 
Richter ganz und gar nicht unteritellt wird. Daß es endlich 
darauf durchaus nit anfommt, ob das geforderte Pfand: 
geld mit dem Nubungswerthe der beregten Wieje im Miß— 
verhältnifie ftehe, erhellt aus der obigen Darlegung, indem 
das Pfandgeld nah dem S. 11. der Feldpolizei-Ordnung 
zwar, jofern der Verlegte fi dabei beruhigen will, die 
Stelle des Schadenserfages vertritt, Feinesweges aber von 
der Höhe des angerichteten Schadens abhängig und in der 
Eigenihaft als Privatitrafe jelbit dann verwirkt ilt, wenn 
überhaupt durch das Uebertreten ein Schaden nicht erwachſen 
jein follte (vergl. Entſcheidungen Bd. 31. ©. 402.—405., 
Bd. 37. ©. 116.—117., Striethorit’3 Archiv Bd. 19. 
©. 295.). 

Dem zufolge ericheint das angefochtene Urtel überall 
als hinfällig. In der Sade felbit bedarf es mit Rückſicht 
darauf, daß, in Ermangelung anderweitiger Conftituirung, 
das Nutzungsrecht mit Einihränfung zum Beiten des Eigen 
thümers aufzufafen fein würde, (88. 15. bis 19. Tit. 19. 
und 88. 31.— 89. Tit. 22. Thl. 1. des A. L.-R.), der 
näheren Ermittelung in Betreff der Beitellung jenes Nechteg, 
jowie eventuell der Aufnahme des Eingangs erwähnten, 
von beiden Theilen angetretenen erheblichen Beweiſes, wo— 
nächſt anderweit in zweiter Inſtanz zu entſcheiden ift. 
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M 12. 
Lübiſches Recht: „Hand muß Hand wahren.“ 


Steht dem PVindicationsanjpruche des Eigenthümers, 
der die ihm zugehörige Sache einem Dritten geliehen 
hat, der Grundſatz des Lübiſchen Nechtes: „Hand muß 
Hand wahren” in dem Falle entgegen, daß die ge 
Tiehene Sache bei dem Commodatar auf Antrag eines 
Gläubigers deijelden im Wege der Erecution abge 
pfändet ijt und der Eigenthümer gegen den Gläubiger 
ſeines Commodatars auf Freigebung der gepfändeten 
Sache klagt? 


Lübiſches Recht Buch III. Tit. 2. Art. 1. und 2. 





Auf Antrag des Verklagten M. find wegen einer gegen 
den Gaftwirth W. eritrittenen Forderung verichiedene, in bem 
Gewahrfam des W. befindliche Mobilien abgepfändet. Der 
Kläger B. hat das Eigenthbum an diefen Mobilien in An— 
ſpruch genommen und auf Anerkennung feines Eigenthumes 
und Freigebung der gepfändeten Sachen gegen M. geklagt. 
Er behauptet, die Gegenftände von dem Erequenden W. 
mittelft jchriftlichen Vertrages vom 5. November 1868. ge: 
fauft, duch das darin erklärte constitutum possessorium 
übergeben erhalten und dem W. leihweiſe überlaffen zu 
haben. Der Verklagte hat den Vertragsabihluß, die Ueber: 
gabe und das Eigenthum des Klägers beftritten und durch 
Eidesdelation unter Beweis gejtellt, daß der Vertrag vom 
5. November 1868. zum Scheine geſchloſſen ſei. Nach er- 
hobenem Beweiſe über den Abſchluß des im Originale vor= 
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gelegten Kaufvertrages hat das Kreisgericht zu Stralſund 
die Verurtheilung des Verklagten von der Ableiſtung eines 
dem Kläger darüber auferlegten Eides Abhängig gemacht, 
daß er die ftreitigen Gegenftände nicht zum Scheine, fondern 
in der ernitlihen Abfiht, das Geſchäft abzufchließen, von 
M. am 5. November 1868. gefauft und auf die im Con: 
tracte angegebene Weife übergeben erhalten habe. 

Auf die Appellation des Verklagten hat jedoch das 
Appellationsgeriht zu Greifswald am 20. Mai 1870. den 
Kläger gänzlich abgewiejen. Die Entiheidung des Rechts— 
jtreites, — fo führt der Appellationg-Richter aus, — hänge von 
dem Umfange ab, welcher der Geltung der Rechtslehre des 
Lübiſchen Statutes: „Hand muß Hand wahren,” gegenüber 
der Bindication deſſen, der die von ihm gekaufte Sache 
leihweife in der Gewahrſam des Verkäufers gelafjen babe, 
zu geben jei? Die gedachte Rechtsregel Ichließe die Vindication 
des Commodanten gegen den aus, an den der Commodatar 
die geliehene Sache verkauft, vergeben, verjeßt oder fonft 
alienirt habe. Nach dem Wortlaute des Lübiſchen Statutes 
in Buch II. Tit. 2. Art. 1. und 2, könne es zweifelhaft 
fein, ob die Rechtsregel auch dem zur Seite ftehe, der, dem 
in der Detention der Sache als Commedatar verbliebenen 
Derfäufer gegenüber, ein pignus in causa judicati captum 
erworben habe. Die Frage müſſe jedoch nad) der ratio 
der Nechtsregel bejaht werden. Nach diefer ratio jolle für 
den Gommodanten die PVerfolgbarfeit feines Anſpruches 
gegen den Dritten, der von dem Commodatar die Sache 
erworben oder gegen denfelben ein dingliches Recht erlangt 
babe, ausgefäloffen fein; der Commodatar, in deſſen Sphäre 
die Herrihaft über die Sache in die Erſcheinung trete, 
folle al3 Eigenthümer der Sache im Intereſſe der Sicher: 
heit des Nechtöverfehres gelten, und der Commodant jolle, 
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den Fall des Diebſtahles und Raubes ausgenommen — 
nach dem Satze „da Jemand ſeinen Glauben gelaſſen, da 
muß er ihn wiederum ſuchen“ (Art. 2. J. c.) auf das aus 
dem Leihvertrage gegen den Commodatar ihm zuſtehende 
Recht beſchränkt fein. Dies ſei auch die Auffaſſung Stein's 
(Thl. III. ©. 107.—118.). Diefe Erwägungen müßten, 
da das vom Kläger auf Grund des Kaufvertrages und 
de3 constitutum possessorium erworbene Eigenthumsrecht 
demjelben ein Klagereht auf Freigebung der dem pignus 
in causa judicati captum de3 Berklagten unterliegenden 
Gegenftände nicht gebe, zur Abweifung des Klägers führen. 

Die vom Kläger eingelegte Nichtigkeitsbeſchwerde, ge: 
ftüßt auf Verlegung des Nechtsgrundfages: „Hand muß 
Hand wahren” und der Art. 1. und 2. Tit. 2. Buch III. 
des Lübiſchen Nechtes durch unrichtige Anwendung, ift vom 
dritten Senate des Ober - Tribunal in dem Erfenntnifje 
vom 5. Dezember 1870. al3 begründet anerkannt. Das 
Appellations = Urtel ift vernichtet und das erſte Erfenntniß 
beftätigt, aus folgenden 

Gründen. 

Das Lübiſche Recht verordnet Buch II. Tit. 2. im 
ar. 1;; 

„Was ein Mann dem anderen lehnet, das joll er ihm 
unverborben wiedergeben x. DBerfauft, vergäbe, ver- 
jeßte oder alienirte er aber das gelehnte Gut, es ſei 
welcher Hand es wolle, jo hat der Commodans „oder 
Ausleiher feine Anſprache wider diejenigen, welchen es 
verkauft, vergeben, oder verjeßet worden, fondern muß bei 
feinem Manne, dem Commodatario, dem e3 gelehnet, 
oder bei feinen Erben, auff dem Todesfall bleiben, denn 
Hand muß Hand wahren.“ 

und im Art. 2.: 
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„Ein jeglicher ſehe wohl zu, wem er das Seine ausleihe 
und vertraue. Dann würde es ich zutragen, daß derjenige, 
dem es gelehnet und vertrauet, dafjelbe verkaufte, ver: 
jeßte oder ſonſt alienirte, will dann der Ausleiher das 
Gut wieder haben von dem, welchem das ausgelehnte 
Gut per contractum gebradt, jo muß er e3 jelbften 
löfen, ſonſten bleibet der e3 gekauft oder an fich gebracht, 
näher dabei, dann derjenige, welcher das Gut ausgelehnet. 
Dann wo Jemand feinen Glauben gelafjen, da muß er 
ihn wiederum ſuchen.“ 

Der hier ausgeſprochene Grundſatz: „Hand muß Hand 
wahren” oder: „wo Jemand feinen Glauben gelafien, da 
muß er ihn wieder ſuchen“ — bejagt, daß der Eigenthümer, 
der jeine Sahe einem Anderen geliehen oder (acceipientis 
causa) anvertraut hat, wenn von diefem die Sade an 
einen Dritten veräußert worden, ſich an feinen Contrahen— 
ten halten muß, die Sache nit von dem — gutgläubigen 
— dritten Befiter vindiciren kann. 

Der Appellationg-Richter wendet diefen Grundfaß auf 
den vorliegenden Fall an, indem er thatfächlich feſtſtellt: 
daß Kläger, welcher die ftreitigen Sachen von W. gekauft 
und mittelit des im Bertrage erklärten constitutum pos- 
sessorium fi) hat übergeben laſſen, diejelben leihweiſe in 
der Gewahrſam des Verkäufers belaffen hat, und die Vin: 
dication gegen den Verflagten, welcher, dem in der Deten- 
tion verbliebenen Commodatar W. gegenüber, ein pignus 
in causa judicati captum an den Sachen erworben, nad 
der obigen NRechtsregel für unzuläffig erachtet. 

Eine ſolche Ausdehnung des Grundjaßes ijt weder 
nad dem Wortverftande des Lübiſchen Statutes, noch nad 
dejien ratio gerechtfertigt... Der Art. 1. cit. ſetzt vor- 
aus, daß der Commodatar die geliehene Sache verfauft, 
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vergiebt, verjegt oder alienirt, aljo durch ein von 
ihm vorgenommenes Rechtsgeſchäft ſich der Sache entäußert. 
Im Art. 2. heißt es ausdrücklich: „will dann der Ausleiher 
das Gut wieder haben von dem, welchem das ausgelehnte 
Gut per contractum gebracht.“ Es läßt ſich nicht 
annehmen, daß der Zulat „per contractum“ ein müßiger 
je. Mevius hebt in feinen Commentariü 5. ius Lube- 
cense, in Nr. 23. zum Art. 2. beionder3 hervor: 
Tertio, verba juris nostri sonant de iis, qui a domino 
rem mediante fide ipsi habita per contractum aut 
actum similem acceperant, atque deinde justo con- 
tractu alienant, verbis: „welchem das ausgelehnte 
Gut per contraetum gebracht.“ 

Nach jeinem Wortlaute findet demnach das Statut 
nur dann Anwendung, wenn der Inhaber die ihm vom 
Gigenthümer geliehene oder anvertraute Sache durch Ver: 
trag alienirt, nicht, wenn der Dritte, ohne Zuthun des 
vorigen Inhabers (de3 Commodatars), den Befib der Sache 
oder ein dingliches Recht an der Sache erworben hat. 

Geht man auf die ratio des Statutes ein, jo bezwedt 
dafjelbe, abweichend vom römischen Rechte, welches dem 
wahren Eigenthümer das Recht auf unentgeltlihe Heraus: 
gabe der Sache gegen jeden dritten Befiger einräumt, die 
Sicherheit des Eigenthumes begünftigt, die Sicherung des 
Verkehres, den Schuß des Beligers, der eine Sache redt- 
mäßig an ſich gebradt hat. Man fol mit dem zeitigen 
Befiter, auch wenn er nicht der wahre Eigenthümer ift, 
ein Rechtsgeſchäft ſchließen können, ohne erjt das Eigen 
thum defjelben ſich nachweiſen zu laſſen. (Bgl. Mevius 
Nr. 6. zum Art. 2. J. c. und Stein, Thl. III. der 
Abhandlung des Lübiſchen Rechtes, 8. 67.) 

Mag man auch mit Stein, auf deſſen Auctorität, unter 
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Hinweis auf Thl. III. S. 107. - 118. der Appellations-Richter 
ſich beruft, die Rechtsregel in den Art. 1. und 2. 1. c. des 
Lübiſchen Statutes dadurch erklären, „daß der Beſitzer einer 
Sade jo lange für den Eigenthümer zu halten, donec 
probetur contrarium, daß, wenn der Eigenthümer den Beſitz 
jeiner Sache Jemandem verftattet, obgleich nicht in der Mei: 
nung, ſich feines Eigenthumes daran zu begeben, er dennoch 
jolches dem Anderen dadurch auf gewiſſe Maße ad interim auf- 
trägt und anvertraut, daß demnach der Commodatar ad 
interim al3 Eigenthümer angejehen werde" — fo führt 
doch dieſe etwas eigenthümliche Auffaffung nicht dahin, daß 
der Commodatar in allen Fällen und in jeder Beziehung 
als Eigenthümer gelten müſſe. Der AppellationgRichter jelbit 
ift der Anficht, daß der Commodatar, in dejjen Sphäre die 
Herrihaft über die Sache in die Erfcheinung tritt, im 
Intereſſe der Sicherheit des Nechtsverfehres als 
Eigenthümer der Sade gelten fol. Die Sicherheit des 
Nechtsverfehres erfordert aber nur, daß der Dritte, der fi 
mit dem Commodatar in ein Rechtsgeſchäft über die 
diefem vom Eigenthümer anvertraute Sache einläßt, geſchützt 
werde. Es liegt dabei auch der Gedanfe zum Grunde, daß 
der Dritte, bei Eingehung des NRechtsgeichäftes mit dem 
Commodatar, vertraut, daß derjelbe über die Sache verfügen 
darf, während das paffive Verhalten des Schuloners bei 
der Erecution in die in feiner Gemwahrjam befindlichen 
fremden Sachen die Begünftigung des Gläubigers in feiner 
MWeife motiviren fann. Es geht über den Zmwed des Ge: 
jeßes, — den Schuß des Rechtsverkehres, — hinaus und 
führt zu einer nicht gerechtfertigten Schädigung des Eigen: 
thumes, wenn man den Gläubiger, der im Wege der Ere 
cution die in der bloßen Detention feines Schuldners be- 
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findliden Sachen pfänden läßt, gegen den Anſpruch des 
Eigenthümers jhügen will. 

Ohne aus dem Preußiſchen Rechte, das durch die Vor: 
Ihrift in den 88. 25. und 26. Thl. I. Tit. 15. des A. L.-R. 
die Sicherung des Eigenthumes und ‚ven Schuß des Ber: 
fehres zu vereinen geſucht hat, den Grundfat des Lübiſchen 
Statutes erläutern zu wollen, läßt fich doch daran erinnern, 
daß, nach der Verordnung vom 7. April 1838. (Gej.:©. 
©. 255.), die nicht in Gütergemeinfchaft lebende Ehefrau ihr 
Eigentum an den' eingebrachten Mobilien, wenn dieje im 
Wege einer gegen den Mann verhängten Erecution in Be— 
Ihlag genommen worden, durch Interventionsklage zu ver: 
folgen befugt ift, infofern nicht die Gläubiger des Mannes 
Ihon durch Handlungen feiner freien Verfügung ein 
dingliches Necht daran erworben haben, und daß weiter nad) 
der Declaration vom 21. Juli 1846. (Gej.-S. ©. 326) die 
in dem $. 395. Tit. 21. Thl. I. des A. %-R. dem Ber: 
pächter und Vermiether an den vom Pächter und Miether 
eingebrachten Sachen beigelegten Rechte eines Nfandgläu: 
bigers fih nur auf ſolche Sahen und Effecten erftreden, 
weldhe dem Pächter und Miether felbit gehören oder die 
derjelbe ohne Einwilligung des Eigenthümers zu verpfänden 
befugt ift. 

Es erhellt daraus, daß, obwohl die neuere Geſetzgebung 
bei dem gefteigerten Verkehre ſonſt beftrebt gemwejen, den Ges 
ihäftsverfehr zu ſchützen und den Credit zu heben, doch 
nicht das Bedürfniß fich gezeigt hat, den Schuß ſoweit aus— 
zudehnen, al3 e3 vom Appellations-Richter, in Anwendung 
des Lübiſchen Statutes, gefchieht. — Der Ausdruck „ver- 
ſetzen“ in den Art. 1. und 2. ift, wie in den Art. 4.--9. 
„verpfänden, zum Pfand nehmen, ſetzen“, nur auf 
das Conventionalpfand, nit auf das pignus judiciale zu 
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beziehen. Hat auch das letztere, wenn es entſtanden, die 
Kraft eines conventionellen Pfandes, ſo iſt doch hier die 
Vorfrage, ob der Gläubiger an den von ſeinem Schuldner 
detinirten fremden Sachen im Wege der Execution ein 
pignus in causa judicati captum erwerben, durch die 
Pfändung die Sache dem Eigenthümer entziehen und dieſen 
an den Schuldner, dem die Sache geliehen oder vertraut 
war, verweiſen kann. 

Nach dem Wortlaute und der ratio des Statutes iſt 
dieſe Frage zu verneinen. Die entgegengeſetzte Annahme des 
vorigen Richters führt zur erheblichſten Schädigung des 
Eigenthumes. 

Schon Mevius bemerkt in Nr. 18. der Summ. zum 
Art. 2. J. c. zutreffend: 

Strietissime jus nostrum in hoc passu accipiendum, 
nec extra literam et terminos statuti extendendum. 

Und in der Wr. 18. felbit: 

Considerato autem, quam hoc axioma contrarieretur 
Juri communi, etc. — 

Ganz verfehlt ift der Einwand des Imploraten, daß 
die gejeglihe Zwangsvollitredung dem Raube und Dieb: 
jtahle, — den einzigen Ausnahmen des Lübiſchen Statutes, 
— nicht gleich geitellt werben dürfe. 

Daß geitohlene und geraubte Sachen der Bindication 
unterliegen, (Art. 9. Tit. 4. lib. III., Art. 6. Tit. 1. 
lib. IV., Mevius, Nr. 24. und 25. zum Art. 2. Tit. 2. 
lib. III.), beruht auf einem anderen Grunde und bildet 
feine Ausnahme von der Rechtsregel in den Art. 1. und 2. 
Tit. 2. lib. II. 

Auch im vorliegenden Falle wird eine folde Ausnahme 
nicht hergeftellt; es fehlt vielmehr bei der erecutiviichen Ab- 
pfändung fremder Sachen des Schuldners einfah an dem 
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im Art. 2. cit. beftimmt hervorgehobenen Erfordernifje, daß 
der Gläubiger die Sade durh einen Vertrag mit dem 
Commodatar an fi gebracht hat. 

Die Behauptung des Imploraten endlih: daß das an: 
gefochtene Erkenntniß von der concreten Erwägung getragen 
werde, daß die durch constitutum possessorium geſchehene 
Vebergabe dem Kläger ein gegen Dritte verfolgbares Recht auf 
die ftreitige Sache zu verihaffen, den Erwerb eines pignus 
in causa judicati captum davon auszuſchließen, nicht ge- 
eignet jei, — ift unrichtig. ES beruht dieſe Annahme des 
Appellationg-Richters lediglich auf der oben widerlegten Recht3- 
anſicht. 

Hiernach unterliegt das Appellations-Erkenntniß wegen 
Verletzung der Art. 1. und 2. tit. 2. lib. III. des Lübiſchen 
Statutes und unrichtiger Anwendung des Rechtsgrundſatzes: 
„Hand muß Hand wahren” der Vernichtung. 

In der Sache jelbit ift das erite Erfenntniß zu be: 
tätigen. Wird durch Ableiftung des dem Kläger deferirten 
Eides feitgeftellt: daß der Vertrag vom 5. November 1868,., 
deiien Abſchluß durch die Zeugen W. und 5%. bejtätigt 
worden, nicht zum Scheine geichlofjen iſt, — jo hat Kläger 
durch Kauf und das im Vertrage erklärte constitutum 
possessorium das Eigentbum an den im Bertrage bezeich- 
neten Sachen erworben. Da die in Beſchlag genommenen 
Saden der Art find, wie die am 5. November 1868. dem 
Kläger verkauften, jo ift die Identität der ftreitigen und 
verkauften Stüde jo waäahrſcheinlich, daß der Eid darüber 
dem Kläger anzuvertrauen iſt. Die vom erſten Richter ge— 
wählte Eidesnorm ift zur Erledigung auch diejer Streitfrage 
geeignet, und die für den Fall der Leiftung, beziehungsweije 
Nichtleiftung des Eides eintretende Folge einer weiteren Be: 
gründung nicht bedürftig. 

a — 
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N? 13. 
Zahlung. Rückgabe des Inſtrumentes. 


Kann der zahlende Schuldner die Rückgabe des 
über die berichtigte Schuld ausgeftellten Anftrumentes 
unbedingt auch dann fordern, wenn das Inſtrument 
abhanden gefommen ift? 


A. L.-R. Thl. I. Tit. 16. 88. 125, 126, 


Der Kläger N. erhielt im Jahre 1850. von dem Erb— 
lafjer des Verklagten, A. v. St., dem verftorbenen Stanis— 
laus von St., ein Darlehn von 2300. Thlen., verpflichtete 
fih, dafjelbe mit ſechs Prozent zu verzinfen, und verpfän- 
dete zur Sicherheit für dieſes Darlehn das Grundftüd R. 
Nr. 3. in Höhe von 1200. Thlen. nebit Zinfen und das 
Grunditüd D. Nr. 68. in Höhe von 1100. Thlen. Die 
Eintragung der 1200. Thlr. und Zinfen in das Hypothefens 
buch von R. Nr. 3. erfolgte demgemäß und wurde dem 
erwähnten Gläubiger das darüber gebildete Document aus: 
gehändigt. In dem Hypothefenbudhe von R. ftand damals 
Ihon Rubr. III. Nr. 3. eine Gaution eingetragen, welche 
der Vorbeſitzer, Ignatz W., feinen Kindern T. und F. W., 
zur Sicherheit für die Berichtigung der hypothekariſch nich 
verfiherten Nachlaßſchulden bejtellt hatte. Dieſe Caution 
haftete gleichzeitig auf den Grundftüden R. Nr. 11. 12. 
und 32. Bei der im Sahre 1860. erfolgten Subhajtation 
des Grundftüdes R. Nr. 3. wurden, nad) Berichtigung der 
voreingetragenen und zum Theil beitrittenen Forderungen, 
die übrig bleibenden Kaufgelder von 2703. Thlen. — Sgr. 
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1. Pf. auf die Cautionspoſt vertheilt, zu einer Ignatz W. 
Specialmafje genommen und auf die rüdjtändigen Kaufgel- 
der angemwiefen und eingetragen. Die oben erwähnten 
v. St.'ſchen 1200. Thlr. fielen damals wegen Unzuläng: 
lichkeit der Kaufgelder aus und wurden auf die etwa frei 
werdenden Streit: und Specialmafjen angemwiejen. Bei der 
hiernächſt nochmals ftattgehabten Subhaftation von NR. 
Nr. 3. fiel noch jene Ignatz W.'ſche Specialmafje von 
2703. TIhlen. — Egr. 1. Pf. nebft Zinfen au. In der 
Nahtrags-Vertheilung vom 7. September 1863., und reſp. 
vom 9. März 1864. gelangte jedoch) dieje Specialmaſſe aus einer 
voreingetragenen freigewordenen Streitmafle in Höhe von 
768. Thlen. 22. Sgr. 6. Bf. nebit fünf Prozent Zinfen 
jeit dem 27. März 1862. zur Hebung, und wurde dies 
Rubr. III. Nr. 28. ingroffirt. Bei der Subhaftation der 
übrigen, ebenfalls für die W.'ſche Caution verpfändeten 
Grundftüde find für diefe Cautionsmaſſe, und zwar bei 
R. Nr. 11. — 210. Thle. nebſt Zinfen, bei R. Nr. 12. 
90. Thlr. nebit Zinfen, bei R. Nr. 32: 117. Thlr. 3. Ser. 
3. Pf. zur Hebung gefommen. Durch eine Nachvertheilung 
einer frei gewordenen Streitmafie gelangten bei R. Nr. 3. 
weitere 32. Thlr. 23. Sgr. 9. Pf. und Zinfen zur Hebung. 
Diefe Eapitalien mit zufammen 1219. Thlr. 19. Sgr. 6. Pf. 
wurden jodann zu einer bei den Ignatz W.'ſchen Tutel: 
Acten des Gerichtes Loebau verwalteten Ignatz W.'ſchen 
Cautionsmaſſe baar eingezahlt. Bei der Subhaftation der 
Srundftüde R. Nr. 11. 12. 32,, welche für verſchiedene, 
dem v. St.jhen Anſpruche auf R. Nr. 3. voreingetragene 
Forderungen, — die bei R. Nr. 3. zur Hebung gelang: 
ten, — mit verhaftet waren, fam die v. St.'ſche Poſt in 
Höhe von 310. Thlen. 27. Sgr. 3. Pf. zur Hebung, und 
blieb ;n Höhe von 889. Thlrn. 2. Sgr. 9. Pf. unberid: 
Band 65. H 
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tigt, was auch auf dem Documente über den Anſpruch ver- 
merkt wurde. Der Berklagte, al3 Erbe des Gläubigers 
Staniglaus v. St., nahm nunmehr wegen feine Ausfalles 
Regreß gegen den Kläger, als perfönlihen Schuldner, wel: 
her auch zur Zahlung jener 889. Thlr. 2. Sgr. 9. Bf. 
und Zinſen feit dem 12. April 1865. rechtskräftig verurtheilt 
wurde. 

Der Kläger hat hierauf diefe Summe nebit allen Bin: 
fen dem Berflagten im Laufe der Jahre 1866. und 1867. 
bezahlt und gegen denfelben, nach vorgängiger fruchtloſer 
Aufforderung, Hagend dahin angetragen, ihm über die ge- 
zahlten Beträge in beglaubter Form zu quittiven, ihm die 
etwanigen Nebenrehte, namentlih auf die Caution, auf 
feine — de3 Klägers — Koſten abzutreten, auch feine 
Legitimationg-Urfunden und das Dokument auszuhändigen. 
Nur die Herausgabe des Documentes blieb ftreitig; jedoch 
wurde der Verflagte zu derfelben in beiden Inftanzen, durch 
die Erfenntnifje des Kreisgerichtes zu Nofenberg vom 
1. April 1870. und des Appellations-Gerichtes zu Marien- 
werder vom 12. November 1870. verurtheilt, obwohl er 
Folgendes geltend gemacht hatte: 

Das Document jei verloren gegangen. Dafjelbe habe 
Thon in dem am 21. Februar 1861. in der D.’ichen 
Subhastationsfahe von R. Nr. 3. angeftandenen Kauf: 
gelderbelegung3-Termine, in welchem die ganzen 1200. Thlr. 
ausgefalleu jeien, gefehlt und habe deshalb auch nicht mit 
dem Ausfallsatteite verjehen werden können. Als fpäter, 
vermöge voreingetragener Correalhypothefen, ein Theil der 
Forderung zur Hebung gefommen, jei wegen Fehlens des 
Documentes eine v. St.'ſche Specialmafje augelegt worden. 
Diejelbe jei aufgeboten und dem Verklagten, unter Prä— 
clufion aller jonft etwa Berechtigten, zugeſprochen und ge 
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zahlt worden. Auf Antrag des DVerklagten ſei demnädft 
die bei den jegigen Proceß-Acten befindliche vidimirte Ab- 
jchrift des Documentes gefertigt und auf weiteren Antrag 
defjelben vom 4. Februar 1865. bei den Subhaftationg- 
Acten der zur Hebung kommende Betrag darauf vermerkt 
worden. Er — Berflagter — ſei bereit, eidlich zu mani— 
feitiren, daß er das Document über 1200. Thlr. nicht be> 
fie und niemals beſeſſen habe. 

Der Appellationg-Nichter führte zur Motivirung feiner 
Entiheidung aus: 

Nah dem $. 125. Thl. I. Tit. 16. des A. L.-R. kann 
der Zahlende, außer der Quittung, auch noch die Nüdgabe 
des über die berichtigte Schuld einfeitig ausgeftellten In— 
ftrumentes fordern. Der Kläger hat den DBerflagten die 
Darlehnsforderung von 1200. Thlen., welche für deſſen 
Erblafjer Stanislaus von St. auf R. Nr. 3. Rubr. II. 
Nr. 14. eingetragen war, ſoweit fie in der Subhaitation 
des Pfandgrundftücdes ausgefallen ift, bezahlt und kann 
deshalb die Aushändigung des über diefe Forderung ge: 
bildeten Hypotheken-Inſtrumentes verlangen. Darauf, ob 
dafjelbe in der Gubhaftation des Pfandgrundftüdes R. 
Nr. 3. vorgelegt it, oder nicht, ob daſſelbe vom Sub: 
haſtations-Richter mit dem Ausfall» Attejte verjehen ift, 
oder nicht, fommt es nit an. Ebenſowenig fanıı hier die 
Frage ermittelt werden, ob der Verklagte im Beſitze des 
Documentes ist, oder nit. Der Kläger fann Rückgabe 
des unitreitig gebildeten Hypotheken = Documentes — von 
dem beglaubtigte Abſchrift bei den Proceß-Acten it — 
verlangen. Wie Verklagter e3 beichafft, it feine Sache. 

Die hiergegen vom Verklagten erhobene Nichtigkeits— 
Beſchwerde hat der dritte Senat des Ober-Tribunals dur) 
Erfenntniß vom 17. April 1871. für begründet erklärt und, 
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unter Vernichtung des Appellations-Urtels und Abänderung 
de3 eriten Erfenntniffes, den Nerklagten für ſchuldig er= 
achtet: 
entweder dem Kläger dasjenige Dokument auszuhändigen, 
welches über die auf R. Nr. 3. Rubr. III. Nr. 14. für 
den Nittergutsbefiger Stanislaus v. Et. eingetragen ge— 
weienen 1200. Thlr. gebildet worden, oder die Morti- 
ficirung dieſes Docuntentes herbeizuführen. 
Gründe 

Der Kläger hat allerdings ein Intereſſe dabei, das 
fraglihe Hypotheken-Dokument zu erlangen, weil die etwa 
frei werdenden Theile der Cautionsmaſſe auf den früher 
ausgefallenen, von ihm an den Berklagten gezahlten, Theil 
der Hypothefenforderung zur Nachvertheilung fommen und 
ohne jenes Document nicht gehoben werden Fönnen. In— 
deſſen hätte derjelbe wohl daran gethan, dieſes Intereſſe zu 
wahren, bevor er die Schuld berichtigte. (Vergl. 8. 131. 
Tit. 16. Thl. I. des A. L. R.) Da er foldhes unterlafjen, 
hat er zwar das Necht nicht verloren, die Rückgabe des 
Anitrumentes zu fordern; aber dieje feine Befugniß erleidet 
eine Einihränfung, jobald, ‚wie gegnerischer Seit behaup: 
tet wird, das Inſtrument abhanden gefommen it. Dann 
vertritt deſſen Mortificirung, welche bei Hypotheken :Docu= 
menten ein öffentliches Aufgebot erfordert, die Stelle der 
Rückgabe. (88. 125. 126. 132. a. a. D., 88. 115. ff. 
Tit. 51. Thl. I. der U. G.O., 88. 273. 277. Zit. I. der 
Hypotheken: Ordnung. — Entiheidungen Bd. 6. ©. 338. 
und Bd. 8. ©. 51.) 

Es läßt fih dabei — wie dies in einem Rechtsfalle 
geihehen ift, der in den Blättern für Rechtsanwendung 
BD. 5. ©. 153. bis 155. veröffentliht worden, — in Frage: 
jtellen, ob der gemejene Gläubiger, um fich feiner Verbind= 
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lichkeit gegen den früheren Schuldner zu entledigen, verbunden 
fei, erjt einen Nachweis darüber zu liefern, daß die Urkunde 
wirflih abhanden gekommen fei. Für die Verneinung iſt 
dort hervorgehoben: „ES würde die Forderung eines ſolchen 
Nachweiſes von dem Gejehgeber auf eine zwedloje Weiſe 
angeoronet jein, da der befriedigte Gläubiger, wenn er 
wirklich ein Intereſſe dabei haben jollte, die Urkunde nicht 
mehr zum Borjcheine fommen zu laſſen, dem Gejete, ohne 
allen Nuten für den geweſenen Schuldner, dadurch genügen 
fönnte, daß er die Urkunde vernichtete, und zwar unter Um— 
ftänden, welche ihm den Beweis diefer Vernichtung ficherten. 
Denn unter dem Ausdrude: „abhanden gefommen“ ſei im 
Allgemeinen jeder Fall zu verftehen, wo der Gläubiger nicht 
mehr im Stande jei, das Schulddocument zurüdzugeben, 
ſei e8, daß daſſelbe abfichtlih, oder aus Verjehen vernichtet 
worden, oder verloren gegangen fei, oder auch nur vermißt 
werde. Ueberdies würde die Forderung jenes Nachweijes 
in allen den Fällen, wo die Schuldurfunde nit vorhanden 
jei, ohne daß der Gläubiger wifje, wo fie hingekommen, 
eine Unmöglichkeit enthalten, und es würde fih gar fein 
Nachtheil denken laſſen, welcher den befrievigten Gläubiger 
gerehter Weiſe deshalb treffen Eönnte, weil er den Beweis 
des DVerluftes der Urkunde nicht liefern könne. Dergleichen 
Beitimmungen, welche theild unwirkſam fein würden, theils 
gar nicht vollzogen werden könnten, feien dem Gejeßgeber 
fremd. Blos zur Sicherheit des Schuldners, damit mit der 
Schuldurfunde, nach berichtigter Schuld, fein Mißbrauch 
gemacht werben könne, habe das Gejeg verordnet, Daß, 
außer der Ertheilung von Quittung, auch die Schuldurfunde 
zurüdgegeben, oder, wenn fie nicht vorhanden jei, gleichviel 
aus welchem Grunde, mortificirt werden müſſe. Sobald 
der Gläubiger verfichere, er könne die Schuldurfunde nicht 
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zurüdgeben, fei aber zur Mortificirung bereit, müſſe ſich der 
gewejene Schuldner mit lebterer begnügen, da hierdurch ber 
Zweck des Gejeges erfüllt je. Dazu fomme, daß fein Ge— 
jeß eriftire, welches den Gläubiger verpflichte, nach berich- 
tigter Schuld, eine für ihn jetzt werthloje Urkunde blos 
zu dem Zmwede jorgfältig aufzubewahren, damit er fie, wenn 
es feinem gemwejenen Schuldner nach Jahren beifallen follte, 
fie zurüdzufordern, auch zurüdzugeben im Stande ſei.“ — 

Dem leßteren Argumente der vorjtehend mitgetheilten 
Ausführung ließe fich entgegenftellen, wie der Gläubiger 
der Aufbewahrung durch unmittelbare Zurüdgabe, nad) ge= 
tilgter Schuld, jederzeit entgehen könnte, während dasjenige, 
was vorher in Betreff der abjichtlihen Vernichtung des 
Documentes geäußert wird, bei Hypotheken: Inftrumenten 
mit der Norm des vom gemwejenen Gläubiger nah dem 
$. 118. Tit. 51. Thl. I. der A. G.:D. abzuleiftenden Mani 
feſtations-Eides in Einklang zu bringen fein dürfte. (Bergl. 
das Juſtiz-Miniſterial-Blatt, Jahrg. 4. ©. 254.) 

Mie dem aber auch fei, jo hat doch im vorliegenden 
Falle der Verklagte feine Bereitwilligfeit erflärt, eidlich zu 
manifeitiven, daß er das in Rede ftehende Document nicht 
beige und niemals bejejlen habe, während der Kläger, ohne 
diefen anticipirten Aufgebotsbemweis oder einen anderen zu 
verlangen, bemerkte, wenn das Document nicht mehr vor— 
handen, jo ſei es Pflicht des Verklagten, das Aufgebot und 
die Amortijation defjelben zu bewirken. 

Obwohl der Appellations-Richter dieſe Parteierklärungen 
mittheilt, verurtheilt er dennoch den Verklagten lediglich zur 
Herausgabe des Documentes, indem es deſſen Sache fei, 
wie er es beihaffe und e3 nicht hierher gehöre, ob der Ber: 
Hagte im Beſitze des Documentes fei, oder nicht. Darin 
liegt gradezu eine Nichtberüdfichtigung des 8. 126. Tit. 16. 
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TH. I. des A. L.-R. und der fih daran anjchließenden, 
oben hervorgehobenen, gejeßlihen Vorſchriften, jo wie die zu 
Unrecht unterlafjene Anwendung. Hieraus folgt die Ver— 
nihtung des angefochtenen Urtel®, während in der Sache 
jelbft der Verklagte, weil die Möglichkeit nicht ausgefchloffen 
bleibt, daß inzwifhen das Document jelbit herbeigeichafft 
fein könnte, alternativ zu verurtheilen ift, entweber dafjelbe 
herauszugeben, oder deſſen Meortificirung herbeizuführen. 
Demnach mußte das erite Erfenntniß, ſoweit e8 Die un: 
bedingte Rüdgabe anordnet, geändert werden. 


—e — 


N. 14. 


Rechtliche Präſumtion bei terminlihen Zah: 
lungen. Beweislaſt. 





Trifft den Schuldner, welcher ſich auf die rechtliche 
Vermuthung des 8. 133. Tit. 16. Thl. I. des U. L.-R. 
berufen will, bei dem Mangel von Quittungen, Die 
Beweislaſt dafür, daß der Gläubiger die Zahlungen 
ohne Vorbehalt angenommen hat, oder muß der Gläubiger 
den Vorbehalt darlegen? 


A. L-R. Thl. I. Tit. 16. 8. 138. 


Der Kläger M. verlangt, daß der Verklagte Sp. über 
eine Hypothefenreftforderung von 278. Thlen. 29. Sgr. 6. Pf. 
nebft Zinfen in gültiger Form löſchungsfähig quittire 
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und die Schuldurfunde herausgebe. Er behauptet hierbei, 
daß Verklagter in anderen Acten gegen den Vorbeſitzer B. 
anerkannt habe, die Zinjen aus der Zeit von Georgi 1861. 
bis zum 11. Februar 1863. erhalten zu Haben, und beruft 
fih auf die rechtliche Vermuthung des $. 133. Tit. 16. 
TH. I. des A. IR. 

Der Verklagte, welcher den Anfpruch beftritt, hielt dies 
nicht für gerechtfertigt, weil der Nachweis fehle, daß zwei 
auf einander folgende Zinsraten bezahlt ſeien; wogegen 
Kläger ſich auf jene Acten darüber berief, daß Verklagter 
den Empfang dreier Zinsraten anerkannt habe. Der 
Berklagte beftritt, daß ihm drei Zinsraten hintereinander 
gezahlt worden. Der erſte Nichter, das Kreisgeriht zu 
Gnefen, hat am 12. Juli 1870. den Berflagten verurtheilt, 
die Quittung auszuftellen und die Urkunde herauszugeben, 
jedoh nur gegen Zahlung von 57. Thlen. 19. Sgr. 6. Pf. 
und fünf Procent Zinfen vom 17. Juni 1866. ab. 

Auf die Appellation des Klägers hat das Appellations- 
Geriht zu Bromberg das Urtel am 7. December 1870. 
beftätigt. Der Appellations-Richter hielt die Berufung auf 
den $. 133. a. a. D. dadurch befeitigt, daß der Ber- 
Hagte den fraglichen Zinjenbetrag gegen den Vorbefiger 
des Klägers eingeflagt und erjtritten habe. Er erachtete 
danach für feitgeftellt, daß Kläger den Zinfenbetrag von 
7. Ihlen. 19. Ser. 6. Pf. nicht gezahlt habe, und es für 
gleihgültig, daß der Vorproceß nicht gegen den Kläger 
angeſtellt worden. 

Der Kläger erhob die Nichtigkeits-Beſchwerde wegen - 
Verlegung der Grundſätze von der Rechtskraft. Der dritte 
Senat des Ober-Tribunals hat am 8. September 1871. 
diefe Beſchwerde zwar für begründet erachtet, dennoch aber 
das angefochtene Erfenntniß aufrecht erhalten. 
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Soweit die 
Gründe 
dejjelben fi auf die obige Frage beziehen, lauten fie, wie 
folgt: 

In der Sade jelbit mußte Kläger, um fih auf die 
Bermuthung des 8.133. Tit. 16. Thl. J. des A.L.-R. zu ſtützen, 
darlegen durch Duittungen, oder fonjt, daß Zinſen für zwei 
auf einander folgende Termine, unftreitig hier zwei halbe 
Sabre, von dem Schuldner abgeführt, und von dem Gläu:* 
biger ohne Vorbehalt angenommen worden. Gr behauptet, 
daß er jelbit drei Raten abgeführt habe. Dies giebt zwar 
Berklagter zu; er beftreitet aber, daß er die Zinſen in drei 
Raten empfangen, und Kläger bat nicht, gemäß $. 136. 
1. c., dargelegt, daß Duittungen zu verſchiedenen Zeiten 
ertheilt worden; er hat überhaupt feine Quittung beigebracht. 
Kläger hat nur darüber, duch Berufung auf die Klage in 
der Sache wider P., Beweis angetreten, dab der Verflagte 
die Zahlung in drei Raten zugeitanden, was Berklagter be: 
ftreitet, und eventuell den Eid deferirt, ven Verklagter refe: 
rirt hat. Allein der angetretene Beweis reicht nicht aus. 
Es muß dargelegt werben, daß die Zahlungen ohne Bor: 
behalt angenommen worden, wie Berklagter in der 
Appellations-Inſtanz mit Necht hervorhebt. Ein jolder 
Beweis ift nicht angetreten, er ift aber weſentlich, ($. 133. 
eit.), weil nur dann die Zahlung, welche einen Ber: 
trag enthält, durch den Willen des Empfängers dem 
Zahlenden al3 Willensact zur Seite fteht, die bloße That: 
ſache der Zahlung dagegen nicht entjcheidet, jener Willens— 
act aber einen Berluft des Nechtes enthalten würde, 
den Beweis der Tilgung vom Sculoner zu verlangen. 
Daß jedoh den Schuldner überhaupt die Beweislaft hin— 
fihtlih der vorbehaltloien Empfangnahme der Zahlung 
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trifft, ergiebt der F. 133. deutlich, und es kann nicht mit 
Bornemann's Syſtem Bd. 3. ©. 325. unbedingt ange: 
nommen werden, die Natur der Sache ergebe, daß der 
Gläubiger den Vorbehalt darzulegen habe. Denn e3 Tann 
die Vermuthung des Gejeßes nur jtricte interpretirt wer: 
den; das Geſetz jagt dies ausdrüdlih, indem es zwei 
Kequifite copulativ aufitellt, und es war dies um fo 
nöthiger, als die Präjumtion, wenn auch ein Gegenbemweis 
zuläſſig ift, doch zum gänzlichen Verlufte eines erworbenen 
Rechtes führen kann. Bekanntlich ift die Quelle der Vor: 
ſchrift viel. 3. C. de apochis publicis (10. 22), welche die 
Praxis nicht ohne Widerſpruch ausdehnte und das Allgemeine 
Landrecht folgte Hierbei vorzugsweile Leyſer, und ging 
ſogar weiter, da es zwei, ftatt drei, Termine für ausreichend 
hielt. (cfr. Suarez, Schluß-Revifion). Allein ſchon der 
Entwurf zum Allgemeinen Gejeßbude II. II. 13. II. 8. 69. 
. ©. 527. enthält wörtlich diejelbe Beſtimmung, wie das 
Allgemeine Landrecht, und Koh, A. L:R. Bd. 2. ©. 601. 
hat richtig hervorgehoben, daß die Zahlung jelbft und 
deren Annahme ohne VBorbehait, oder vielmehr die Liberation 
des Schuldners die Handlung jei, wodurch die Vermuthung 
begründet wird. Soll aber eine Xiberation vorliegen, jo 
muß die Annahme in diefem Sinne erfolgt fein, und das 
zu bemweifen bat der Schuldner. Die Natur der Sade 
ſpricht daher nicht für die Anfiht Bornemann’3. Nur 
wenn eine vorbehaltlofe Duittung vorliegt, it es 
Sache des Gläubiger, den mündlichen oder fchriftlichen 
Vorbehalt darzuthun, nicht aber, wenn, wie bier, feine 
Dnittung gegeben ift. 
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N? 15. 


Titel zum Pfandrechte für Gerichtsfoften. 





Enthält die im Art. 1. des Gejetes vom 9. Mai 
1854. zugelafjene Beſchlagnahme des Vermögens zur 
Dekung von Unterfuhungsfojten einen Titel zum 
Pfandredhte, oder hat jie nur die Bedeutung eines 
Arreitihlages? | 

Geſetz, betreffend ven Anja und die Erhebung der Gericht3: 

fosten, vom 10. Mai 1851. 8. 15. (©.-©. ©. 631.) 


Geſetz, betreffend einige Abänderungen diejes Gejetes, vom 
9. Mai 1854. Art. 1. (©.-©. ©. 273.) 


Mittelft notariellen Vertrages vom 16. Juli 1868. 
faufte B. von N. zwei, auf deffen Namen im Hypothefen: 
buche eingetragene, Grundftüde und wurde für ihn, auf 
Grund dieſes am 23. November defjelben Jahres zu den 
Grundacten eingereichten Vertrages, der Beligtitel zufolge 
Verfügung vom 25. November berichtigt. Inmittelſt war, 
in Gemäßheit einer am 17. Suni 1868. zu den Grundacten 
eingegangenen Requifition des Kreisgerichtes zu Dortmund 
vom 16. Juni, am 19. Suni 

eine Gaution von 600. Thlen. zur Sicherheit für Unter; 

ſuchungs- und Haftkoften, welche aus der wider N. wegen 

ſchweren Diebſtahls und jchwerer Hehlerei eingeleiteten 
Unterſuchung entftanden find und noch entitehen werben, 
sub Rubr. III. Nr. 12. eingetragen worden. 

PB. hat gegen den Fiscus dahin Klage erhoben, daß 
derjelbe die Löſchung dieſer Caution bewillige. Das Kreis: 
gericht zu Soeft hat ihn am 7. December 1869 mit diefer 
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Klage abgemwiejen, das Appellations»Geriht zu Hamm da— 
gegen am 13. Juni 1870. den Fiscus nah dem Klage: 
antrage verurtheilt. Auf die von dem Lebteren eingelegte 
Revifion hat der dritte Senat de3 Dber:Tribunal3 am 
10. März 1871. das Appellations - Erfenntniß bejtätigt aus 
folgenden 

Gründen. 

Nur eine gegen einen Debenten jhon feitgefeßte Koſten— 
Forderung giebt, nach) dem $. 15. des Gejehes vom 10. Mai 
1851., einen Titel zum Pfandrechte auf die Smmobilien des 
Debenten. Dur die im Art. 1. des Gejehes vom 9. Mai 
1854. in Unterfuhungs-Saden den Gerichten ertheilte Er- 
mächtigung, ſobald die Einleitung der Unterfuhung oder 
die definitive Verſetzung des Beichuldigten in den Anklage: 
ſtand beſchloſſen worden ift, deſſen Vermögen, ſoweit e3 
zur Dedung der Koften des Verfahrens erforderlich erjcheint 
mit Beichlag zu belegen, ift ein Titel zum Pfandrechte nicht 
geichaffen worden. Eine hiernach erfolgende Beihlagnahme 
bat nur die rehtlihe Wirkung einer Arreftanlegung. Das 
Kreisgericht zu Dortmund war dur dieſes Geſetz nur er: 
mäcdtigt, für die aus der wider N. und Genofjen ein- 
geleiteten Unterfuhung entjtandenen, noch nicht feſtſtehenden 
und künftig entjtehenden Koften die Eintragung eines Arreſtes, 
auf die Grunditüde des N. zu beantragen. Daß es in 
jeiner Nequifition vom 16. Juni 1868, bei den Grundacten 
präjentirt den 17. Juni, die Eintragung nicht eines Arreſtes, 
jondern einer Gaution beantragt hat, und daß, zufolge 
Decretes vom 19. Juni 1868., wirklich eine Caution auf Höhe 
von 600. Thlen. in das Hypothefenbud eingetragen worden 
ift, giebt, da eine Hypothefariihe Caution nicht beftellt 
worden und es an einem Titel zum Pfandrechte über: 
haupt fehlte, der erfolgten Eintragung nicht die rechtliche 
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Kraft einer Proteitation pro conservando jure et loco. 
Diejelbe hat vielmehr, da ihr ein anderes materielles Recht, 
al3 die im Art.1. des Geſetzes vom 9. Mai 1854. den Ge- 
richten ertheilte Ermädtigung, nicht zur Grundlage dient, 
nur die rehtlihe Wirkung einer im Wege des Arreites er- 
folgten Eintragung einer Protejtation de non disponendo. 
Eine folde hat aber, wie im Ober: Tribunal3 » Erfenntniffe 
vom 8. Juni 1844. (Entiheid. Bd. 10. &.160. bis 165.) 
näher ausgeführt worden it, Feine Wirkung gegen den 
wahren Eigenthümer, welcher dad Grundftüd ſchon vor der 
Arrefteintragung erworben und übertragen erhalten bat, 
aber bis dahin feinen Befigtitel noch nit hat eintragen 
lajjen. 

Der von Kläger überreihte notarielle Vertrag vom 
16. Suni 1868. ergiebt, daß der Kläger die beiden fraglichen 
Grundftüde ſchon an diefem Tage von der Ehefrau des 
N., als feiner, durch notarielle Vollmadt vom 10. September 
1867. zur Veräußerung von Immobilien ermädtigten, Be: 
vollmächtigten, gekauft und durch die im 8. 3. des Ver: 
trages enthaltenen Erklärungen, zum Theil nach den SS-66. 67, 
zum Theil nach den $$. 71.72. Tit. 7. Thl. I. des A. L.-R., 
übergeben erhalten hat. Da die Nequifition des Kreisgerichtes 
zu Dortmund vom 16. Juni 1868. erſt am 17. Juni bei den 
Grundacten präfentirt worden ift, jo ift Kläger, nach Vorſtehen— 
dem, wohl beredtigt, die Bewilligung der Löſchung der am 
19. Juni 1869. eingetragenen Caution zu verlangen, obwohl 
der Beligtitel für ihn erft, zufolge Decretes vom 25. November 
1868., beri'htigt worden iſt. Der lange nachher auf Grund der 
Requifition der Salarien-Kaſſe des Kreisgerichtes zu Hamm 
vom 24. März 1870., zufolge Decretes vom 5. Mai 1870., in 
der Colonne „Ceſſionen“ eingetragene Vermerk, daß die von N. 
zu tragenden Koften nunmehr auf 403. Thlr. 15. Sgr. 6. Pf. 
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feftgefeßt feien, giebt der Eintragung vom 19. Juni 1868. 
gleichfalls den Schub des 8. 410. Tit. 20. Thl. I. des 
A. L.-R. nidt. 

Durch alles dies rechtfertigt ſich die Beſtätigung des 
Appellations-Erkenntniſſes. 


Parcellirung eines mit der Verpflichtung zur 
Verwaltung des Schulzen-Amtes belaſteten 
Grundſtückes. 





Kann aus der, von dem Eigenthümer eines Lehn— 
ſchulzengutes bei deſſen Parcellivung mit dem Erwerber 
der einen Parcelle getroffenen, von der Behörde dem— 
nächſt nicht bejtätigten, Verabredung, daß dieſer Die 
auf dem Gute haftende Verpflihtung zur Verwaltung 
des Schulzen- Amtes übernehme, eine Eintragung im 
Hypothefenbuche auf dieſe Parcelle gefordert werden? 

Gejeß, betreffend die Zertheilung von Grundftüden und die 
Gründung neuer Anfiedelungen, vom 3. Januar 1845. 
88. 16. 18. (G.-©. ©. 25.). 

U. %-R. Einleitung 8. 89. Anhang $. 58. 

Gejet vom 2. März 1850., betreffend die Ablöjung der 


Reallaſten und die Negulirung der gutäherrlihen und 
bäuerlichen Berhältniffe, 88. 6. 91. (G.S. ©. 77.). 
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Bei der im Jahre 1851. von ihm vorgenommenen 
Parcellirung de3 mit der Verpflihtung zur Verwaltung 
des Schulzen- Amtes belafteten Lehnſchulzenguts Nr. 1. zu 
D., verkaufte der Eigenthümer defjelben, L, das Stammgut 
durch Vertrag vom 29. September 1851. an den Kofjäthen 
K. mit der demjelben auferlegten Berpflihtung zur Weber- 
nahme des Schulen: Amtes, während in den DVerträgen 
mit den Ermwerbern der übrigen Barcellen diefe im All: 
gemeinen diejenigen Laften nnd Abgaben übernahmen, welche 
von den Verwaltungsbehörden darauf repartirt werden 
würden. Mittelft Vertrages vom 9. März 1863. verkaufte 
der Kofjäth K., welcher bis dahin das Schulen: Amt ver: 
waltet hatte, da3 Stammgut an den Häusler Martin ©., 
mit der von diefem übernommenen Verpflichtung zur Verwal: 
tungjenes Amtes. Die VBerwaltungsbehörde aber übertrug dem 
Martin ©. das Schulen: Amt nicht, jondern ſetzte den 9. 
zum Schulzen ein, und repartirte das für denjelben be— 
fiimmte Gehalt von jährlich 60. Thlen. auf die Erwerber der 
fämmtlichen Parcellen. Nachdem der Martin ©. bereits in 
einem Vorprozeſſe von den Erwerbern der übrigen Parcellen 
wegen Erftattung der von ihnen zum Gehalte des ein: 
gejegten Schulgen eingezogenen Beiträge mit Erfolg in An: 
ſpruch genommen worden, haben diefe, ver Häusler Julius 
R. und Genoijen, gegen ihn, unter Beibringung von Ceſſionen 
des 2. und des Kofläthen K. geklagt, und ihren erften 
Klageantrag dahin gerichtet, denjelben zu verurtheilen, 

fih gefallen zu lafien, daß auf das ihm gehörige Zehn: 
ſchulzen-Reſtgut die Verpflihtung eingetragen werde, daß 
der Beliger dieſes Gutes, den Befigern der übrigen früher 
zu dem ehemaligen Lehnihulzgen-Gute Nr. 1. zu D. ge: 
hörigen und davon abgetrennten PBarcellen gegenüber, 
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verpflichtet ift, das Lehnſchulzen-Amt unentgeltlich zu 
verwalten. 

Der zweite Klageantrag ift auf Verurtheilung des Ver. 
Hagten zur Zahlung des dem Schulzen H. ausgejegten Ge- 
haltes von 60. Thlen. an denjelben während der Dauer der 
Berwaltung des Schulzen- Amtes gerichtet, und es ift mit 
beiden Klageanträgen ein Arrejtgefuh verbunden, welchem 
gemäß auch bei Einleitung der Klage dur Verfügung vom 
18. März 1868. die proteftativifche Eintragung des Rechtes 
der Parcellenerwerber auf unentgeltlihe Verwaltung des 
Schulzen- Amtes auf dem Grundftüde des Verklagten ver- 
anlaßt worden ift. 

Der Verklagte widerſprach. Durch das Erkenntniß des 
Kreisgerihts zu Cottbus vom 3. December 1869. wurde 
derfelbe jedoch, beiden Anträgen gemäß, verurtheilt und 
auch der angelegte Arreft für juftificirt erachtet. Auf die 
Appellation des DVerflagten, bat das Appellationg = Gerich 
zu Frankfurt a. D. dur Urtel vom 5. März 1870. das 
erite Erfenntniß zwar in Betreff de3 zweiten Klageantrages 
beftätigt, dafjelbe abändernd, aber auf die Abweiſung der 
Kläger mit ihrem erſten Klageantrage und auf Löſchung 
des angelegten Arreſtes erkannt. 

Auf die von den Klägern gegen den abändernden Their 
des Appellations-Urtels eingelegte Revifion, beziehungsmeife 
Nichtigkeitsbefhmerde, hat der zweite Senat des Ober: 
Tribunals durch Urtel vom 28. März 1871. das erite Er: 
fenntniß Sowohl in Betreff des erſten Klageantrages, al3 aud) 
wegen des angelegten Arreſtes mwiederhergeitellt. Die auf 
die in der Weberfchrift aufgeworfene Frage ſich beziehenden 

Gründe 
lauten: 
Der Appellationsrichter verkennt nicht, daß die in den 
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Verträgen vom 29. Auguft 1851. und vom 9. März 1863. 
jn Betreff der Verwaltung des Schulzen-Amtes getroffenen 
Berabredungen zwar den Berwaltungsbehörden gegenüber 
wirkungslos, unter den Parteien aber gültig ind; er ift 
jedoch der Anficht, dab durch jene Verabredungen Seitens 
der Erwerber des Lehnſchulzen-Stammgutes, den Befigern 
der übrigen Parcellen des Lehnichulzengutes gegenüber nur 
die Verbindlichkeit übernommen worden, eine Reallaſt zu 
tragen, und diefelben gegen die Heranziehung zu diejer zu 
vertreten, daß dieſe Verbindlichkeit, ven Contrahenten 
gegenüber, aber weder eine NReallait, noch überhaupt 
dDingliher Natur ſei, und daß hiernach, ſowie bei dem 
Mangel einer ausprüdlihen Berpfändungs: Erflärung des 
Schuldners (88. 402. 403. des A. &.-R. Thl. J. Tit. 20). 
oder einer ausdrüdlichen Einwilligung zur Eintragung ($. 8. 
des Geſetzes vom 24. Mai 1853.), es an einem Rechts: 
grunde zu der von den Klägern beanjprudten Hypothef 
fehle. — Es verordnet nun aber das Gejeß, betreffend die 
Bertheilung von Grundjtüden und die Gründung neuer 
Anfiedelungen, vom 3. Sanuar 1845. im 8. 16.: 
Wird ein Grundſtück getheilt, mit deſſen Belige die Ver: 
waltung des Schulzen- oder Dorfrichter-Amtes verbunden 
ilt, jo ift nad den Umständen zu ermeſſen, ob die Ver: 
waltung diefes Amtes mit dem Beſitze eines der Theile 
de3 Grundftüdes verbunden bleiben kann. Iſt diejes nicht 
zuläffig, jo muß ein auskömmliches Schulzengehalt in 
Grundftüden oder in Geld feitgefeßt, und der Gelobeitrag 
nah Vorſchrift des 8. 12. vertheilt, und für die hy— 
pothefariihe Sicherftellung gejorgt werden, — 
und der 8.18. läßt die Beitätigung der Berabredungen der 
Beteiligten über die Regulirung der in den SS. 12.—17. 
Band 65. 3J 
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erwähnten öffentlichen Abgaben, Leiſtungen und Verhältniſſe 
Seitens der Behörde zu, in ſofern als ſolche der Ver— 
faſſung nicht entgegen ſind, und die nachhaltige Entrichtung 
geſichert iſt. 

Wenn in dem 8. 8. des Vertrages vom 29. Auguſt 
1851., welchen der, fein Lehnſchulzengut parcellirende, %. 
mit dem Kofäthen K., als Erwerber des Reititammgutes, 
abgeſchloſſen bat, beitimmt -ift: Käufer hat das auf dem 
Lehnſchulzengute haftende Amt eines Dorfichulzen, jo lange 
diefe Laft noch darauf verbleibt, zu übernehmen, ohne 
dieferhalb vom Verkäufer eine Entihädigung zu beanipruchen, 
fo kann joldhes nicht dahin verftanden werden, daß Seitens 
des Käufer3 nur eine perfönlide PVerpflidtung zur Ver— 
mwaltung des Schulzen- Amtes habe übernommen werden 
follen, vielmehr ift die getroffene Verabredung als dahin: 
gehend aufzufajien, das die bisher auf dem ganzen Zehn: 
Ihulzengute haftende Neallaft der Verwaltung des Schulzen- 
amt3 nunmehr allein auf dem Dem K. verkauften Reit: 
ftammgute ruhen, die übrigen Barcellen davon befreit 
bleiben jollten, und daß der K. für ji und feine Nach— 
folger im Beſitze des Neftftammgutes allein damit für die 
in Rede ftehende Neallaft zu haften übernommen. Dieje 
Berpflihtung ift daher in gleider Meile, wie die zur 
Tragung einer Reallaſt überhaupt, dinglicher Natur, und e3 
wird hierin für das Verhältniß der Parteien dadurch nichts 
geändert, daß die VBerwaltungsbehörde jene, — nad den 
angeführten gejeglihen Beftimmungen nicht für ſchlechthin 
unzuläſſig zu erachtende, — Verabredung nicht beftätigt, 
jondern auf Koften fjämmtliher Barcellenbefiger einen 
Schulzen beftelt hat. Die von dem K. in dem Bertrage 
vom 29. Auguft 1851. übernommene Verbindlichkeit ift durch 
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den Vertrag vom 9. März 1863. auf den Verklagten über— 
gegangen, während die Kläger die Rechte aus den betreffenden 
Beſtimmungen der gedachten beiden Verträge übereignet 
erhalten haben, und, wenn dieſe gegen den Verklagten die 
Verpflichtung zur alleinigen Tragung der in Rede ſtehenden 
Reallaſt geltend machen, ſo iſt dieſes nach dem Obigen ein 
gegen den Beſitzer des Reſtſtammgutes, als ſolchen, gerichteter 
Realanſpruch. Hieraus folgt zugleich, daß der in dieſe 
Inſtanz gediehene Antrag der Kläger, auf Verurtheilung 
des Verklagten, ſich die Eintragung der Verpflichtung der 
Beſitzer ſeines Lehnſchulzen-Reſtgutes zur unentgeltlichen 
Verwaltung des Schulzen-Amtes gefallen zu laſſen, gerecht— 
fertigt iſt, da nur durch die Eintragung die Ausübung des 
Realrechtes der Kläger gegen jeden Erwerber des Grunditüdes 
des Verklagten den ausreichenden Schuß erhält, — $. 89. der 
Einl. zum 4. L.-R., — und die Borjehrift des 8. 58. des 
Anh. zum A. L.-R., in ſofern nad derjelben e3 bei Grund- 
geredtigfeiten jowohl dem Berechtigten, al8 dem Ber: 
rflichteten freigeftellt ift, die Eintragung auf feine Koften 
herbeizuführen, auch auf Neallaiten anzuwenden ift. Uebrigens 
fann die in Nede ftehende Laft, welche fih auf die ſchon 
beitandene Verbindlichkeit zur Verrichtung des Schulzenamtes 
bezieht, nicht zu denjenigen gerechnet werden, welche von 
dem 8. 6. und $. 91. des Gejehes vom 2. März 1850. 
betroffen werden. — ©. übrigens das Erfenntniß vom 
29. October 1867. (Enticheid. Bd. 59. S. 267.). 


— *· 





= * 
r [zT 





132 
M 17. 
Pachtlicitation. Abjtandsvertrag. Zuſchlag. 


Findet auch bei Pachtlicitationen der Grundjag 
Anwendung, daß die erfolgte Verabredung, gegen Ent= 
gelt vom Bieten abjtehen zu mollen, den Berjteigerer 
nicht zur Aufhebung des ertheilten Zujchlages berechtigt? 

A. L.-R. Thl. I. Tit.d. 88. 77. 104.—106, 148. 149. 


Strafgeſetzbuch vom 14. April 1851. 8. 270. 
Plenarbeſchlußlvom 16. Auguft 1841. (Entſch. Bd. 7. ©. 114.). 


Am 25. Juni 1868. fand in Marienwerder auf Anz 
ordnung des 3Provincial-Steuer-Directors die Verpachtung 
der Geldeinnahme bei der combinirten Chaufjee:, Fähr-, 
Ufer: und Hafengeld=Hebeitelle zu K. nebit der Nußung 
des dort belegenen fisfaliihen Grundftüdes, im Mege des 
öffentlichen Ausgebotes Statt. Daſſelbe geſchah zwiefach: 
auf unbeitimmte Zeit, zunächſt auf ein Jahr, mit ſtillſchwei— 
gender Berlängerung des Gontractes von Jahr zu Jahr, 
und auf die bejtimmte Dauer von drei Sahren. Bei der 
Sieitation nach der zweiten Alternative gab der Kläger M. 
ein Gebot von 2555. Thlen. ab, wurde zwar von einem 
Mitbieter, vem S. R. um 5. Thlr. überboten, erhielt aber 
dennoh den Zuſchlag von der verpachtenden Behörde, in- 
dem ihm durch Verfügung des Provincial-Steuer-Directors 
vom 20. Juli defjelben Jahres eröffnet wurde, daß ihm, 
in Gemäßheit eines Erlaſſes des General: Directors der 
Steuern, unter den, in dem Licitationg= Protocole vom 
25. Suni 1868. und dejien Anlagen: „den allgemeinen. 
Bedingungen für die Xicitation‘ und „den allgemeinen 
Contract? Bedingungen” enthaltenen, Bedingungen, die vers 
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einigte Erhebung des Chauſſee-, Fähr:, Ufer: und Hafen: 
geldes zu 8. für den Zeitraum von drei Jahren, vom 
1. October 1868. Mittags 12. Uhr ab bis dahin 1871., 
gegen eine jährlide Baht von 2555. Thlen. pachtweije 
übertragen werde. 

Unter diejfer Verfügung hat der Kläger den Inhalt 
der Licitationg » Verhandlung und deren Anlagen, als ihn 
bindend, jchriftlih anerkannt, damit auch den 8. 18. der 
„Allgemeinen Contract3:Bedingungen”, welcher lautet: 

In Beziehung auf die dem Pächter zuitehenden Befug— 
nijje und obliegenden Pflichten wird derſelbe al3 ein 
öffentlicher Beamter, al3 ein Erheber öffentlicher Abgaben 
angejehen und vereidet. 

Am 28. Auguft 1868. wurde dem Kläger indeijen durch 
Verfügung des Haupt: Steuer» Amtes zu M. eröffnet, daß, 
in Folge einer Verfügung des Provinzial-Steuer:Directorg, 
von Ausführung des mit ihm abgeſchloſſenen Pachtvertrages 
wegen einer zur Anzeige gefommenen Berlegung des $. 270. 
des Straf: Gejegbuches, Abitand genommen werben jolle. 
Der Kläger beftritt jede derartige Verlegung der Geſetze 
und beantragte, zu erkennen: 

daß der verflagte Fiscus ſchuldig, den mit dem Kläger 
über die vereinigte Erhebung des Chaufjee:, Fähr-, 
Ufer: und Hafengeldes zu K. und über das an der dor— 
tigen Hebeitelle belegene fiscaliide Grundftüd für Die 
Zeit vom 1. Dctober 1868. bis 1. Dctober 1871. ges 
ſchloſſenen Pachtvertrag, nah) Maßgabe des Licitationg- 
Protocolles vom 25. Juni 1868. und defjen Anlagen, zu 
erfüllen, und 

dem Kläger namentlich die vereinigte Chauſſee-, Fährz, 

Hafen: und Ufergeld:Hebeftelle zu K. nebit dem dazu ge- 
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börigen fiscalifhen Grunditüde, den Inventarienſtücken 
und Dienftpapieren am 1. October 1868. zu übergeben. 
Der Verklagte wendete, — unter Cinräumung Der 
Klagebehauptungen, -— mit dem Antrage auf Abmweifung, 
ein, daß er berechtigt fei, von dem Pachtvertrage zurückzu— 
treten, weil der Kläger die verpachtende Behörde wiljentlich 
in einen Irrthum in dem Wejentlichen des Geſchäftes, reſp. 
dem Hauptgegenftande der Willenserklärung verjeßt, der— 
felbe außerdem vor, reip. bei der Licitation gegen den 
$. 270. des Strafgejegbuches fich vergangen habe und dem: 
gemäß aus dem Vertrage Nechte nicht erwerben könne. 
Zur Begründung behauptete der Verklagte, daß, als früher 
am 25. Juni 1867. die Baht der in Rede jtehenden Come 
municationg- Abgaben zur Licitation geftellt ſei, der Kläger 
und der Kaufmann S. R. fih in ihren Geboten gegen= 
feitig gejteigert hätten, bis der Letztere mit dem Gebote 
von 3715. Thlen. auf ein Jahr, mit ftillfehweigender Ver— 
längerung auf ein Jahr, infofern nicht ſechs Monat vor 
Ablauf des Pachtjahres von einem Theile gekündigt würde, 
Meiitbietender geblieben jei und auf Grund des ertheilten 
Zuſchlages die Baht am 1. Detober 1867. angetreten habe. 
Der Kläger, welcher die Pachtung während der drei vor— 
hergehenden Jahre inne gehabt, habe den N. während der 
eriten Hälfte deſſen Pachtjahres auf jede Weiſe zu bewegen 
geſucht, die Pacht wieder zu fündigen und denjelben end— 
ih dur die Drohung dazu bewogen, daß er der Steuer: 
Behörde ein höheres Gebot mahen und dann dieſe das 
Pachtverhältniß Fündigen werde. Nach erfolgter Kündigung 
habe der Kläger dem N. erklärt, daß es nicht in feiner 
Abficht liege, die Pacht wieder zu übernehmen, daß er zwar 
in dem anzuberaumenden Licitations= Termine ericheinen, 
jedoch die Pacht nicht in die Höhe treiben, fondern fi fo 
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verhalten werde, daß dem R. das Beſtgebot zu einem nicht 
hohen Betrage verbleibe. Als Gegenleiſtung habe R. dem— 
ſelben verſprochen, daß er ſich Betreffs aller Speditions— 
fuhren deſſelben, welche 50. Thlr. monatlich an der Hebe— 
ſtelle in K. aufzubringen pflegten, mit einem Pauſchquantum 
von monatlich 16. Thlen. 20. Sgr. begnügen wolle und 
demjelben zur Sicherheit für diefe Verpflichtung ein Accept 
über 750. Thlr. gegeben. Bei diejer Gelegenheit habe 
Kläger zu R. gelagt: „Was Sollen wir denn dem Fiscus 
das Geld geben!" In dem demnähft am 25. Juni 1868. 
angejtandenen Licitations- Termine jei die Pacht alternativ 
ausgeboten, einmal auf ein Jahr, mit ſtillſchweigender Ber: 
längerung von Jahr zu Jahr, und dann anf die bejtimmte 
Dauer von drei Jahren. Für die erfte Alternative jeien 
die drei Beftbietenden geweien: der Kläger mit 2490. Thlen., 
der Gaftwirth E. mit 2500. Thlen. und R. mit 2505. Thlen., 
während das Beitgebot am 7. Juni 1867. 3715. Thlr. be— 
tragen gehabt. Für die zweite Alternative jeien die Drei 
Beftbietenden geweſen: E. mit 2550. Thlen., der Kläger 
mit 2555. Thlen. und NR. mit 2560. TIhlen., während Letz— 
terer im Jahre 1867. ein Beitgebot von 3560. Thlen. ab» 
gegeben Hatte. Die verpadtende Behörde habe dem 
Kläger den Zuſchlag ertheilt. Nunmehr ſei R. mit dem 
Kläger in Unterhandlungen über die Abtretung der Pacht 
getreten und babe fich diejer Hierzu unter der Bedingung 
bereit erklärt, dab R, außer Uebernahme der Pachtgelder, 
feinen Sohn N. R. veranlaffen folle, ein dem Kläger con: 
currirendes Speditionsgeſchäft aufzugeben, wofür derjelbe 
von ©. N. jährlih 500. Thlr. zu erhalten habe. Außer: 
dem habe R. für die Dauer der Pachtzeit an Kläger jährlich 
500. Thlr. zahlen und ihm für feine Spebitionsfuhren freie 
Fahrt bemwilligen follen. Bon dieſer Abrede habe die Steuer: 
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Behörde in Marienwerder nah Ertheilung des Zufchlages 
Kenntniß erhalten. Bei der demnähft am 12. September 
1868. veranftalteten andermweitigen Licitation fei der Kauf: 
mann D. mit dem Gebote von 3670. Thlen. jährlich als 
Pächter angenommen. 

Der Kläger hat die behaupteten Abreden mit NR. be— 
ftritten. — Durch den demnädhft erhobenen Beweis erachtete 
der erfte Richter, das Stadt: und Kreisgericht zu Danzig, 
den Einwand des PVerflagten für halb ermwiejen und ver- 
ftattete denfelben in dem Erfenntnijje vom 7. Februar 
1870., hierüber zum Grfüllungseide, bei defjen Ableiftung 
er den Kläger abwies. Durch die Eidegleiftung, — jo wurde 
angenommen, — werde feitgeitellt, daß der Kläger vor dem 
Licitationg- Termine die behauptete Abrede mit S. R. getroffen 
habe und unbeftritten ſei v3, daß Beide, diefer Verabredung 
gemäß, im Termine gehandelt hätten. Danach) habe denn der 
Kläger den Fiscus vorſätzlich in den Irrthum verfegt, daß das 
Beitgebot das Refultat einer wirklihen Concurrenz der Bieter 
fei, und denfelben dadurch bewogen, ihm den Zuſchlag zu 
ertheilen. Der Kläger könne demgemäß nah dem $. 148, 
Tit. 4. Thl. I. des N. 2.:R. aus jenem Vertrage feinen 
Vortheil ziehen und fei der Verklagte allerdings berechtigt 
geweien, von dem Pachtvertrage zurüdzutreten. 

Kläger appellirte mit dem Bemerfen: daß zwar bie 
unter den Eid geftellten Umftände unrichtig feien, er jedoch 
darüber, daß der Eid nicht ihm, jondern dem Berklagten 
auferlegt fei, Feine Beſchwerde erheben, fich vielmehr, fofern 
der Eid für weſentlich erachtet würde, bei der Zulafjung 
des Verklagten zu dem lebteren beruhigen wolle. Sodann 
ſuchte der Kläger die Unerheblichkeit des in Rede ftehenden 
Eides darzuthun. Dem beitretend, hat der zweite Richter, 
das Appellations:Gericht zu Marienwerder, den Verklagten 
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mittelft Erfenntniffes vom 15. September 1870. pure nad 
dem Klageantrage verurtheilt. Man fünne, — jo iſt vom 
Appellationg-Rihter ausgeführt, — dem Verklagten zwar 
zugeben, daß, wenn der Eid geleiftet werbe, aus den be: 
ſchworenen Umftänden hervorgehe, daß von dem Kläger und 
dem S. R. vor dem am 25. Juni 1868. angeſtandenen 
Sicitations: Termine über die hier in Rebe ftehende Pachtung 
ein, gegen die Verordnung vom 14. Juli 1797. und den 
8. 270. des Strafgefegbuches verftoßendes, Abkommen ge: 
troffen worden fei. Deſſen ungeachtet könne ein die Vertrags: 
vereinbarung der Parteien entkräftender Irrthum auf Seiten 
des Verklagten bei Ertheilung des Pachtzuihlages an den 
Kläger als vorliegend nicht erachtet werden. Wie in dem 
Plenar-Beſchluſſe des Ober-Tribunal® vom 16. Auguft 
1841. ausgeführt wird, fei die etwaige Vorausſetzung 
der Subhaftations-Intereffenten bei Ertheilung der Zu: 
ftimmung in den Zufhlag eines zur Gubhaftation ge: 
ftellten Grunpftüdes, daß von dem Meiftbietenden ein 
Abftandgvertrag nicht geiloffen worden, obwohl dies in der 
That der Fall, mit Rückſicht auf den $. 149. Tit. 4. Thl. J. 
des A. L.-R. unerheblich. “ 

Nunmehr erhob Beklagter die Nevifion, in Folge 
deren der dritte Senat des Dber- Tribunal durch Er: 
fenntniß vom 1. Mai 1871. das erfte Urtel mieber- 
bergeftellt hat. 

Gründe. 

Der Kläger hat als Appellant erklärt, er wolle dar: 
über, daß in dem erften Urtel der Eid nicht ihm, fondern 
dem Verklagten auferlegt jei, feine Beſchwerde erheben, fi 
vielmehr, fofern der Eid für wefentlich erachtet werde, bei 
der Aulaffung des Verklagten zu dem leßteren beruhigen. 
Diefe Erklärung erübrigt die Würdigung des Beweis: 
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ergebniſſes und geſtattet es, als Thatbeſtand zu unter— 
ſtellen, daß der Kläger und S. R. vor dem am 25. Juni 
1868. angeſtandenen Licitations-Termine veradredet haben, 
nur ſo lange mitzubieten, bis die übrigen Concurrenten 
zurückträten, wonächſt S. R. den Kläger überbieten, dieſer 
abſtehen und ihm dafür der S. R., nach Erlangung des 
Zuſchlages, geſtatten ſolle, mit ſeinen ſämmtlichen Fuhren 
die Hebeſtelle in K. für eine jährliche Entſchädigung von 
200. Thlr. zu paſſiren, wogegen, falls dem Kläger der 
Zuſchlag ertheilt werde, dieſer das Pachtrecht dem S. R. 
abtreten ſolle. 

Da dieſer Verabredung gemäß in jenem Termine ge— 
handelt worden, ſo ſind die beiden Vorderrichter darüber 
einverſtanden, daß ein unerlaubtes, ſelbſt ſtrafbares Ge— 
bahren vorliegt. Während aber der erſte Richter, weil 
durch das letztere der Verklagte vorſätzlich in den Irrthum 
verſetzt worden, das Beſtgebot ſei das Reſultat einer 
wirklichen Concurrenz der Bieter und, dadurch bewogen, 
dem Kläger den Zuſchlag ertheilt habe, die Befugniß des 
Verklagten zum Rücktritte von dem Pachtvertrage für be— 
gründet erachtet, — ſtellt der zweite Richter eine ſolche Befugniß 
im Hinblicke auf den Plenat-Beihluß des Ober-Tribunals vom 
16. August 1841., in Abrede. Dieſer Plenarbeſchluß ſpricht es 
unbedingt aus, daß die Verabredung, durch welche bei Sub— 
baftationen und Auctionen Jemand gegen Entgelt vom 
Bieten abzuftehen fich verpflichtet, dem Eigenthümer oder 
dem verfaufenden Gläubiger fein Recht gebe, die Aufhebung 
des Zuichlages zu verlangen. In der Erwägung, daß es 
im Weſen der Berfteigerung liege, das beite Gebot jolle 
fih zufällig ergeben und nicht willfürlih darauf ein— 
gewirkt werden, hat man freilih geglaubt, es laſſe ſich 
aus der Bejeitigung von Bietern eine Anfechtung der Ver: 
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ſteigerung inſofern herleiten, als dadurch ihr weſentlicher 
Zweck, mehrere und möglichſt hohe Gebote zu erreichen, 
vereitelt werde. Mit Rückſicht Hierauf iſt jener Beſchluß 
nicht ohne Tadel geblieben, namentlih, unter Hinweilung 
auf den Grundfaß der SS. 104.—106. Tit. 4. Thl. I. des 
A. L.-R. indem hervorgehoben wird, wie der Käufer 
wilfürlih darauf eingewirkt habe, daß das zufällige Er: 
eigniß, welches das Geihäft bedinge, nämlich das Ein: 
treffen eines höheren Gebotes zu feinen Gunſten, nicht ein- 
trete. Vergl. Koh, Net der Forderungen Bd. 3. ©. 323. 
und Gruchot, Beiträge. Bd. 4. ©. 242. 

Mie dem aber auch fer, jo it doch vor Allem nicht 
unbeachtet zu lafjen, daß es ſich bei dem beregten Beſchluſſe 
um ein Kaufgeihäft, bier dagegen um ein Pachtgeſchäft 
handelt. Wenn gleich locatio et conductio proxima est 
emtioni et venditioni, (1.2. pr. D. locati conducti) (19.2.). 
weil auch bei der Pacht gefauft wird, und zwar nicht die 
Sade, welche man brauden und nügen will, fondern der 
Gebrauchs- und Nutzungswerth, den fie bieten kann, ihre Pro— 
ductivdienfte, jo waltet doch der erhebliche Unterſchied ob, daß 
diefe Werthe nicht, wie bei dem Kaufe der Sache, unmittelbar 
übergeben. werden können, jondern nur mittelbar, durch die 
Uebergabe der gepachteten Sache, welches bejondere Pflichten 
de3 Pächters in Betreif dieſer Sache erzeugt, die nicht ein Be— 
itandtheil feines Vermögens wird. — (Förfter, Theorie und 
Praris Bd. 2. ©. 175.— 176.) — Sit infofern Schon die Ber: 
Tönlichkeit des Pächters ein hervortretendes Moment, welches 
der Verpächter in Betracht zu ziehen hat, jo wird daſſelbe 
unläugbar zu einem enticheidenden, die Eriftenz des Ver: 
trages bedingenden, wenn, — wie im vorliegenden Falle 
vereinbart worden, — der Pächter in Beziehung auf die 
ihm zuftehenden Befugniſſe und obliegenden Pflihten als 
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ein öffentlicher Beamter, als ein Erheber öffentlicher Ab— 
gaben angeſehen und vereidet werden ſoll. Die Beamten— 
Qualität, welche die ſtrengſte Unbeſcholtenheit vorausſetzt, 
konnte der Verklagte dem Kläger nur verleihen wollen, in— 
dem er zu deſſen Redlichkeit das vollſte Vertrauen hegte. 
Letzteres beruhte aber, wie die unerlaubte und ſtrafbare 
Handlungsweiſe des Klägers herausgeſtellt hat, auf einem 
offenbaren Irrthume, der, weil er die Perſon und die in 
ihr vorausgeſetzten Eigenſchaften betrifft, weſentlich iſt und 
daher das ganze Geſchäft ungültig macht. (8. 77. Tit. 4. 
Thl. I. des U. L.-R.) Daß der Irrthum über die Eigen— 
Ihaften des anderen Gontrahenten, welcher auf die von 
ihm erwartete Zeitung von weſentlichem Einfluffe ift, als 
ein wejentliher gilt, nehmen aud für das gemeine Recht 
Mühlenbruh Pand. 8. 338. zu IH. und Sintenis 
Civil-Recht $. 22. Note 29. an. 

Abgejehen hiervon liegt, nad) der richtigen Annahme 
des erften Richters, jedenfall3 ein Srrthum in dem Beweg— 
grunde vor. Ein folder it zwar, der Regel nad, nicht zu 
beachten; ausnahmsweiſe aber, wenn er, was hier zutrifft, 
— durh Arglift des Gegners erzeugt und widerrechtlich 
benußgt wurde. ($. 148. a. a. D.) — Demzufolge erſcheint 
die Wiederherftellung des eriten Erfenntnifjes gerechtfertigt. 


—e 


M 18. 
Waldſtreu. Diemembration. 


1. Gebt, bei einer Zerjtüdelung eines zur Streu in 
fremder Forſt berechtigten Gutes, die Berechtigung 
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für ein Theiljtüc verloren, wenn dieſes nicht jo 
groß ijt, daß ein Stück Rindvieh davon erhalten 
werden kann? 

2. Kann fich bei der Zerſtückelung eines jtreuberech- 
tigten Gute3 der Stammgutsbeliger die Berechtigung 
für den ganzen Hof vorbehalten? 

Verordnung über die Ausübung der Maldftreu-Beredhtigung, 

vom 5. März 1843. 8. 1. (G.-S. ©. 105.) 

Semeinheits = Theilungs » Ordnung vom 7. Juni 1821. 

(88. 56. und 147. ©.-©. ©. 55. ff.) 
A. L-R. Einl. 8. 108. Th. I. Tit. 2. 8. 125. Tit. 19. 
8. 22. Tit. 22. 88. 11. 12. 


Der Kofjäthenhof des J. zu B. ijt im Jahre 1850. in 
der Art zerftüdelt worden, daß bei der Stammitelle nur 
der Hof mit einem Garten von 1. Morgen und 122. Quadrat: 
ruthen verblieben iſt. Dagegen hat der Verkäufer fich die, 
dem Gute in der Königlichen Forft zuftehende Berechtigung 
zur Waldſtreu vorbehalten; bei der jpäter eingeleiteten 
Ablöjung derjelben aber ift ftreitig geworden, ob der Be: 
figer jener Stelle, nah Maßgabe ihres früheren Umfanges 
oder nur nah Mabgabe des jet dazu gehörenden Landes, 
Abfindung zu fordern hat? Die General-Commiſſion für 
die Kurmark Brandenburg, jo wie das Reviſions-Collegium 
für Landes-Cultur-Sachen haben das Eritere angenommen, 
der zweite Senat des Ober-Tribunals aber hat unterm 
14, Mär; 1871. das Appellations : Erfenntnig vernichtet 
und das erite Erfenntniß, auf die Appellation des Fiscus, 
geändert, beziehlih dem Stellenbefiger die Abfindung für 
die Streuberedtigung nur nah Maßgabe des gegen: 
wärtigen Landzubehörs zuerfannt, aus folgenden 

Gründen. 
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Die Berechtigung auf Streu beſteht nach dem 8. 1. der 
Verordnung vom 5. März 1843. in der Befugniß, ab— 
gefallenes Laub und Nadeln, ſo wie dürres Moos zum 
Unterſtreuen unter das Vieh, Behufs der Bereitung des 
Düngers, in dem Walde eines Anderen einzuſammeln, und 
die Streu darf nach dem 8. 6. a. a. O. weder verkauft, noch 
ſonſt an Andere überlaſſen werden. Die Ausübung der 
Waldſtreu-Berechtigung iſt alſo von der Viehhaltung auf 
der berechtigten Stelle und dieſe iſt von den Fütterungs— 
mitteln derſelben für die Durchwinterung abhängig, ſo daß 
demnach derjenige, welcher kein Vieh durchwintern kann, 
auch die Waldſtreu nicht nutzen darf, beziehungsweiſe der 
Umfang der Berechtigung ſich nach der Zahl des zu haltenden 
Viehes richtet. 

Wenn nun aber die ehemals J.'che, jetzt B.'ſche Stelle, 
bei deren Zerftüdelung im Jahre 1850., nur foviel Land be- 
halten bat, daß ein Haupt Großvieh darauf übermwintert 
werden kaun, jo ift jet in Streit: ob B. für die, der 
Stelle in der fiscaliihen Forſt zuitehende und bei der Di3- 
membration der Stammitelle ausdrüdlich vorbehaltene, Wald: 
ftreu Berechtigung in ihrem uriprünglihen Umfange oder 
nur nah dem gegenwärtigen Landzubehör abzufinden fei? 

Der Fiscus hat daS Lebtere behauptet, indem er der 
Anſicht ift, daß der Theil der Gerechtſame, welcher von der 
Bihen Stelle nicht mehr ausgeübt werden könne, unter: 
gegangen jei. Der Appellations- Richter hat diefe Anficht 
für unbegründet erachtet und angenommen, daß der Vor- 
behalt in Frage, nad jeiner wahren Bedeutung, die Ab: 
findung für die vorausfihtlihde Ablöfung betroffen habe 
und nah diefer Richtung Hin zuläffig gewefen ſei. Die 
Nichtigkeitsbeſchwerde beſchuldigt deshalb den Appellations- 
Nichter die 88. 11. 12. Tit. 22., $. 22. Tit. 19., den 








8. 125. Tit. 2. Thl. I. des A. L.R., jo wie den $. 108. 
der Einleitung und die 88. 56., 147. der Gemeinheits- 
theilungs -Drdnung vom 7. Juni 1821. verlegt zu haben, 
indem fie aus der Natur der Streugeredtigfeit, als eines 
auf das Bedürfnig des berechtigten Grundjtüds beſchränkten 
fubjectiv dinglihen Rechtes, folgert, daß fie bei der Dis: 
membration nur injoweit der Stammitelle hätte vor- 
behalten werden fünnen, al8 deren Bedürfnig es demnächſt 
erfordert. 

Die Beſchwerde iſt begründet. Der $. 108. der Einl. 
zum U. L.-R. bejtimmt: 

Das Recht, welches von dem Dafein oder der Dauer 
eines anderen Rechtes oder einer Sache abhängt, geht 
mit dem Rechte oder der Sache, worauf es beruht, zu: 
gleich verloren. 

Nenn, wie gezeigt worden, das wirthſchaftliche Be: 
dürfnig an Streu von dem zu überwinternden Viehe und 
beziehungsweije von dem Zandzubehör der berechtigten Stelle 
abhängt und demnach mit diefem correjpondirt, jo muß im 
Falle ein Theil des Landes von der Stelle auf unmider: 
ruflihe Weife getrennt wird, ihr alſo verloren geht, auch 
der correipondirende Theil der Streuberedtigung verloren 
gehen, und der Vorbehalt derſelben bei der Zeritüdelung 
des Hofes kann feine Wirkung haben; mit der reellen Ver: 
minderung des Bedürfniſſes vermindert jich vielmehr der 
Umfang des Rechtes und der Appellations-Nichter verlegt, 
indem er die nicht anerkennt, das bezogene Gejeß, jo wie 
die Vorſchriften über die fubjectiv dinglichen Rechte. Wenn 
aber der Appellationz- Richter die wahre Bedeutung des 
gedachten Vorbehaltes bei den Dismembrationg: Berträgen 
in der Abfindung für abgelöfte Berechtigung findet, jo recht: 
fertigt auch dies feine Entſcheidung nicht; denn nach dem $. 56. 
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der Gemeinheitstheilungs-Ordnung vom 7. Juni 1821. 
wird die Aufhebung der Gemeinheit dadurch bewirkt, daß 
den ſich auseinander ſetzenden Theilnehmern an Stelle 
ihrer Berechtigung eine angemeſſene Entſchädigung zur aus— 
ſchließlichen und freien Verfügung überwieſen wird und die 
Entſchädigung iſt ein Surrogat der dafür abgetretenen 
Grundſtücke oder dadurch abgelöſeten Berechtigungen. 
8. 147. a. a. O. Die Abfindung iſt mithin der abzu— 
löjenden Berechtigung gemäß zu bemefjen, und wenn die 
J.'ſche Stelle dur die Dismembration lange vor der Ab: 
löſung bereit3 ihr Streurecht zum größten Theil verloren, 
dafür mithin feine Abfindung zu fordern hatte, jo fonnte 
deren Beſitzer eine ſolche auch für fich nicht vorbehalten, 
und es trifft den Appellations- Richter der Vorwurf, die 
zuleßt bezogenen Geſetze verlegt zu haben. 

Dem gegenüber erſcheint auch die Annahme des 
Appellations Richters, daß der Fiscus fi) der vollen Ab- 
findung nicht Hätte erwehren können, wenn fämmtliche 
gegenwärtigen Befißer des Hofes gemeinjchaftlih gegen ihn 
aufgetreten wären, unrichtig, und das zweite Erfenntniß 
muß vernichtet werben. 

In der Sache jelbit ift hiernach aber auch das erfte 
Erkenntniß nah der Appellationsbeſchwerde des Fiscus 
abzuändern. 

Der erjte Richter führt aus, daß durch die Dismen- 
bration des Y’ichen Hofes, unter Belafjung der Streuge- 
rechtſame in der fiscaliichen Forſt bei der Stammitelle, 
wenn ſchon der Beliter der leßteren auf deren Bedarf für 
die Dauer der Natural:Ausübung beſchränkt fei, doch weder 
die Gerechtſame beſchränkt, noch verloren gegangen fei, die 
Befugniß zu deren Ausübung in dem ganzen urfprünglicgen 
Umfange vielmehr wieder eintreten müffe, fobald der Stamm: 


“ gutsbefiger die Parcellen mit feiner Stelle wieder vereinige, 
oder den Beligern der übrigen Barcellen die Streu:Antheile 
nachträglich überlafje, welches beides in feiner freien Ent: 
ſchließung liege. 

Diefe Ausführung ift verfehlt. Die Ausübung des 
Rechtes ift von dem Beitehen des Rechtes felbit, reip. 
dem Umfange defjelben, abhängig, da fie nur darauf be- 
ruht, und wenn die Parcellen des J.'ſchen Hofes unftreitig 
veräußert worden, die Dismembration alfo auf einem un- 
widerruflihden Titel beruht, jo hängt e3 nicht von der 
Willkür des jeßigen Hofbeſitzers ab, die Stelle fo wieder 
berzuitellen, wie fie vor der Zeritüdelung beitand. War 
aber, mie bei Beurtheilung der Nichtigfeitsbefchwerde gezeigt 
worden, durch die Zerſtückelung das Necht zum Theil erlofchen, 
fo würde folches auch durch eine Miedervereinigung der Par— 
cellen mit dem Stammgute nicht neu aufleben, und die 
Möglichkeit einer ſolchen Wiedereinigung kann in feiner 
Meile von Erheblichkeit fein; e3 kann weder von einem 
Ruhen des Nechtes, welches die Befugniß zur Ausübung 
vorausſetzt, noh von einem Beitehen der vollen Geredt- 
fame in Bezug auf deſſen Ablöjung die Rebe fein; dieſe 
muß vielmehr nah dem Nechtözuftande zur Zeit derielben 
erfolgen und B. kann die Abfindung nicht für mehr, als 
das ihm zugeftandene eine Haupt Großvieh beanipruchen. 
Auf gleihen Grundfägen beruht das Präj. vom 6. März 
1855. Nr. 2610., wenn gleich jolches die Weideberechti— 
gung eines zerftüdelten Grundftücdes betrifft. (Enticheid. 
Bd. 30. ©. 277.) Das Präj. vom 31. October 1867. 
fteht dem nicht entgegen. (Striethorſt's Archiv, Bd. 68. 
©. 223.) 
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M 19. 
Geiſtlicher Sühneverjuh im Eheſcheidungs— 
Proceſſe. | 


Darf eine Ehefcheidungsflage angenommen werben, 
wenn der zu verflagende Ehegatte eine wider ihn erkannte 
Zuchthausſtrafe auf der Straf-Anftalt abbüßt, und der 
klagende Theil dort, Behufs des vorzunehmenden geiftlichen 
Sühneverfuches, nicht erſcheinen will oder kann, die geijt- 
liche Sühne daher nur abgejondert mit jedem Ehegatten 
fih verſuchen läßt? 

Verordnung über das Verfahren in Eheſachen vom 28. Juni 

1844. 88. 10. ff. (©.-©. ©. 185.) 





Der Kaufmann W. war durch das Erfenntniß des 
Shwurgerihtes zu Memel vom 6. November 1868. wegen 
Theilnahme an dem Verbrechen des willentlihen Gebrauches 
eines falſchen Wechſels rechtskräftig zu drei Jahren Zucht— 
haus und 200. Thlen. Geldbuße, welder im Unver: 
mögensfalle no vier Monate Zuchthausſtrafe jubftituirt 
find, verurtheilt worden; eine Strafe, welche er in der 
Strafanftalt zu Inſterburg abbüßte. Geftügt hierauf Hagte 
deſſen Ehefrau auf Grund des 8. 704. Thl. II. Tit. 1. des 
A. L.R.: 

Grobe Verbrechen gegen Andere, wegen welcher ein Ehe- 
gatte harte und fhmählihe Zuchthaus- oder Feftungs- 
ftrafe nad Urtel und Recht erlitten hat, berechtigen den 
daran unfchuldigen Theil, die Scheidung zu ſuchen, — 
gegen denfelben auf Scheidung und durch die’gleichlautenden 
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Erkenntniſſe des Kreisgerichtes zu Memel, ſowie des oſt— 
preußiſchen Tribunals zu Königsberg vom 25. April reſp. 
vom 8. November 1870.” ift, des Widerſpruches des Ver: 
Hagten ungeadtet, die Ehe der Parteien getrennt. In 
der Rechtfertigung der von dem Berflagten gegen das 
Appellations-Urtel noch eingelegten Revifion wendete der: 
jelbe ein: es fehle noch ganz an einem, den Geſetzen ent: 
ſprechenden, Verſuche der geiftlihen Sühne, da die Barteien 
zu diefem Zmwede weder vor dem Prediger der Strafanftalt 
zu Inſterburg, noch vor dem competenten Geiftlichen in 
Memel zufammen gekommen wären; die Klägerin müßte 
aljo ſchon deshalb mit ihrer Eheſcheidungsklage, jedenfalls 
zur Zeit, abgemwiejen werden. Diejen Einwand hat jver 
zrite Senat des Dber-Tribunals in feinem Reviſions— 
Erfenutnijfe vom 19. Mai 1871. verworfen und zwar aus 
folgenden 
Gründen. 

Den eventuellen Antrag auf Abweiſung der Klägerin 
zur Zeit fügt der Revident darauf, daß es im vorliegenden 
Falle noch an einem, den Gejegen entiprechenden, Verſuche 
der geiftlihen Sühne fehle. Dieſe Rüge erjcheint jedoch nicht 
als begründet. Der Strafanftalts3:Prediger Sch. hat freilich 
die geiftlihe Sühne nur einfeitig mit dem dort detinirten 
W., dem Verklagten, verfuht, und anderer Seits attejtirt 
der Superintendent 9. zu Memel blos, daß der mit der 
Klägerin wiederholt unternommene Sühneverfuh völlig 
mißlungen fei. Im vorliegenden Falle und unter den bier 
obwaltenden Umftänden genügt indeſſen das eingejchlagene Ver— 
fahren, wenn gleich jonft und im Allgemeinen anzuerkennen ift, 
daß die den geiftlichen Sühneverfuc in Ehejachen betreffenden 
Vorſchriften in dem Sinne dem öffentliden Rechte an 
gehören und dergeitalt zwingender Natur find, daß «3 
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weder den Parteien, noch den Geiſtlichen, oder Gerichten ge— 
ſtattet iſt, willkürlich davon abzuweichen. 
Allerdings ſchreiben die 88. 10. und 11. der Ver— 
ordnung vom 28. Juni 1844. ganz allgemein vor: 
Die Eheiheidungsflage kann erit dann angenommen 
werden, wenn durch ein Atteft Des competenten Geiſt— 
lihen nadgemwiefen wird, daß er auf die Anzeige des 
Ehenatten, welcher die Scheidung beabfichtigt, die Sühne 
verſucht hat, dieſer Verſuch aber fruchtlos geblieben ift. 
Beide Theile find verbunden, ſich zu diefem Sühne- 
verſuche vor dem Geiftlichen zu geitellen. Nöthigenfalls 
itt der verklagte Theil dazu durch feinen perjönlidhen 
Richter anzuhalteır: dag Ausbleiben des Elagenden Theils 
wird als Zurücknahme feiner Anzeige betrachtet. 
Und es ift auch richtig, daß feiner der in den SS. 12. und: 
15. dad. und in der Berordnung vom 30. März 1847. 
Ss. 18. (G.-S. ©. 123.) aufgeführten Ausnahmefälle 
hier Platz greift. Dennoch kann der Schlußfolgerung 
des Revidenten, es fehle hier an einem, den Geſetzen 
entiprehenden, geiftlihen Sühneverfuhe, nicht beige: 
pflihtet werben. Der Fall, daß der verklagte Ehegatte, 
wie bier, zur Zuchthausftrafe verurtheilt worden it und 
ih zu deren Abbüßung in der Strafanftalt befindet, mit: 
hin geſetzlich verhindert ift, fih, dem $. 11. a. a. O. ent- 
ſprechend, freiwillig vor dem competenten Geiftlichen zu 
dem Sühneverſuche zu geitelen, (Strafgefeg Buch für die 
preußiihen Etaaten $. 11. Strafgeſetzbuch für den Nord— 
deutichen Bund 8. 15.), ift in der Verordnung vom 28. Juni 
1844. nicht befonder3 vorgefehen. Und da anderer Seits 
der allegirte $. 704. grade in ber Verbüßung derartiger 
Freiheitsitrafen für den unichuldigen Theil einen Grund 
anerkennt, die Scheidung zu ſuchen, jo find fchon früher: 
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mehrfah Zweifel darüber, wie in einem ſolchen Falle zu 
verfahren, jowie über die Auslegung der oben gedachten 
88. 10. bis 12. der Verordnung vom 28. Juni 1844. ent: 
ftanden. Der Strafanjtalt3:Geiftlihe N. N. hatte Ihon im 
Sahre 1846. den Wunſch zu erkennen gegeben, daß, Behufs 
der Abhaltung von Sühneverfuhen zwiichen Ehegatten, von 
denen der eine Theil in der Strafanitalt eine über ihn 
verhängte Strafe verbüße, möglichſt dahin gewirkt werden 
möge, den Sühneverfuh von dem Strafanftalts-Geiftlichen, 
im perjönlihen Zufammenfein beider Theile, abzuhalten. 
Diejer Beriht gab dem damaligen Minifter der geiitlichen, 
Unterrichts- und Medicinal: Angelegenheiten, Beranlafjung, 
deshalb mit dem Juſtiz-Miniſter in Communication zu 
treten, und er bat jich jodann in der an die jämmtlichen 
Conſiſtorien erlaffenen Gircular- Verfügung vom 5. Juli 
1847. dahin ausgeiproden: „Im Allgemeinen kann es nur 
als wünjchenswertd anerkannt werden, daß die Sühne 
. unter perjönlihem Zuſammenſein beider Theile, aljo am 
Drte der Strafanftalt von dem Geiftlihen diefer Anftalt 
verjucht werde. Um das hierzu erforderliche Erſcheinen des 
in Freiheit befindlichen Theiles zu bewirken, läßt fich aber 
ein anderes Mittel als eine freundliche Aufforderung zum 
freiwilligen Grjcheinen, nit in Anwendung bringen. 
Das Geſetz ($. 10. der Verordnung vom 28. Juni 1344.) 
fordert das Erſcheinen vor dem competenten Geiſtlichen. 
Nah Vorſchrift der 88. 77.—79. Thl. UI. Tit. 19. des 
A. %:R. ſtehen aber dem Strafanſtalts-Geiſtlichen nur 
über die Perſon des in Haft befindlichen Ehegatten, jo 
lange dieje Haft dauert, wirkliche Parochialrechte zu; der 
in Freiheit gebliebene Ehegatte gehört nad, wie vor, der 
Parodie des ordentlichen Seeljorgers jeines MWohnortes 
an. Die verjöhnende WBermittelung des Strafanitaltss 
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Geiſtlichen kann daher für beide Ehegatten nur dann ein— 
treten, wenn der in Freiheit befindliche Theil ſich von ſelbſt, 
oder auf freundliche Aufforderung am Orte der Straf: 
anftalt einfindet. Sit der in Freiheit befindlihde Theil 
nicht in der Lage, die Reife unternehmen zu fünnen, oder 
lehnt er es ab, fih an den Ort der Strafanftalt zu be— 
geben, jo muß der Sühneverfuh mit jedem der Ehegatten 
gelondert vorgenommen und von dem Geiftlihen der Straf: 
anftalt und dem Geiftlichen des Wohnortes der Ehegattin 
ein bejonderes Atteft ausgeftellt werden.” 

Minifterial: Blatt für die gefammte innere Verwaltung 

Sahrgang 8. 1847. ©. 255. 

Ein Ober-Landesgericht, — den früheren Ober-Landes— 
gerihten ftand nah der damaligen Juſtiz-Organiſation 
die Gerichtsbarkeit in Ehefahen zu, (Verordnung vom 
28. Juni 1844. $. 1), — hatte in zwei Fällen die Eine 
leitung des Eheſcheidungsprozeſſes verweigert, weil Die 
Parteien zur Bewirkung des geiftlichen Sühneverfuches nicht 
perfönlih zuiammengebradt werden fonnten, indem bie 
Ehemänner zur Abbüßung von Strafen fih in entfernten 
Gefängniß-Anftalten befanden. Die deshalb von dem Anz 
malte der klagenden Ehefrauen bei den höheren Inſtanz— 
Gerichten geführte Beſchwerde ift erfolglos geblieben; die 
leßteren find von der Anfiht ausgegangen, daß die Be: 
ftimmung des 8. 11. der Verordnung vom 28. Juni 1844. 
feine weiteren Ausnahmen, als die in den 88. 12. und 15. 
angegebenen, geftatte, und daß ber $. 74. der Verordnung 
auch den 8. 28. Tit. 40. Thl. I. der A. ©.:D. aufgehoben 
babe. In Folge einer Immediat-Eingabe des Anwaltes ift 
hierauf das Geheime Ober: Tribunal zu einer Plenar-Be— 
rathbung und gutachtlichen Aeußerung darüber aufgefordert 
worden: ob nad der beftehenden Geſetzgebung, insbelondere 
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nad der Verordnung vom 28. Juni 1844. die Eheſcheidungs— 
Hage in den beiden Fällen: 
1. wenn da3 BZufammenbringen der Eheleute, Behufs 
des geiftlihen Sühneverjuches, unausführbar erjcheint, 
der Sühneverſuch aber doch mit jevem Theile befonders 
vorgenommen werden fann, oder 
2. wenn der Sühneverſuch überhaupt nicht oder doc 
nur mit einem der Ehegatten ftattfinden kann, 
eingeleitet werden darf, oder ob es, um den Richter hierzu 
zu ermächtigen, einer gejeßgeberischen Beitimmung bedürfe? 

Bei der hierüber in der Plenarfißung vom 19. Detober 
1847. ftattgehabten Berathung hat fih das Collegium ein- 
hellig zu der Anficht vereinigt, daß es einer gejeßgeberijchen 
Einſchreitung nit bedürfe. E3 wird dies in dem Gut- 
achten vom 19. Detober 1847. näher ausgeführt, und deſſen 
Inhalt am Schluffe noh einmal dahin zufammengefaßt: 
„Es ift nit der Wille des Gejebgebers, eine begründete 
Klage auf Ehetrennung deshalb, weil die gewöhnliche, 
zu ihrer Einleitung erforderlie, Form unausführbar ift, 
zurüdzumeijen, wie dies namentlich in der Verordnung vom 
30. März 1847. klar ausgeſprochen ilt, und wie auch aus 
den Vorſchriften in den 88, 20. und 38. der Verordnung 
vom 28. Juni 1844. über die gerichtlichen Sühneverſuche 
hervorleuchtet. Es ift daher vom Richter in jedem Falle 
zu prüfen, ob und in welcher Art der geiftlihe Sühnever— 
ſuch möglih und -ausführbar ift; und er ift nad) der be: 
ftehenden Gejeßgebung befugt, die Eheihheidungs: Klage 
auch dann einzuleiten, wenn der Sühneverſuch des Geiſ— 
lihen zwar nicht unter Zufammenbringung beider Ehegatten, 
aber doch mit Jedem verjelben befonders, oder nur mit 
einem der Ehegatten hat ftattfinden können, endlich aber, 
wenn auch dies ſich als unmöglich herausftellt, ohne vor: 
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gängigen geiſtlichen Sühneverſuch.“ Juſtiz-Miniſterial Blatt 
von 1848. S. 2.—5. 

Endlih jpricht fi der Präfivent Korb in einem: 
„Der geiftlihe Sühneverfuh in Entſcheidungsſachen nad 
der DBerordnung® vom 28. Juni 1844.” überjchriebenen 
Auflage, grade unter Bezugnahme auf das obige Eircular: 
Refeript vom 5. Juli 1847., ebenfalls dahin aus: 

„Nur wenn von Abhaltung eines Sühneverjuches 
zwijchen Ehegatten, von welchen der eine Theil in einer 
Strafanftalt detinirt wird, die Rede ift, läßt fih, zur 
Bewirkung der Anmeienheit des zweiten Ehegatten ein 
anderes Mittel, als die freundliche Aufforderung zum 
freiwilligen Erjcheinen, nicht anwenden, Es muß daher 
in ſolchen Fällen eventuell von den betreffenden zwei 
Geiftlihen der Sühneverfuh mit jedem der Chegatten 
abgejondert vorgenommen werden." Juſtiz-Miniſterial— 
Blatt von 1851. ©. 302. 

Demgemäß ift au im gegenwärtigen Falle verfahren 
worden; e3 liegt daher Fein Grund vor, die Klägerin, 
wie der Nevident verlangt, um deswillen mit ihrer 
Klage zur Zeit abzumeifen, weil e3 für jet noch an 
einem, den Geſetzen entiprechenden, geiſtlichen Sühneverſuch 
fehle. Ohne zutreffenden Grund beruft der Revident fich, 
zur Rechtfertigung feiner entgegengejegten Anfiht, auf das 
diegjeitige Revifionsurtel vom 28. Sanuar 1861. (Striet: 
horit’3 Archiv, Bd. 40. ©. 166.) 

Die Streitfrage, welche gegenwärtig zu erörtern ift, 
war damals gar nicht erhoben und eben jomwenig iſt fie dort 
präjudicirlich entſchieden. Damals hatte fich die in Rehden 
wohnende Hagende Ehefrau, zum Zwede des geiftlihen Sühne- 
verfuhes mit ihrem auf der Strafanftalt zu Graudenz 
eine mehrjährige Zuchthausftrafe verbüßenden Chemanne, 
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freiwillig in Graudenz eingefunden, und der dortige Straf: 
anftalt3- Prediger hatte mit beiden Ehegatten die geiftliche 
Sühne, jedoch erfolglos, verfudt. Der Berflagte wandte 
damals ein, jener Strafanitalts = Vrediger fei nicht Der 
„competente Geijtlihe” im Sinne des $. 10. der Ber: 
ordnung vom 28. Juni 1844. Diejer Einwand. ift in 
dem Reviſions-Urtel vom 23. Januar 1861. als unzu: 
treffend verworfen, und bemerkt: wenn die Klägerin ſich 
an den Strafantalts = Prediger wandte, und Letzterer 
mit beiden Ehegatten die Sühne verfudht hat, jo iſt in der 
That Alles geihehen, was zu diejem Zwede geichehen 
fonnte und gejeßlih erforverlid war. Dieſe Ausführung 
ſchloß fi) an die Lage des damaligen Falles an; es ift aber 
daraus nicht — gleihjam per argumentum a contrario, — 
zu folgern, daß, wenn ein ſolches Zufammenfommen beider 
Eheleute nicht zu ermöglichen geweien, die geiſtliche Sühne 
vielmehr nur abgejondert, mit dem inhaftirten Ehemanne 
von dem Geiftlihen der Strafanjtalt, und mit der klagenden 
Ehefrau, von dem Geeljorger ihres Wohnortes, vorgenom: 
men ift, ein ſolcher Sühneverjuh zur Einleitung der Ehe: 
ſcheidungsklage nicht ausreihe. Zu einer Erörterung dieſer 
Art bot jener Sal gar feine Veranlaffung dar; während 
bier die Klägerin gleih angezeigt hat, daß feiner von 
ihnen Vermögen bejige, jo daß e3 ihr, neben drei Kindern 
von 9. 8. und 2. Jahren, — auch an den erforderlichen 
Mitteln gefehlt haben wird, zum Zwecke des geiltlichen 
Sühneverfuches, die Neife von Memel nad Infterburg, in 
einer Entfernung von etwa zwanzig Meilen, zu unternehmen. 


— * — 
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Rückwirkende Kraft des $. 23. des Gejeßes vom 
24. April 1854. 





Tindet der 8. 23. des Gejeßes vom 24. April 
1854. aud auf Erbanſprüche eines unehelihen Kindes 
gegen jeinen natürlihen Vater Anmendung, wenn der- 
jelbe vor der Gejetesfraft dieſes Geſetzes geitorben ijt? 

Geſetz, betr. die Abänderungen des Abfchn. 11. Tit. 1. Thl. I. 
und des Abſchn. 9. Tit. 2. Thl. II. des A. %.:R., vom 

24. April 1854. 88. 23. 12. 13. 18. 19, 1. 2. 6. 8.9. 

(Geſ.S. ©. 193.) 

A. 2:R. Einleitung $. 14. Thl. I. Tit. 2. 88. 612. 613. 

618. 619. 620. 651.—654, 


Die obige Frage ift in der Proceßſache der verehe: 
lihten B. gegen die Erben des Deconomen R. näher er- 
örtert worden. Das Kammergericht hat das, die Klägerin 
abmweijende Urtel des Stadtgerichtes zu Berlin vom 12. Dc- 
tober 1869, unterm 7. April 1370. beftätigt, und der erfte 
Senat des Ober: Tribunal hat die von ihr eingelegte 
Nichtigkeit? = Beihwerde am 23. Januar 1871. zurüd- 
gewiejen. 

Das Sachverhältniß, joweit e3 darauf zur Beurtheilung 
obiger Frage anfommt, und die Motive diefer Entſcheidung 
ergeben die nachſtehenden 

Gründe 

Die Implorantin ift mit den Erbanfprüden an den 
Nachlaß des am 12. April 1846. geftorbenen Bruders der 
Verklagten, welche fie lediglih aus dem Rechte ihres am 
17. December 1843. geborenen, und am 8. October 1848. 
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geftorbenen außerehelihen Sohnes, ala deſſen Erbin, 
weil jener die Baterfchaft zu ihrem Kinde anerkannt habe, 
im Sabre 1869. geltend gemadt hat, vom Appellations- 
Richter auf Grund der $. 13. Nr. 2., $. 19. Nr. 1. und 
8.23. des Gejeges vom 24. April 1854. abgewieſen worden. 
Und zwar hat der Appellationz: Richter, unter Bezugnahme 
auf die bei der Berathung in der zweiten Kammer rüd- 
fihtlih des 8. 23. ftattgefundene Discuffion, — an deren 
Schluſſe der damalige Auftiz= Minifter geäußert: es 
ließen fih jehr gewichtige Gründe dafür anführen, auf die 
vorliegenden, d. h. die Rechte der jchon geborenen unehe- 
fihen Kinder betreffenden, Verhältniſſe, die Bezeichnung 
wohlerworbener Rechte nicht anzuwenden, — angenommen: 
daß für alle Auſprüche auf den Sertans ($. 652. Tit. 2. 
Thl. FI. des A. %.:R.), welhe nach Erlaß des Gejeßes von 
1854. erhoben würden, die Vorjhriften des 8. 19. deſſelben, 
deren Vorausiegungen hier, nach dem eigenen Vortrage der 
Klägerin, nicht vorlägen, zur Bedingung gemadt feien, und 
daß nicht mehr auf die landrechtlichen Vorſchriften (nament- 
lich die des $. 654. a. a. D.) zurüdgegangen werden fünne. 

Hiergegen ift die Nichtigkeits-Beſchwerde der Klägerin 
gerichtet. Sie rügt die Verlekung, reip. falihe Anwendung 
ber 88. 654. 652. Tit. 2. Thl. II. des U. L.-R. und der 
S. 19. und 23. des Gejehes vom 24. April 1854., weil 
der $. 23. nicht beabfichtige, wohlerworbene Rechte rück— 
wärt3 aufzuheben, deſſen allgemeiner Ausdrud vielmehr nur 
auf die im Gejege enthaltenen procefjualiihen Vorſchriften, 
namentlich wegen der im Appellations » Erfenntniffe citirten 
Ausdrüde des Juſtiz-Miniſters, nit auch auf den Fall, 
wo der außerehelihe Vater bereit3 geftorben, zu beziehen, 
und weil im vorliegenden Falle, wo nit nur der Erb: 
ſchaftserwerb des unehelichen Kindes beim Tode des außer: 
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ehelichen Erzeugers bereits eingetreten, ſondern auch das 
Erbrecht des unehelichen Kindes ſchon durch Todesfall auf 
einen dritten Erben übergegangen geweſen, nach der 
ganzen Faſſung des gedachten Geſetzes die Anwendbarkeit 
der SS. 19. und 23. nicht jtatuirt ſei, die citirten Para— 
graphen des Allgemeinen Landrechts daher nach, wie vor, 
als enticheidend angejehen werden müßten, da 1854. das 
unehelihe Kind gar nicht mehr der Träger des durch den 
vorher bereits ohne Proceß regulirten Erbjall erworbenen 
Nechtes geweſen jet. 

Diefe Angriffe find jedoch verfehlt. Zunächſt ift es 
jelbjtverftändlih, daß, da die Klägerin feine eigenen Erb— 
rechte auf den Nachlaß ihres angeblihen Schwängeres hat, 
ihre Ansprüche vielmehr ledigli aus dem Nechte des von 
ihr beerbten Kindes herleitet und auch nur herleiten kann, 
es allein darauf ankommt, ob dies Kind jelbit, wenn es 
1869. gelebt hätte, noch Erbrechte auf den Nachlaß feines 
angeblichen natürlichen Vaters würde haben geltend machen 
tönen. Klägerin, als Erbin des Kindes, hat weder mehr, 
noch andere Rechte, als dieſem jelbit zugejtanden hätten, 
und daraus folgt mit Nothwendigfeit, daß Klägerin das 
prätendirte Erbredt nur unter denjelben Qorausjegungen 
für fih in Anſpruch nehmen kann, unter welchen ihr Kind 
dafjelbe im Proceßwege zu verfolgen berechtigt jein würde. 
Sm Uebrigen giebt der Inhalt der Nichtigkeits-Beſchwerde 
zu erkennen, daß Implorantin ſelbſt nicht in Zweifel zu 
ftellen gemeint gemeien ift, daß ein Gejeß vermöge feines 
zwingenden Charakters auf vergangene Fälle, (ſchon vorhin 
vorgefallene Handlungen und Begebenheiten S. 14. Einl. zum 
A. L.-R.) gezogen und angewendet werden dürfe und müfle, 
wenn es fih ſelbſt rücdwirkende Kraft beilege. Es kommt 
daher nur darauf an, ob der 3. 23. des Gejeges vom 
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24. April 1854. diefe Bedeutung bat? Und dies ift mit 

dem Appellations- Richter anzunehmen. Das Allgemeine 

Landrecht enthält im Abſchnitte 9. Tit. 2. des II. Theiles 

folgende Beftimmungen: 

$. 612. Unehelich geborene Kinder ꝛc. können (der Regel nad) 
von dem Vater bloß Unterhalt und Erziehung 
fordern. 

$. 613. Dazu iſt der DBater verpflichtet, auch wenn die 
Mutter nah dem 11. Abjchnitte des 1. Titels 
(SS. 1015.—1119.) entweder gar feine, oder nur 
die geringere Art der Enſchädigung zu fordern hat. 

8. 618. Bei der Unteriuhung und Beurtheilung: ob das 
Kind von dem angegebenen Vater erzeugt fei, muß 
nah den im 11. Abſchnitte des vorigen Titels 
(88. 1015.— 1119.) enthaltenden Grundfäßen ver: 
fahren werden. 
Die 88. 619., 620. verordnen fodann, daß, wenn die 
Mutter des Kindes in deifen geſetzlicher Conceptionszeit mit 
mehreren Männern zugehalten habe, von diejfen Einer nad 
dem Andern zur Erfüllung der einem unchelihen Kinde 
Ihuldigen Pflichten in Anſpruch genommen werden fönne. 
Weiter aber heißt es im S. 692.: 
Sind feine dergleichen eheliche Abfümmlinge und 
auch feine lettwillige Verordnung des Waters vor: 
handen, jo gebührt den unehelichen Kindern der 
ſechſste Theil des Nachlaſſes nad) den in den SS: 581. 
bis 583. enthaltenen, (die Kinder aus Chen zur 
linken Hand betreffenden), näheren Beitimmungen. 

8. 653. Uneheliche Kinder, deren Mutter um die Zeit ihrer 
Erzeugung mit mehreren Mannsperjonen zugehalten 
bat, können dergleichen Erbtheil nicht fordern. 

8. 654. Es müfjen daher unehelihe Kinder, die fih ein 
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des 


ſolches Erbrecht anmaßen wollen, entweder ein frei— 
williges Anerkenntniß des vorgeblichen Vaters 
nachweiſen; oder ein rechtskräftiges Urtel, wodurch 
ihnen noch bei Lebenszeit des Vaters gin der: 
gleihen Erbrecht vorbehalten worden, beibringen. 
Das Geſetz vom 24. April 1854. hat die Vorſchriften 
Allgemeinen Landrechts Thl. H. im Abichnitte 11. des 


erften und im Abjchnitte 9. des zweiten Titel in jehr 
wefentlihen Punkten abgeändert und zwar: 


1. 


unter gänzliher Aufhebung des Abjchnittes 11. Tit. 1. 
(88. 1015.—1119.), durch die Feitfeßung, daß außer: 
ehelich geſchwängerte Frauensperjonen nur in den in den 
88. 1., 2., 6. und 3. beftimmten Fällen, dagegen nie- 
mal3 unter den im 8.9. angegebenen Vorausjegungen 
Anfprühe gegen den. Schwängerer follen machen 
fönnen; 


. durch Aufftellung von bejonderen Bemeisregeln für 


Klagen, welde auf Grund des unehelihen Beichlafes 
gegen den Schwängerer von Seiten der Gejhmwängerten 
oder des unehelihen Kindes erhoben werden ($$. 16. 
bis 18.); 


. dur die, die unehelichen Kinder betreffenden, Beſtim— 


mungen, von denen lauten: 

12. In Anfehung der unehelihen Kinder bleiben die 
Beitimmungen des Allgemeinen Landrechtes, ſoweit 
fie nicht durch die folgenden Beitimmungen abgeän- 
dert find, ferner in Kraft. 


. 13. Ein Anfpruh des unehelihen Kindes findet nur 


in denjenigen Fällen ftatt, in welchen 

1. nad den Beitimmungen der 88. 1., 2., 6., 8. 
und 9. ein Anjpruh der Mutter gegen den. 
Schwängerer begründet ift; oder 


8. 19. 
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2. wenn das Kind zur Begründung feiner An— 
ſprüche ein ausbrüdliches, in einer öffentlichen 
Urkunde abgegebene3 Anerfenntniß der Vater: 
ihaft von Seiten des Schwängerers beizubringen 
vermag. 

Meder in den Anſprüchen der Geſchwängerten, noch 

in denen des Kindes wird durch den Tod des 

Schmwängerers etwas geändert; dieſe Anſprüche 

fönnen vielmehr auch gegen deſſen Erben verfolgt 

werden. 

Jedoch behält es bei dem 8. 652. Tit. 2. Thl. IL. 
und dem $. 97. des Anhanges des N. L.-R. fein 
Bewenden. 

Das geſetzliche Erbrecht am Nachlaſſe des Vaters 
ſteht aber dem unehelichen Kinde nur zu, wenn es 
entweder 
1. ein nach $. 13. ausgeſtelltes Anerkenntniß bei— 

zubringen vermag, oder 

2. der Erblaſſer in einem bei feinen Lebzeiten er- 
gangenen, wenn auch exit nach feinem Tode 
rechtskräftig gewordenen, Urtheile al3 Bater 
des Kindes erachtet, oder die Vaterfchaft von 
einem ber Mutter des Kindes oder deflen Ber- 
treter auferlegten Eide abhängig gemadt ift. 


Und nachdem im $. 22. gewiſſe Baragraphen des Al: 
gemeinen Zanbrechtes und darunter die, den ganzen Ab- 
ſchnitt 11. Tit. 1. Thl. V. umfafjenden 88. 1015.—1119,, 
fowie aus dem Abjchnitte 9. Tit. 2. auch die oben ange: 
gebenen 88. 613., 618.—620. und 653. außer Anwendung 
gefegt find, enthält der Schluß des $. 23. folgende Be: 
ftimmung: 


Das gegenwärtige Gejeß findet auf diejenigen Fälle 
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Anwendung, die zu der Zeit, wo daſſelbe in Kraft 
tritt, noch nicht durch Inſinuation der Klage rechts: 
anhängig waren. 

Daß das Geſetz auch auf Anfprühe der unehelichen 
Kinder gegen ihre Erzeuger oder deren Erben Anwendung findet, 
iſt nad) dem S. 18. und dem Abfage 1. des 8. 19. unbedenk— 
lid. Die ganz allgemeine Faſſung des 8. 23. geftattet aber 
feine Ausnahme in Betreff der Ansprüche unehelicher Kinder 
auf ein gejegliches Erbrecht zum fechften Theile des Nach— 
lafje3 ihres natürlichen Vaters. Das neuere Geſetz fagt 
im Abſatze 3. des $. 19. kategoriſch: daß das nad) dem 8. 652. 
Ti. 2. Thl. DU. des A. L.R. unehelihen Kindern, beim 
Nichtvorhandenfein ehelicher Kinder und einer leßtwilligen 
Verordnung des Vaters an deſſen Nachlaß, gebührende 
geieglihe Erbret, einem unchelichen Kinde nur unter den 
in diefem Ablage 3. zu 1. und 2. beftimmten VBorausfegungen 
zuftehe,; und da im S. 23. binfichtlich des 8. 19. eine Unter: 
ſcheidung von den übrigen Paragraphen weder ausdrücklich 
gemacht, noch irgend angedeutet ift, jo findet der $. 19., welcher 
unter Nr. 1. an Stelle des im $. 654. Tit. 2. Thl. I. 
des A. ER. verlangten „Nachweiſes eines freiwilligen An: 
erfenntnifjes des vorgeblihen Vaters“ die „Beibringung 
eines ausdrüdlichen, in einer öffentlihen Urkunde abgegebenen, 
Anerfenninifjes der Vaterſchaft“, alfooffenbar ein Mehreres, 
unter Nr. 2. dagegen, ftatt des rechtskräftigen Urtels, wo— 
durch dem unehelihen Kinde noch bei Lebzeiten des Vaters 
„das geiegliche Erbrecht vorbehalten” worden, nur ein „bei 
Lebzeiten des Vaters ergangenes, wenn auch jpäter erft 
rechtskräftig gewordenes, deſſen Vaterfchaft zu dem Rinde 
unbedingt oder für den Fall eines von der Mutter oder 
dem Vertreter des Kindes abgeleifteten Eides ausſprechendes, 
Urtel. alfo ein Minderes erfordert, ſchon nach allgemeinen 
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Snterpretations- Regeln auf alle Fälle der Geltendmahung 
eines jolchen Erbrechtes im Prozeßwege Anwendung, welche 
erit nad der Zeit, wo das Geje vom 24. April 1854. 
in Kraft getreten iſt, rechtshängig geworden find. Könnte 
hierüber aber noch irgend ein Zweifel auffommen, fo wird 
folder durch die Materialien deſſelben, auf melche zur 
Feſtſtellung jeines nächſten und unzweifelhaften Grundes 
zurüdgegangen werben darf und joll, (8. 46. Ein. zum 
A. 8:R.), jedenfalls gänzlich befeitigt. 

In dem von der Staat3-Regierung, auf Grund Aller: 
höchſter Ermächtigung vom 5. December 1853., zunächſt 
der eriten Kammer vorgelegten Entwurfe des in Rede 
ftehenden Gejeßes, befindet fich eine Schlußbeitimmung, wie 
fie der 8.23. des publicirten Gefeßes vom 24. April 1854. 
enthält, nicht. Die Commiffion der eriten Kammer eradhtete 
bei Berathung des Entwurfes für jelbitverftändlih, daß es 
einer Erläuterung dahin: die Anwendbarkeit der bisherigen 
Geſetze jei nah Publication des neuen nit nad dem Zeit: 
punfte der Geburt, jondern der Empfängniß des unehelichen 
Kindes zu beurtheilen, nicht bebürfe, weil dies ſchon aus 
dem nicht aufgehobenen Grundfage folge, daß neuen Ge— 
jegen feine rüdwirfende Kraft beizulegen ſei. (Druckſachen 
der eriten Kammer 1853./54. Stenographiihe Berichte, 
, 3. Band, Anlagen ©. 57. ff. 70.) Die Commiſſion der 
zweiten Kammer bradte dagegen den $. 23. in feiner 
jegigen Faſſung aus practiihen Gründen, und weil die 
Aniprühe, welche durch das neue Gejeß bejeitigt werben 
follten, ihrer befonderen Natur nad, als erworbene Rechte 
nicht angejehen werden fünnten, in Vorſchlag. (Druckſachen 
der zweiten Kanımer 1853./54. Nr. 207). Und diefer neu 
vorgeichlagene Paragraph wurde in der Situng am 20. März 

Band 65. 
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1854., wenn auch nicht ohne Widerſpruch, angenomnten. 
Zu den Widerjprehenden gehörte ein Abgeorpneter wegen 
des im $.14. der Einleitung zum Allg. Landrecht ent- 
baltenen Grundjahes, und ein Zweiter, welcher das Recht 
eines ſchon geborenen unehelichen Kindes auf Alimente und 
auf den Sertand nah den beitehenden Gejegen als ein 
unzweifelhaft jchon wirklich erworbene angejehen willen 
wollte, und ausdrüdlih darauf aufmerffam machte, daß 
ein Kind, welches ein „ſchriftliches“ Anerkenntniß feines 
außerehelihen Vaters für fich habe, fein durch deſſen Todes— 
fall ſchon begründetes Recht auf den Sertang, den Erben 
gegenüber, nicht mehr würde geltend machen können, weil 
er die in dem neuen Gejeße verlangte „öffentliche Urkunde 
nicht für fich Habe. Dagegen madte ein anderer Abgeorbneter 
geltend: Allerdings ſchneide der 8.23. eriftent gewordene Rechte 
ab. Es liege nun aber einmal in dem Berufe der Gefeß- 
gebung, Rechte zu geben und zu nehmen, in der Be: 
deutung von erzwingbaren, Hagbaren Rechten. Sin dem 
Entwurfe jeien nicht wenige Paragraphen zu finden, in 
weldhen bisher vorhanden gemwejene Rechte genommen 
würden. Wenn die Kammer das Recht habe, einfach den 
Grundſatz des Franzöfiihen Rechtes zu proclamiren: die Er- 
forfhung der Vaterſchaft ift verboten, jo ftehe ihr gewiß 
nicht minder die Befugniß zu, den unendlich weniger tief 
eingreifenden $. 23. zu votiren. Es fei mit vielen und 
ſchweren Inconvenienzen verbunden, wenn man hier nicht 
eine beſtimmte Grenzlinie bezeichne. 

Der damalige Justiz. Minifter aber erflärte: „Wenn der 
$. 23. die Zuftimmung der hohen Häufer erhalte, werde 
die Regierung fein Bedenken tragen, diefem Votum bei- 
zutreten. Es ließen fich jehr gemwichtige Gründe dafür an— 
führen, auf die vorliegenden Verhältniſſe die Bezeichnung: 
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wohl erworbene Rechte nicht anzuwenden. Der Gegenſtand 
des Geſetzes ſei überhaupt ein ſolcher, der einer eigentlichen 
poſitiven Regulirung in ſeinem ganzen Detail empfänglich 
ſei; die Anſicht der Commiſſion, daß von einem Anſpruche 
auf wohl erworbene Rechte hierbei kaum die Rede ſein 
könne, gewinne dadurch an Bedeutung. Hierzu komme 
noch eine fernere Betrachtung: es ſei bekanntlich ein Rechts— 
grundſatz, daß Proceß-Geſetze ſofort zur Anwendung kommen. 
In Bezug auf einen Theil der heute votirten Beſtimmungen 
ſei es aber ſehr zweifelhaft, ob ſie in die Kategorie des 
materiellen, oder des Proceßrechtes fielen; von dieſem 
Standpunkte aus ſtänden beſonders Controverſen zu be: 
fürchten ꝛc.; auch ſei Aehnliches in einem neuen Weimariſchen 
Geſetze vorgeſchrieben, und der vorgeſchlagene 8. 23. alſo 
nicht als etwas aufzufaſſen, was in der Geſetzgebung keinen 
Vorgang hätte.“ Endlich bemerkte noch der Referent: 
Es ſei ein ſehr wichtiger Rechtsgrundſatz, der immer von 
der Legislatur berückſichtigt werden ſollte, daß man in wohl 
erworbene Rechte durch ſpätere Geſetze nicht eingreifen 
dürfe. Allein es laſſe ſich ſchwerlich behaupten, daß ein 
Kind, von dem Moment ſeiner Conception an, auf die— 
jenigen Präſumtionen und Beweisregeln, welche gegen— 
wärtig aufgehoben oder modificirt würden, ein erworbenes 
Recht habe. Dieſe Rechte fielen in der That nur in einem 
ſehr beſchränkten Sinne unter den Begriff „wohl erworbene 
Rechte,“ die durch die ſpätere Geſetzgebung geſchont werden 
müßten, und er glaube daher, daß allerdings die practiſchen 
Gründe jehr dafür iprächen, den Paragraphen anzunehmen. 
(Stenogr. Ber. der zweiten Kammer 1853./54. Bd. 2. 
©. 650.—652.) 

Als nun der von der zweiten Kammer mehrfach 
amendirte Gejegentwurf an die erite Kammer zurüdgelangte, 
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erklärte ſich die Majorität der Commiſſion mit zehn 
Stimmen gegen vier Stimmen, welche den 8. 23. geſtrichen 
haben wollten, für deſſen Beibehaltung, und zwar, weil 
hauptſächlich die practiiche Nüßlichkeit ing Gewicht falle, da, 
wenn e3 bei dem Grundjage des $. 14. der Einleitung 
zum Allgemeinen Landrechte verbleibe, die verihiedenartigiten 
Auffaffungen bei den Gerichten darüber an’3 Licht treten 
würden: welche Vorſchriften des gegenwärtigen Geſetzes 
materiell ſeien, alſo feine rüdwirfende Kraft hätten, und 
welche dagegen nur das formelle Brocekverfahren angehen, 
alio auf alle Fälle jofort Anwendung finden. Allen diefen 
Zweifeln, — heißt e3 in dem Commiſſions-Berichte weiter, 
— würde vorgebeugt werden, wenn man den $. 23. ante 
nehme, und damit die Anwendbarkeit des Geſetzes au) 
auf diejenigen Fälle ausdehne, melde vor feiner Geſetzes— 
fraft lägen, und wo die Klage nicht ſchon früher infinuirt 
und dadurch der ältere Anſpruch rechtshängig geworden 
jei. x. (Stenogr. Berichte der eriten Kammer 1853./54. 
3. Bd., Anlage ©. 256.) 

Bei der in der eriten Kammer am 31. März 1854. 
ftatt gefundenen andermeiten Berathung entgegnete auf Die 
Bemerkung eines Abgeordneten: „ver $. 23. verleße zwei 
fundamentale Rechtsgrundſätze des Allgemeinen Landrechtes, 
indem, nad dem $. 14. der Einleitung, ein neues Gejeß auf 
vergangene Fälle nicht Anwendung finden dürfe, und weil, 
nad dem $. 551. Tit.9. Thl. I., ſchon die Anbringung, nicht 
aber erſt die Infinuation der Klage, die Verjährung der 
Klage dur Nichtgebrauch unterbreche,” der damalige Juſtiz— 
Minifter: Zur Anwendung des Grundjages des $. 14. 
der Einl. zum Allg. Landrechte ſei im vorliegenden Falle fein 
Gegenitand vorhanden, und die Berechtigung zu dem $. 23. 
werde in der beionderen Natur des Gegenjtandes, nämlich 
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darin gefunden, daß das Fundament eines wohl erworbenen 
Anſpruches überhaupt bei der unehelihen Filiation in Ab: 
rede geitellt werden müſſe. Er führte in diefer Hinficht 
wörtlid aus: „Eine ſolche Wermuthung, wie bei der 
ebelihen Gemeinihaft, für die Nechtmäßigfeit der in der 
Che geborenen Kinder eintritt, kann für die Thatfache de 
feitgeftellten außerehelihen Beifchlafes keinesweges in An: 
Ipruch genommen werden. Je mehr es hiernach ungemwiß 
eriheint, ob eine bejtimmte Perſon der Vater eines von 
der Mutter zur Welt gebradten unehelihen Kindes fei, 
umjomehr wird ein wohlerworbener Anſpruch der Mutter 
und des Kindes in Abrede geitellt. Dieſe Ungewißheit ift 
bejonders dann anzunehmen, wenn die Vorichriften dieſes 
Gejeßes eintreten, welche bei der Frage der Nüdanmwendung 
von Intereſſe find. ES find dies grade die Vorjchriften, 
welche die Klage beichränfen, wenn die Mutter eine be- 
ſcholtene Perſon ift, insbeſondere, wenn fie mit mehreren 
Männern zugehalten hat. Die Folgen, die aus diejen eins 
Ihränfenden Beltimmungen des Gefeßes ſich ergeben, 
müfjen, weil fie auf fittlihen Grundlagen, auf einer fitt- 
lihen Nöthigung beruhen, jofort eintreten, ohne daß die 
Regel, welche dem 8. 23. entgegen jtehen fol, Anwendung 
finden kann. Es iſt ferner darauf aufmerfjam zu machen, 
daß e3 zweifelhaft ift, welche VBorjchriften des neuen Ge— 
fees procefjualiiher und welche materieller Natur find. 
Die eriteren treten fofort in Wirkſamkeit, wie jedes Proceß— 
gejeg. Alle Eontroverien, melde aus diefem Sachverhalte 
zu befürchten find, werden abgejchnitten, wenn Sie den 
8. 23. annehmen. Die Gerichte, namentli der oberfte 
Gerichtshof, würden zwar wohl im Stande jein, die Zweifel 
zu löjen; indeß, da dieſe Vorſchriften nur eine tranfitorifche 
Natur haben, fo würde, wenn die Rechtſprechung damit zu 
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Stande gelommen wäre, die Grundfäge zu reguliren, es 
an Fällen zu deren Anwendung fehlen.” 

Der Minifter hat dann noch Bezug genommen auf 
die Abhandlung von Savigny’s im Syftem des Römischen 
Rechtes Bd. 8. ©. 373. ff. 399., über die Rüdanmwendung 
neuer Gejete, welche eine bejondere Unterfuhung über die 
Frage: inwiefern die Anſprüche uneheliher Kinder als 
mwohlerworbene Rechte zu betrachten feien und das Verbot 
der Rückanwendung neuer Gejege dabei Platz greifen fünne 2 
enthält, und worin, nach Vorausihidung der Betradtung, 
wie jehr außer der Ehe die Thatfahe der Paternität un— 
gewiß fei, mit Rüdficht darauf, daß ſolche Geſetze durch 
ihren Zujammenhang mit fittlihen Zwecken ſtets einen 
zwingenden Charakter haben, als Rejultat der Unterfuhung 
der, ſowohl mit dem Franzöfiihen Rechte, (Code civil 
Art. 340.), al3 mit der Preußiſchen Gefeßgebung in den 
Bublicationg » Patenten vom 9. September 1814. $. 11, 
(Geſ.“S. ©. 89.) und vom 9. November 1816. 8. 14. 
(Geſ.“S. S. 217. 225.) übereinftimmende Rechtsſatz ver: 
theidigt ift: Daß das neue Gejeß über unehelihe Kinder 
augenblidlih zur Anwendung kommen müſſe, ohne Nüdjicht 
auf das Geſetz, welches zur Zeit der Erzeugung oder der 
Geburt des Kindes beftanden habe. 

Eine weitere Discuffion hat dann nicht mehr ftatt 
gefunden, und bei der noch in derjelben Sitzung erfolgten 
Abſtimmung ift ſowohl der 8. 23., als das ganze Geſetz 
von der erjten Kammer durch Stimmenmehrheit angenommen 
worden. — (Stenogr. Ber. der eriten Kammer 1853./54. 
Bd. 2. ©. 540.-—542.) 

Aus ale dem ergiebt fih auf das Unzweideutigſte, 
daß beide Häufer des Landtages mit dem Vertreter der 
Staat3-Regierung darin übereinftimmend geweſen find, daß 
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durch die Satung des 8. 23. des Geſetzes vom 24. April 
1854. dieſes neue Geſetz nicht blos rüdfichtlih der pro— 
cefjualiihen, ſondern auch Hinfichtli der materiellen Vor— 
Iohriften für alle zur Zeit, wo dafjelbe in Kraft trete, noch 
nicht rechtshängigen Fälle habe für anwendbar erklärt werden 
jollen. 

Es ift deshalb auch ſchon früher in der Proceßſache 
der unverehelihten Sch. wider die W.'ſchen Erben, worin 
die im Jahre 1845. außerehelih geborene Sch. mittelft 
einer am 19. Juli 1854. angejtellten Klage das gejegliche 
Erbredt am Nachlaſſe ihres angeblichen natürlihen, im 
Sabre 1850. veritorbenen, Vater MW. gegen deſſen nächiten 
ehelichen Blutsverwandten geltend gemacht hat, in dem diej- 
feitigen Erfenntniffje vom 30. Detober 1857. angenommen 
worden, daß der ftreitige, auf außerehelihe Geburt der 
Klägerin geftügte, Erbanſpruch nad) dem $. 23. des Geſetzes 
vom 24. April 1854. den Beitimmungen der SS. 13. und 
19. dieſes Geſetzes unterliege. 

Bon vorftehenden Grundjägen abzugehent, liegt feine Ver: 
anlaffung vor, und da die Entfcheidung des Appellationg- 
Richter damit im Einklang fteht, jo ift die Dagegen er- 
hobene, auf den Vorwurf der Verlegung der 88. 19. und 
23. des gedachten Gejeßes und der 88. 652. 654. Tit. 2. 
Thl. II. des A. 8.:R. geftügte, Nichtigkeits-Beſchwerde als 
unbegründet zurückzuweiſen. 
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N? 21, 


Mark Brandenburg. Rechtliche Natur des den 
unehelichen Kindern an des Waters Erbichaft 
eventuell gebührenden Sechstheiles. 


1. Hat der den unehelichen Kindern eventuell zu— 
jtehende Anjpruh auf ein Sechstheil der väter- 
lihen Erbihaft die Natur eines Erbrechtes oder 
die Natur eines Forderungsrehtes an den Nachlaß? 

2. Umfaßt, bei Bejahung der erjten Alternative, der 
Ausdrud: „ſeinem nächſten gejeßlichen Erben“ im 
$. 584, Tit. 20. Thl. I. des A. CR. aud uns 
ehelihe Kinder? 

Kurfüritlihe Landesordnung von 1594, Tit. XII. Pars II. 


A. SR. Thl. II. Tit. 2. 88. 652, ff. 581.—583. Anhns 
8. 97.; Thl. II. Tit. 20. 8. 584. 


Das Appellations-Gericht zu Frankfurt a.O. hatte in 
Sachen der unverehelihten Chriftiane N. zu F. wider den 
Kofjäthen B. zu B. die vorftehende Frage zu 1. im Sinne 
der eriten Alternative und die Frage zu 2. bejahend ent: 
Ihieden und demgemäß die entgegengefegte Entſcheidung 
des Kreisgerichtes zu Kottbus, vom 28. Januar 1870,, 
durh Erkenntniß vom 12. Juli 1870. abgeändert. Die 
gegen diefes Erfenntniß von der Klägerin eingelegte Nich: 
tigkeits-Beſchwerde ift von dem dritten Senate des Ober: 
Tribunals unterm 23. Januar 1871. zurückgewieſen und 
zwar aus folgenden 
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Gründen. 

Der Bruder der Klägerin, Chr. N., hat fein Erbtheil 
an dem Nachlafje des gemeinfchaftlichen Vaters dem Ber: 
Hagten, feinem unehelihen Sohne, verkauft. Die Klägerin 
macht auf Grund der Vorfhrift des Thl. I. Tit. 17. 8. 61. 
des A. 2.:R. das Vorfaufsrecht geltend. Der Appellations- . 
Richter hat den Anspruch mit Rückſicht auf die Vorschrift 
l. e. Tit. 20. $. 584. verworfen, wonad das Borfaufs- 
recht nicht jtatt findet, wenn der Befiter die Sache feinem 
nächſten gejeglihen Erben noch unter Lebendigen Fäuflich 
überläßt. Die hiergegen gerichteten Beſchwerden der Im— 
plorantin find unbegründet. 

1. Die Implorantin vertritt die Meinung, daß unehe: 
lihe Kinder als nächſte gejeglihe Erben ihres Vaters im 
Sinne jener Vorſchrift niemals gelten könnten. Der erite 
Richter hatte angenommen, daß der gejehlide Anſpruch 
eines unehelihen Kindes an den Nachlaß feines Erzeuger 
fein Erbrecht, vielmehr ein Forderungsreht an den Nachlaß 
ſei. Diefe Anficht hat der Appellations- Richter mit Recht 
verworfen. Sener Anſpruch ift in der Mark, in welcher die 
drei erjten Titel des IL. Theiles des Allgemeinen Landrechtes 
bedingungsweife juspendirt find, nah dem Provinzial: 
Rechte, insbeſondere nah der Landes-Ordnung Johann 
Georg's von 1594. zu beurtheilen, wo es in Tit. XII. 
Pars III. heißt: 

Welche uneheliche Kinder aber von einem gewiſſen Vater 
in concubinatu geboren werden, dieſelbe nehmen ihrer 
Mutter Erbe, wenn ſchon eheliche Kinder vorhanden 
waren, von dem Vater aber den ſechsten Pfennigk der 
Erbſchaft. Wann aber ehelihe Kinder und Eltern oder 
des Vaters ehelih Weib, welche der unehelihen Stief- 
mutter, vorhanden, fo haben fie an des Vaters Erbichaft 
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nihts zu gemwarten. — (Mylius C.C.M. Th. VI. 
Abth. III. S. 106.) — 

Diejer „ſechſste Pfennigf der Erbichaft“ hat diejelbe 
Natur, wie der Anſpruch, welchen das Römische Recht 
(Nov. 18. cap. 5. und Nov. 89. cap. 12. $. 4.) gewiſſen 
unehelihen Kindern an dem Nachlaſſe des Erzeugers ein- 
geräumt hatte; und daß dieſer Anſpruch als ein Inteſtat— 
Erbrecht gemeint war, ergiebt der Wortlaut der Novellen, 
da in beiden der Ausdrud gebraudt ift: „tunc enim 
damus illis, ut ab intestato in (ad) duas uncias vocen- 
tur.“ Vergl. Puchta's Band. $. 455. Auch in der 
Mark ift der jechste Pfennig der Unehelichen ftet3 als Erb: 
recht aufgefaßt, 3. B. in der alten Sippidaftsrolle (von 
Kunomw, Provinzial-Reht Bd. 2. ©. 108.): „Wenn der: 
jelben natürlihen und ledigen Kinder Vater ohne ehelich 
Meib und ehelihe Kinder verftirbt, erben die ledige Kin— 
der den jechsten Theil aus allen Gütern ihres veritorbenen 
Vaters.“ Nicht minder hat fih das Allgemeine Landrecht 
diefer Auffaſſung angeſchloſſen; denn es nennt den im 
Thl. I. Tit. 2. 8. 652. den unehelihen Kindern zuge- 
wiejenen jechsten Theil des Nachlaſſes in 8. 653. a. a. O. 
ausdrücklich „Erbtheil und im $. 654. „Erbrecht“, wie 
denn auch die im $. 652. in Bezug genommenen $$. 581. 
bis 583. defjelben Titels von „‚Erbportion‘ und „Erbfolge 
reden. Das Erbrecht der unehelihen Kinder in den Nach: 
laß des Erzeugers unterfcheidet fich in feinem, das Weſen 
der Sache betreffenden, Umftande von den übrigen Inteſtat— 
Erbrechten; e3 ift, wie diefe, Univerfal: Succeffion in den 
Nachlaß. Daß die Duote der Succeffion für fie durch das 
Geſetz ein für allemal beftimmt ift, hat feinen anderen 
rechtlihen Charakter, al3 die jonftigen Vorſchriften des 
Inteſtat-Erbrechtes, nach denen die Erbesquoten ſich be— 
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rechnen. Ebenſowenig berühren die beſonderen Bedingungen 
des Eintrittes (daß „eheliche Kinder und Eltern oder des 
Vaters ehelich Weib nicht vorhanden“) die Natur des 
Anſpruches als Inteſtat-Erbrecht. Nicht anders iſt es mit 
der Beſtimmung des Anhanges 8. 97. zum A. L.-R., auf 
weldhe die Smplorantin mit dem erften Richter bejonders 
Gewicht legt. Diefelbe lautet: 
Dod; gebühren dem unehelihen Kinde nicht zu gleicher 
Zeit gejeglihe oder versprochene Alimente, vielmehr fteht 
ihm nur zu, Die gedachten Alimente oder den jechsten 
Theil des Nachlaſſes zu wählen. Ä 

Danach erlöiht der Anſpruch des Kindes auf Fort: 
zahlung der laufenden Alimente, wenn dafjelbe die ihm er— 
öffnete Erbihaft antritt, während diefer Anfpruch beftehen 
bleibt, wenn das Kind die Erbſchaft ausſchlägt. Es ift 
nicht abzujehen, wie durch dieſe Vorſchrift das Inteſtat— 
Erbrecht des Kindes fih in ein Forderungsrecht an den 
Nachlaß verwandelt haben fol. Ein folder Rechtsgrundſatz 
befteht weder nah dem Neumärkiihen Provinzial: Rechte, 
noch nad dem Allgemeinen Landredte. 

Iſt alfo nicht in Abrede zu ftellen, daß der fechste 
Pfennig der unehelihen Kinder ein wahres Erbrecht ift, fo 
liegt fein ausreichender Grund vor, die Vorſchrift des 
Thl. I. Tit. 20. 8. 584. des U. L.-R. auf diefes Erbrecht 
nicht zu beziehen. Mit dem Ausprude: „feinem nächften 
gefeglichen Erben” ift die Perſon gemeint, welche, wenn in 
dem entjcheidenden Zeitpunfte der Verkäufer ftürbe, den— 
jelben ab intestato beerben würde; daß der Käufer alleiniger 
Erbe jein würde, ift nicht erforderlih; es genügt, daß er 
einer der gejeglihen Erben wäre. (Bergl. das in den 
Entſcheidungen Bd. 19. S. 227. mitgetheilte Erfenntniß 
des dritten Senates des Ober-Tribunal3.) Die Implorantin 


172 


meint, der $. 584. eit. beziehe ſich nur auf folche Inteſtat— 
Erben, deren Erbredt an fih unbedingt fei, wenn gleich 
die dereinftige Wirkſamkeit deffelben noch durch das Da: 
zwiichentreten anderer näherer Erben in Frage geitellt 
werden könne. Dieſer Zuſatz ergiebt aber ſchon, daß bei 
Lebzeiten einer Perſon von feinem nächiten gejeßlichen Erben 
überhaupt nicht unbedingt die Nede fein kann, jondern fich 
die Bedingung von jelbft verfteht, daß zu dem enticheidenden 
Zeitpunkte fein näherer Erbe oder fonft eine Perſon vor: 
handen ift, welche der Berufung der betreffenden Perſon 
zur Erbſchaft entgegenitände. 

2. Allerdings gebührt der jechste Pfennig nur den 
unehelihen Kindern „von einem gewiſſen Vater“, und 
was unter einem ſolchen zu verftehen, ift auch in der Marf 
nah dem A. L.-R. Thl. II. Tit. 2. 8. 654. zu beurtheilen. 
(Erfenntniß des Dber-Tribunal3 vom 5. December 1851., 
Entid. Bd. 22. ©. 100.) Hiernah muß das das Erb— 
recht beanſpruchende Kind, wenn nicht ein das Erbrecht 
vorbehaltendes Erfenntniß vorliegt, „ein freiwilliges An: 
erkenntniß des vorgeblihen Baters nachweiſen.“ — Nah 
der Feftftellung des Appellations-Richters hat Chr. N. feine 
Baterichaft zu dem Berklagten in der von dieſem bei— 
gebrachten gerichtlichen Urkunde vom 18. November 1869. 
anerkannt. Hierdurch ift für alle Zeit, auch für die Ver— 
gangenheit, feitgeitellt, daß die Baterihaft des Chr. N. zu 
dem Berklagten gewiß iſt. Es ift daher unerheblih, daß 
das Anerfenntniß erit nah dem Kaufgeſchäfte, Hinfichtlich 
deſſen die Klägerin das Vorkaufsrecht ausüben will, er- 
Härt ift. 

Da nad alle dem der Appellationg-Nichter gegen die 
als verlegt bezeichneten Vorſchriften des A. L.-R. nicht 
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verftoßen hat, der angeblich verlegte Rechtsgrundſatz des 
Neumärkiſchen Provinzial-Rechtes aber nicht beiteht, jo war 
die Nichtigkeits-Beſchwerde als unbegründet zurüdzumeilen. 


M 22. 
Wechjelunterichrift. 


Iſt das Nachmalen der Schriftzüge, mit denen ein 
Dritter den Namen des Ausſtellers unter einen Wed) - 
jel vorgezeichnet hat, durch dieſen Ausſteller für eine 
gültige Wechjelunterichrift zu achten? 


Der Altfiger Lucas M. bat, nach der Behauptung der 
Klage, am 1. Auguft 1869. einen am 1. Sanuar 1870, 
fälligen, über 337. Thlr. lautenden, Wechſel an die Drdre 
des Kaufmannes M. ausgeftelt. Der Wechſel iſt durd) 
Blancogiro auf den Kürfchnermeilter G. ©. übergegangen. 
Diejer hat den Betrag defjelben mit Zinfen von Berfall- 
tage, nebit den verausgabten Proteftkoften und ?/s Procent 
Provifion, gegen L. M. eingellagt. In erſter Inftanz it 
derjelbe in contumaciam nad) dem Klageantrage verurtheillt. 
Sin der Appellations-Inſtanz jtellte er in Abrede, daß er den 
Wechſel ausgeitellt Habe und verlangte die Abweiſung des Klä- 
gerd. Nachdem er aber in dem Termine zur Ableiftung des 
Diffeſſions-Eides erklärt Hatte: „er könne nicht fchreiben, es 
könne aber möglich fein, daß der Wechſel auf folgende Art ent: 
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ſtanden ſei, daß der Agent W. die Namensunterſchrift des L. M. 
mit Bleiſtift auf dem Wechſel vorgezeichnet und er, der Ver— 
klagte, hierauf die Unterſchrift: „L. M.“ nachgemalt habe“, — 
hat das Appellations-Gericht zu Bromberg das Erkenntniß 
erſter Inſtanz beſtätigt, indem es annahm, daß eine nach 
den Art. 4. und 96. der Allg. Deutſchen Wechſel-Ordnung 
gültige Unterſchrift vorliege. Der Verklagte hat gegen 
dieſe Entſcheidung die Nichtigkeits-Beſchwerde eingelegt, 
weil er jene Artikel für verletzt hält, ſowie auch den 
$. 135. Thl. I. Tit. 10. der Allg. Gerichts-Ordnung 
und eine wejentlide Vorſchrift nah dem $. 5. Nr. 2. 
* der Verordnung vom 14. December 1833. Der vierte 
Senat des Ober: Tribunal hat aber am 30. Juni 1870. 
dieſe Nichtigkeits-Beſchwerde zurüdgemwiejen, aus "folgenden 
Gründen: 

Der Appellationg-Richter ftellt feit, daß der unter dem 
in Rede jtehenden Wechſel befindlihe Name: „L. M.“ eine 
wirkliche Unterfchrift, den Art. 4. und 96. der Wechſel-Ord— 
nung entipredhend, enthalte, wenn fie auch in der vom Kläger 
behaupteten Weiſe duch Nachmalen der Schriftzüge ent: 
ftanden ſei; daß diefelbe vom Verklagten herrühre, nimmt 
er an, da PVerklagter, nad der von ihm abgegebenen Er: 
Härung, nit beſchwören fünne, daß der Mechfel nicht in 
der angegebenen Art entitanden ſei, daher, troß feines aus: 
drüdliden Erbietens, den Diffeſſions-Eid abzuleiften, von 
der Abnahme dejjelben habe Abitand genommen und für 
feftftehend erachtet werden müſſen, daß die Unterjchrift: 
„Lukas M...." von der Hand des Verklagten geichrieben 
worden. Der AJmplorant, welcher die Annahme, daß eine 
gültige Unterfehrift vorliege, für unrichtig hält, ftüßt dieſe 
Behauptung darauf, daß, nach jeinem Zugeltändnifje in der 
Audienz: Verhandlung vom 23. März 1870., erwieſen jei, 
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daß er ſchreibens- und lefensunfundig, mithin, weil ihm die 
Kenntniß der Bedeutung der Schriftzeichen fehle, dad Nach: 
malen feines Namens nicht al3 Schreiben angejehen werden 
fönne. Auf diefe Behauptung kann jedoch Feine Rüdficht 
genommen werden, weil im Wechſelrechte die Borjchriften 
des Allg. Landrechtes im $. 172. Thl. I. Tit. 5. über die 
Form der Verträge jolher Perſonen, die nur ihren Namen 
Schreiben, ſonſt aber weder zu leſen, noch zu jchreiben ver: 
mögen, feine Beachtung finden können. Der aus ihnen 
entnommene Einwand geht nit aus dem Wechſelrechte 
hervor, er betrifft nicht die Natur des Wechſels und defjen 
Erfordernifje, wie fie namentlih die Art. 4. und 96. vor- 
ihreiben. Der bier vorliegende Wechſel trägt, wie der 
Appellationz: Richter feititellt, die eigenhändige Unterjchrift 
des Berflagten. Die Behauptung einer nicht ausreichenden 
Kenntniß des Leſens oder Schreibens bei dem Wechfel- 
Ausſteller berührt die Form des MWechjeld und das innere 
wechſelmäßige Verhältniß gar nicht. Dies hat auch in der 
bisherigen Rechtſprechung des Ober-Tribunals Geltung ge: 
funden, (cfr. Entid. Bd. 20. ©. 355.5; — Präj. 2269. 
Samml. Th.2. ©. 168.) und geht namentlich daraus hervor, 
daß nah dem Art. 94. der Wechſel-Ordnung jelbit Mechjel- 
Erklärungen, welche ftatt de3 Namens mit Kreuzen oder 
anderen Zeichen vollzogen find, Wechſelrecht haben, jobald 
dieſe Zeichen gerichtlich oder notariell beglaubigt find. Dar: 
nah ijt der Vorwurf der Verlegung der Art. 4. und 96. 
der Mechjel-Drdnung nicht gerechtfertigt. 

In den Gründen, die der Appellationz-Richter dafür, 
daß dieje Unterfchrift von L. M. herrühre, angeführt, findet 
Implorant ferner eine Berleßung des $. 135. Thl. I. 
zit. 10. der A. ©.:D. und einer wefentlihen Proceß-Vor— 
ſchrift im Sinne des 8. 5. Nr. 2. der Verordnung vom 
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14. December 1833, weil ein falſches Präjudiz zur An— 
wendung gebracht ſei. Daß der Appellations-Richter aber 
in den mitgetheilten Gründen ein Präjudiz, namentlich das 
im $. 135. 1. c. erwähnte, babe zur Anwendung bringen 
wollen und gebradt habe, das ift in diefen Ausführungen 
feinesmweges klar ausgeſprochen. Nah der Sachlage war 
für die Anwendung eines ſolchen Präjudizes auch fein Feld; 
Berklagter hat nicht die Ableiftung des Diffeſſions-Eides 
geweigert; er it auch in dem dazu angelegten Termine nicht 
ausgeblieben, jo daß in contumaciam gegen ihn hätte an- 
genommen werben dürfen, er könne oder wolle den Diffeſſions— 
Eid nit leiſten; Berklagter ift vielmehr im Termine er- 
ſchienen und hat ſich zur Ableiftung des Eides bereit erklärt. 
Nah den vorwaltenden Umständen kann daher nicht an— 
genommen werden, daß der Appellation3-Richter das Prä- 
judiz des $. 135. 1. c. zu realifiren beabfichtigt habe; es 
gewinnt vielmehr den Anfchein, al3 wenn er, weil, nad 
feiner Anficht, Verflagter nicht ſchwören fünne, daß bie 
Unterfhrift in vorgetragener Weile (duch Nachmalen) nicht 
entjtanden jei, darin ein Zugeftändniß gefunden und daß er 
darnah die Weberzeugung, daß PVerflagter den Wechſel 
unterjchrieben, gewonnen habe. Einer Erörterung, ob dieſe 
Annahme richtig, bedarf e3 jedoch nicht, weil der erhobene 
Angriff nur auf die Anwendung eines unrichtigen Prä- 
judizes gegründet ift. Diefer Angriff ift aber, nad) dem 
Borbemerkten, verfehlt. Solchem nad erſcheint die Nichtig- 
feit3:Befchmwerde überall al3 unbegründet. 


—— 
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Ne 283. 


Zeit der Angabe der Gründe zu einer 
Dienjtentlafjung. 





Kann die Herrichaft, welche einen Dienjtboten vor 
Ablauf der Dienitzeit entlafjen hat und von demfelben 
auf Entihädigung gerihtlid in Anſpruch genommen 
wird, in dem diesfälligen Proceſſe geſetzmäßige Ent: 
lafjungsgründe geltend machen, melche fie, dem Dienit- 
boten gegenüber, früher nicht angeführt hatte? 

A. L.-R. Thl. I. Tit. 5. 88. 408.410, Tit. 11. 88. 869. 

894, 

Gefinde - Ordnung vom 8. November 1810. 88. 117. 118. 

160.162. (G-S. S. 101. ff.) 


Der Kläger L. iſt als Meier auf dem Gute des Ver— 
Hagten S. am 2. April 1850. angezogen, und von ihm, 
nach erfolgter dreimonatliher Kündigung, am 2. October 
1867. des Dienftes entlaffen worden. Er hält weder die 
Kündigung, noch die Entlaffung für gerechtfertigt, und iſt, 
nachdem %. vor der Polizeis-Behörde jeine Wiederaufnahme 
verweigert, gegen denfelben auf Zahlung von Lohn und 
Gewährung von Dienjt:Emolumenten auch noch für die 
Zeit vom 2. October 1867. bis 2. April 1868. Elagbar 
geworden. %. wendete unter Anderem ein, daß 8. ihm 
duch Unterihlagungen, Dienſt-Vernachläſſigungen und 
Ungehorfam Grund zur Entlafjung gegeben habe, was dem: 
jelben bei der Entlaffung auch angegeben jei. Kläger 


bat jolches beftritten, und ift der Meinung, daß Verklagter 
Band 65. M 


178 


jene weder bei der Entlaffung, noch vor der Polizei— 
Behörde vorgebradten Gründe jet nicht mehr geltend 
machen dürfe. 

Sn diefem Procefje ift die umftehende Frage von 
den Richtern erfter und zweiter Inſtanz, der Kreisgerichts- 
Deputation zu Seelow und dem NAppellations = Gerichte 
zu Frankfurt a./D. in den Erfenntniffen vom 16. Juli 
1869. und vom 4. Juli 1870. bejahend entichieden, 
und hat der erfte Senat des Ober: Tribunals am 3. April 
1871. die gegen das Appellations- Erfenntniß von Klä- 
ger eingelegte Nichtigkeitsbeichwerde zurüdgemiejen, aus 
folgenden 

Gründen. 

Der Appellations- Richter hat angenommen, daß der 
Berklagte, der Anfang Juli 1867. erfolgten Kündigung un: 
geachtet, den Kläger am 2. Detober 1867. zu entlafjen nicht 
berechtigt gemwejen fein und deshalb demſelben Lohn und 
Deputat 2c., im Geldwerthe von zufammen 91. Thlen. 
20. Sgr., noch für die Zeit von da ab bis zum 1. April 
1868. zu entrichten, nad) den 88. 160. 161. der Geſinde— 
Drdnung vom 8. November 1810. verpflichtet fein würde, 
wenn er ihn aus anderen, als gejegmäßigen, Urſachen vor 
Ablauf der, (bis zum 1. April 1868. dauernden), Dienftzeit 
entlafjen und fich beharrlich gemweigert hätte, den Dienft- 
vertrag fortzufegen. Der Appellationz- Richter hat fodann 
nah dem Rejultate der Bemweisaufnahme, feitgeftellt, daß 
ein folcher gejegmäßiger Entlafjungsgrund zufolge 8. 118. 
a. a. D. vorgelegen, dap nämlich Kläger des beharrlichen 
Ungehorjams und der Widerjpenftigfeit gegen die Befehle 
ſeines Dienftheren (des Berklagten) fich jchuldig gemacht 
babe. Dieje thatjächliche Feitftellung iſt in der Nichtigfeits- 
beſchwerde nit angegriffen, und es fann daher von der 
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gerügten Verletzung jener, vom Appellations-Richter 
citirten Paragraphen der Geſinde-Ordnung ſowenig, wie 
von der der 88. 117. und 162. die Rede ſein, ſofern 
dem Appellations-Richter der Vorwurf eines rechtsgrund— 
ſätzlichen Verſtoßes bei Anwendung dieſer Paragraphen 
nicht mit Erfolg gemacht worden iſt. Implorant hat ihn 
zwar verſucht, jedoch erfolglos. Der Appellations-Richter 
iſt nämlich der Anſicht, daß es nicht darauf ankomme, ob 
der Verklagte dem Kläger die im jetzigen Proceſſe an— 
gegebenen Entlaſſungsgründe, namentlich die auf den 8. 118. 
a. a. O. geſtützte, für erwieſen angenommene, Urſache be— 
reits früher mitgetheilt gehabt habe, oder nicht, und daß 
der Verklagte den gedachten Entlaſſungsgrund auch jetzt 
noch geltend machen könne, ſelbſt wenn er dies bei dem 
Abzuge des Klägers im October 1867. nicht gethan habe, 
weil, wie, unter Bezugnahme auf! den 8. 408. Tit. 5. 
Th. I. des A. L.-R. gejagt wird, nirgends vorgeihrieben 
fei, daß der Grund des Rücktritts von einem Vertrage bei 
dem Rücktritte jelbft angezeigt werden müſſe, widrigenfalls 
von demjelben fein Gebrauch gemacht werden dürfe. 

Ohne Grund glaubt die Nichtigfeitsbefchwerde dem 
Appellationg:Richter deshalb, weil die Entihädigungzpflicht 
der Herrihaft, wenn fie das Gefinde aus anderen, als 
gefegmäßigen, Gründen vor Ablauf der Dienftzeit entlaffe, 
nah den 88. 160.—162. der Geſinde-Ordnung eintrete, und 
weil e3 deshalb nur darauf, ob der Grund, aus welchem 
die Herrſchaft entlaffen habe, ein gejegmäßiger fei, nicht 
aber darauf anfomme, ob fie einen ſolchen Grund gehabt 
habe, Sofern von ihr nicht aus diefem Grunde die Ent: 
lafjung vorgenommen worden jei, die Verletzung ver 
88. 408.—410. Tit. 5. Thl. I. des N. L.-R. vormerfen zu 
fönnen. Denn unzweifelhaft gehört der Gefinde-Vertrag su 
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der Claſſe der Verträge über Handlungen (8. 869. ff. 894. 

Tit. 11. Thl. J. des A. L.-R.) und es finden darauf alſo 

auch die als. verlegt bezeichneten Paragraphen des fünften 

Titel3 Anwendung, welche lauten: 

8. 408. Bei Verträgen, deren Hauptgegenitand Handlungen 

find, fann derjenige, welcher behauptet, daß der 

Andere die Erfüllung bisher niht contract 

mäßig geleitet babe, oder jolchergeftalt nicht 

leilten könne, zwar jofort auf jeine Gefahr von 

dem Vertrage wieder abgehen; 

$. 409. Er muß aber, wenn fich hiernächft bei der ge— 
rihtlihen Unterfuhung findet, daß jein Vorgeben 
ungegründet geweſen ſei, ven Gegentheil vollftändig 
entichädigen. 

$. 410. Wird hingegen das Vorgeben begründet befunden, 
jo muß der Andere, außer der erfolgenden Auf: 
hebung des Vertrages, dem Abgehenden für allen 
aus jeinem contract3widrigen Verhalten, bis zum 
Beitpunfte des erklärten Nüdtrittes wirklih, ent- 
ſtandenen Schaden gerecht werben. 

Wie bereits in dem, aud vom Appellations-Richter in 
Bezug genommenen, in Striethorft’3 Archiv Bd. 60. 
©. 154. ff. abgedrudten Erfenntnifje des dritten Senates 
des Ober: Tribunals, ausgeführt it, läßt ſich ſowenig 
aus den Worten diejer Vorſchriften, al$ aus deren 
Sinne und Zulammenhange entnehmen, daß der Grund des 
Nüctrittes von einem ſolchen Vertrage bei dem Nüdtritte 
felbft angezeigt werden müſſe, a von diejem 
Grunde bei Erörterung der Frage: 

ob der Rücktritt gerechtfertigt jei, oder die PR OR 
zur Entſchädigung des anderen Theils nad ſich ziehe? 
fein Gebrauch mehr gemacht werden dürfe. Hieran muß 
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feſtgehalten werden. Aus den Worten „behauptet“ im 
8. 408. und „Vorgeben“ in den SS. 409. 410. folgt 
allerdings, daß der Nüdtritt vom Vertrage ausdrüdlic 
erklärt werden muß. Cine folde ausdrüdliche Erklärung 
liegt aber in einer, innerhalb der Dienitzeit zum Zwecke 
der vor deren Ablauf erfolgenden Auflöjung des Dientt- 
verhältnifjes ausgeiprocdhenen, Kündigung nicht minder, als 
in einer innerhalb der Dienftzeit geichehenen Entlaſſung, 
fofern in dem einen, wie in dem anderen Falle auch nur 
im Allgemeinen Unzufriedenheit mit den bisherigen Leiftungen 
al3 Grund des Nüdtrittes zu erkennen gegeben wird. Jeder 
Theil kann von einem ſolchen Vertrage „auf feine Gefahr“ 
wieder abgehen, und zwar „ſofort,“ das heißt, es bedarf feiner 
vorherigen gerichtlihen Erörterung und Entſcheidung über 
die Rechtmäßigkeit des Rücktrittes und darüber, ob der 
Vertrag bis dahin wirklich nicht contractsmäßig erfüllt 
worden. Der NRüdtritt gefchieht aber „auf feine Ge— 
fahr”, das heißt, er muß den andern Theil entichädigen, 
wenn derjelbe mit der Aufhebung des Vertrages nicht ein- 
veritanden ift und bei der beantragten gerichtlichen Unter: 
juhung fich nicht herausftellt, daß dieſer contract3widrig ge= 
handelt habe. Bor dem Richter, alfo in dem von dem 
Dienftboten wegen vermeintlich ungzeitiger Entlafjung an— 
geitellten Entiehädigungs - Proceßverfahren, hat ſonach die 
Herrihaft ven Nüdtritt vom Vertrage zu rechtfertigen, oder 
ihre Berurtheilung zur Entihädigung des von ihr vor Ab- 
lauf der Dienftzeit entlafjenen Dienftboten zu gewärtigen. 

Auch die SS. 160.—162. der Geſinde-Ordnung, wo— 
nah eine Herrihaft dem Gefinde Lohn und Belöftigung 
für die noch rüdftändige Dienftzeit entrichten, reip. gewähren 
muß, wenn fie dafjelbe „aus anderen, al3 geſetzmäßigen 
Urſachen“ vor Ablauf der Dienftzeit entlaſſen und deſſen 
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Wiederannahme, polizeiliher Aufforderung ungeachtet, ver- 
weigert bat, legen der Herrichaft feinesweges, bei Verluſt 
des Rechtsichußes gegen den Entſchädigungs-Anſpruch des 
Gefindes, die Verpflichtung auf, außergerihtlih dem Ge— 
finde gegenüber oder vor der Polizei-Behörde, deren Urtheil 
rüdfihtlih der Entihädigungsfrage in feinem Falle prä- 
jwdicirlih ift, mit allen Gründen, aus welchen fie von dem 
Rechte, auf ihre Gefahr jofort und ohne Weiteres von dem 
Dienftvertrage abzugeben, Gebraud zu machen, ſich ver: 
anlaßt gejehen hat, hervorzutreten, uud dem Gejinde, mit 
defien Zeitungen fie unzufrieden iſt, ein General-Regiſter 
fämmtlicher bis dahin vorgefommener Dienitvernadhläjligungen 
und fonftiger Fehltritte vorzulegen und dabei mit der 
ferupulöjeiten Genauigkeit zu Werke zu gehen, weil eine 
jpätere Vervollftändigung unftatthaft jein mwirde Die 
Herrſchaft fann, ſei e8, um unerquidliche Gonteftationen zu 
vermeiden, oder jelbit aus Schonung für das Gelinde, es 
für gut und angemefjen halten, außergerichtlich jich zu be— 
gnügen, als Grund der Entlaſſung ganz allgemein Uns 
zufriedenheit mit dem Verhalten und den Leiltungen des 
Gefindes anzuführen und fich auf nähere Angaben ‚gar 
nicht einzulafen, oder doch nur auf den einen oder anderen 
Grund zu beſchränken und abzuwarten, ob das Gejinde ſich 
bei der Aufhebung des Dienftcontractes beruhigen, oder 
aber durch Einklagung von Entihädigungsforderungen fie 
nöthigen werde, zum Schuße dagegen dem Richter alle 
Gründe vorzutragen und, joweit diejer für erforderlich hält, 
nachzuweiſen. Die Frage: ob die Entlafjung aus gejeß- 
mäßigen Gründen erfolgt jei, oder, weil dies nicht Der 
Fal, die Entihädigungsverpflihtung zur Folge habe? kann 
endgültig nur vom Richter entichieden werden. In dem 
außergerigtlichen Verſchweigen gejegmäßiger Entlafjungs= 
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gründe liegt Feinenfalls eine Verzichtleiftung auf das Recht, 
davon an competenter Stelle, vor dem Richter, Gebraud 
zu maden. Auch kann der eingetretene Verluſt der Beweis— 
mittel für einen ſchon außergerichtlich angeführten Ent— 
laſſungsgrund — (Tod von Zeugen, Verbrennen von Brief— 
haften u. d. m.) — die Herrichaft nicht der Befugniß ver- 
Iuftig machen, ſich gegen die Entihädigungsforderung des 
Gefindes duch den Beweis des Vorhandengeweſenſeins 
noch anderer gejeßmäßiger Entlafjungsgründe zu ſchützen. 
Es kommt alſo für die richterlihde Beurtheilung, ob die 
Herrihaft das Gefinde aus gefegmäßiger Urſache entlafjen 
babe, nur darauf an, ob ihr zur Zeit, als fie das Gefinde 
entlaffen bat, dergleichen zur Seite geftanden, nicht aber 
darauf an, ob von ihr bei der Kündigung, oder bei 
der Entlafjung, oder vor der Polizei-Behörde im Einzelnen 
gar feine beitimmten, oder nur einige oder alle Gründe, 
aus welchen fie vom Dienftvertrage innerhalb der contractlichen 
Zeit abzugeben ſich für befugt angejehen bat, angeführt 
worden find. Dem Appellations- Richter fällt daher auch 
feine Verlegung der bezeichneten Geſetzesvorſchriften zur Laft. 


a — 


N 24. 
Ausführung der Auseinanderjekung. 


Wenn, in Gemäßheit des $. 203. der Verordnung vom 
20. Juni 1817. die Realifirung der Auseinanderjegung 
vor der Beitätigung des Necefjes erfolgt, jo hat der 
Receß, injofern er demnächſt von der General-Commiljion 
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beſtätigt wird, rückwirkende Kraft dergeſtalt, daß das 
Eigenthum der Abfindungen als mit der Ausführung der 
Auseinanderſetzung auf deren Erwerber übergegangen 
anzunehmen iſt. Das Präjudiz Nr. 1961. vom 
16. November 1847. (Präjudiz-Sammlung J. S. 347.) 
wird, ſoweit es dem entgegenſteht, aufgehoben. Präj. 
Nr. 2762. 


Berordnung wegen Drganifation der General-Commiffionen 
und der Revifiong » Collegien 2c., vom 20. Juni 1817. 
$$. 169. 170. 202. 203. (G.-E. ©. 161. u. ff.) 

Edict die Regulirung der gutsherrlichen und bäuerlichen Ver— 
hältnifje betr., vom 14. September 1811. 8.31. (G.-©. 
©. 291.) 

Geſetz wegen Regulirung der gutsherrlichen und bäuerlichen 
Verhältnifje im Großherzogthume Poſen 2c., vom 8. April 
1823. 88. 15.—17. 75. 76. 112. (©.-©. ©. 49. u. ff.) 

Gejeß, betr. die Ablöfung der NReallajten 2c., vom 2. März 
1850. $. 87. (©.-©. ©. 104.) 


Der Nentner ©., der Kaufmann St. und die ver: 
ehelichte Sch. befigen je eine Bürgerftelle zu Schw. und 
gehört zu je einer foldhen, laut des am 12, Februar 1860 
abgeichlofjenen Separations - Necefjes, eine zwiichen dem 
Dewin:See und der Dder belegene Wiefe. Die Ausführung 
der Separation bat bereit3 im Sahre 1838. ftatt gefunden, 
ſich ſeitdem aber eine Anſchwemmung gebildet, welche mit 
den Demwin-Wiefen im Zufammenhange fteht. Diejes Land 
it von der Stadtgemeinde Schw. in Belig genommen und 
jeit dem Jahre 1866. für ihre Rechnung verpacdhtet worden. 
Die genannten Befiger der Bürgerftellen beanipruchen aber 
das Eigentum daran als Ufer: Bejiser und haben gegen 
die Stadtgemeinde auf Herausgabe geklagt. 

In eriter Inftanz ift von der Kreisgeriht3-Deputation 
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zu Schwedt unter dem 18. März 1869. die Zurückweiſung 
der Klage, in zmeiter Inſtanz durch Erkenntniß Des 
Kammergerihtes vom 24. Januar 1870. die Verurtheilung 
der Berflagten nah dem Antrage erfolgt, die Nichtigfeits- 
beihmwerde der Letzteren aber ift durch das Urtel des zweiten 
Senates des Dber-Tribunals vom 15. December 1870. ver: 
worfen worden, au3 folgenden 
Gründen. 

Der Appellationz-Richter fett feit, daß der Separations— 
Receß vom 12. Februar 1866. bereit3 im Jahre 1838. zur 
Ausführung gefommen ift und nimmt an, daß mit diefer Aus: 
führung das Eigenthum der vertheilten Grundſtücke auf deren 
Erwerber übergegangen fei, nicht erſt durch den Receß. 
Die Nichtigkeitsbeſchwerde rügt deshalb die Verlegung der 
S$. 169. und 170. der Verordnung vom 20. Suni 1817.; 
jedoh mit Unreht. Nach diejen Geſetzen findet das Aus» 
einanderiegungs=Berfahren durch den von den Intereſſenten 
vollzogenen und von der General: Commilfion beftätigten 
Receß formell allerdings erft jeinen Abſchluß, und derfelbe 
bildet den urkundlichen Titel für die darin enthaltenen 
EigenthHums-VHebertragungen. Zu ſolchen gehört aber aud) 
die Uebergabe, welche dur die Ausführung der Aus: 
einanderjegung bewirkt wird, und dieſe hat in der Regel 
erſt nach Beitätigung des Receſſes zu geichehen. — $. 202. 
a. a. O. — Wenn fie jedoch nad) dem 8.203. dafelbit, mit Ge: 
nehmigung aller Intereſſenten und unter Zuftimmung der 
General:Commiffion, ſchon früher ftatt finden kann, jo wird 
die Beitimmung darüber ein Theilſtück des Receſſes felbft 
und die Beltätigung defjelben umfaßt auch den Zeitpunct 
der Ausführung, hat hiernach aber rückwirkende Kraft, jo 
daß die Eigentums» Ermwerbung al3 mit derjelben erfolgt 
angenommen werden muß. Es iſt eine früher getroffene 
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rechtsgültige Feftftelung eben nur in die Recepform ge— 
bradt und die General-Commiffion beftätigt nur, was fie 
früher bereit3 genehmigt hatte, und was ohne ihre Ge: 
nehmigung rehtsgültig nicht geſchehen konnte. Damit im 
Einklange ftehen die Vorſchriften im 8. 31. des Regulirungs— 
Edictes vom 14. September 1811., der 88. 75. fi. des Ge: 
jeßes für das Großherzogtum Poſen vom 8. April 1823. 
und des 8.87. des Ablöſungs-Geſetzes vom 2. März 1850., 
wonach das Eigentyum der Höfe auf die bäuerlichen Wirthe 
mit dem Ausführungs: Termine übergeht, ohne daß dabei 
unterichieden wird, ob diefer vor oder nad) der Beitätigung 
des Receſſes eintritt. Der (ehemalige) dritte Senat hat 
zwar unterm 15. November 1847. zu den $$. 15.—17. 
75.—76. 112. des Gejeßes vom 8. April 1823. das Prä— 
judiz Nr. 1961. (Präj.“S. Th. I. ©. 347) eintragen lafjen: 
„Wenn ji bei der Negulirung der gutsherrlichen und 
bäuerlihen Berhältniffe nah obigem Gejege auch die 
Intereſſenten wegen eines früheren Termines zur Aus— 
führung der Auseinanderfegung vereinigen: jo tritt Doc) 
das Eigenthum der bäuerliden Wirthe erft in volle 
Wirkfamkeit, wenn die betreffenden Verträge und Receſſe 
vorihriftsmäßig vollzogen und von der General-Commiffion 
beitätigt worden find; | 
und es bejtimmt allerding3 der $. 112. a. a. D.: 
„Ale auf den Grund dieſes Geſetzes abzujchließenden 
Berträge und Receſſe müflen von der General:Commiffion 
beitätiget, und, wenn fie dazu reif find, gerichtlih oder 
von einem zum Nichter-Amte geeigneten und verpflichteten, 
von der Behörde damit beauftragten Beamten auf: 
genommen und anerkannt werden. Alle auf dieje Weife 
noch nicht aufgenommene und beftätigte Verhandlungen 
ind, nad Verſchiedenheit der Fälle, nur als Tractaten 
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und Punctationen anzujehen und müſſen nad dem Be: 
finden der General-Commiffion berichtiget, vervollftändiget 
und zu feiner Zeit in der eben beftimmten Form zum 
Schluß gebracht werben.“ 

Allein dieſe Vorſchrift bezieht fih nur auf Verhand— 
lungen und Berträge, melde nicht von einem Gommiljar 
der Auseinanderfegungs: Behörde aufgenommen, nicht aber 
auf ſolche, welche bereit von dieſer Behörde genehmigt 
worden find und dadurch Nechtsgültigkeit erlangt haben. 
Die allgemeine Faſſung des PVräjudizes rechtfertigt ſich hier: 
nah nit und das bezogene Gejeß paßt auf den hier vor: 
liegenden Fall nit. Hat hiernach der Appellations-Richter 
nicht gefehlt, indem er die Kläger ſchon zur Zeit der 
begonnenen Anſchwemmung als Eigenthümer der Ufer: 
Grundftüde erachtet, welche ihnen durch die Auseinander- 
jeßung überwiejen worden, jo hat er auch die SS. 225. 226. 
244. Tit.5. Th. 1. des A.L.:R. nicht verletzt, welche beftinnmen‘ 
$. 225. DVerbreitungen des Ufers durch das allmähliche 

Anipülen fremder Erdtheile fommen demjenigen zu 
Gute, welhem das Ufer gehört (Thl. II. Tit..15. 
Abſchn. 2.). 

8. 226. Auch neu anwachlende Erdzungen und Halbinfeln, 
welche nach und nad entitanden find, gehören dem— 
jenigen, an deſſen Ufer fich diejelben angefegt haben. 

8. 244. Mo, nah den Provinzial: Gejegen, die Inſeln in 
öffentlichen Flüffen fein Vorbehalt des Staates 
find, da haben die Beſitzer desjenigen Ufers, welchem 
fie am nächſten liegen, das Recht, fich diefelben 
zuzueignen. 

Der Appellations-Richter fol aber ferner mit Unrecht 
den Einwand der Berklagten verworfen haben, daß alle 
diejenigen Grundftüde, welche zur Zeit des Receß-Abſchluſſes 


183 — — 


vorhanden geweſen, aber nicht mit zur Theilung gekommen, 
im gemeinſchaftlichen Eigenthume aller durch die Feldbau— 
Deputation vertretenen Intereſſenten verblieben ſeien, in 
deren Namen die Beſitz-Ergreifung durch jene ſtatt gefunden 
und zwar lediglich um deshalb, weil in Betreff der Lan: 
dungen fein Vorbehalt gemacht worden. 

Der Appellationg- Richter fol dadurd die SS. 1. 30. 
96. 95. 96. der Gemeinheits = Theilungs » Ordnung vom 
7. Juni 1821. duch Nichtberücdfichtigung, den $. 170. der 
Verordnung vom 20. Juni 1817. durch unrichtige An: 
wendung, jowie einen Rechtsgrundſatz verlegt haben, welchen 
die Nichtigfeitsbefchwerde dahin formulirt: „Die Ver: 
größerung, welche ein zur Separation gezogenes Grundjtüd 
während der Dauer der Separation, in Folge eingetretener 
Natur-Ereigniffe, erhält, wird von den Beftimmungen des 
Separations-Receſſes nur inſoweit betroffen, al3 dieſer 
ausdrüdlih darüber verfügt, oder dieſelbe ein Grundftüd 
betrifft, in deſſen Befiß-Verhältniffen in Folge der Separation 
feine Veränderung eintritt. Iſt weder das Eine, noch das 
Andere der Fall, fo bildet die Vergrößerung ein gemein: 
Ihaftliches Eigenthum der Separations-Intereſſenten.“ 

Auch dieſer Angriff ift verfehlt. Denn war das Eigen: 
thum der Pläne, wie gezeigt worden, unter Vorausſetzung 
der ipäter erfolgten Beftätigung im Receſſe, bereit3 mit der 
Ausführung auf die Erwerber übergegangen, jo hört damit 
die Gemeinichaft der nterefjenten auf, und die Folgen des 
Sonder:Eigenthumes treten ein. Natur: Ereignijje, welche 
Ipäter zum Vorſchein fommen, treffen den Erwerber, gleich: 
wie nach der Vollziehung und Beftätigung des Receſſes, jo 
daß auch eine Vergrößerung der überwiejenen Grundjtüde 
durh Alluvion nur demjenigen zu Gute fommen kann, bei 
welchem fie nach der Ausführung eingetreten it. Die da= 
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durch gewonnene Landung konnte nicht Gegenitand der Ver: 
theilung fein, da ſie zur Zeit der reellen Theilung nod 
nicht eriltirte, und fie it niemals in das Eigenthbum der 
Verklagten gelommen, noch hat fie einen Theil der Gefammt: 
Theilungs-Maſſe gebildet, fie fonnte deshalb auch nicht ver: 
theilt werden. Die als verlegt bezeichneten Gejege beftimmen 
nur, daß und wie die Separations-Intereſſenten für ihre 
Theilnehmungsrechte abzufinden und paffen daher bier nicht. 
Unzutreffend aber ift die Beftimmung des $. 170. der Ber: 
ordnung vom 20. Juni 1817., daß alle Grundftüde, welche 
nicht Anderen überwiejen find, dem bisherigen Beſitzer ver: 
bleiben. 
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N? 25. 

Verjährung von fünf Sahren gegen die ein- 
zelnen Gejellichafter, nach Auflöfung einer 
Handels-Geſellſchaft. 

Finden die Beſtimmungen des Art. 146. des Han— 
delsgeſetz- Buches, wonach Klagen gegen einen Geſell— 
ſchafter aus Anſprüchen gegen die Geſellſchaft in fünf 
Jahren nach Auflöſung der Geſellſchaft verjähren, 
auch auf „Societäts-Handlungen“ Anwendung, welche 
noch vor dem Eintritte der Geſetzeskraft des Handels— 
gejeg- Buches ihre Auflöſung gefunden haben? 

N. L.-R. Thl. II. Tit. 8. 88. 677. 618. 682. 683,, THL I. 

Tit. 17. 88. 307.—310. 


Allgemeines Deutjches Handelögejeg - Bud, Art. 133. 137. 
141, 147, 148, 
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Bei Regulirung des Nachlaſſes der verehelichten L. iſt 
unter ihren drei Kindern und alleinigen Erben Streit dar— 
über entſtanden, ob für eine beſtimmte Nachlaßforderung 
an den hinterbliebenen Ehemann der Erblaſſerin, welcher 
der Erbſchaft entſagt hat, der eine von dieſen drei Erben, 
der Emanuel L., als Mitſchuldner, neben ſeinem Vater 
verhaftet und deshalb verpflichtet ſei, den gedachten Betrag, 
nach Abzug feines Drittel-Antheils, zur Nachlaßmaſſe zu 
entrichten. Den dies Schulbverhältniß vorausfegenden Erb- 
receß hat der angeblide Schuldner zu vollziehen fich ge- 
weigert und ijt deshalb der eine Miterbe Adolph 2. gegen 
ihn auf Vollziehung des Erbrecefjes und Zahlung des ihm 
zuftehenden Drittel klagbar geworden. 

Der Verklagte bejtreitet ſowohl die noch jeßt Fort: 
dauernde Eriftenz der fraglichen Forderung ſelbſt, ald auch 
jedenfall das Beitehen feiner eigenen Verhaftung für die- 
jelbe, hat aber auch event. den Einwand der fünfjährigen 
Berjährung erhoben, um welche Einrede es fich zur Zeit 
allein handelt, da der erfte Richter auf Grund diefer Ber: 
jährung die Klage abgemiejen, das Appellationg-Gericht zu 
Breslau aber im Erfenntniffe vom 1. Juni 1870., auf die 
Appellation des Klägers, diefen Einwand verworfen und 
die Sache zur materiellen Entſcheidung in die erfte Inſtanz 
verwielen hat, weshalb nunmehr vom Verklagten die Re— 
vifion eingelegt und Wiederherftellung des eriten Erfenntnifjes 
beantragt worden ift. 

Den Einwand der Verjährung, dur Nichtgebraud in 
fünf Jahren, entnimmt der Verflagte aus dem Art. 146. 
de3 Handelögejeß: Buches, wonach Klagen gegen einen 
Socius, aus Anfprüchen gegen die Handelsgejellihaft ver: 
jähren, in fünf Jahren nah Auflöſung der Gejellichaft ꝛc., 
und welche Verjährung beginnen fol, mit dem Tage, 
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an welchem diefe Auflöfung in das Handel3:Regifter ein— 
getragen ift. Verklagter ftüßt fich dabei auf das principaliter 
von ihm nicht anerkannte, dagegen vom Kläger, zur Be— 
gründung des Klageanſpruches, gegen ihn geltend gemachte 
Sadhverhältnig, indem Berkflagter vorweg behauptet, daß 
das eingeflagte Capital eine Sllatenforderung jeiner 
Mutter Sei, für welches nur der Ehemann aufzufommen 
babe, wogegen Kläger behauptet, dieſe Gelder jeien eine 
Darlehnsforderung der Erblafjerin an die Handlung 
David 8. und Sohn. Unter diefer Firma hat nämlich der 
erwähnte Ehemann jeit 1844. in B ein Handelsgeſchäft 
betrieben, in welches im Jahre 1848. der Sohn Emanuel, 
der jebige Verklagte, als Socius eintrat. Inzwiſchen wurden 
diefe Gelder von der jeßigen Erblaflerin geerbt und ge: 
langten jo in die Hände ihres erwähnten EChemannes, des 
Vaters und des Handels »Socius des jeßigen Verklagten. 
Ueber ihre Handlung wurde jedoch durch gerichtliche Ver: 
fügung vom 4. December 1858. der förmliche Goncurs eröffnet, 
in welcher Conkurs-Eröffnung Verklagter die in Rede ftehende 
‚„Auflöfung‘ der zwiſchen ihm und dem Vater erijtirenden 
Handelsgejellichaft, im Sinne des allegirten Art. 146. 1. c., 
findet und von dieſem Tage, event. aber jevoh vom Tage 
der Geſetzeskraft des Handelsgeſetz-Buches ab, die fraglichen 
fünf Jahre der Verjährung gerechnet willen will, da die 
Kenntniß der Erblafjerin von diefer Auflöfung der Societät 
die, damals, im Jahre 1858., noch nicht erforderliche und 
nit erfolgte Eintragung in die zu jener Zeit noch nicht 
beitehenden Handels-Regiſter, vollitändig erjegen könne. 
Der Appellations- Richter erachtet den Art. 146. 1. c. 
auf ältere, vor dem Handelsgeſetz-Buche aufgelöfte Societäts— 
handlungen nicht für anmwendbar und Hat deshalb den 
Einwand der Verjährung verworfen und diefe Entſcheidung 
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iſt vom erſten Senate des Ober-Tribunals in dem Er— 
kenntniſſe vom 20. Januar 1871. beſtätigt worden, und 
zwar aus folgenden 

Gründen. 

Es waltet unter den Parteien darüber kein Streit ob, 
daß die zwiſchen dem Verklagten und ſeinem Vater beſtehende 
Handels-Societät noch unter der Herrſchaft des Tit. 8. 
Thl. II. des A. L.-R., im Jahre 1858. ihre Auflöſung und 
Endichaft gefunden bat. Der 8. 677. Tit. 8. 1. c. ordnet 
nun, wenn eine Societätshandlung ganz aufgehoben wird, 
eine „öffentliche Befanntmahung darüber‘, nah Vorſchrift 
des $. 618. ff, an, und der $. 682. 1. c. verweiſet hin- 
fichtlih der Folgen diefer öffentlichen Belanntmahung, den 
Gläubigern der Societät gegenüber, auf die 88. 307. ff. 
Tit. 17. Thl. J. 1. e.; wogegen der S. 683. 1. c. die Zu: 
lafjung eines öffentlichen Aufgebotes der unbekannten Societäts- 
gläubiger ausipricht, wofür die Normen im $. 162, Tit. 51. 
Th. I. der Alig. Ger.-Ord. näher aufgeitellt find. Die 
88. 307. ff. Tit. 17. Thl. 1. des A. L.-R. aber verordnen, 
daß wenn dem Gläubiger die Aufhebung ver Gefellihaft 
befannt gemacht iſt, er fih, falls er aus einem mit der 
Geſellſchaft geſchloſſenen Bertrage an Einen der gemwejenen 
Mitglieder fih für das Ganze halten will, gegen denſelben 
innerhalb eines Jahres, nach geſchehener Bekanntmachung, 
mit jeinen Anfpruhe zu wenden habe, und $. 310. 
beitimmt: 

Läßt der Gläubiger dieſe Frift verftreihen: jo haftet ihm 
jedes Mitglied, auch aus einem ſolchen Vertrage,nurnad 
Verhältniß ſeines an der Societät gehabten Antheils. 
Der alſo modificirte Anſpruch iſt aber der gewöhnlichen 
Klageverjährung von dreißig Jahren unterworfen. 
Dieſes ganze Syſtem hat das Deutſche Handels— 
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geſetz⸗ Buch aufgegeben, indem es namentlich in dem Art. 133. 
für die Auflöfung von Handelögejelihaften, außer dem 
Falle des Eoncurjes, ausdrüdlid die Liquidation des Ge- 
Ihäftes, unter genauer Beitimmung der dieſe Liquidation 
bewirfenden Liquidatoren, anoronet, und im Art. 137. und 
folgd. beftimmt, daß und wie die Liquidatoren die Ge— 
Ihäfte abzumwideln, die Verpflichtungen der Geſellſchaft zu 
erfüllen, rejp. nad) dem Art. 141. für die erit ſpäter fällig 
werdenden Gejellihaftsihulden genügende „Deckung“ auf: 
zulammeln, auch die vollitändige Auseinanderiegung der 
Geſellſchaft zu bewirken und über dabei entftehende Streitig- 
feiten die richterlihe Enticheidung herbeizuführen haben. 
Bei diejer Vorjorge des Gejeges für die Abwidelung 
des Gefhäftes war es damit ganz conform, wenn daſſelbe, 
unter Abmweihung vom allgemeinen Rechte, in dem von den 
Parteien vielfach erörterten Art. 146. J. c., um mit der 
Liquidation möglichſt bald in’S Reine zu fommen, die kurze 
Verjährung von fünf Jahren und zwar, abweichend von 
der im $. 310. Tit. 17. Thl. I. des A. L.-R. beitehen 
bleibenden Berhaftung nah Maßgabe des Antheils des 
Socii, mit der Wirkung der gänzliden Erlöſchung der 
Forderung einführte. Die Schärfe diejes befonderen Ber: 
jährungs-Snftitutes aber wurde theil3 dadurch gemildert, daß 
nah dem Art. 148. des Handelsgeſetz-Buches durch Rechts— 
bandlungen diefe Verjährung unterbroden wird, wenn 
diefe auh nur gegen die Liquidatoren gerichtet find, 
namentlich aber dadurch, dab die Publicität, welche dem 
ganzen Handels-Verkehre durch die Einführung des Handels: 
Regiſters und der Verpflichtung zu Eintragungen in dafjelbe 
verfhafft wurde, auch ausdrüdlih auf die in Rede ftehende 
Verjährung von fünf Jahren zur Anwendung gebracht und 
m Abſatze 2. des Art. 146. ausdrüdlih angeordn et ift, 
Band 65 N 
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daß die gedadhte Verjährung mit dem Tage beginne, 
an welchem die Auflöfung der Gefellihaft in das Handel3- 
Kegifter eingetragen wurde; welches Princip im Art, 147. 
nur allein inſoweit mobdificirt ift, daß dieſe fünfjährige 
Verjährung jo lange dem Gläubiger doch nicht entgegen: 
gejeßt werden dürfe, als noch „ungetheiltes“ Gejellichafts- 
vermögen vorhanden iſt, und foweit dafjelbe reiht. Aus 
allen diefen Momenten ergiebt ſich aber, daß die betreffende 
Ausführung und namentlich die Bemerkung des Appellations- 
Richters, daß die Rechtöverhältniffe der Handels : Gejell- 
Ihaften in den weſentlichſten Beziehungen eine Umwandelung 
erlitten hätten und daß die jegigen Handels: Gejellichaften 
daher wejentlich verichieden von den Handels-Societäten 
des Allgemeinen Land-Rechtes ſeien, — mindeitens in Bezug 
auf die vorliegende Frage, welche hier allein zu enticheiden 
it, richtig und zutreffend iſt und daß deshalb in Betreif 
der concreten Frage die „Auflöſung einer Handels: Gejell: 
ſchaft“ im Sinne der Art. 133. und flgde. des Handels: 
Geſetz-Buches und die damit verbundene Liquidation, jeden: 
falls nicht zu identificiren ift mit der „Aufhebung einer 
Societäts-Handlung“ im Sinne der SS. 677. un. ff. Tit. 8. 
Th. II. des 9 L.-R. Sind fie nicht zu identificiren 
und ift oben gezeigt, wie principiell wichtig die Publicität 
des Handels-Regiſters für die Liquidation ift, jo folgt auch 
daraus, daß die Behauptung des Revidenten, daß die Ein- 
jeßung der fünfjährigen Verjährung im Art. 146. das allein 
Mejentliche ſei und daß die Feitjegung der Eintragung in 
da3 Handel3-Regifter nur eine bloße Form fei, deren 
Grund, nämlich die Kenntniß des Gläubiger, auch auf 
andere Meile erjeßt werden dürfe, — in feiner Weiſe be— 
gründet it. Im Gegentheile ergiebt fih dabei, daß grade 
die Eintragung in das genannte Negifter fo ſpecifiſch ein 
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rechtlicher Beltandtheil dieier beſonderen Verjährung if, 
daß man nicht befugt fein kann, darin blos eine einfache 
Abkürzung der Verjährungsfriit zu erbliden, bei der e3 zu: 
läjfig jei, für ganz andere Verhältniſſe irgend ein paſſendes 
Surrogat für die Eintragung ins Handels-Regiſter auf: 
zuftellen, um fodann diefe jpecielle Verjährung eintreten 
laſſen zu können. Sit aber die Subftituirung eines ſolchen Aus- 
funftSmittel3 ſchon vermöge der Grundverjchiedenheit in 
den beiden Verhältniffen im Principe nicht ftatthaft, jo ift 
damit auch die Werwerfung der Verjährung dur den 
Appellations-Nichter gerechtfertigt und deshalb auch nicht 
erheblih, daß Nevident einen Unterftüßungsgrund des 
zweiten Nichters für feine Auftaffung noch bejonders be- 
ftritten hat. Gegen den Grund nämlich, daß der Art. 146. 
nicht ſämmtliche Verhältniſſe umfajje, da es uneingetragene 
Gejellihaften und uneingetragene Auflöjungen derjelben aud 
jegt noch gebe, auf weldhe eben der Art. 146. wegen Mangels 
der Eintragung nicht anwendbar fei, und daß diefer Grundſatz 
daher auch aufBerhältniffe früherer Zeit unbedenklich anzumwen: 
den ſei, — will Revident geltend machen, daß der Nachtheil der 
Nichtanwendbarkeit des Art. 146. auf die jegigen Intereſſenten 
fie wegen ihrer Nachläſſigkeit mit Necht treffe, daß aber 
diefer Vorwurf den ntereflenten aus der Zeit vor dem 
Handelsgefeß- Buche nicht gemacht werden könne. Allein 
diefer Vorwurf würde doch den Nevidenten treffen, weil er 
zu jeiner Zeit den VBortheil der Ermäßigung jeiner Ver: 
pflihtung auf feinen Antheil, duch Befolgung des $. 308. 
Tit. 17. Thl. I. des A. L.-R. fih zu verihaffen ver: 
abfäumt, diefe Beobachtung wenigſtens nicht geltend gemacht 
hat. — Im Mebrigen will der zweite Richter damit 
nur die Specialität des Art. 146. und daß feine Noth: 
wendigfeit zur generellen und ausnahmslojen Anwendung 
N2 
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vorhanden ſei, darthun, und dieſes Motiv wird von den 
Erwägungen von Verſchuldung und Nichtverſchuldung gar 
nicht berührt. 

Hiermit ſind die rechtlichen Ausführungen des Re— 
videnten zur Rechtfertigung der Reviſion erledigt. 


— 8— 


N 26, 
Berlin. Dertlihes Gewohnheitsrecht. 


Begründet das örtliche Gemohnsheitsreht (das 
Herkommen) die Verbindlichkeit des Staates zum Baue 
und zur Unterhaltung der öffentlichen Brüden in der 
Stadt Berlin? 


Das Königlihe Polizei: Prafidvium zu Berlin erachtete 
die Verbreiterung der jogenannten Halleſchen Thorbrüde 
daſelbſt aus Nüdiiht auf das Bedürfniß des öffentlichen 
Berfehres für nothwendig. Es entitand im adminiftrativen 
Mege Streit darüber, ob der Fiscus oder die Stadt 
Berlin dieſe Berbreiterung zu bewirken jchuldig ſei. 
Im Gegenfage gegen die Anfiht und das darauf ge: 
gründete Nejolut des Polizei: Präfidiums, entſchied der 
Miniiter für Handel, Gewerbe und öffentliche Arbeiten, 
(aut Recursbeicheides vom 24. October 1867., interimiftifch, 
dab der Stadtgemeinde Berlin die Verbindlichkeit zur Ver: 
breiterung der erwähnten Thorbrüde obliege. Gegen dieje 
Feitfegung befchritt die Stadt Berlin den Rechtsweg. Sie 
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ftelte den Antrag, zu erkennen, daß der Fiscus ſchuldig 
fei, die durch das Reſolut des Handels - Minijteriums 
vom 24. October 1867. für nothwendig erachtete Ber: 
breiterung der Halleſchen Thorbrüde auszuführen, und 
die Koften dieſer Verbreiterung zu tragen, beziehentlich 
der Klägerin zu eritatten. Die Klägerin berief fi, unter 
Anderem, auch auf örtlihes Gewohnheitsrecht (oder Her- 
fommen), um die Verpflichtung des Fiscus zu begründen. 
Diejer aber, die rechtliche Möglichkeit eines derartigen Ber: 
pflihtungsgrundes und im Weſentlichen auch die thatſäch— 
liche Nichtigkeit der Unterlagen dieſes Nechtsgrundes be— 
ftreitend, beantragte die Abmweilung der Klägerin. Dem: 
gemäß erkannte das Stadtgericht in Berlin am 22. Februar 
1869. Dafjelbe ließ unentſchieden, ob durch Objervanz 
überhaupt unter den Parteien ein den Fiscus verpflichten: 
des Nechtsverhältnig zum Baue und zur Unterhaltung der 
öffentlichen Brüden in Berlin habe entitehen können. Es 
wurde der Beweis diejes Klagegrundes nicht für erbracht 
erachtet. 

Die Klägerin appellirte. Bon dem Kammergerichte 
wurde, unter Abänderung der eriten Entiheidung, am 
23. Mai 1870. der Verklagte, dem Klageantrage gemäß, 
verurtheilt. Der zweite Richter nahm das Herkom— 
men für erwiejen an, und gründete hierauf, jedoch ohne 
die Frage über die rechtliche Möglichkeit der Obſervanz, als 
eines den Fiscus zum Baue und zur Unterhaltung der in 
Nede ftehenden Brüde verpflichtenden Rechtsgrundes ein: 
gehend zu motiviren, die ausgeiprochene Verurtheilung des 
-Verklagten. Nunmehr legte der Fiscus Die Reviſion 
ein. Es murde indejlen von dem zweiten Senate Des 
Dber = Tribunal3 am 13. April 1871. die angefochtene 
Appellations-Entſcheidung lediglich beitätigt. Die 
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Gründe 
des Reviſions-Erkenntniſſes, jomweit fie mit der in der Ueber— 
iohrift hervorgehobenen Frage im Zujammenhange jtehen, 
lauten dahin: 

AS BVerpflihtungsgrund des Verklagten kommt die 
örtliche Objervanz in Betradt. | 

Von Gewohnheitsrechten und Obſervanzen, welde in 
einzelnen Provinzen oder an einzelnen Orten bisher jtatt 
gefunden haben, handelt zunächſt der 8. 7. des Publications— 
Patentes zum Allg. Landrechte vom 5. Februar 1794. Es 
wird darin angeordnet: daß diefe Gewohnheiten und Obſer— 
vanzen geprüft und jomweit fie beizubehalten, in einem be— 
ftimmten Zeitraume den zu emanirenden Provinzial Gejeß- 
büchern einverleibt werben jollen; und ſodann beſtimmt, inwie— 
fern nad) dem Erjcheinen diefer Geſetzbücher auf wohlherge— 
brachte Gewohnheiten eines Ortes oder Dijtriktes noch Rückſicht 
zu nehmen ſei. Hierbei wird auf den $. 4. der Einleitung 
zum Allg. Landrechte verwieien, welcher vorjchreibt, und 
zwar bezüglich der den Provinzial: Gefegbüchern nicht ein- 
verleibten Gewohnheitsrechte und Objervanzen: 

Inſofern aber durch Dbjervanzen etwas bejtimmt 
wird, was die Gejeße unentichieden gelafjen haben, hat es, 
bis zum Erfolge einer gejeglichen Beſtimmung, dabei fein 
Bewenden. 

E3 giebt ferner der $. 60. der Einleitung die 
Kegel: das durch Gewohnheiten neue Gejeße weder einge— 
führt, no vorhandene aufgehoben werden fünnen. Diefe 
geleglihen Vorſchriften haben nicht geringe Zweifel her: 
vorgerufen. Es ift zuvörderſt eine Meinungsverſchieden— 
heit darüber entjtanden: ob Gewohnheiten und Obfervanzen 
nah dem Sprachgebrauche de3 A. L.:R. jynonym oder von 
einander verschieden jeien? cfr. Bornemann, jyitem. 
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Darſtellung, Bd. 1. S. 30.; Strohn in Forni, Zeitſchrift, 
Br. 1. ©. 286.; Koh, Lehrbuch, Bd. J1. 8. 29.; Ent: 
ſcheidungen des Ober: Tribunals vom 15. Juni 1846. (Entſch. 
Bd. 13. ©. 101.), vom 16. November 1852. (Striethorft’s, 
Arhiv, Bd. 8. ©. 37.) und vom 5. April 1861. (dal. 
Br. 41. S. 139.), ſowie vom 28. September 1857. (dal. 
Bd. 27. ©. 78.). 

Dieſe Verſchiedenheit der Anfichten kann jedoch außer 
Betracht bleiben, weil Gewohnheiten und Obfjervanzen in 
der hier fraglichen Beziehung, ihrem Rechtsgrunde nah, dem 
Gemwohnheitsrechte angehören. Es it aber gegenwärtig unter 
den Parteien ftreitig, ob eine Obſervanz zwiſchen denſelben 
überhaupt hat entjtehen und ob fie dem Verklagten die 
Verbindlichkeit hat auferlegen können, deren Entftehung die 
Klägerin auf dad Gemohnheitsrecht zurüdführt? 

ALS unftreitig darf man hierbei anfehen, daß das Ges 
mohnheitsrecht eine Rechtsregel, ein objectives Recht bildet, 
und in diejer Hinfiht mit dem gejchriebenen Geſetze eine 
gleiche Wirkung hat, während die Rechtstitel das fubjective 
Recht vermitteln. Die gefammelten PBräjudizien des Ober: 
Tribunal3 handeln hierüber direct nicht; denn das zu $. 74. 
des Gejebes vom 2. März 1850., betreffend die Ablöfung 
der Reallaften u. ſ. w., (Gei.:Samml. S. 100.), ergangene 
Präjudiz Nr. 2417. unter 2. PBräj.-Samml. (S. 175.) defi— 
nirt zwar den Ausdrud „Herkommen“ al3 auf eine bejtimnite 
Stelle bezüglich. Allein diefe Definition bezieht fich nur ſpeciell 
auf die hergebrachte Wiederbeſetzung bäuerlicher Stellen und 
die davon abhängige Regulirungs: Fähigkeit derjelben. Eine 
Neihe von Entiheidungen des Dber-Tribunals aber be— 
Ihäftigt jih mit der Frage: inwieweit durch ein Gewohn— 
heitsrecht unter beitimmten Perſonen Rechtsverbindlichkeiten 
entjtehen können, oder e3 hierzu eines fpeciellen Titels bedarf? 
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Man darf zunächſt als einen mit der Praxis übereinſtim— 
menden Grundſatz betrachten: daß mit der Einführung des 
Allgemeinen Landrechtes das allgemeine Gewohnheitsrecht 
beſeitigt und daſſelbe nur als particuläres oder örtliches 
fortbeſtehend geblieben iſt. 

Es iſt ferner nach Inhalt des Publications-Patentes 
vom 5. Februar 1794. 8. 7., in welchem auf die allge— 
meinen nefeglichen Grundfäße hingewieſen wird, als feft- 
ftehend anzunehmen, daß die Eigenfchaft einer rechtsgültigen 
Obſervanz nah Sen damals geltenden gemeinrechtlichen 
Principien beurtheilt Werden muß. Welcher Art aber diefe 
Grundjäge find, dafür ift dei Anhalt aus den mannigfach 
veröffentlichten Entiheidungen des Ober: Tribunals, weil 
dieje zunächit maßgebend ericheinen, Zu entnehmen. 

a. In den Motiven zu dem Pleimr-Beihlufle vom 
20. Februar 1846. Präj. Nr.1696. (Entſch. &p.12. &.78. f.) 
heißt es: „Auf eine jolche jcharfe Begrenzung ‘des Begriffes 
(d. h. zwiichen Obſervanz im engeren Sinne, durch Ueber— 
einftimmung unter den Mitgliedern eines Collegiums, und 
im weiteren Sinne, als Gewohnheitsrecht) fommt e3 jedoch 
bier nicht an, es genügt, denjelben im Allgemeinen dahin 
feitzuftellen: daß Obſervanz das particuläre Gemwohnheits- 
recht einer gewiſſen Gemeinheit, einer beitimmten Glaffe, 
eines Inbegriffs von Perjonen bedeutet. Die DObfervanz 
im engeren Sinne feßt alſo die Theilnahme an einem be- 
ftimmten VBerbande, für welchen dieſelbe gilt, voraus, und 
bezieht fih nur auf die aus demſelben hervorgehenden 
Rechte und Pflichten: Obſervanz befteht nur für einen be— 
ftimmten Inbegriff von Perſonen. Die Rechte und Pflichten 
Einzelner, anderen Theilnehmern eines ſolchen Inbegriffes 
gegenüber, fönnen nur infofern durch Obfervanz feitgeitellt 
werden, als: das Verhältniß, für welches diejelbe gilt, 
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ſolche Feititellungen erforderlich gemacht und daher das 
Recht oder die Pflicht der Einzelnen fich gleichzeitig mit den 
Rechten und Pflichten der übrigen Theilnehmer durch Ge: 
mwohnheit geordnet hat u. ſ. w. Das Charakteriftiiche einer 
Dbfervanz beiteht darin, daß fie nur auf Feltitellung der 
Art und Weiſe gerichtet ift, wie die aus einem gewiſſen 
Verbande entitehenden Rechte und Pflihten von den Theil: 
nehmern defjelben auszuüben und zu erfüllen find.“ 

b. Sn einem Grfenntniß des eriten Senates vom 20. 
Detober 1865. wird gelagt: 

Dbfervanzen können fih überhaupt nur bilden unter 
Perjonen, welche fich in einem beitimmten durch gemeinjame 
Zuftände hervorgerufenen VBerbande befinden. — Die Ent: 
ſcheidung defjelben Senates vom 5. April 1861. enthält 
folgende Argumentation: Gewohnheit und Obſervanz macht, 
wie das Ober: Tribunal wiederholt dargelegt, die Eriftenz 
von Rechtsſätzen erfennbar, welche, mit ſtillſchweigender Ge— 
nehmigung der geleßgebenden Gewalt, deshalb Gültigkeit 
erlangt haben, weil fie auf der von den Mitgliedern einer 
gewiſſen Gemeinheit, einer Claſſe oder eines Perſonen— 
Inbegriffes ausgeſprochenen Ueberzeugung von deren Noth— 
wendigkeit beruhen. Die Kraft der Obſervanz iſt, nach deren 
Weſen und Begriffe, dadurch bedingt, daß diejenigen, unter 
welchen eine gewiſſe Handlungsweiſe fortdauernd befolgt 
worden, ſich in einem beſtimmten, durch gemeinſame Zu— 
ſtände hervorgerufenen Verbande befinden und daß ſich das 
gleichförmige Verhalten auf die aus dem letzteren hervor— 
gehenden Angelegenheiten bezieht, die gegenſeitigen Rechte 
und Verbindlichkeiten der Theilnehmer dadurch geordnet 
werden. 

c. In einem Falle, wo es ſich um eine Wegebaulaſt 
in den beiden Lauſitzen handelte, giebt der dritte Senat in 
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der Entfcheidung vom 13. Februar 1854. folgende Argu— 
mentation; Die Obfervanz in der Bebeutung des Gemohn: 
heitsrechtes, als äußere Erjeheinung eines, neben dem ge: 
ſchriebenen beftehenden und demfelben vorgehenden, Rechtes, 
fegt eine Gemeinfamfeit in den Berhältniffen verjchiedener 
Perſonen voraus, und ftellt in Beziehung auf dieje gemein- 
ſamen Berhältniffe ein für alle Theilnehmer an denſelben 
geltendes Recht dar. 

d. In dem Erkenntniß deſſelben Senates vom 14. 
März 1853. wird ausgeführt: 

Eine Obſervanz jet voraus, daß fich für einen be 
ftimmten Bezirf oder Drt, fiir Mitglieder einer Corporation 
oder für eine gewiſſe Elaffe von Einwohnern durch all: 
gemeine Befolgung Rechtsnormen gebildet haben, welche als— 
dann für den ganzen Drt, für alle Mitglieder der Corporation 
oder die ganze Claſſe der Bewohner in gleichen Fällen 
bindend find. 

e. Die Entiheidung des erften Senates vom 28. Sep- 
tember 1857. geht gleichfall3 von der Eriftenz eines ge: 
meinfamen Verbandes aus, indem fie im Allgemeinen als 
die Quelle des Gewohnheitsrechtes das gemeinfame Rechts— 
bewußtjein eines Volkes oder vollsmäßigen Inbegriffes be- 
zeichnet. 

f. In dem Erfenntniffe des dritten Senates vom 11. 
‚Januar 1864. wird ausgeführt (Entih. Bd. 51. ©. 67.): 
Vorausfegung der Entftehung einer Obſervanz ift lediglich 
eine gewiſſe Gemeinjfamfeit der thatſächlichen Verhältniſſe, 
für welche eine Obfervanz behauptet wird, bei den Be: 
wohnern eines gewiſſen Umfreifes, oder bei gewiflen Claſſen 
derjelben, weil nur bei dem Vorhandenſein diefer Gemein= 
jamfeit eine allgemeine Rechts-Ueberzeugung fich wird bilden. 
fünnen. 
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Im Allgemeinen darf man es als Negel betrachten: 
daß die Gewohnheit nicht zur Geltaltung individueller Rechts— 
Verhältniſſe, alfo zur Begründung von Rechten und Pflichten 
zwiihen Individuen dienen kann, fondern daß hierzu ein 
Rechtstitel erfordert wird. (Erfenntniß des zweiten Senates 
vom 11. Mai 1852.) | 

Es muß ferner bemerkt werden, daß der erite Senat 
in jeiner Entſcheidung vom 14. Juni 1869. (Entſch. Bd. 61. 
©. 227.) die Dbjervanz als Entjtehungsgrund der Ber: 
bindlichfeit zum Kirchenbaue in einem Streite zwiſchen der 
Kirchen: und der politiihen Gemeinde angenommen bat. 

Als einzelne Beifpiele, in denen die Zuläfligfeit einer 
Dbfervanz angenonmen ift, fönnen angeführt werden: 

a. bei Kirchenbau-Laſten zwiſchen den Eingepfarrten, 
gegenüber dem Patron, und unter mehreren Patronen; 

b. bei Wegebau-Laſten in den beiden Lauſitzen (Striet— 
horſt's Archiv, Bd. 12. ©. 128); 

c, bei dergleichen Laften in Schlefien, injomweit die Ob— 
jervanz fih vor Gmanation des Wege-Reglements 
vom 11. Januar 1767. gebildet hat (Entſch. Bd. 56. 
©. 365.); 

d. bezüglih der Unterhaltung von Scheidezäunen, mit 
Bezugnahme auf die SS. 168. und 162. Tit. 8. Thl. 1. 
des A. L.⸗R. — Enticheidungen des zweiten Senates vom 
17. Dezember 1861. und von 6. Juni 1867. (Striet: 
horſt's Archiv, Bd.44. ©.132. Entſch. Bd.58. ©.45.); 

e. bezüglih der Zahlung eines Fährgeldes zwiſchen der 
Gutsherrihaft und den Einwohnern eines Dorfes. — 
Erkenntniß des zweiten Senates vom 16. November 
1852. (Striethorft’3 Ardiv, Bd. 8. ©. 36.), 

f. Der 8.118. Tit. 8. Thl. I. des A. L.-R. Schreibt vor: 

Die Neine oder jogenannten Pflugrechte zwischen 
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berahbarten Grunditüden werden in der Negel als 
gemeinichaftlihes Eigenthum angeſehen. 

In feiner Enticheidung vom 11. Januar 1864, (Entſch. 
Bd. 51. ©. 63.) hat der zweite Senat ausgeführt, daß an 
einem beitinmten Drte gegen diefe Regel eine Obſervanz 
fich habe ausbilden können. 

ALS Fälle, in denen die Zuläffigfeit der Obſervanz als 
Verpflichtungsgrundes verworfen worden ift, verdienen her: 
vorgehoben zu werden: 

Der Streit über eine Brüdenbaulaft zwiſchen dem 
Fiscus, als Befiger einer früher demfelben gehörigen Herr: 
Ihaft, und einer Stadt, welche ehedem als Mediatitadt zu 
diejer Herrichaft gehört hatte; (Entich. des dritten Senates 
vom 14. März 1853.); — ferner ein Proceß zwiſchen 
Bürgern einer Stadt darüber, ob das Recht der Koppel: 
hütung durch Obſervanz entitanden fei. (Erf. des zweiten 
Genates vom 11. Mai 1852.) 

Nach diejer Auseinanderjegung iſt man urfprünglich da— 
von ausgegangen, daß die VBorausfeßung der örtlichen Objers 
vanz oder Gewohnheit in der Nechts-Ueberzeugung beitehe, 
welche ſich unter den Theilnehmern einer gewiſſen Gemeinheit, 
einer beitimmten Claſſe, eines beitimmten Inbegriffes von 
Perfonen an einem beftimmten Orte oder in einem größeren 
Diftricte gebildet hat. Auch im Laufe der Zeit ijt hierin 
eine weſentliche Aenderung nicht eingetreten. Maßgebend 
bleibt immer: ein bejtimmter dur gemeinfame Zuftände 
unter verſchiedenen Perſonen hervorgerufener Verband, eine 
gewifje Gemeinſamkeit thatſächlicher Verhältnifje unter den 
Bewohnern eines gewiſſen Umkreiſes oder bei gemiljen 
Claſſen verjelben. | 

Es kommt alfo darauf an, ob die thatjächlichen Ber: 
bältnifje zwiichen dem Dberhaupte des Staates und den 
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übrigen Einwohnern der Stadt Berlin eine folche örtliche 
SGemeinichaft der Nechtsverhältniffe und Intereſſen begrün— 
deten, wie fie bei der Entſtehung einer örtlichen Obſervanz 
die rechtlihe Vorausſetzung bildet. Die Klägerin bat in 
dem einen Abjchnitte ihrer Appellations-Redhtfertigung den 
Verſuch gemacht, auszuführen, daß nach dem Provinzialrechte 
der Churmark Brandenburg die Brückenbaulaſt nicht den 
Städten, als ſolchen, ſondern nur inſofern obliege, als das 
von den Brücken bedeckte Territorium ihrer Gerichtsbarkeit 
unterworfen geweſen; eventuell wird behauptet, daß jener 
Satz des Provinzialrechtes wenigſtens auf Berlin keine An— 
wendung finden könne. Im Einzelnen wird angeführt: 

a. Die churfürſtliche Reſidenz habe urſprünglich aus 
mehreren geſonderten Städten, mit verſchiedener Ge— 
richtsbarkeit, beſtanden, nämlich Berlin, Cölln und 
Friedrichswerder. In dieſen Gerichts-Bezirken hätten 
diejenigen Ländereien zerſtreut gelegen, über welche 
das churfürſtliche Hausvoigtei-Gericht und das Amt 
Mühlenhof die Jurisdiction ausübten. Eine ſolche 
Gerichtsbarkeit habe der Churfürſt auch für den 
Spreeſtrom und für das zu den angelegten Feſtungs— 
werken verwendete Territorium prätendirt. Klägerin 
beruft ſich hierbei auf den Schriftſteller Fidicin, und 
auf von ihr vorzulegende, jedoch nicht vorgelegte 
Magiſtrats-Acten. 

b. Es wird der Geſchichte der langen Brücke gedacht, 
welche ehedem unter der gemeinſchaftlichen Gerichts— 
barkeit der Magiſträte von Berlin und Cölln ge— 
ſtanden und deshalb von beiden Städten, nach einem 
im Jahre 1649. feſtgeſetzten und vorzulegenden Ver— 
trage, nach dem Verhältniſſe von zwei Dritteln zu einem 
Drittel habe unterhalten werden ſollen. Im Jahre 
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1687. habe der Churfürft die Jurisdiction über die 
lange Brüde in Anſpruch genommen, weil die Brüde 
über den Spreeitrom führe. Hierbei wird Bezug 
genommen auf den Bericht des Magiftrates vom 
21. September 1687. und das Refeript vom 3. Dec: 
tober 1687. Die Acten, in denen ſich dieje Urkunden 
befinden, find vorgelegt und beftätigen den behaupteten 
Inhalt. 

Demgemäß habe Churfürft Friedrich III. die Brücke 

1682. auf alleinige Koften neu bauen laſſen. Der 
hierbei angerufene Küfter, altes und neues Berlin, 
Thl. II. ©. 32. (Berlin 1756.) beftätigt dieſen 
Sat. Nicolai, Beichreibung der Reſidenzſtädte 
Berlin und Potsdam (S. 63., Berlin 1786.), giebt 
eine nähere Beichreibung von diefer Brüde und deren 
Schickſal. Danah wäre fie 1661. auf Koften des 
großen Churfürften und des Nathes neu von Holz und 
1692.-—1695. von Friedrich III. aus Pirnaiſchen 
Duaderfteinen andermweit neu erbaut worden. 
Sodann wird fünf Brüden gedacht, melde vor der 
Befeftigung der Stadt von dem Magiitrate unter: 
halten jeien. Bei der Befeftigung feien diefe Brücken 
eingegangen, an deren Stelle aber vom Churfüriten 
neue Brüden in der Nähe angelegt und von dem: 
jelben dauernd unterhalten worden. Klägerin be= 
bauptet, diefe Thatſache jei von dem Verklagten zu: 
geitanden, und aus den — nicht näher bezeichneten 
— vorerwähnten Berichten erfichtlich. 


. Auf eine Allerh. Cabinets-Order vom 17. Juli 1702. 


bezieht fich Klägerin darüber, daß König Friedrich I. 
die Unterhaltung der Sungfernbrüde angeordnet habe, 
weil er erfahren, daß ihm allein die Jurisdiction 
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zuſtehe. Eine nicht beglaubigte Abſchrift einer ſolchen 
Order befindet ſich Fol. 5. der Magiſtrats-Acten 
Vol. I. No. I. Brüden. Darin iſt die Rede von 
einer Brüde, welche von der Spreegafle nad dem 
Friedrichswerder führte; der König hat erfahren, daß 
der Magiftrat in Eölln vormals zur Unterhaltung 
der Gertraut'ſchen Brüde einen Deichſelzoll gehabt, 
woraus felbige gebauet und unterhalten, der Nach: 
ſchuß aber aus der Gontribution genommen jei. Dies 
ſoll unterfucht werden. 

e. Auch wird eines Befehles vom Jahre 1709. gedacht, 
wonach proponirt worden ift, eine andere, bisher 
aus der Fortificationscaffe unterhaltene, Brüde dem 
Mühlenhof zuzumeiien, weil jelbigem die Jurisdiction 
dajelbft und die fructus zuftänden. 

f. Klägerin behauptet ferner, ‚daß jeit dem Jahre 1678. 
feine neuen Brüden über den Spreeitrom und die 
das Territorium der Reſidenz durchziehenden Gräben 
gebaut und daß die vorhandenen Brüden auf Kojten 
der landesherrlichen Caſſen errichtet und unterhalten 
jeien. Sie hat die Porlegung der bei ihr vor- 
bandenen, — nicht näher bezeichneten, — Acten ans 
geboten und von dem Berflagten die Edition der in 
jeinem Befite befindlichen, den Bau und die Unter: 
haltung der Brüden betreffenden, Acten verlangt. 

Verklagter hat diefe Thatjachen beftritten und, unter 
Eideszuihiebung, verſchiedene Brücden benannt, welche ſeit 
1822. auf anderem Wege erbaut und unterhalten worden, 
wie Klägerin eidlich nicht leugnen werde. Berklagter ift 
bereit, auf Erfordern des Gerichtes, die Acten vorzulegen, 
jobald fie näher bezeichnet feien. Die Beweisaufnahme 
in diefer Richtung ift nicht erfolgt; die allgemeine Bezug: 
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nahme auf Acten auch für ein ausreichendes Beweismittel 
nicht zu achten. Klägerin aber hat einige, den Bau der 
Brücken betreffende, Acten vorgelegt. In dem Termine zur 
Vorlegung dieſer Acten iſt Verklagter nicht erſchienen. 
Was nun insbeſondere die Halleſche Thorbrücke be— 
trifft, ſo iſt ſolche, nach der Behauptung der Klägerin, nach 
dem Jahre 1713. auf fiscaliſche Koſten erbaut über einen 
Graben, welcher zur Befeſtigung der Stadt dienen, auch 
die Deſertion bei den Truppen verhindern ſollte. Auch in 
der Folge ſoll der Staat die Brücke unterhalten und fie 
bei der Berbefjerung des Grabens umgebaut haben. Zum 
Beweiſe diejer beftrittenen Behauptung hat Klägerin fich, 
wie bei e, auf zu edirende Acten und die Hiftoriihen Nach— 
richten bei-Fidicin und Küfter berufen, ohne die Allegate 
zu präciiiren. Nah Fidicin (Beitr. Bd. 5. ©. 41. ff.) 
hat der Graben manderlei Veränderungen erfahren. Zu: 
folge der Angaben diejes Schriftitellers ließ der König 
Friedrih I. im Jahre 1705. aus der Oberjpree vor dem 
jeßigen Schlefiihen Thor einen neuen Graben ziehen, mit 
dem bereit3 vorhandenen Graben in Verbindung jegen und 
dieſen an einigen Stellen verlegen und verbreitern. Die 
Friedrihgitadt, zu welder die Hallſche Thorbrüde gehört, 
it nah Küfter (a. a. O. Thl. J. ©. 11.) von dem Könige 
Friedrich 1. fundirt und im achtzehnten Jahrhunderte vol= 
lendet worden. Es wird dajelbft näher angegeben, und 
darf als befannt vorausgejeßt werden, daß der Anbau 
dieſes Stadttheiles mit weſentlicher Staatshülfe erfolgt ift. 
Die Mauer hinter dem Rondeel ward im Juni 1734. an: 
gefangen und 1736. vor Pfingſten vollführt. Damit 
aber bei nachtſchlafender Zeit nicht allerhand Leute heimlich 
einſchleichen mögen, jo find die Vorftänte theild mit Zäunen, 
theil3 mit Häufern beſchloſſen. Auch ift außerhalb der 
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Vorſtadt vor dem Göpenider Thore eine Landwehre ge: 
zogen, welche Gelegenheit gegeben, daß ein Ganal in ber 
Nähe der Bartholdiſchen, jego Einem Hochedlen Magiftrate 
zuftändigen Meierei aus dem Spreeflufle geleitet, und um 
die Borftadt vor dem Göpenider Thore, wie auch die 
Friedrihs- und Dorotheenftadt, jedoch von der leßteren in 
etwas entfernet, durch den Thiergarten continuiret worden, 
allwo derjelbe wieder in den Spreefluß fället und die dort 
angelegten Mühlen treibet. 

Dem Werke von Nicolai (Berlin 1786.) liegt ein 
Plan bei, auf welchem der größte Theil des Grabens 
verzeichnet ift, unter dem Namen: Floßgraben. In der 
Nähe des ehemaligen Halleihen Thores jind zwei hinter: 
einander laufende Uebergänge über den, an diejer Stelle 
eine kurze Strede lang getheilten, Graben verzeichnet. 
Nicolai jagt darüber, vor dem Schleſiſchen Thore gehe 
aus der Spree der Landwehr: oder jogenaunte Flop: 
graben, welcher 1705. auf Befehl des Königs Friedrichs J. 
angelegt worden, indem er den Lauf dejjelben ähnlich, wie 
Küfter beichreibt. (S. 148.) Bon der fteinernen Mauer 
jagt er, fie jei 1734. bis 1736. auf Königlide Koiten er: 
richtet. (S. 183.) Dicht vor dem Thore, heißt es ©. 207., 
gehet über den Floßgraben eine Brüde und noch eine 
zweite über einen im Jahre 1773. von Seiner Ercellenz 
dem Staatsminifter v. Blumenthal veranitalteten Abzugs— 
graben. 

Die Klägerin, um die rehtlihe Möglichkeit einer örtlichen 
Dbfervanz zu begründen, beruft fih darauf, daß eine ge— 
wiſſe Gemeinschaft rechtlicher und thatjähliher Verhältniſſe 
durch die Vereinigung der ſtädtiſchen und landesherrlichen, 
urjprünglih von einander getrennten, Territorien zu Der 
Reſidenzſtadt, duch die Errichtung der landesherrlichen 
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Reſidenzgebäude mit ihrem Zubehör, durch die vielfachen 
Beleihungen einzelner Grundſtücke im ſtädtiſchen Gebiete 
mit fürſtlichem und der Exemtion von dem ſtädtiſchen Rechte, 
die verſchiedenen Gerichtsbarkeiten innerhalb des ganzen 
Territoriums, die in dieſem Theile geltenden verſchiedenen 
Rechte, und die Befeſtigung der Reſidenz. Es iſt auch nicht 
zu leugnen, daß dieſe durch die mehrgenannten Schrift— 
ſteller beglaubigten, wenn auch im Laufe der Zeiten ſehr 
mannigfachen Veränderungen unterworfenen, thatſächlichen 
und rechtlichen, Verhältniſſe zu einer Gemeinſamkeit Ge— 
legenheit boten, zwiſchen den Regenten des Landes, in 
ihrer Eigenſchaft als Inhabern der Reſidenz in Berlin, und 
in ihrer Eigenſchaft als Oberhaupt des Staates. Ja es 
ſetzt keine eindringende Kenntniß in die Geſchichte Berlins 
und ſeiner allmähligen Erweiterung voraus, wenn man 
behauptet, daß die jedesmaligen Landesherren für die Er— 
weiterung und Verſchönerung der Stadt in erheblichſter 
Weiſe gewirkt haben. Es lagen mithin allerdings Ber: 
hältniffe vor, welche die rechtliche Möglichkeit zur Bildung 
einer DObjervanz begründeten. Demnach ift weiter über: 
zugehen zu der Frage: ob Klägerin, joweit ihr der Beweis 
der Dbfervanz obliegt, die Erforderniſſe derjelben nad: 
gewieſen hat? In diefer Hinficht fommen in Betracht: die 
Uebung während eines langen Zeitraumes und 
das dabei obwaltende Rechtsbewußtſein der Geſetz— 
mäßigfeit diefer Hebung. 

Anlangend das diuturnum tempus, jo hat Klägerin 
fih auf das in dem Vorprocefje abgegebene Geftändniß des 
Berklagten berufen, wonach das Factum eingeräumt worden: 
daß Fiscus feit einer langen Neihe von Jahren die 
fämmtlichen öffentlihen Brüden Berlins unterhalten habe. 
Hieran ſchließt fih das in dem gegenwärtigen Proceſſe ab: 
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gegebene Zeugniß des Polizei-Präſidiums: daß Fiscus die 
Bauten und Reparaturen der bhiefigen Brüden über die 
Spree von jeher von Amtswegen und theil3 ohne Aus: 
forderung der Polizei, theils, wo die Unterhaltungspfligt 
nicht rechtzeitig ausgeübt wurde, nad deren Aufforderung, 
. vorgenommen bat. Auch die von dem zweiten Richter 
allegirten Urkunden weiſen auf eine folche, weit in das 
vorige Jahrhundert hineingehende, Uebung hin. 

Die Momente, welche auf das bei diejer Uebung vor— 
waltende Rechtsbewußtſein ichließen laſſen, weiſen für ge: 
wiſſe Brüden, deren Unterhaltung Fiscus gegen Entgelt 
übernonmen bat, auf eine dem Fiscus urjprünglich ob— 
liegende Berpflihtung nicht hin. Im Mebrigen aber ent- 
halten jie grade die Beltätigung dafür, daß Fiscus bie 
fonftigen Brüden baulich zu unterhalten haben follte. Es 
veriteht fid aber von jelbit, daß dem Fiscus bei 
allen denen Brüden, bei welchen ein bejonderes Rechts: 
verhältnig obmwaltet, mögen diejelben in diejem oder in 
dem vorigen Jahrhunderte entjtanden jein, eine Objervanz 
nicht entgegengejtellt werden fann. Ein jolches bejonderes 
Verhältniß iſt bei der Halleihen Thorbrüde weder dar: 
gethan, noch aus den hiſtoriſchen Nachrichten zu entnehmen. 
Die legteren führen vielmehr auf die dringende Muth: 
maßung, daß die Brüde auf Koften des Staates erbauei 
üt. In den Tagen der jeßt lebenden Menjchen hat ver 
Floß- oder Landwehrgraben zwar eine bedeutende Ver: 
änderung erfahren; denn es ijt diejer Graben, jein 
Waſſer aus der Spree entnehmend, und in diejelbe zurüd- 
führend, zu einem öffentlihen Schifffahrts-Canal erweitert 
worden. Allein diefe Veränderung, weit entfernt, einen 
bejonderen Rechtsgrund zu der von der Stadt abgelehnten 
Baupflicht darzubieten, möchte nach allgemeinen Geſetzen 
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vielmehr gegen den Fiscus fprechen, weil zufolge des 8. 38, 
Tit. 15. Thl. II. des A. L.-R. die Nußungen öffentlicher 
Ströme dem Staate gehören und nad dem $.53. daſ. die 
Unterhaltung der Brüden über öffentlihde Ströme in der 
Regel demjenigen obliegt, welcher dajelbit die Nußung des 
Stromes hat; wobei das Zeugniß des Polizei-Präſidiums 
zu beadten ift: daß Fiscus, foviel dem Präſidium be— 
fannt, von jeher allein die Nubungen des Spree: 
ftromes im Stadtgebiete von Berlin gezogen habe. 

Die Bemängelungen de3 Nevidenten find von Feiner 
Bedeutung. Vergleiht man die Urkunden in ihrem Zu: 
fammenbhange, jo muß man allerdings zugeben, daß in 
Anjehung der langen Brüde, welche zulegt in den Jahren 
1692. bi$ 1695. von Friedrich II. neu erbaut worden ift, 
die urjprünglichen Berhältniffe im Laufe der Zeit ſich ver: 
ändert haben. Aber eben dieje Urkunden weiſen auch dar: 
auf Hin, dab im Kaufe der Zeit die Baupflidt, wie man 
e3 jür Recht und billig gehalten, conjtituirt und dur 
langjährige Hebung die Regelung diejer Pflicht zu geſetz— 
lihem Anſehen gelangt it. Müller, deſſen Werk im 
Sahre 1678. erſchienen ift, gedenkt des die lange Brüde 
betrefjenden Falles an der von dem Nevidenten allegirten 
Stelle. Er jpriht von einem Streite bezüglich einer im 
Dorfe Wihmannsporf befindlichen Brüde, zu deren Baue, 
auf Inſtanz des Rathes zu Templin, der Gutsbefiger von 
Kihmannsdorf verurtheilt worden ift, weil die Brüde auf 
deſſen Grund und Boden gelegen jei. Müller fährt fort: 
aus demselben Grunde pflegt die Spreebrüde zwiſchen 
Berlin und Cölln von dem Senate zu Berlin zu zwei 
Dritteln, von dem Cöllniſchen zu einem Drittel Schon von 
Alters her unterhalten zu werden. Dieſe Anführung, welche 
ohnehin mit den ſchon gedachten anderweiten hiſtoriſchen 
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Nachrichten nicht in vollem Einklange fteht, kann für Die 
Bildung einer Tpäteren Obfervanz nicht im Wege fein. 
Bon beiden Theilen wird, insbejondere in Dritter 
Inſtanz, die Frage angeregt, ob ſich jeit der Emanation des 
Edictes vom 18. April 1792. über die Verbindlichkeit der 
Unterthanen in der Churmark in Anjehung;des Chanfjec- 
baueg, oder aud) feit der im Jahre 1794. erfolgten Pu— 
blication de3 Allgemeinen Landrechtes eine neue Objervanz 
babe bilden können oder nit. Die Möglichkeit der Bil: 
dung neuer Objervanzen in denjenigen Materien, in welchen 
das Allg. Landrecht principaliter auf wohlhergebradte Ge— 
wohnheiten eines Drtes oder Diſtrictes verweilt, und in 
denjenigen Provinzen, in welchen das Provinzialreht noch 
nicht codificirt ift, findet in dem Präjudiz Nr. 1391. (Samml. 
der Bräj. Th. J. ©. 3.) und in einem Erfenntnifje des erſten Se: 
nates vom 28. September 1857., ſowie in demjenigen vom 
16. Juli 1861. (Entſch. Bd. 56. ©. 9.), ihre Anerkennung. cfr. 
auch die Motive zu dem Plenar-Präjudize Nr. 1754. (Entſch. 
Bd. 13. S. 101.). Davon verſchieden iſt die Frage, ob 
fih in den Materien, in welchen auf Gewohnheiten nicht 
hingewieſen wird, noch nad) der Emanation des Allg. Land» 
rechtes praeter legem neue Gewohnheiten bilden können? 
(8. 4. der Einl. zum A. L.-R). Die Anwalte beider Theile 
allegiren in diefer Richtung Entiheidungen des Uber: 
Tribunals, welche eine antinomiihe Auslegung conitatiren. 
Es kann indeffen füglich über diefen Punkt hinweg gegangen 
werden. Die von der Klägerin zum Beweife der Obſer— 
vanz beigebrachten Momente jchreiben fih zwar zum Theil 
aus Zeiträumen nah den Jahren 1792. und 1794. ber; 
allein es iſt ein anerkannter Sag, daß zum Bemeije der 
Bildung eines Gewohnheitsrechtes auch auf Momente Hin: 
gewiefen werden darf, welche fich zwar fpäter zugetragen 
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haben, jedoch den Schluß auf eine bereit früher entitandene 


Gewohnheit begründen. (S. Erfenntnifje vom 5. April 1861. 
und vom et 1865. (Entih. Bd. 56. ©. 365.). 
Ein folder Fall liegt hier vor. 

Bei diefer Sachlage iſt das Erfenntniß zweiter Inſtanz 
ohne Weiteres zu beftätigen geweien. 
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N 27, 
Stempelpilichtigfeit der unter einer aufichiebenden 
Bedingung geichloffenen Kaufverträge. 

Unterliegen Kaufverträge über inländiihe Grund: 
jtücfe dem tarifmäßigen Stempel von Ginem von Hun— 
dert auch dann, wenn diejelben als unter einer auf: 
Ihiebenden Bedingung abgeſchloſſen angeſehen werden? 

Stempel: Tarif, vom 7. März 1822., sub voce: „Kaufver: 


träge”. (©.:©. ©. 81.) 
A. L.⸗R. Th. 1. Tit. 11. 8. 263. 


Die obige Frage ift in der Sache des Nittergutsbefigers 
v. Sz. gegen den Stempeliteuer: Fiscus von den Gerichten 
der beiden eriten Inſtanzen bejahet, vom eriten Senate des 
Dber: Tribunal aber verneint, und am 12. Mai 1871. 
das Appellations-Urtel vernichtet, das erite Erfenntnig ab: 
geändert und der Kläger v. Sz. mit jeinem Eritattungs: 
anipruche abgewieien worden, aus folgenden 

Gründen. 
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Durch die gleichlautenden Erfenntniffe de3 Stadt: und 
Kreisgerichtes zu Danzig vom 17. März 1870. und de3 
Appellations : Gerichtes zu Marienwerder vom 13. October 
ej. a. ijt der verklagte Fiscus für jhuldig erachtet, an den 
Kläger 230. Thlr., welche diefer zur Löſung eines defec- 
tirten Kaufvertrags-Stempels einftweilen und mit Vorbehalt 
eingezahlt hat, zurüdzuzahlen. Der Appellations » Richter 
motivirt feine Entiheidung in folgender Weile: | 

„Nach der Faſſung des S. 2. des Kaufvertrages vom 
25. Juni 1865. unterliegt es feinem Zweifel, daß die Ches 
gattin des Gutsfäufers, Grafen v. P., wenn fie die ihr 
in dem Vertrage vorbehaltene Erklärung: Miteigentbümerin 
des Gutes M. fein zu wollen, abgab, hierdurch in der Art in 
den Kaufvertrag ;wiihen ihrem Vater, dem Kläger, und 
ihrem Chemanne, eintrat, daß an Stelle des einen Ver— 
pflichteten zwei Käufer, alfo nad dem S. 424. Thl. 1. Tit. 5. 
des A. %-N. Die beiden Eheleute v. P. al3 correi hafte— 
ten. Dies Nehtsverhältnig ift von dem anderen, in wel 
hem der Graf v. P. allein haftete, wejentlih verjchieden. 
Da nun, nad dem $. 2. des Vertrages, der Kauf mit dem 
Grafen v. P. „unter der Bedingung geichlojjen iſt, dab es 
der Gemahlin des Käufers freilteht, in den Gontract ein— 
zutreten”, jo folgt hieraus, daß der Contractsabſchluß "mit 
PB. jo lange in der Schwebe fein follte, bis die Erklärung 
der Frau dv. P. in der geitellten vierzchntägigen Friſt ab: 
gegeben war oder nidt. Denn die obligatio correalis 
und simplex jchliegen einander aus, jo daß, wenn Die 
eritere ungewiß iſt, die legtere ausgejchlojien fein muß. Es 
it auch nach Preußischen Rechte unzulällig, eine Suspenjiv- 
bedingung, wie die vorliegende, in eine rejolutive umzu— 
wandeln. Der $. 263. Thl. I. Tit. 11. des A. L.-R. ges 
ftattet dies zwar, in ſofern er bei der ſchon bewirkten 
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Uebergabe an den Käufer, welche unſtreitig hier geſchehen iſt, 
„im zweifelhaften Falle“ die Vermuthung einer auflöſenden 
Bedingung ausſpricht; indeſſen mit Rückſicht auf die Kürze 
der Friſt von vierzehn Tagen, binnen deren ſich entſcheiden 
ſollte, ob der Graf v. P. allein oder mit der Gräfin ideeller 
Miteigenthümer ſein ſollte, erſcheint es im hohen Grade 
als wahrſcheinlich, daß ein Wechſel im Eigenthume in dieſer 
Zeit nicht eintreten, ſondern von Anfang an die v. P.ſchen 
Eheleute die gemeinſchaftlichen Eigenthümer des Gutes M. 
werden ſollten, zumal in dem ehelichen Verhältniſſe der 
beiden Käufer und dem verwandtſchaftlichen der Käuferin 
mit dem Verkäufer dieſe Annahme eine beſondere Stüße 
findet. Unter den Parteien fteht feft, daß die Frau Gräfin 
v. P. binnen der vierzehn Tage in den Kaufvertrag einge: 
treten it. Der Bertrag vom 25. Juni 1865. ift alfo in 
der Art hierdurch perfect geworden, daß dem Grafen v. P. 
das Gut M. nur zur Hälfte verkauft if. Demgemäß ift 
der Vertragsftempel nur von der Hälfte des Kaufpreifes 
zu entrichten.” 

Diefe Entjheidung greift der Fiscus im Wege der 
Nichtigfeitsbefhwerde an; er wirft dem Appellationg- 
Richter vor: 

1. derjelbe verlege die Allerhöchfte Cabinets-Order vom 
14. April 1832. (6.:©. ©. 137.) und die Pofitionen: 
„Kaufverträge über inländishe Grundftüde” und 
„über alle anderen Gegenftände” im Tarife zum 
Stempelgejeße vom 7. März 1822., fowie den Rechts: 
grundſatz: „die Stempelpflichtigfeit eines Kaufvertrages 
wird dadurch nit ausgeſchloſſen, daß derjelbe unter 
einer Suspenfinbedingung abgeſchloſſen iſt,“ durch 
Nichtanwendung; 

2. die Ausführung des Appellations-Richters über die 
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obligatio correalis und simplex, und daß die bei— 
den Eheleute, Graf und Gräfin v. P., als correi 
nad dem 3. 424. Thl. J. Tit.5. des A. L.-R. hafteten, 
jei nicht rihtig, da die Gräfin v. P. die von ihrem 
Ehegatten als Käufer eingegangenen Verpflichtungen 
in der notariellen Beitritt3- Erklärung vom 1. Juli 
1865. nur zur Hälfte übernommen habe; fomit ver: 

lege der Appellations-Richter den allegirten 8. 424. 

durch unrichtige Anwendung; 

3. es liege bier aber auch Feine Suspenfinbedingung 
vor, jondern es könne, weil nah Inhalt des Ber: 
trage3 die Webergabe an den Käufer geihehen, zu: 
folge des $.263. Thl. J. Tit.11. des A. L.-R. höchſtens 
eine NRefolutivbedingung angenommen werden; mit 
Unrecht laſſe der Appellationg - Richter fih auf die 
außerhalb der Vertrags-Urkunde liegenden angeblichen 
Abſichten und Verhältniffe der Contrahenten ein; er 
verlege damit den 8. 263. Thl. I. Tit. 11. des 
A. L.R. und den Rechtsgrundſatz durch Nichtan- 
wendung: daß für die Beurtheilung der Stempel: 
pflihtigfeit einer Urkunde Lediglich deren Inhalt maß: 
gebend ilt. 

Diefe Rügen erjcheinen, der Hauptfache nad, als be: 
gründet. Alles, was der Appellationg » Richter über das 
ausſchließliche Werhältnig der obligatio correalis zur 
obligatio simplex ausführt, erfheint in Beziehung auf 
den vorliegenden Fall als, unzutreffend und verfehlt, und feine 
rechtlihe Schlußfolgerung: alſo hafteten al3 correi nad dem 
8.424. Thl.I. Tit.5. des A.L.:R. die beiden Eheleute v. P., 
nicht einmal als richtig. In Betreff der hier zu enticheidenden 
Frage: ob zu dem notariellen Kaufvertrage vom 25. Juni 
1865. der volle tarifmäßige Werthitempel von 460. Thlrn. 
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zu verwenden iſt, oder: ob es zu demſelben, mit Rückſicht 
darauf, daß, in Folge des Vorbehaltes im 8. 2. deſſelben, 
die Gräfin v. P. in der Nachtragsverhandlung vom 1. Juli 
1865. jenen Kauf bezüglih des Miteigenthumes auf die 
ideelle Hälfte der verkauften Gegenstände acceptirt hat, in Ge 
mäßheit des Geſetzes vom 22. Juli 1861. (G.S. ©. 754.), 
etwa nur eines Stempels von 230. Thlen. bedarf? fommt 
es allein darauf an: ob die erwähnte notarielle Verhand— 
lung vom 25. Juni 1865. auch für den Fall, daß die 
Gräfin v. PB. von der ihr im 8.2. eingeräumten Befugniß: 
in den Contract in der Art einzutreten, daß fie das Mit- 
eigenthum an den verkauften Grundftüden und Gegenitänden 
auf die ideelle Hälfte erwerbe, feinen Gebrauch machen, 
das heißt innerhalb der feitgefegten Frift von vierzehn 
Tagen entweder gar feine Erklärung abgeben, oder jenen 
Erwerb pofitiv ablehnen jollte, in fih und ohne Meiteres 
einen vollitändigen und perfecten Kaufvertrag zwiichen Dem 
Kläger, als Verkäufer einer Seits, und dem Grafen v. P., 
al3 alleinigen Käufer anderer Seits, enthält. Dies muß 
aber nad dem Inhalte der gedachten Urkunde unbedingt ange— 
nommen werden; eben deshalb unterliegt dieſelbe aber 
auch dem vollen tarifmäßigen Merthitempel von 460. Thlrn. 
Es lauten nämlich die 88.1. 3. und 4. des Vertrages, ſo— 
weit deren Inhalt hier interejfirt: 
8. 1. Herr Nittergutöbefiger v. Sz. verkauft feinem 
Schmwiegerjohne: dem Herrn Grafen v. P., 
das Gut M. für 56,000. Thlr., wovon 41,000. 
Thlr. auf die Grundftüde und 15,000. Thlr. auf 
das Inventarium gerechnet werden, und willigt in 
die Beligtitel - Berichtigung auf den Namen des 
Herrn Käufers. 
8. 3. Auf das Kaufgeld übernimmt Käufer 31,300. Thlr 
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eingetragene Forderungen. Der Ueberreit des 
Kaufpreiies vom 24,200. Thlen. bleibt beim Käufer 
ftehen und wird mit fünf Procent verzinit. 
$. 4. Die Uebergabe des Grundftüdes an Käufer ift 
bewirkt, und übernimmt Letzterer von heute an 
Abgaben und Laiten. 
Es liegen mithin alle Erfordernifje eines gültigen 
Kaufes, im Sinne des 8. 12. Thl. I. Tit. 11. des A. L-R. 
und zwar in der mehrgedachten Notariats = Urkunde, vor; 
namentlich aber iſt in den vorertrahirten 88. 1. 3. und 4. der 
Graf v. P. allein und ganz beitimmt als Käufer bezeichnet; 
an ihn ift die Uebergabe bewirkt, und der Verkäufer, der 
nunmehrige Kläger, willigte ausdrüdlich in die Befittitelberich- 
tigung auf den Namen defjelben. Inſoweit unterliegt die nota= 
rielle Urkunde vom 25. Juni 1865., nad) dem Tarife zum Stem— 
peliteuer-Gefete vom 7. März 1822. Rofition: „Kaufver: 
träge”, in Verbindung mit der Allerhöchſten Cabinets-Order 
14. Aptil 1832., unzweifelhaft einem Werthitempel von 
Einem Procent, reip. von einem Drittelprocent in Höhe 
von 410. Thlen. und 50. Thlrn. im Ganzen alio von 
460. Thlen. Der Appellations = Richter folgert aber aus 
dem $. 2. jenes Kaufvertrages: 
„Der Contract ift unter der Bedingung geſchloſſen, daß 
es der Gemahlin des Käufers freiiteht, in den Eontract 
in der Art einzutreten, dat diefelbe das Miteigenthum 
an den verfauften Grundftüden und Gegenitänden auf 
die tdeelle Hälfte erwirbt. Eine Erflärung darüber: ob 
Frau Gräfin v. P. hierauf eingehen, reip. das Miteigen: 
thum erwerben wird, wird innerhalb vierzehn Tage er: 
folgen,” 

daß der Contracts-Abſchluß mit dem v. P. fo lange in 

der Schwebe fein jollte. Er faßt die Verabredung des 
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8. 2. al3 eine Suspenfivbedingung auf, und entnimmt 
hieraus jodann mit NRüdjiht darauf, daß die Gräfin 
v. P. binnen der vierzehn Tage in den Kaufvertrag einge: 
treten ift, dab dem Grafen v. B. das Gut M. nur zur 
Hälfte verkauft und daß demgemäß der PVertragsftempel 
nur von der Hälfte des Kaufpreijes zu entrichten fei. Die 
Entiheidung des Appellations: Richter wurzelt weſentlich 
in der rechtlihen Annahme: daß ein unter einer Suspenfiv- 
bedingung abgeſchloſſener Kauf > EContrast dem tarifmäßigen 
Stempel für Kaufverträge einjtweilen und bis dahin, daß 
jene Bedingung eingetreten oder definitiv weggefallen ift, 
nicht unterliege. Grade dieſe Anfiht ift aber bereits in 
einer Neihe diesfeitiger Erkenntniſſe, nad mehrfachen Nic: 
tungen bin, wiederholt und entichieden gemißbilligt worden. 
Mit Recht verweilt die Nichtigfeitsbeichwerde infofern auf 
die Präjudicate vom 8. Juli 1867., vom 4. October und 
vom 22. November 1869. In dem erfteren heißt es, nad): 
dem vorangejhidt worden, der dortige Appellations-Richter 
habe angenommen, das Stempelgejeg mache feinen Unter: 
Ichied zwifchen bedingten und unbedingten Gontracten: 
„Enticheidend ift, daß der Vertrag vom 4. April 1864. 
den Titel für das Recht des Georg v. V. bildet, vom 
Kläger nit blos eine Leibrente von jährlich 500. Thlrn., 
fondern auch in beftimmten Fällen von 1000, Thlen. 
und reip. 3000. Thlen. fordern zu können.“ 
Im noch näheren Anſchluſſe an den hier vorliegenden 
Fall wird in dem Urtel vom 4. October 1869. ausgeführt: 
Das Stempelgejeß beftimmt im Tarife, daß Kaufverträge 
über Grundftüde einem Stempel von Einem Procent des 
Kaufwerthes unterliegen. Ob diefer Kaufmwerth ein be- 
dingter oder unbedingter ift, ericheint gleichgültig; das 
Geſetz unterfcheidet in diefer Beziehung nicht; immer hat 
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der Verkäufer aus dem Pertrage einen Titel auf das 
Recht erlangt, ven Kaufpreis zu verlangen, ſowie durch 
den Vertrag auch für den Käufer die Verpflichtung be: 
gründet wird, in dem feitgejegten Sale, außer den 
6000. Thlen., auch noch 4000. Thlr. zu bezahlen. 

Sn der Sade NR. wider den Fiscus endlich hatte Die 
Nichtigkeitsbeſchwerde behauptet und nachzuweiſen verjucht, 
daß bis zum Eintritte der gedachten Bedingung, wenn fie 
als eine auffchiebende Bedingung aufgefaßt würde, die 
Eriftenz des Vertrages als eines, über Grundftüde abge- 
ichloffenen und nur deshalb mit dem Smmobiliar- Kauf: 
jtempel zu bejteuernden, Gontractes in der Schwebe fi 
befinde und die daraus hervorgehenden Verbindlichkeiten 
niemals ins Leben getreten wären, ſobald feititehe, daß die 
Bedingung nicht eintreten werde, und daß eine nie eriitent ge— 
mwordene Berpflichtung der Stempelfteuer um deshalb nicht 
unterworfen fein könne. Dieje Beſchwerde hat das dies— 
jeitige Erfenntniß vom 22. November 1869. für nicht be- 
gründet erachtet. 

Der 8.424. Thl. J. Tit.5. des A. L.-R. dahin lautend: 
Haben mehrere Perjonen zugleich ſich einem Dritten in 
einem und eben demjelben Bertrage verpflichtet, jo iſt, 
wenn nicht das Gegentheil ausprüdlich verabredet wor— 
den, anzunehmen, daß Einer für Alle und Alle für Einen 
dem Beredtigten für die Erfüllung haften, 

rechtfertigt den von dem Nppellationg- Richter daraus ge: 
zogenen Schluß: daß alfo darnach die beiden Eheleute v. P. 
als correi hafteten, hier feinesweges; denn die Gräfin v. P. 
beihränft in der notariellen Nachtragsverhandlung vom 
1. Zuli 1865, ihren Eintritt in die von ihrem Ehegemahle 
eingegangenen Verpflichtungen ausdrücklich dahin, daß fie 
nur für die Hälfte diefer Verpflichtungen aufzıfommen 
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habe, und hiermit erklärte ſich ihr Vater, als Verkäufer, voll- 
ſtändig einverſtanden. Muß hiernach daran feſtgehalten 
werden, daß die Notariats-Uekunde vom 25. Juni 1865. 
Ihon in ſich einen durchaus gültigen und perfecten Kauf: 
vertrag zwilhen dem Kläger und dem Grafen v. P. ent: 
hält, zu dem gejeglich, jelbjt wenn man den Vorbehalt im 
8. 2. mit dem Appellations = Richter al3 eine Suspenſiv— 
bedingung anjehen wollte, der volle tarifmäßige Stempel 
von 460. Thlen. zu verwenden war, jo unterliegt das 
Appellations-Urtel nicht blos der Vernichtung, jondern es 
muß, bei der alsdann eintretenden freien Prüfung des 
ganzen Sad: und Nechtsverhältnifies, auch das erite 
Erfenntniß abgeändert, und Kläger um jo mehr mit jeinem 
unbegründeten Erftattungsanfpruche abgewiejen werden, als, 
nad der ganzen Zage der Sache, die Stipulation des 8. 2., 
wenn darin überhaupt eine Bedingung zu finden wäre, nur 
al3 NRejolutivbedingung aufgefaßt werden kann. Dafür 
jpricht nicht nur der beitimmte Inhalt des 8. 1., in welchem 
der Verkäufer, der jeßige Kläger, ausdrüdlich in die Beſitz— 
titelberihtigung auf den Namen des Herrn Käufers, das 
beißt aljo eben des Grafen v. B., willigt, jondern insbe— 
jondere auch der Umitand, daß nah dem 8. 4. Die 
Uebergabe des Grundftüdes an den Käufer, alfo an den 
Grafen v. P., bereit3 bewirkt war und Letzterer ſchon vom 
Tage des Contracts-Abſchluſſes ab Laſten und Abgaben 
übernommen hatte. Für Fälle diefer Art jchreibt aber der 
8. 263. THl. I. Tit. 11. des A. 2.:R. vor: 
Eine beigefügte Bedingung wird im zweifelhaften Falle 
für auflöfend geachtet, wenn der Verkäufer, ehe fie noch 
erfüllt ift, die Sache dem Käufer übergeben hat. 
Sn der That aber kann der Vorbehalt des $. 2., 
wenn Zleich die Paciscenten jelbit ihn als „Bedingung“ 
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bezeichnen, vechtlich als eine ſolche gar nicht, jondern nur 
als eine gewöhnliche Vertragsftipulation aufgefaßt werden, 
die, foweit es auf die Stempelpflichtigfeit anfommt, auf den 
Zeitpunft der Perfection des Kaufvertrages ganz ohne 
Einfluß iſt. Dabei kann denn felbftverjtändlich ganz uner: 
Örtert und unentihieden bleiben: 1. ob die Bereinbarung 
zwiichen der Gräfin v. PB. und ihrem Vater, dem Ber: 
fäufer, wie fie in der Nahtragsverhandlung vom 1. Juli 
1865. allein zwiſchen diejen Beiden getroffen ift, gejeßlich 
genügte, und namentlihb dem $. 2. des Vertrages vom 
25. Juli 1865. entiprah? und 2. od das Gejeß vom 
22. Juni 1861. in der That die Beſchränkung des zu 
adhibirenden Werthitempel3 auf die Hälfte, das heißt auf 
230. Thlr., ohne Weiteres rechtfertigen möchte? 
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N 28. 


Stempelpflichtigfeit der im Auslande abge— 
ſchloſſenen Lieferungsverträge. 


Unterliegen im Auslande abgefchloffene und im 
Auslande zu erfüllende Lieferungsverträge über nicht 
im Inlande befindliche Gegenjtände, der Preußiſchen 
Stempeliteuer? 

Geſetz wegen der Stempeliteuer, vom 7. März 1822. $. 12. 
Stempel-Tarif von demfelben Tage, sub voce: „Lieferungs: 


verträge” und sub voce: „Kaufverträge” (G.S. 1822. 
©. 63. 82. 81.) | 
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Ueber die umſtehende Frage iſt in der Sache der 
Kaufleute Salomon L. und Genoſſen wider den General— 
Steuer: Director gejtritten. Das Stadtgeriht zu Berlin, 
jowie das Kammergeriht erachteten derartige Lieferungs- 
verträge nicht für jtempelpflichtig und verurtheilten in ihren, 
mwenigftens in foweit gleichlautenden, Erfenntniffen vom 
18. November 1869., und vom 1. Dctober 1870., den 
Fiscus, die von den Klägern einftweilen gezahlten 1306. Thlr. 
25. Sgr. Stempelbeträge an dieje wieder zurüdzuzahlen. 
Die von dem Verklagten gegen das Appellations- Urtel noch 
eingelegte Nichtigfeitsbeichwerde hat der erfte Senat des 
Dber- Tribunal am 22. Mai 1871. zurüdgemiejen, und 
zwar aus naditehenden, für den vorliegenden Zwed allein 
intereſſirenden, 

Gründen: 

Zu jehs, im Jahre 1866. von den Klägern mit der 
Königlihen Intendantur des zweiten Armee-Corps in Böhmen 
und Mähren über Beihaffung von Armeebedürfniffen für 
die damals dort ftehenden vaterländiihen Truppen abge- 
ſchloſſenen, Lieferungsverträgen find nadträglid 1306. Thlr. 
25. Sgr. Stempel erfordert, die die Kläger zwar ein 
gezahlt haben, jegt aber im Rechtswege nah Maßgabe 
des Gejeßes vom 24. Mai 1861. SS. 11 ff. von dem Fiscus 
wieder eritattet verlangen, da fie meinen, dab dieje, im 
Auslande geihlofjenen und eben dort auch zu erfüllenden, 
Perträge der Stempelfteuer überhaupt nit unterlägen. 
Diefer Anfiht ſchloß ih das Stadtgeriht in Berlin an; 
es führte aus: der Fiscus müſſe die Stempelpflichtigfeit 
eines Vertrages nachweiſen; im vorliegenden Falle wäre es 
insbefondere Sache des Fiscus geweſen, den einzigen Um: 
ftand, der jene Verträge ftempelpflihtig machen könnte, daß 
fie vielleicht im Inlande befindliche Gegenftände zum Objecte 
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gehabt hätten, al3 vorhanden darzuthun; dahin zielende 
Behauptungen feien aber in der Klagebeantwortung überall 
nicht aufgeitellt und wäre es daher als erwieſen anzunehmen, 
daß jene Verträge nicht ftempelpflichtig ſeien. Es ver: 
urtheilte daher den Fiscus, den Klägern die von diefen 
ohne rechtlihen Grund gezahlten Stempelbeträge, nebit 
fünf Procent Zinfen jeit der Klagebehändigung, zu eritatten. 
Nahdem indefen im Laufe der zweiten Inſtanz, mit Rück— 
fiht auf den $. 12. des Gejehes vom 24. Mai 1861., in 
Frage geitellt war: ob die Kläger auch mit Vorbehalt Zah: 
(ung geleiftet hätten? machte das Kammergericht die Ver: 
urtheilung des Fiscus, reip. die Abweilung der Kläger, 
davon abhängig: ob letztere den ihnen referirten Eid, und 
zwar reſp. de veritate und de ignorantia, in ber 
Norm ableiften könnten: Jh ꝛc. ſchwöre, 
daß ich (reip. der Kaufmann Salomon %.) vor (oder bei) 
der Zahlung der in der Klage erwähnten Stempelbeträge 
von 1306. Thlen. 25. Sgr. an die Königliche General: 
Militaiv-Caffe in einem Schreiben an die lebtere vom 
10. Suni 1869. den ausdrüdlichen Vorbehalt gemacht 
babe (reip. hat), diefe Beträge von dem Fiscus im 
Wege des Proceſſes wieder erftattet zu verlangen. 
Auch das Kammergeriht nahm an, e3 handle ih um 
im Auslande gejchloffene und im Auslande zu erfüllende 
Lieferungsverträge, über nicht im Inlande befindliche Gegen- 
ftände, und es folgerte daraus weiter: es mangele deshalb 
an jedem gefeglihen Grunde zur Befteneruug diejer Ber: 
träge; die Bezahlung der Stempel jei mithin ohne gejeß- 
lihe Verpflichtung erfolgt und die Kläger wären zur 
Rückforderung derjelben berechtigt, wenn fie mit Vorbehalt 
gezahlt hätten. Nach diefer letzteren Richtung Hin erachtete 
der Richter die Berufung der Appellaten auf das in Abjchrift 
Band 65. P 
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probucitte Schreiben des 8. an bie General: Militair- 
Gaffe vom 10. Juni 1869., zunächſt, unter, den hier 
obmwaltenden befonderen Umftänden, nicht für veripätet und 
führte dann weiter aus: Da Verklagter beftritten hat, daß 
die General-Militair-Caſſe diefes Schreiben erhalten hat, jo 
fam e3 auf den, den Klägern referirten Eid an, der mit 
Rückſicht auf das gedachte Schreiben fo, wie geſchehen, nor: 
mirt und zum Erkenntniſſe geftellt werden mußte, da Ber- 
Hagter die Erheblichfeit des Eides beftritten hat. 

Mas zuvörderft die Hauptfrage anbelangt: ob die 
in Rede ftehenven ſechs Lieferungsverträge zwiſchen den 
Klägern und der Königlihen Intendantur des zweiten 
Armee » Corps überhaupt der Stempelfteuer unterliegen? 
fo geht der Appellations-Richter davon aus: daß diejelben 
im Auslande geichloffen, im Auslande zu erfüllen geweſen 
wären, und nicht im Snlande befindliche Gegenftände be- 
troffen hätten, und bejtreitet auch nicht, daß die auf Grund 
diefer Verträge von den Klägern bewirkten Lieferungen im 
Auslande geleiftet worden find. Diefe thatſächliche An— 
nahme läßt die Nichtigfeitsbefhwerde unangefochten; fie 
muß daher der jeßigen Entſcheidung lediglich zum Grunde 
gelegt werden; und unter jener Vorausfeßung ericheint 
die weitere rechtliche Schlußfolgerung des Appellationg: 
Richters: es mangele deshalb an jedem gejeglichen Grunde 
zur Beiteuerung der fraglichen Verträge als vollflommen 
gerechtfertigt. 

Dhne Hinreihenden Grund will der PVerflagte die 
Stempelpflichtigfeit auch folcher Verträge aus der Natur 
de3 Stempel3, als einer Steuer, und zwar einer allgemeinen 
Staatsabgabe, ſowie aus dem Umſtande herleiten, daß für 
die Verträge der bier vorliegenden Art eine Befreiung 
von Stempel nit angeoronet fei. In eriter Beziehung 
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vermweift er auf die Allerhöchfte Gabinet3:Drder vom 18. No— 
vember 1828., (Geſ.-S. 1829. ©. 16.), auf den 8.2. 
Thl. II. Tit. 14. und auf den $. 22. der Einleitung zum 
Allgemeinen Landrechte; und, in Folge des von ihm 
formulirten angebliden Grundjaßes: Lieferungsverträge find 
in der Negel, und jofern das Geſetz deren Befreiung 
nicht ausdrüdlih anordnet, ftempelpflichtig, wirft er 
dem Appellationsrichter weiter vor: den $. 12. des Stem⸗ 
pelgejeßes vom 7. März 1822. durch unrichtige, und bie 
Tarif = Bofition: „Lieferungsverträge” durch unterlafjene 
Anwendung verleft zu Haben. Ein folder Grundjag 
läßt fich jedoch aus den allegirten gejeglihen Vorſchrif— 
ten nit herleiten und ift auch fonft nicht anzuerkennen. 
Es Handelt fih Hier um Entrihtung einer Steuer und 
zwar um eine Urkundenſteuer und dieſe darf der Staat nur 
in den von dem Geſetze beſonders vorgejehenen Fällen er— 
heben. Eine Beltimmung etwa dahin: alle Urkunden find 
ftempelpflichtig, infofern nicht eine Befreiung vom Stempel 
ausdrüdlih angeordnet ift, enthält das Geſetz nicht, und 
auch die Nichtigfeitsbefchwerde hat eine ſolche nicht nach: 
gemwiejen. Die Allerhöchſte Cabinet3-Drder vom 18. No: 
vember 1828. erläutert in ihrem erſten Abjage zunächſt die 
im Stempel-Tarife vorfommenden Aubrifen „amtliche Aus— 
fertigungen“ und „Geſuche“, und ſtellt ſodann in ihrem 
zweiten Abfage, in Folge der Erörterungen in einen Be— 
richte des Staats - Minifteriums, die Unzuläffigfeit des 
Rechtsweges über die Stempelpflichtigfeit eines Gegen 
Standes und über die Anwendung des Tarifes feit. Wenn 
dabei in Beziehung auf die damalige Unitatthaftigfeit 
des Nechtsweges bemerkt wird: „die Stempelfteuer gehöre 
zu den allgemeinen Staatsabgaben”, jo leuchtet von felbft 
ein, daß diefe Bemerkung für die Beantwortung der hier 
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ftreitigen Frage feinen in Betracht kommenden Anhalts= 
punkt darbietet; ja, dieſer Theil der Allerhöchſten Cabi- 
net3- Order kann jet um jo weniger berüdjichtigt wer— 
den, als, im graden Gegenſatze zu derſelben, das neuere 
Gele vom 24. Mai 1861. $. 11. für dergleihen Recla— 
mationen in Stempeliahen den Rechtsweg ausdrüdlich 
eröffnet hat. Eben jomwenig greifen bier der 8. 2. Thl. II. 
Tit. 14. des N. L.-R., dahin lautend: 
Dem Beitenerungsrehte, al3 einem Hoheitsrechte des 
Staates, find alle diejenigen unterworfen, die für ihre 
Nerfonen, Vermögen, oder Gewerbe den Schub des 
Staate3 genießen; 
oder der $. 22. der Einleitung zum Allgemeinen Zandredte: 
Die Gefeße des Staates verbinden alle Mitglieder deſ— 
jelben, ohne Unterfchied des Standes, Nanges oder Ge: 
ſchlechtes; 
Platz. Die Stempel-Abgabe iſt keine allgemeine Perſonal— 
ſteuer in dieſem Sinne, ſondern wird, — abgeſehen vom 
Erbſchaftsſtempel, — als Urkundenſteuer nur von ſolchen 
ſchriftlichen Verhandlungen entrichtet, die das Geſetz vom 
7. März 1822. oder deſſen nachträgliche Ergänzungen und 
Erläuterungen für ſtempelpflichtig erklären. — Präjudicat 
vom 3. September 1866. (Striethorſt's Archiv Bd. 68. 
S. 7.) — Nah dieſer Richtung Hin rügt die Nichtig— 
keitsbeſchwerde zunächſt eine unrichtige Anwendung des | 
$. 12. des gedachten Geſetzes, welcher vorſchreibt: 
Stempelpflihtige Verhandlungen müſſen in der Negel 
auf das erforderlihe Stempelpapier felbft gefichrieben 
werben. Mo dies nicht hat geſchehen können, darf zwar 
das erforderliche Stempelpapier noch nachgebracht, jedoch 
nur in ganzen, unangefchnittenen Bogen umgeichlagen 
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und cafjirt, das ift: durch Bezeichnung feiner Beitimmung 
zu anderem Gebraude untühtig gemacht werden. Auch 
muß dies bei Verhandlungen, welche im Lande ſelbſt 
vorgenommen werben, längitens binnen vierzehn Tagen, 
vom Tage der Ausfertigung an, geichehen und der Tag 
der Cafjation deshalb von der Behörde oder dem Stem— 
pelvertheiler, wo das Stempelpapier gelöft worden, mit 
Budftaben ausgeihhrieben, beicheinigt werden. Wenn 
Inländer außerhalb Landes über einen im Lande befind: 
lihen Gegenstand ftempelpflichtige Verhandlungen gepflogen 
haben, fo ift das dazu erforderliche Stempelpapier binnen 
vierzehn Tagen nad ihrer Rückkehr beizubringen und zu 
calliren, au der Tag, wo dies geſchehen, vorgedachter— 
maßen zu befcheinigen. 

Allerdings entjcheidet diejer S. 12. den hier vorliegenden 
Fall, wo Inländer: drei in Berlin wohnhafte Kaufleute, 
die Kläger, und die Königliche Intendantur des zweiten 
Armee-Corps nicht über einen im Lande befindlichen Gegen: 
tand, jondern über im Auslande befindlihe Conjumptibilien 
außerhalb Landes Lieferungsverträge geſchloſſen haben, kei— 
nesweges; und es mag dem Verflagten auch injofern Recht 
gegeben werden, al3 er ausführt: der allegirte $. 12. ent= 
jeheide überhaupt gar nicht, ob eine Verhandlung ftempel- 
pflihtig fei oder nicht, fondern er fehreibe nur die Zeit, 
binnen welcher, und die Modalitäten, unter welchen der 
Stempel zu ftempelpflihtigen Verhandlungen beizubringen 
und zu cafliren fei, vor. Alles dies verfennt der Appella- 
tions: Richter indeffen auch Feinesweges; er führt nur aus: 
„Der Regel nad) kann von einer Stempel:Abgabe nur dann 
die Rede fein, wenn das die Abgabe bedingende Ereigniß 
unter dem Schuge der Landesgeſetze jeine Griftenz erlangt 
bat. Daß aljo im Auslande geihehene Verhandlungen, der 
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Negel nad, nicht der Stempelftener unterworfen find, ift 
nad der Natur der Abgabe felbitverftändlih und bedurfte 
e3 feiner fpeciellen Beftimmung darüber. Umgekehrt war 
eine fpecielle Borihrift nothwendig, wenn ausnahmsmeife 
ausländiihe Verhandlungen der Stempelfteuer unterliegen 
follten. Diefer Grundſatz ift ausdrüdlich in dem Nefcripte 
des Finanz: Minifter8 vom 10. October 1842. (Schmidt, 
Commentar Bd. I. ©. 3.) anerfannt, welches verordnet:. 
„Die Beitimmungen des Stempelgefeßes eritreden fi, der 
Negel nad, nur auf die in den Preußiſchen Staaten aufs 
genommenen Schriftftüde. Die Verwendung des inlän— 
diihen Stempel3 zu den im Auslande aufgenommenen oder 
ansgeitellten Verhandlungen läßt fih nur in dem Falle 
rechtfertigen, in welchem das Geſetz die Erhebung dieſer 
Abgabe ausprüdlih angeordnet hat. Derjelbe Grund- 
ja ift in dem Neferipte vom 20. Detober 1837. — 
Jahrbücher Bd. 50. ©. 664. — ausgeiproden. Solche. 
Ausnahmen von der Negel find vorgejehen bei auslän— 
diihen, zum Gebraude im Inlande beſtimmten, Voll: 
machten (Refceript vom 8. März 1843. zu V., 8. 37. Thl. 1. 
Tit.3. der A. G.O.; ZuftizMinifterial:Blatt 1843. ©. 8.); 
bei ausländifhen, auf einen Inländer gezogenen Wechſeln 
(Cabinet3-Drder vom 3. Januar 1830. — ©.-©. ©. 9.); 
bei ausländiſchen ſchriftlichen Acten über Immobilien des 
Inlandes (Tarif: „Kaufverträge“; 8. 115. Thl. I. Tit. 5, 
des A. L.-R.). Dagegen exiſtirt keine geſetzliche Vorſchrift, 
wonach im Auslande geſchloſſene Kauf- oder Lieferungs— 
verträge über bewegliche Sachen der Stempelſteuer unter⸗ 
worfen ſind. Nur dann wird angenommen, daß ſolche 
Verträge ſtempelpflichtig ſind, wenn ſie von einem Inländer 
im Auslande über inländiſches bewegliches Vermögen ab— 
geſchloſſen ſind. (Reuter, die Preußiſchen Stempelvor— 
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ſchriften, Thl. J. 8.3. S. 5.) Dies ift aus dem $.12. des 
Stempelgejeßes zu entnehmen, wonach, wenn Inländer 
außerhalb Landes über einen im Lande befindlichen Gegen 
ftand jtempelpflichtige Verhandlungen gepflogen haben, das 
erforderlihe Stempelpapier binnen vierzehn Tagen nad 
ihrer Rückkehr beizubringen if. Der Einwand des Ver— 
Hagten, daß der $. 12. nicht über die Stempelpflichtigfeit, 
jondern über die Zeit der Nachbringung des Stempels 
disponirt, ift allerdings richtig. Indeſſen folgt daraus 
nur, daß Verklagter die Angabe der gejeglichen Vorſchrift, wo: 
nad die fragliden Verträge ftempelpflichtig fein ſollen, ſchuldig 
geblieben ift. In der That läßt aber auch der $. 12. a. a. O. 
erkennen, daß im Auslande geichlofjene Verträge über im 
Auslande befindlide Sachen ftempelfrei find, weil e3 jonft 
an der unentbehrlihden Vorſchrift, binnen welcher Frift der 
Stempel zu denjelben nachzuliefern fei, fehlen würde, und 
die Vorſchrift, daß jtempelpflichtige Verhandlungen, der 
Regel nad, auf das erforderliche Stempelpapier gejchrieben 
werden jollen, da nicht Anwendung findet, wo dies nicht 
geihehen konnte.“ 

Diefer Ausführung muß al3 volllommen zutreffend bei- 
gepflichtet werben, und fällt mithin die in der Nichtigkeits— 
beſchwerde gerügte unrichtige Anwendung des $. 12. 1. c, 
dem zweiten Richter feinesweges zur Laft. 

Freilich will der Verklagte die von dem Lebteren 
vermißte geſetzliche Vorſchrift, nach welcher die hier in 
Rede ftehenden Lieferungsverträge der Stempelfteuer wirk: 
lich unterworfen wären, in der Tarif-Bofition: „Lieferungs— 
und Kaufverträge” finden, und er wirft dem Appellationg- 
Richter deshalb vor, diefe Tarif-Pofition durch unterlafjene 
Anwendung verlegt zu haben. Indeſſen auch diefer Vor— 
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wurf fann als begründet nicht anerkannt werden. Der 
Stempel-Tarif vom 7. März 1822. enthält zuvörderft sub 
voce: „*ieferungsverträge‘‘ die blos verweilende Bemer- 
fung: wie „Kaufverträge,” fiehe diefe, und nebenher die 
jelbitjtändige Beitimmung; „Diejenigen, welche Lieferungen 
von Bedürfniffen der Regierung oder öffentlicher Anftalten 
übernehmen, find verpflichtet, den vollen Stempelbetrag 
ausichließlich zu entrichten; zuvor aber heißt es sub voce: 
„Kauf:Berträge”: 
Kauf-Verträge über inländiihde Grundftüde und Grunds 
geredhtigfeiten Ein vom Hundert des Kauf: 


werthes; 
⸗ über außerhalb Landes belegene Grundſtücke 
und Grundgerechtigkeiten. . . 15. Sgr. 


⸗ über alle anderen Gegenſtände ohne Unter— 
ſchied, ſofern über den Kauf derſelben ein 
beſonderer ſchriftlicher Vertrag abgeſchloſſen 
wird, Ein Drittheil Procent des vertrags— 
mäßigen Kaufpreiſes. 

Dieſer letzte dritte Abſatz lautet ganz allgemein: ab— 
geſehen von inländiſchen und außerhalb Landes belegenen 
Grundſtücken und Grundgerechtigkeiten, ſollen ſchriftliche 
Kaufverträge über alle anderen Gegenſtände ohne Unter— 
ſchied der Stempelſteuer zu einem Drittel Procent unter: 
liegen. Es mag daher zugegeben werben, daß auch Kauf: 
verträge über nit im Inlande befindlide Gegenftände 
fonft in diefer Art, alfo mit einem Drittel Procent, zu 
veriteuern fein würden; das ſtellt indeſſen der Appellations- 
Richter an fh auch nicht in Abrede. Seine ſchließ— 
liche Annahme: die hier in Rede ftehenden ſechs Lieferungs- 
verträge wären nicht ftempelpflichtig, gründet fich nicht 
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ſowohl darauf allein, daß die fraglichen Verträge die 
Lieferung nicht im Inlande befindlicher Gegenſtände be— 
troffen hätten, als er vielmehr deren Stempelfreiheit als 
jelbftverftändlih um deshalb für geboten anfieht, weil Die: 
ſelben im Auslande geſchloſſen und zu erfüllen gemejen 
wären. Die aus einer angeblichen Verlegung der gedach— 
ten Tarif-Bofition entnommene Beſchwerde ift daher jeden- 
fals verfehlt. 


M 29. 
Oſtpreußen. Anfprud auf Grundſteuer-Ent— 
Ihädigung für Grundſtücke, von welchen bisher 
die Sontribution entrichtet tft. 





Sind die Beliger ſolcher Grundjtüde, welche bisher 
von der Grundſteuer, insbeſondere von der Kontribution, 
thatjächlich nicht befreit gewejen find, befugt, zur Erlan- 
gung der Grunditeuerentihädigung nachzuweiſen, daß 
ihren Grundſtücken privilegienmäßig die Grunditeuer: 
freiheit zugejtanden habe? 

Geſetz, betreffend die andermweite Regelung der Grunditeuer, 

vom 21. Mai 1861. 8. 5. (Geſ.“S. 1861. ©. 255.) 


Geſetz, betreffend die für die Aufhebung der Grundfteuer: 
Befreiungen und Bevorzugungen zu gewährende Entſchädi— 
gung, vom 21. Mai 1861. 88.2. 4. 6. (Geſ.⸗S. 1861. 
©. 327—329.) 
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Die umftehende Frage ift in der Sache des Nittergut3- 
befigers Kr. wider den Fiskus ftreitig geworden, und von 
dem erften Senate des Ober: Tribunals in feinem Erkennt: 
niffe vom 10. December 1869. näher erörtert, durch dieſes 
Erfenntniß auch die von dem Kläger gegen das Appellationg- 
Urtel eingelegte Nichtigkeitsbeſchwerde als unbegründet zurüd- 
gewieſen, aus folgenden 


Gründen. 

Der Kläger behauptet, daß durch mehrere Privilegien, 
rejp. Permutationen aus den Jahren 1395., 1435. und 
1515. dem Gute &, welches mit dem jet ihm gehörigen 
Gute Tr. nebit dem Vorwerke Du. identifh fei, von den 
damaligen Bilhöfen Heinricus, Franziscus und reip. 
Tobianus von Ermland auch die Befreiung von jeder Fünf- 
tigen Grundſteuer verliehen fei. Da fein genanntes Gut 
auf Grund des $. 5. des Gejehes vom 21. Mai 1861. 
vom 1. Januar 1861. ab dennoch mit einem Sahres- 
betrage von 223. Thlen. 8. Sgr. 2. Pf. zur Grund: 
fteuer herangezogen worden, jo bat er gebeten, zu er— 
fenner: 

daß Fiscus ſchuldig, den aus dem $. 2. des Geſetzes 
vom 21. Mai 1861. erhobenen Anſpruch auf Grund: 
fteuer-Entihädigung für das Gut Tr. nebit Vorwerk Du. 
anzuerkennen. 

Durh die gleichlautenden Erfenntniffe des Stadt— 
gerichtes zu Königsberg, ſowie des dortigen oftpreußifchen 
Tribunal3 vom 2. November 1868. und vom 6. April 
1869. iſt der Kläger mit diefem Antrage abgemwiefen. 
Der erjte Richter gründet die Abweifung darauf, daß die 
Befiger des Gutes fih im Zuftande factifcher Befreiung von 
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der landesüblichen Grundfteuer zugeftandenermaßen feit dem 
Sabre 1772. nicht befunden hätten. Und in ähnlicher Weife 
führt der Appellations-Richter aus: „Das Geſetz vom 
21. Mai 1861. hat nur denjenigen Grundbefißern eine 
Entſchädigung zuerkannt, welche bis dahin thatlählich eine 
Grundftener- Befreiung oder Bevorzugung genofjen haben. 
Der Kläger und feine Vorbefiger haben unftreitig jeit 
1772. die Gontribution entrichtet; daher giebt das Gefek 
vom 21. Mai 1861. für den Entſchädigungsanſpruch des 
Klägers feinen Raum und es ift nicht weiter zu unter: 
ſuchen, ob ihm nah den überreihten Privilegien ein An— 
ſpruch auf Grundfteuerfreiheit zugeftanden haben würde. 

Dur dieſe Ausführung fol der Appellationg-Richter, 
wie ihm die Nichtigkeits-Beſchwerde vorwirft, den $. 5. des 
Grundfteuer-Gefeßes vom 21. Mai 1861., fowie die 88. 1. 
2. 4. und 6. des gleichzeitigen Entſchädigungs Geſetzes ver: 
legt haben. Die Anficht des Appellationg - Richters: „nur 
die thatfächliche Freiheit von der Orundfteuer wäre bei dem 
Anſpruche auf Entihädigung für die Aufhebung der Grund: 
fteuer= Befreiung maßgebend, ein folder Anſpruch fei da= 
gegen nicht begründet, wenn gleich der Befiger des betreffen: 
den Grundftüdes de jure nicht: verpflichtet geweſen wäre, 
die frühere, thatſächlich von ihm eingehobene, Steuer zu be- 
zahlen, laſſe ſich mit dem Gefege nicht vereinigen.” 

Diefer Vorwurf erfcheint indeffen nicht begründet, und 
die Beichwerde auch infofern unzutreffend, als 'fie zum 
Theil von factiihen Vorausſetzungen ausgeht, die dem 
Appellationg=Urtel fremd find; namentlich ftellt der vorige 
Richter keinesweges feit, daß der Kläger und feine Vorbe— 
figer überhaupt de jure nicht verpflichtet geweſen, die 
feit 1772. von ihnen entrichtete Contribution zu bezah— 
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len, fondern er bemerkt nur: unter den obwaltenden Um— 
ftänden ſei e8 nicht weiter zu unterfuhen, ob dem Kläger 
nad den überreihten Privilegien ein Anſpruch auf Grund: 
jteuers Freiheit zugeltanden haben würde. An den $. 4, 
welher sub a.—e. die beizubehaltenden Grundſteuerfrei— 
beiten aufzählt, jchließt fi der in der Nichtigfeit3:Be- 
ſchwerde zunächſt als verlegt bezeichnete $.5. des Haupt— 
Geſetzes dahin an: 

Ale übrigen, bisher von der Grundfteuer befreiten 
oder hinſichtlich derfelben bevorzugten Grundftüde find 
vom 1. Sanuar 1865. ab mit dem nad) Ausführung der 
Borihrift im $. 3. jich ergebenden Procentjaße, dem für 
jie ermittelten Reinertrage entſprechend, zur Grunditener 
heranzuziehen. 

Die Gewährung einer Entihädigung für die Aufhebung 
der GrundfteuersBefreiungen und Bevorzugungen erfolgt 
nah Maßgabe des dieſerhalb erlafjenen Gejeßes vom 
heutigen Tage. 


Dem entiprehend beitimmt dann das allegirte gleich» 
zeitige Entſchädigungs-Geſetz: 

$. 1. Für die im 8. 5. des vorgedachten Gejeges an— 

georonete Heranziehung bisher befreiter oder be: 

vorzugter Grundftüde zur Grundfteuer wird in 

dem durch die 88. 2.—4A. des gegenwärtigen Gejeßes 

bejtimmten Umfange eine Entihädigung aus ber 
Staatscafje gewährt. 


Mit Recht entnimmt der Appellations » Richter aus 
dieſen Vorſchriften, daß danach von einer Entihädigung 
überhaupt nur in Betreff ſolcher Grundftüde die Rede fein 
fann, welche bisher von der Grundfteuer befreit oder min- 


237 


deitens bevorzugt geweſen find. Die in beiden Gejeßen 
fih ziemlich gleihmäßig wiederholenden Bezeihnungen: 

„Alle übrigen bisher von der Grundfteuer befreiten oder 

hinfichtlich derfelben bevorzugten Grunditüde” — 8. 5. — 

und 

„Für die Heranziehung bisher befreiter oder bevorzugter 

Grundftüde” 

eriheinen nach dieſer Nihtung Hin jo Far, daß fie 
irgend einer meiteren Deutung oder Auslegung nicht 
bedürfen. Augenſcheinlich paſſen jene Bezeichnungen nicht 
auf das dem Kläger gehörige Gut Tr. nebit dem Bor- 
werfe Du., melde bei der, nad der Belignahme von 
Polniſch-Preußen im Jahre 1772., auf Grund der Imme— 
diat-Inſtruction über die neue Contributions-Einrihtung in 
Ermland, Marienburg u. |. mw. erfolgten, allgemeinen 
Cataftrirung der dortigen Grundftüde fogleih, ohne alle 
Bevorzugung, mit der vollen Eontribution von 116. Thlen. 
belegt find und deren Beſitzer dieſe Gontribution, die dortige 
landesüblihe Grundfteuer, feit dem bis zum 1. Januar 
1865., d. 5. bis zur Erhebung der neuen Grunditeuer, 
unweigerlich entrichtet haben. In Betreff der Höhe der zu 
gewährenden Grundfteuer: Entihädigungen werden jodann 
unterſchieden: 

a. ſolche Grundſtücke, welchen die Grundſteuer-Befreiung 
oder Bevorzugung mittelſt eines läſtigen Vertrages 
oder mittelſt eines ſpeciellen Privilegiums vom 
Staate verliehen iſt, oder denen aus einem anderen 
Titel des Privatrechtes der Rechts-Anſpruch auf 
Steuer⸗Freiheit oder Bevorzugung, dem Staate gegen— 

über, zur Seite ſteht, 8. 2. a. a. O.; 

und 
b. ſolche ſeither von der Grundſteuer befreite oder hin— 
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ſichtlich derſelben bevorzugte Grundſtücke, welche einen 

Rechtstitel der im 8. 2. gedachten Art nicht für 

ſich geltend machen können; 8. 4. ebendaſ. 

Es iſt allerdings richtig, daß es ſich hier nicht um ein 
Grundſtück der zu b. gedachten Art handelt, daß der Kläger 
vielmehr ausdrüdlih eine Grundfteuer: Entfehädigung nad 
Maaßgabe des $. 2. des Geſetzes vom 21. Mai 1861. 
beanfprudt; und ebenfo muß dem Kläger zugegeben 
werben, daß die Ausdrücke „thatfächlich fteuerfrei” und 
„thatſächliche Steuerfreiheit” erft im 8. 6. vorfommen, welcher 
ih fonft nicht auf den 8. 2., fondern auf das im $. 4. ge: 
dachte Entihädigungs = Capital bezieht. Deffenungeadhtet 
verlegt der Appellations-Richter die 88. 4. und 6. feines: 
mweges, wenn er diefe Ausdrüde mit dazu benußgt, um 
näher nachzuweiſen, was der Gefeßgeber unter den in 
den eben allegirten 88. 5. und 1. genannten bisher be: 
freiten, oder bevorzugten Grundftüden gemeint hat. Es mag 
dabei noch erwähnt werden, daß Nittergüter nad) dem 8. 5. 
Nr. 1. an fih zur Theilnahme an dem, im 8. 4. audge: 
feßten, Entſchädigungs-Capitale beredhtigt fein follen; es 
wird aber fofort beſchränkend hinzugefügt: 

Diejen Gütern find jedoch nicht beizuzählen: die Rittergüter 
in den der Weſtpreußiſchen Grundfteuer-Verfafjung unter: 
liegenden Zandestheilen, ſoweit dieſe Güter die gejeglichen 
Grundfteuern wirklich entrichten. 
Und fomit Liefert auch diefe Beſtimmung mittelbar einen 
Beweis für die Anfiht des Appellation3:Nichters, daß das 
Geſetz vom 21. Mai 1861. nur denjenigen Grundbbefigern 
eine Entihädigung zuerkannt habe, welche bis dahin that- 
fählid eine Orundfteuer = Befreiung oder Bevorzugung 
genofien. Ohne Grund beruft fih der Kläger zum 
Erweife des Gegentheiles und zur Nechtfertigung der Be: 
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bauptung: es fomme nicht darauf an, ob von einem Gute 
thatfächlich, vielleicht aus Srrthum oder um des Friedens 
willen, früher die landesüblihe Grundsteuer entrichtet fei, 
fondern e3 frage fich Tediglih, ob das betreffende Grund- 
ftüd de jure dazu verpflichtet geweſen, auf den 8.6. 1. c. 
Derjelbe lautet, ſoweit deſſen Inhalt hier intereffirt: 

Ausgeſchloſſen von der Theilnahme an dem Entſchädi— 

gung3-Gapitale ($. 4.) bleiben die Befiger: 

J 


2. ſolcher Güter und Grundſtücke, deren thatſächliche 
Steuerfreiheit ſchon nach der beſonderen, in dem be— 
treffenden Landestheile beſtehenden Grundſteuer-Ver— 
faſſung nicht zu Recht beſteht, vielmehr nach den 
Grundſätzen dieſer Verfaſſung zu jeder Zeit ohne 
Entſchädigung aufgehoben werden konnte. 

Ganz zutreffend macht der Appellations-Richter indeſſen 
geltend: diefe Beftimmung rechtfertige jedoch nit — per 
argumentum a contrario — den Schluß, daß aljo umge: 
fehrt Grundftüce, welche zur Zeit der Emanation des Ge: 
feßes vom 21. Mai 1861. die landesüblihe Grunditeuer 
zahlten, jedoch ein Necht auf Befreiung zu erwirfen befugt 
gewefen fein möchten, einen Anfpruh auf Entihädigung 
nad) dem $. 2. des Geſetzes vom 21. Mai 1861. mit Wirkung 
verfolgen dürften. Lediglich um einen ſolchen handelt es 
fih bier; Kläger erhebt feinen Entfehädigungsanfpruh aus: 
drüdlic aus dem 8.2. des Geſetzes vom 21. Mai 1861., 
und auch nur mit diefem ift der Kläger durch die gleich: 
lautenden Bor-Erfenntniffe abgewiefen worden. 

Wenn derjelbe erinnert: man würde zunächſt fra— 
gen dürfen, wie oft und wie lange der Befiter des 
privilegienmäßig ſteuerfreien Gutes thatſächlich die mit 
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Unrecht diefem Gute obtrudirte Steuer entrichtet haben 
müßte, um des Rechts verluftig gegangen zu fein, auf die 
privilegienmäßige Steuerfreiheit feines Gutes zurückgehen 
zu dürfen, es bliebe zu unterfuhen, ob die einmalige Zah: 
lung vor Erlaß der Geſetze von 1861. ſchon binreiche; fo 
eriheinen diefe Bedenken für die Entiheidung der vor— 
liegenden Sache unzutreffend und müßig. Die Voraus: 
jegungen der Nichtigkeits-Beſchwerde: daß das Gut des 
Klägers privilegienmäßig fteuerfrei geweien, und daß dem: 
jelben die im Jahre 1772. veranlagte Kontribution mit 
Unrecht obtrudirt worden, find dem Appellations-Urtel durd- 
aus fremd. Der zweite Richter legt feiner Entſcheidung 
vielmehr die unbeftrittene Thatfahe zum Grunde, dab der 
Kläger und feine Vorbefiber von dem Gute Tr. feit 1772., 
alio jeit der Zeit, wo auf Grund der Immediat-Inſtruction 
vom 5. Juni 1772. in dem neu in Befiß genommenen 
Ermlande die Eontribution überhaupt erſt regulirt und ein- 
gerichtet worden, diefe Gontribution mit dem vollen ver: 
anlagten Betrage von 116 Thlr. bis zum 1. Januar 1865. 
alljährlich unweigerlich entrichtet haben; und er entnimmt 
hieraus, das Gefeh vom 21. Mai 1861 gebe daher für den 
Entihädigungsanipruh des Klägers feinen Raum. Zu 
einer Erörterung der von dem Kläger aufgeworfenen 
Frage: ob etwa eine einmalige Zahlung der Steuer ſchon 
hinreihe? hatte der Appellations-Richter Feine Veranlaſſung. 

Endlich hatte der Kläger, wenigftens in feiner Appellas 
tions Rechtfertigung vom 20. Januar 1869. noch auf die 
ſtenographiſchen Berichte der betreffenden Landtags - Ver: 
handlungen, ſowie auf die Motive der Regierungs-Vorlage, 
jedoch ohne irgend nähere Allegate Bezug genommen. Für 
das Verſtändniß des hier vorzugsmeife in Betracht kommenden 
Ausdrudes: „bisher befreite Grundjtüde” bieten jene Ber: 
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bandlungen gar feinen Anhalt dar; dagegen widerlegen fie 
wenigitens den eventuellen, auf die fogenannte Affecuration 
vom 12. Mai 1787. — v. Begefad Weitpreuß. Prov.- 

Recht, II. Bd. ©. 394. — geftügten, Entſchädigungsanſpruch 

des Klägers gradezu als ungerechtfertigt. In der 24. Situng 
am 9. März 1861. war allerdings der Antrag geftellt: 

- Das Haus der Abgeoroneten wolle bejchließen, dem $. 2. 
des Commiljiong: Berichtes — (der im Allgemeinen dem 8.2. 
des jegigen Entihädigungs-Gefeßes vom 21. Mai 1861. 
entipricht,) — in einem bejondern Alinea folgenden Zuſatz 
zu geben: Die Befiger der ländlichen oder ftäbtifchen 
Güter oder Grundftüde der ehemaligen Provinz Weit: 
preußen, welche bisher der provinziell üblichen Grund: 
jteuer unterworfen gewejen find, und welchen die Affecuranz- 
Urkunde vom 12. Mai 1787. zur Seite fteht, erhalten 
al3 Entihädigung den 13'/sfahen Betrag derjenigen 
Summe, welche fie nach dem Gejeße, betreffend die ander: 
weite Regelung der Grundfteuer, vom 1. Sanuar 1865. 
ab mehr, al3 gegenwärtig, an jährliher Grundfteuer zu 
zahlen haben werben. 

Dies Amendement, das recht eigentlich ganz aus den— 
felben Erwägungen hervorgegangen war, auf welchen der 
eventuelle Entſchädigungsanſpruch des Klägers beruht, ift 
indejjen Seitens der Staats-Regierung fofort befämpft, und, 
nahdem insbefondere der Finanz: Minifter hervorgehoben 
hatte: „es handle fich bier (bei jener Afjecuration) nicht um 
Privilegien, jondern um Acte der Gejeßgebung, die als 
jolhe im Wege der Gefeßgebung auch wieder zurüdgenommen 
oder modificirt werden fönnten”, bei der Abftimmung ver: 
mworfen worden. 

Stenographiiche Berichte. Haus der Abgeordneten 1861. 
Bd. J. S. 437. 442. 448. 449, | 
Band 65. Q 
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Unter dieſen Umſtänden kann ganz dahin geſtellt bleiben, 
ob das Ermland in ſtändiſcher Beziehung im Jahre 1787. 
wirklich noch zu Weſtpreußen gehört hat, oder damals ſchon 
zu Oſtpreußen geſchlagen geweſen iſt, und ob alſo die ge— 
nannte Aſſecuration vom 12. Mai 1787. dem Kläger über— 
haupt zur Seite ſteht. Der 8. 2. des wenig jüngeren oſt— 
preußiſchen Landſchafts-Reglements vom 16. Februar 1788. 
bezeichnet wenigſtens das Bisthum Ermland als „fort— 
während zu Oſtpreußen gehörig.“ 


— —— 


Ne 830, 


Weſtpreußen. Grundſteuer-Entſchädigung für 
ehemalige Domainen-Erbpachtsgrundſtücke. 
Steht den Beſitzern früherer Domainen-Erbpachts— 

grundftüde in den Streifen Weſtpreußens, welche eine 

Zeit lang zum Herzogthume Warſchau gehört haben, 

wegen der jenen Gütern auferlegten Grumdjteuer, 

ein Anſpruch auf Entihädigung zu, wenn den Erb- 
pächtern in den urjprünglichen Erbpachtsverträgen Frei- 
heit von ontribution verſprochen iſt, jene Grund- 
jtüde aber während der gedachten Fremdherrihaft, in 

Folge der Herzoglih Warſchau'ſchen Finanzgefege, in- 

zwilchen mit dem Rauchfanggelde — Podymne — 

belegt worden find, und diefe Steuer auch nad der 

Nevecupation von der Preußiſchen Negierung forter- 

hoben ilt? 
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Geſetz, betreffend die andermweite Negelung der Grundfteuer, 
vom 21. Mai 1861. 8.5. (Gef.:©. 1861. ©. 255.) 


Geſetz, betreffend die für die Aufhebung der Grundfteuer- 
Befreiungen und Bevorzugungen zu gewährende Ent: 
Ihädigung, vom 21. Mai 1861. 8.2. und 3, Ebend. 
©. 327.) 

Herzoglih Marfchau’fche Finanzgefege vom 24. März 1809 
und vom 23. December 1811. 


Geſetz, betreffend die Ablöfung der Neallaften und die Reguli— 
rung der gutöherrlichen und bäuerlichen Berhältnifie, vom 
2. März 1850. 8.2. Nr.2. (Gef.-S. 1850. ©. 80.) 
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Die obige Frage iſt in der Sache K. und Genoſſen 
wider den Fiscus ftreitig geworden und näher erörtert. 
Während das Kreisgeriht zu Marienwerder in feinem Er: 
fenntniffe vom 15. September 1868. den Fiscus für ſchul— 
dig erachtete, anzuerkennen, daß den Klägern für die ihren 
Grundjtüden in Neu-Sfompe auferlegte Grundfteuer das 
Recht auf Entihädigung nad den SS. 2. und 3. des Ge- 
jeße8 vom 21. Mai 1861. zuftehe, hat das Appellationg- 
Gericht daſelbſt in feinem Urtel vom 15. März 1869. die 
Kläger mit ihrem Antrage auf Gewährung einer höheren, 
al3 der in den Entſcheidungen der Grunditeuer » Ent: 
ſchädigungs-Commiſſion vom 16. Mai und 27. Sep: 
tember 1867. ihnen bemilligten Grundſteuer-Entſchädi— 
gung, in Gemäßheit der SS. 2. und 3. des Grund- 
fteuer - Entihädigungs =» Gefeges vom 21. Mai 1861. ab— 
gewielen. Gegen das zweite Erfenntniß haben die Klä- 
ger zwar noch die Nevifion eingelegt, der erite Senat des 
Dber-Tribunals hat jedoch amı 10. September 1869. das 
Appellations=Urtel beitätigt, und zwar aus folgenden, zu: 
gleih das Sahverhältniß, ſoweit e3 für den vorliegenden 
Zwed intereijirt, ergebenden 

D% 
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Gründen. 

Mittelit Vertrages vom 8. Mai 1804. überließ die 
damalige meitpreußiiche Kriegs: und Domainen: Kammer 
dem Coloniſten Schr. nebit elf anderen Coloniften das von 
ihnen bisher im Belite gehabte ehemalige Königliche 
Domainen-Vorwerk Sfompe gegen einen jährlihen Erb— 
pachts-Canon von 240. Thlen. zu Erbpadtsrechten, frei von 
Scharwert und Burgdieniten, von Gontribution, Kopf, 
Horn- und Klauen-Schoß, ſowie von Bienen: Zins. Es 
mag zugegeben werden, daß die erwähnte Gontribution, nach 
der damaligen Verfaſſung, die in Weftpreußen landesübliche 
Grundſteuer war; die Kläger gehen aber zu weit, wenn fie 
meinen, dur jene Zujage der Freiheit von Contribution 
habe der Fiscus für ewige Zeiten die Garantie übernehmen 
wollen, daß den vererbpachteten Grundſtücken künftighin 
niemals, jelbit im Wege der allgemeinen Gefeßgebung 
nit, eine Grundfteuer auferlegt werden dürfe und würde. 
Zu einer derartigen Annahme nöthigen die gebrauchten Worte: 
„frei von Contribution“, nicht zwingend, vielmehr ſprechen 
die concurrirenden Umſtände und Berhältniffe, jowie der 
fonftige Inhalt des gedachten Erbpadtsvertrages entichieden 
dagegen. Der 8.3. der Inſtruction für die Claſſifications— 
Gommifjarien für die neue Gontributiong = Einrichtung in 
Ermland, Marienburg, Culmſchen, Bommerellen und Stüden 
an der Nee vom 5. Juni 1772. lautete freilich jehr all: 
gemein dahin: 

Declariren Se. Königlihe Majeftät, daß überhaupt alle 
liegenden Gründe, fomohl bei denen Städten, al3 auch 
des platten Landes und die davon abjtammende Nutzun— 
gen, Hebungen, Provenues als fteuerbar angejehen und 
zur GContribution gezogen werben jollen, fie mögen Dero 
Eigene DomainenGüter und Renthei⸗Revenues, oder aber 
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auch Biihöflih, denen vom Abel, Stifter und Klöfter 
oder anderen Geiftlihen und Meltlihen zujtehen und ge— 
hören, mithin nichts davon befreit oder ausgeſchloſſen 
werden joll. 

Andefjen bemerken dabei doch ſchon Shimmelpfennig, 
Die preußiichen directen Steuern, 1343. Thl. I. ©. 161., 
und v. Vegeſack, Weſtpreußiſches Provinzial Recht, Bd. II. 
©. 385.: 

„Der Grundjaß der Beitenerung ohne alle Ausnahme 
it wejentlich befchränft worden, denn die Domainen und 
was vom Domainen= Fiscus fonit eingezogen, find nicht 
zum Gatajter gebracht worden; 
fowie denn auch für die Preußen verbliebenen Provinzen 
und Landestheile erit das Edict vom 27. Dctober 1810,, 
in Folge des Krieges vom Sahre 1307. und zur Aufbrin= 
gung der an Frankreich zu entrichtenden Krieg3:Contribution 
die Abſicht ausſprach: 
Die bis jetzt von der Grundſteuer befreit gebliebenen 
Grundſtücke ſollen (alſo) ohne Ausnahme damit belegt 
werden, und Wir wollen, daß es auch in Abſicht auf 
Unſere Eigenen Dominial-Beſitzungen geſchehe. (Geſ.-S. 
1810. S. 26.) 

Ein Grundſatz, den der 8. 5. des Geſetzes über die 
Einrichtung des Abgabenweſens, vom 30. Mai 1820. (G.:©. 
1820. ©. 135.) fodann dahin anerkannte: „Die Domainen— 
Grundftüde und Forften find fteuerpflichtig.‘‘ 

Sene, im Sahre 1804. für die Königlihen Do— 
mainen überhaupt, und fomit auch für das Königliche 
Domainen-Vorwerk Sfempe factiich beitehende, Immunität 
bat dur die Worte: „frei von Gontribution‘ offenbar nur 
bezeichnet und anerfannt werden jollen. Daß in dieſer 
Bemerkung Feine ſolche Befreiung, wie die Kläger fie 
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daraus herleiten wollen, hat gemwährleiftet werden jollen, 
ergiebt zugleich der $.2., nach welhem die Erbpächter ſich 
verbindlih machen, nicht blos den gedachten Ganon, die ges 
wehnlihen Trinfgelder, das Schutzgeld, die nöthige Fon: 
tage, Feltungsbauten, Vorſpann u. ſ. w. zu zahlen und zu 
leiften, jondern aud „überhaupt alle Abgaben und Präſta— 
tionen zu tragen, die etwa Fünftig als allgemeine Landes— 
Laſten ihren auferlegt werden müßten.” 

Unter dieſen Umftänden und bei der Allgemeinheit 
des Vorbehaltes, erjcheint eine nähere Grörterung der 
Frage müßig: ob man im Jahre 1804. au eine allges 
meine Grumditeuer, wie fie das neuere Geje vom 
21. Diai 1561. geregelt hat, gedacht haben möchte. Aber 
auch, abgejehen von dieſem jpeciellen Grunde, ericheint 
edenfall3 der Umſtand enticheivdend, daß beim Erjcheinen 
jdes Gefeßes vom 21. Mai 1861. die Grundftüde der 
Kläger weder rechtlich, noch thbatlähli von der Grundſteuer 
befreit, jondern mit der Rauchfangſteuer, d. h. der landes: 
üblihen Grundjteuer, belegt waren. Die Grundſteuer— 
Entſchädigungs-Commiſſion bemerkt in ihrer vorläufigen 
Entiheidung vom 16. Mai 1867., daß die Erbpadhtsgüter 
der Kläger beim Ericheinen des Geſetzes vom 21. Mai 
1861. auch nicht einmal thatſächlich grundfteuerfrei geweſen 
feien, vielmehr der, durch die Herzoglid Warihau’ichen 
Finanzgefeße vom 24. März 1809. und 23. Dezember 
1811., bei Aufhebung der bis dahin erhobenen Gontribution, 
unter dem Namen Rauchfangſteuer (Podymne) eingeführten 
Yandesüblichen, Grundjteuer unterlegen hätten, und mithin 
die für die Güter in dem Erbpadtsvertrage vom 8. Mai 
1804. zugelagte Freiheit von der Gontribution auf gejeß- 
lihem Wege wieder aufgehoben jei. Dieſer Ausfüh- 
zung muß unbedingt beigepflichtet werden. Die gedach— 
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ten beiden Abgaben=-Gefehe von: 24. März 1809. und 
23. Dezember 1811., welche ganz allgemein, namentlich auch 
für die ehemals weftpreußiichen reife, und ohne alle 
Eremtionen, anordnen, daß zur alten Abgabe der Rauch— 
fangsgelder die Dorfs-Rauchfänge der Hauländer, Eigen. 
thümer von Bauerngütern und anderen Eleinen Ruſtical— 
Befigungen, Coloniften und Zingleute herangezogen werden 
follten, finden fih in v. Vegeſack's Weſtpreußiſchem 
ProvinzialeNehte Bd. II. ©. 409. und 410. abgedrudt; 
ebendajelbit wird auch noch eine Inſtruction des Schatz— 
Minifters vom 15. Sanuar 1810. in Bezug genommen, 
welche für die durch den Tilfiter Frieden zum Herzogthume 
Warihau gelommenen weitpreußiihen Landestheile die 
Höhe dieſer Rauchfangſteuer bejonders regelte und dabei 
namentlich auch der auf Erbpadt ausgethanenen Königlichen 
Domainen-Güter gedachte. „Dieſe erhöhete Rauchfangſteuer“ 
— fo fügt v. Vegeſack a. a. O. ©. 410.*), ausdrüdlich 
hinzu — „ist in dem Herzoglichen Landestheile, welchen der 
weitpreußiihe Antheil bildete, durchgängig eingeführt und 
nah der Preußiſchen Neoccupation geblieben.” Dies be— 
ftätigen die auf dieſe Angelegenheit bezüglichen provin= 
zialitändiihen Landtags: Berhandlungen. In einer Schrift 
vom 20. December 1824. hatten die Stände un Aufhe— 
bung der im Culm- und Michelau'ſchen Kreife noch be- 
ftehenden Offiara und Podymne und um Wiedereinführung 





*) Es mag babin geftellt bleiben, ob in dem gedachten Kreifen 
wirklich die erhöhete Rauchfangſteuer nach den höheren Sätzen des Ge- 
jeges vom 24. März 1809. eingeführt if. Dies ſcheint Schimmel- 
pfennig in ber dritten Auflage feines gebachten Werkes Thl. I. 
©. 407. 408. allerdings zu bezweifeln; daß aber die dortigen Grund» 
füde überhaupt mit der Rauchfangftener — Podymne — belegt mor- 
den find — und darauf allein kommt es bier an — erkennt auch 
Schimmelpjennig a. a. DO. ©. 402. ganz beftimmt an. 
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der in Stelle jener Abgaben früher beſtandenen altpreußiſchen 
Contribution gebeten. Die Landtags-Abſchiede vom 17. Auguſt 
1825., reſp. vom 3. Mai 1832. ſagten den Ständen zu, daß 
dieſes Geſuch in nähere Erwägung genommen werden Tolle, 
und eröffneten ihnen, daß der Finanz: Minifter angewieien 
wäre, den Plan zur Ausführung diefer Abänderung des 
dortigen Steuerwejend und die Vorſchläge zu den etwa 
dabei nothwendigen Modificationen vorzulegen. Die Sache 
hat auf diefem Wege indeljen feinen Austrag gefunden, 
vielmehr gab der Landtags =» Abfchied vom 30. December 
1843. den Ständen zu erfennen: 

„Wie Unferen getreuen Ständen in dem Landtags: 
Abſchiede vom 31. December 1834. ad II. 32. mitge- 
theilt worden, ilt damals der Entwurf einer Verordnung 
wegen der Aufhebung der Dffiara und Podymne in dem 
Zandestheile der Provinz Preußen, welcher eine Zeitlang 
zu dem Herzogthume Warihau gehört hat, und wegen 
Miedereinführung der vor 1806. daſelbſt beſtandenen 
Gontributiong » Berfafjung, den betheiligten Kreisftänden, 
um fih zu erflären, vorgelegt worden: ob diefe Verän: 
derung ihrem Wunſche und ihrer Abficht gemäß ſei, indem 
ihnen zugleich eröffnet wurde, daß entweder die beitehende 
Einrichtung beibehalten, oder die frühere Verfafjung un- 
verändert und ohne Ausnahme hergeftellt werden müſſe. 
Die Kreisftände haben fich indeffen gegen eine weſent— 
lihe Veränderung der beftehenden Befteuerung erklärt 
und gebeten, die Offiara und Podymne in unveränder- 
tem Betrage, unter dem Namen der Gontribution, fort: 
erheben zu laſſen. Da gleichzeitig in der Provinz Poſen 
eine verbefjerte Regulirung der Dffiara und Podymne 
vorbereitet wurde, -Jo lag feine Veranlafjung vor, wegen 
ber genannten Kreife befondere Anorbnungen zu treffen; 
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es wird aber das, wegen Negulirung der Grundſteuer— 
Berhältnifje in Unſerem Großherzogthume Polen vorbe- 
reitete Gefeß nunmehr binnen Kurzem erlaffen werben 
fönnen, und dann in Erwägung gezogen werben, ob 
ſolches auf die bezeichneten Gebiete der Provinz Preußen, 
nad Anhörung der betheiligten Kreisitände, auszudehnen 
fei. — v. Vegeſack, a. a. O. ©. 60. 97. 155. 

Die angekündigte Verordnung über die andermeite 
Regulirung der Grundfteuer in der Provinz Poſen ift 
unterm 14. Dctober 1844. — (Geſ.“S. 1844. ©, 601. ff.) 
— wirflih ergangen; fie ift jedoch auf die, in einer ähn— 
fihen Lage ſich befindenden, Kreife von Meitpreußen bis— 
ber nicht ausgedehnt worden. Aus diefer Darjtellung der 
Sache widerlegt fich Alles das, was die Kläger für bie 
Unanmwendbarfeit jener Warihau’ihen Finanzgefete aus 
der Behauptung herleiten wollen: der Preußiſche Staat 
babe jene Landestheile im Jahre 1815. nicht als neueroberte 
Gebiete in Befiß genommen, jondern einfach ex jure postli- 
minii reoccupirt. Grade, in Folge jener Warſchau'ſchen 
Finanzgejege und auf Grund derjelben, iſt den Erbpächtern 
zu Neu-Skompe eine jährlihe Rauchfangiteuer von 15. Thlrn. 
auferlegt und es ift diejelbe von ihnen auch bis zum 
J. Januar 1865., d. h. big zur Einführung der neuen 
allgemeinen Grundftener entrichtet worden. Diele Rauch— 
fangfteuer, ſowie die Offiara, bezeichnet der $. 9. des Ent- 
Thäpdigungs - Gefeßes vom 21. Mai 1861. sub Nr. 18. 
ausdrüdiih als die landesüblide Grundfteuer in den 
ehemals Herzoglich Warſchau'ſchen Landestheilen. 

Früher ift viel darüber geitritten, ob diefe Rauchfang- 
Steuer von den Domainen-Erbpädhtern aus eigenen Mitteln 
zu zahlen, oder, vermöge ihrer Natur als Grundfteuer, von 
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dem Erbverpädter, als Subftanz-Eigenthümer, jchlieglich zu 
tragen und jenen alfo von dem Fiscus durch Erlaß eines 
gleichen Betrages des Erbpachts-Canons zu vergüten ſei? 
und es iſt damals wiederholt im Sinne der lebteren Alter: 
native rechtskräftig erkannt worden. Der Verklagte wendet 
indeſſen mit Recht ein, daß dieſe ganze Unterfheidung und 
der darauf gegründete Streit doch nur eine rechtliche Grund— 
lage und Bedeutung gehabt, weil und jo lange die Erb: 
padhtsgerechtigfeit, d. h. das vollitändige erblide Nutzungs— 
recht einer fremden Sache — $. 187. Thl. I. Tit. 21. des 
A. L:NR. — von der Proprietät noch getrennt gewejen und 
beide ſich im Beſitze verfchiedener Nechtsfubjecte befun— 
den; und die Revidenten erkennen jelbit an, daß hierin das 
wejentlichfte Moment der Enticheidung liege. Dieſe Tren— 
nung bat bereit3 mit der Emanation des Ablöfungsgejeßes 
von 2. März 1850. aufgehört, durch deſſen $. 2. zu 2. 
it namentlich das Eigenthumsrecht des Erbverpächters ohne 
Entjhädigung aufgehoben, der Erbpädter hat mit dem 
Tage der Nechtsfraft des gedachten Geſetzes und lehiglich 
auf Grund dejjelben das volle Eigenthum erlangt. Selbſt— 
verjtändlih und nach der Natur der Sache, konnte diejer 
Eigenthbums=Uebergang auf den Erbpäcdter immer nur in 
dem Umfange und namentlih auch nur mit den Laften er— 
folgen, die bisher gejeßlid dem Erbverpädter als Eigen 
thümer obgelegen- hatten; und in Beziehung auf die Domi- 
nial-Schullaften ift dies in dem dieffeitigen Erfenntniffe vom 
24. Juni 1857. ausdrüdiih anerkannt und näher aus— 
geführt. — (Entſch. Bd. 36. ©. 153.) 
Ohne Grund berufen fich die Nevidenten für die ent« 
gegengeſetzte Anficht 
1. auf den Vlenar:Beihluß vom 31. Detober 1842, und 
2. auf ein Bräjudicat vom 25. Suni 1867. 
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Erſterer iſt zu dem Geſetze über die den Grundbeſitz 
betreffenden Rechtsverhältniſſe und über die Realberechti— 
gungen in den Landestheilen, welche zu dem ehemaligen 
Großherzogthume Berg eine Zeit lang gehört haben, vom 
21. April 1825. — Geſ.-⸗S. 1825. ©. 94. ff.) — ergan— 
gen, und lautet dahin: 

Die vertragsmäßige Verpflihtung des Erbverpächters 
zur Entrihtung der auf der Sache haftenden Abgaben 
it auch, nad) der Berfündigung des Geſetzes von 21. April 
1815., ohne Rückſicht auf die durch dieſes Geſetz zum 
Beiten des Erbpäcdters ftattgefundene Verwandelung der 
Erbpachtsgerechtigkeit in volles Eigentum an dem Grund: 
jtüde, für fortbejtehend zu eradten. (Entſch. Bd. 8. 
S. 180.) 

Ganz abgejehen duvon, daß die Gründe diejes Plenar— 
Beſchluſſes an ihrer Spitze die Bemerkung tragen: Die 
Beantwortung der vorgelegten Frage ift zweifelhaft; — 
©. 185. — und daß hier nicht auf das Special:Gejeß 
vom 21. April 1825. zu recurriren tft, vielmehr das allge: 
meine Gejet vom 2. März 1850. die Norm der Eutjchei- 
dung abgiebt, jo unterjcheivet ſich doch auch die dort ent: 
ihiedene Frage thatjächlich inſofern wejentlich von dem bier 
vorliegenden Falle, als e3 fich dort um die vertragsmäßige 
Berpflihtung des Erbverpädters zur Entrichtung der auf 
der Sache haftenden Abgaben handelte. Gontractlich aber 
hat hier der Domainen=Fiscus, den Erbpächtern gegenüber, 
die Verpflichtung zur Entrihtung der NRauchfangiteuer nie— 
mals übernonmen; ja er konnte das in dem Erbpachtsver— 
trage vom 8. Mai 1804. auch nicht thun, da diejelbe erit 
durch die neueren Warſchau'ſchen Finanz-Geſetze von 1809. 
und 1811. den Grundjtüden der Kläger auferlegt it. Deu 
Unterihied und Gegenſatz zwiihen Abgaben, welche dem 
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ehemaligen Erbverpähter blos vermöge des Geſetzes ob- 
lagen, und ſolchen, zu deren Entrihtuug er fich vertrags- 
mäßig beionders verpflichtet hatte, heben die Gründe des 
Plenar-Beichluffes vom 31. October 1842. ſcharf und fehr 
beftimmt hervor. S. 190. heißt e8: 
„Sp Stellt fih das Verhältniß ganz einfach dar, wenn 
e3 im Pertrage in Anfehung der Laſten ausprüdlich 
beim Gelege belaffen oder in ihm darüber nichts beftimmt 
wird und die allgemeine Nechtsregel dann ergänzend 
eintritt. Anders verhält e3 fih, wenn abweichend von 
diefer Regel der Erbverpädter im Contracte ausdrüdlich 
die Abgaben ganz oder theilweife übernimmt.” 

Den Grundjag des gedachten Plenar:Beichluffes ohne 
Meiteres auf die bier in Rede ftehende Nauchfangiteuer, 
d. h. auf die in den ehemaligen Herzoglih Warſchau'ſchen 
Kreiſen landesüblihe Grundfteuer zu ertendiren, möchte 
aber um fo weniger gerathen ericheinen, als das Geſetz 
vom 21. April 1825., zu welchem jener Plenar-Beſchluß 
ergangen iſt, grade in Beziehung auf die dortige Grund— 
ſteuer in den 88. 59. ff. jehr detaillirte Vorichriften ent— 
hält und namentlih den Fall befonders vorgejehen bat, 
wenn dem verpflichteten Grundbefiger in einem ausdrück— 
lihen Bertrage die ausſchließliche Verbindlichkeit, Die 
Grundfteuer zu tragen, auferlegt worden ift. 

In dem Vertrage vom 21. Juli 1708., welcher der zu 2. 
gedachten Entſcheidung vom 25. Juni 1867. — (Striet- 
horft’3, Archiv Bd.67. ©. 298.) — zum Grunde liegt, hatte 
die Gutsherrfhaft von Neichertswalde als Erbverpächterin 
fich verpflichtet, Sorge zu tragen und Anstalten zu treffen, 
daß die mitvererbpadhteten Schleufen wohl unterhalten 
würden und bei dem Schleufenbaue das Werk allein ver: 
richten zu laſſen, jo daß der Erbpächter für jeine Perjon 


— 253 


dabei nur die Zimmer: Arbeiten zu verrichten verbunden. 
Um das Fortbeſtehen diejer vertragsmäßigen Verbindlichkeit 
der Gutsherrichaft handelte es ſich in jenem Proceſſe, und 
heißt e8 in den Urtelsgründen ©. 302.: 

„Auf das Fortbeftehen der contractlich übernommenen 
Gegenleiftungen hat die durch das Gefe vom 2. März 
1850. ftattgehabte Umwandelung des beftandenen voll 
ftändigen Nutungsrehtes in volles Eigentum feinen 
Einfluß, da nit auf dem Eigenthume, fondern auf dem 
Vertragsverhältniſſe die Verpflichtung zu jenen Gegen 
leiftungen beruht.“ 

Und um jeder Mißdeutung, namentlich einer irrigen 
Ertenfion dieſes Grundfages auf gejegliche Obliegenheiten 
vorzubeugen, wird gleih im Eingange der Entſcheidungs— 
Gründe. — ©. 301. — noch bejonders bevorwortet: Die 
Berihiedenheit des am 24. Juni 1857. — (Entſch. Bd. 36. 
©. 149. ff.) — abgeurtelten Falles mit einem, wie der 
gegenmärtige, d. h. wie er am 25. Juni 1867. zu entichei: 
den war, liege auf der Hand. Abgejehen von den od 
beizubehaltenden, im $. 4. des Gejeßes vom 21. Mai 1861. 
jpeciell aufgeführten Grundfteuerfreiheiten, ftellt der 8. 5. 
ebendajelbft ven generellen Grundjaß auf: 

Ale übrigen, bisher von der Grundfteuer befreiten 
Grundftüde find vom 1. Sanuar 1865. ab mit zur 
Grundfteuer heranzuziehen. 

Die Gewährung einer Entſchädigung für die Aufhebung 
der Grundfteuer = Befreiung erfolgt nah Maßgabe des 
dieferhalb erlafjenen Gejeges vom heutigen Tage, 

und damit in Uebereinſtimmung jehreibt der $. 1. des ge: 
dachten gleichzeitigen Entſchädigungs-Geſetzes vor: 

Für die im 8. 5. des Geſetzes vom heutigen Tage 


angeordnete Heranziehung bisher befreiter Grundftüde, 
zur Grundfteuer, wird in dem durd die 88. 2.—4. des 
gegenwärtigen Geſetzes beftimmten Umfange eine Ent: 
Ihädigung aus der Staats-Caſſe gewährt. 

Eine ſolche Entihädigung in Gemäßheit des $.2. a. a.D. 
fordern die Kläger im gegenwärtigen Proceſſe; waren ihre 
Grundflüde aber, wie oben nachgewieſen, bei Emanation 
der betreffenden Gelee vom 21. Mai 1861. von der 
Grundfteuer nicht befreit, wurde von denjelden vielmehr _ 
eine Nauchfangiteuer, d. h. die in den ehemals Herzoglich 
Warſchau'ſchen Landestheilen üblihe Grundfteuer, damals 
bereit3 entrichtet, jo fällt damit zugleich jeder Grund und 
die nothwendige geſetzliche Vorausſetzung zu einer jol: 
hen Entihädigung fort; es war mithin das Appellations- 
Ürtel auf Koften der Revidenten zu beftätigen. 
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Ne 31. 
Alt - Vorpommern. Grumditenerentichädigung. 


Begründet der Abſatz 3. Nr. 3. der Allerhöchſten 
Cabinets-Order vom 21. April 1835, einen Anſpruch 
der Nittergutsbefiger auf Entſchädigung bei den von 
diefer Allerhöchiten Cabinets-Order betroffenen Gütern 
in Gemäßheit der durch das Gejeh vom 21. Mai 1861. 
erfolgten anderweiten Regelung der Grunditeuer? 
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Allerhöchſte Cabinet3:-Drder vom 21. April 1835. (Amts 
blatt der Negierung zu Gtettin vom Jahre 1835. 
©. 185.) 


Geſetz, betr. die andermweite Regelung der Grundfteuer, vom 
21. Mai 1861. 8.5. (G.⸗S. ©. 255.) 


In Alt= Vorpommern beftanden bi3 zur Emanation 
des Gejeßes über die Einführung des Abgabenweſens vom 
30. Mai 1820. unter dem Namen: Nebenmodus und Duars 
talfteuer, zwei Abgaben, von denen die erftere als eine 
Grundabgabe von dein Heinen Grundbeſitzern, die Teßtere 
theil3 perfönlicher, theils gewerblicher Natur von den nicht 
angejeffenen Kleinen Leuten entrichtet wurden. Dieje Ab: 
gaben floſſen feit 1752. in den ritterfhaftlihen und den 
Stadteigenthumsdörfern der Gutsherrichaft zu. 

In Folge des Abgabengeſetzes von 1820. fielen der 
Nebenmodus und die Duartaljtener, ſoweit fie perfönlicher 
oder gewerblicher Natur waren, gänzlich fort, ſoweit fie 
grundfteuerlicher Natur waren, trat eine neue Grund- und 
Hausfteuer an ihre Stelle. Zur weiteren Regelung jener 
Abgaben feste die Allerhöchſte Cabinets-Order vom 21. April 
1835. Folgendes feit: 

I. Die in Alt-Vorpommern unter der Benennung des 
Nebenmodus und der Duartalfteuer durch das Regle— 
ment vom 30. Juli 1737. normirten Abgaben dürfen 
fortan nicht mehr erhoben werden ꝛc. 

II. Inſoweit der Nebenmodus und die Duartalfteuer bis— 
ber die Stelle der Grundfteuer vertreten haben, wird, 
ftatt diefer Abgaben, vom 1. Sannar 1836. auf den 
Grund einer von Mir zu beftätigenden Anweiſung 
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des Finanz-Miniſteriums eine beſondere Grund⸗ und 
Hausſteuer erhoben, welche zur Staats-Caſſe fließt. 
Il. Die Gemeinden, Corporationen oder Individuen, 
welche den Nebenmodus oder die Quartalſteuer zur 
Zeit der Publication des Abgaben-Geſetzes vom 
30. Mai 1820. bezogen haben, werden für den 
durch die Aufhebung jener Abgaben herbeigeführten 
Ausfall nach folgenden Grundſätzen entſchädigt. 
Dieſe Grundſätze werden unter Nr. 1. und 2. beſtimmt, 
und heißt es danı weiter: 

3. Sn den Orten, wo ein Theil des etatsmäßigen 
Grundſteuer-Einkommens bisher nicht durch Grund: 
jteuer, jondern aus dem Ertrage des Nebenmodus 
und der Quartaljteuer, oder jeit deren. Aufhebung 
aus anderen Fonds gebedt worden iſt, wirb das 
etatsmäßige Grundfteuer-Duantum bi auf den Be— 
trag der nach den SpecialsHeberollen von den Grund: 
befigern wirflihd auffommenden Grundjteuer ermäßigt 
und die Differenz zwijchen dem bisherigen und dem 
fünftigen Grundfteuer : Duantum von der nach der 
Beitimmung zu 2. ermittelten Entjehädigungsrente 
abgelegt. 

4. Soweit die feitgeftellte Entihädigungsrente ſich nicht 
auf diefem Wege durch Gompenjation gewähren läßt, 
wird diejelbe jährlih baar ausgezahlt, kann jedoch 
vom Staate jederzeit durch ein dem zwanzigfachen 
Betrage derjelben gleichlommendes Capital abgelöft 
werden. 

5. Die Feitiegung der ſowohl für die Zukunft, als für 
die Vergangenheit zu gewährenden Entihädigung er: 
folgt auf dem Verwaltungswege, mit Ausſchließung 
des gerichtlichen Verfahrens. 
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Der Kläger, Befiger des in Alt:Borpommern belegenen 
Nittergutes N., erhob, nad) der andermweiten Negulirung der 
Grundjteuer in Gemäßheit des Gefeßes vom 21. Mai 1861., 
den Anſpruch auf Abrechnung desjenigen Betrages, um 
welchen die Grundſteuer nach der Allerhöchſten Cabinet3- 
Order vom 21. April 1835. unter III. 3. ehedem ermäßigt 
worden war. Die Regierung erkannte dieſen Anſpruch nicht 
für richtig an, zog vielmehr die neu ermittelte Grundfteuer 
von dem Kläger im vollen Betrage ein. 

In Folge deſſen erhob Kläger im Wege Nechtens den 
Antrag: 

den Fiscus zur alljährlihen Zahlung der gedachten 
Rente für die Zukunft und zur Erftattung des für die 
Vergangenheit bereitS gezahlten Nentenbetrages zu ver: 
urtheilen. 

Verklagter widerſprach dem Klage - Antrage, indem 
er den Einwand entgegenitellte, daß die Allerhöchſte Cabinets— 
Order vom 21. April 1835. zu III. 3. die dauernde Auf- 
hebung der fraglihen Gntihädigungsrente der auf dem 
berechtigten Gute laitenden Grundfteuer dergeitalt verorb- 
net habe, daß diefer Grundfteuer- Betrag als für immer 
bejeitigt anzujehen fei. Das Kreisgericht zu Stettin jedoch 
erfannte am 6. Dctober 1869. im Wefentlihen nah dem 
Antrage des Klägers und diefe Entiheidung wurde von 
dem Appellations-Gerichte dajelbft auf die Appellation des 
Verklagten dur) das Urtel vom 12. März 1870. beitätigt. 
Nunmehr legte Verklagter die Nichtigkeit: Beichwerde ein, 
indem er Verlegung des $. 143. Tit. 16. Thl. I. des 
A. L.-R. und der Allerhöchiten Cabinets-Ordre vom 
21. Aprii 1835. rügte. Der zweite Senat des Ober: 
Tribunal® hat auch mittelft Entſcheidung vom 29. No— 
vernber 1870. und 24. Sanuar 1871., unter Vernich— 

Band 65. R 


258 


tung des Appellationg » Erfenntnifjes und Abänderung der 
eriten Entſcheidung, erfannt, daß Kläger mit feinem Klage: 
Antrage abzuweijen. 


Gründe. 


1. Nah der Anficht des Appellations-Richters kommt 
e3 allein darauf an: ob dur die Allerhöchſte Cabinets— 
Drder vom 21. April 1835. die Aufhebung des Grund: 
ftodes der gegenfeitigen Rechte und Verbindlichkeiten durch 
Anrehnung angeordnet iſt. Die Beihuldigung des Ver: 
Hagten aber, daß der Appellations-Richter durch feine Ent: 
ſcheidung den 8. 343. 1. c. deshalb verlegt babe, weil 
dieje Vorjehrift von ihm unrichtig angewendet worden, trifft 
aus dem zwiefahen Grunde nicht zu, weil der Nichter 
feinen Anſpruch auf die im 8. 343. 1. c. gegebene Feſt— 
feßung nit gründet und weil die von ihm abdoptirte 
Auslegung derjelben mit dem wahren Sinne des Geſetzes 
ih im Einklange befindet. 

2. Die weitere Beihuldigung des Verklagten be— 
fteht in der Behauptung, daß der Appellations-Richter auch 
die Cabinets-Order vom 21. April 1835. dur unrichtige 
Anwendung verlegt habe, indem er vermeint, daß durch 
den Paſſus zu II. 3. ein Erlöſchen der Entjehädigungs- 
Verbindlichkeit in dem Umfange ftattgefunden habe, als 
die Grunditeuer der Gteuerpflichtigen ermäßigt worden. 
Sn der Schon entichiedenen, gleichartigen Sache, M. und 
U., wider den Fiscus it der hierauf gerichtete Angriff 
des Amploranten verworfen worden. Es iſt auch nicht 
zu leugnen, daß die Auslegung der Allerhöchſten Cabi— 
net3-Drder in ihrer Fafjung, zumal bei dem gebrauch— 
ten Ausdrude „Compenſation“, nicht unerheblihe Zwei: 
tel finden Tann, um eine der Anſicht des Verklagten 
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entgegen ftehende Deutung zu gewinnen. Allein der in 
diefer Sache von dem Fiscus beigebradhte Bericht des 
Staat: Minifteriums vom 7. April 1835. an Se. Mas 
jeität den König gewährt einen derartigen näheren Ein- 
blid in das. der Auslegung bebürftige Geſetz, daß es 
nothwendig erfhien, auf die demſelben vorangegangenen 
Materialien zurüdzugehen. Dieſe find vom Staat3-Mi: 
nifterium avocirt worden und ergeben Folgendes: 
Ehedem wurden in Alt: Vorpommern die Bedürfnifje 
de3 Landes dur eine von den bäuerlichen Hufenbefigern 
auf dem platten Zande zu entrichtende Grundſteuer aufge: 
bracht, welche durch WVermittelung der Gutsherrichaften und 
der im Belige von Eigenthumsdörfern befindlichen Städte 
an den Staat abgeführt wurde. Bei der Eriftenz dieſer 
alleinigen Steuer blieben die Eleineren Grundbefiger, welche 
der Geringfügigleit ihres Beſitzes wegen zu der Hufenfteuer 
nicht herangezogen wurden, jo wie die lojen Leute und 
Gewerbetreibenden fteuerfrei. Um diefe Ungleichheit in 
einiger Art zu befeitigen, wurde im Jahre 1672. eine jene 
drei Claſſen betreffende Steuer unter dem Namen: Neben: 
modus und Duartal: Berjonen: Steuer eingeführt. Dieſe 
Steuer, welche jpäterhin durch ein am 10. Juli 1737. er» 
Ihienenes Reglement normirt wurde, jollte, von der Be: 
ftreitung gewifjer unbeträchtlicher Nebenfoiten abgeſehen, 
Hauptjählich zur Sublevation der ordinairen Contribution 
verwendet werden. Die Steuer wurde in einer bejonderen 
Caſſe geſammelt und demnächſt an den Staat abgeführt. 
Die Erleichterung auf die Grundfteuer erjtredte ſich nicht 
auf die Beträge, welche die jpeciellen Güter an Neben: 
modus und Quartaljteuer aufgebracht hatten, jondern wurde 
auf das ganze Contingent generaliter verrechnet. In der 
Mitte des vorigen Jahrhunderts aber glaubte man, die 
R2 


Mahrnehmung zu machen, das fih-in Altponmern die 
Zahl der Heinen Leute nicht in dem Verhältniſſe mehre, wie 
dies in Hinterpommern und Neu-Vorpommern der Fall 
war. Man hielt die Quartalfteuer und den Nebenmodus 
für eine der mejentlichiten Urſachen dieſer Gricheinung. 
Se. Majeltät der König Friedrich II. madte deshalb am 
16. Juni 1752. den Ständen in Altpommern einen Vor— 
Ihlag, nah welchem diefe Steuern dergeltalt aufgehoben 
werben jollten, „daß die Contribution unter einem Titel 
und damit zugleih alle anderen Abgaben von den Hufen 
aufgebradht, der Nebenmodus und die Duartalfteuer, To 
anhero zur Sublevation der Gontribution ad cassam gene- 
ralem gefloffen, hingegen nach dem binterpommerichen Fuß 
singulis privatis gelaffen und zur Sublevation der Con— 
tribution jeden Ortes, wie ſolche gegenwärtig gehoben wird, 
angewendet würde.” Nach verichiedenen Unterhandlungen 
mit den Etänden fam auch eine derartige Einrichtung 
zu Stande. Vom 1. Detober 1752. ab zogen die Guts— 
herrichaften die zur Sublevation der Hufeniteuerpflichtigen 
beftimmten Steuern ein. Das Contingent der Hufeniteuer 
aber wurde um den Betrag erhöhet, welcher damals als 
Duartaliteuer und Nebenmodus an den Staat zu entrichten 
war. Hierdurh wurde die Hufenfteuer damals um den 
Hauptbetrag von 4631. Thlen. und die Steuer der einzel- 
nen Hufe von durichnittlih 14/. Thlen. bis 15. Thlr. 
auf 17. Thlr. gefteigert. So blieb der rechtliche Zuftand 
bis zu dem GErjcheinen des Geleßes vom 50. Mat 1820. 
Nah Inhalt deſſelben jolten in Zukunft (efr. $. 9. zu D.) 
alle Abgaben, die, ihrer damaligen Natur nad, zu den Con— 
jumtiong =, perfönlihden oder Gemwerbe-Steuern zu rechnen 
jeien, hinwegfallen. Das Finanz Minifterium gab in 
Folge defjen der Regierung zu Stettin auf, den Neben 
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modus und die Dartaliteuer infomweit in Wegfall zu brin- 
gen, als perlönlihe oder Nahrungs: Abgaben darin ent: 
halten wären. Diele Anordnung rief Schon im Jahre 1824, 
bei den pommerſchen Landjtänden einen Entſchädigungs— 
Anſpruch hervor, welcher nah dem Willen St. Majeftät 
des Königs Friedrih Wilhelm III. bei dem gefammten 
Staats - Minifterium zur Berathung gebracht wurde, welche 
Berathung das Endrejultat hatte, daß das Staats » Mi: 
nifterium in der Plenar-Sitzung vom 10. März 1835. 
die in einer umfaſſenden Denkſchrift niedergelegten und 
motivirten Vorſchläge des Finanz» Minifteriums annahm 
und den darnach angefertigten Gejeßes- Entwurf mit dem 
motivirenden Berihte von 7. April 1835. Sr. Majeität 
einreichte. Diejer Entwurf, obgleich mit anderer Numme: 
rirung der Sätze, ift demnächſt am 21. April 1835. zum 
Gejeße erhoben. 

Nah jenen Materialien war von den Ständen be= 
Hauptet, daß die Steuern zum Theil auch als Gegen: 
leitung für von den Gutsherrichaften gemährte Neali: 
täten entrichtet jeien. Man erkannte an, daß die Steuern 
insoweit nicht aufgehoben jeien, vielmehr fortbeitänden und 
mithin von dem zu entihädigenden Gejammtbetrage abzu— 
jegen jeien. Hierauf beziehet fi der Paſſus der Order 
und die Abjegung diejes Betrages nah dem Paſſus ILL. Nr. 2. 

Es wurde ferner angenommen, daß die Steuern, jomweit 
fie perfönliche und gewerbliche Abgaben enthielten, von den 
Steuerpflichtigen in Zukunft nicht zu zahlen jeien, hierfür 
aber den bisher Berechtigten eine Entihädigung zu leiten 
fei. — Soweit die Steuern aber eine Grundjteuer umſchloſſen, 
waren fie zwar von dem Gejege nicht berührt worden. Ten 
Gutsherrſchaften wurde jedoch auch diefer Theil der Steuern 
entzogen. Derjelbe jollte fernerhin al$ Grund: und Haus: 
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fteuer an den Staat gezahlt werden. Dies geihah des— 
halb, weil die Entihädigung dadurch erleichtert wurde und 
weil man für die Auferlegung der neuen Grund: und Haus— 
fteuer in dem Neglement vom 10. Juli 1737. eine be 
ftehende gejeglihe Grundlage hatte. Darauf bezieht fich 
der Paſſus III. der Order. 

Hiernach aber follte auch für diejen Theil Entſchä⸗ 
digung geleiſtet werden. 

Bu einer weitläuftigen Erörterung hatte die Frage ge— 
führt, wem eigentlich die Entihädigung gebühre. Es wurde 
erwogen: 

1. daß die Steuern, ihrer Beltimmung nad, zur Sub: 
levation der Hufeniteuern Hatten dienen jollen und 
daß danach nicht den Gutsherrichaften, jondern den 
Bejigern der fteuerpflichtigen Hufen die Entihädigung 
zu Gute fommen müſſe. 

Dagegen wurde aber 

2. geltend gemacht, daß auch den Hufenbefißern ein un 
bedingtes Recht auf diefe Steuern nicht eingeräumt 
jei, und 

3. daß, nad der in Pommern beitandenen Verfaſſung, 
die Gutsherren ihre Bauern mit Dienften und Ab: 
gaben hätten belasten fönnen, wofern die Bauern nur 
dadurd nicht außer Nahrungsitand gelebt würden. 
Es könne mithin auch wohl für die Gutsherridaften 
ein Anſpruch auf Entihädigung gerechtfertigt werden. 

In Folge diefer Erwägungen beichlo man, den Rechts— 
punft ganz bei Seite zu ſetzen und die Entihädigung ledig 
nach dem Belißftande zur Zeit der Publication des Geſetzes 
vom 30. Mai 1820. zu gewähren. (Paſſus III. der Order 
im Eingange.) 

Hieraus ergab fid: 
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a) daß gar feine Entihädigung zu geben war, mo die 
Steuer zur Zeit der Publication des Gefeßes bereits 
in Wegfall gefommen war; 

b) daß, joweit die Steuer verwendet war, um damit 
einen Theil der Hufenfteuer zu deden, diefer, — nad 
den Special:Heberollen der einzelnen Steuerpflichtigen 
von denfelben nicht gezahlte, — Betrag den Steuer: 
pflihtigen zu entiehädigen war; und endlich 

c) daß der überichießende Theil und, jomweit überhaupt 
die Steuern nah dem Belitftande zur theilweiſen 
Deckung der Hufenfteuer nicht verwendet worden, den 
Erhebern, den Gutsherrichaften, gebührte. 

Unter III. des Gejeßes wird nun Beſtimmung getroffen: 

1. über die Ermittelung der Entihädigungsfumme, und 

2. über deren Entrihtung. 

Zu 1. geihah die Feitftellung nah einem dreijährigen 
Durchſchnitte und mit Ausfonderung des Nequivalentes für 
Realitäten (III. 2.). Nunmehr fam es auf Zahlung der 
Entihädigungsiumme an. Soweit diefe, nah dem obigen 
Grundjaße zu b., den Beligern der fteuerpflichtigen Hufen 
zu ftatten fam, verordnet das Gejeß unter II. 3.: 

„sn den Orten, wo ein Theil des etat3mäßigen Grund: 

jteuer= Einfommens bisher nicht durch Grundfteuer, ſon— 

dern aus dem Ertrage des Nebenmodus und der Duartal- 
jteuer oder jeit deren Aufhebung aus anderen Fonds 
gededt worden ift, wird das etatSmäßige Grundſteuer— 

Duantum bis auf den Betrag der, nah den Special- 

Heberollen von den einzelnen Grundbefigern wirklich 

auffommenden, Grundfteuer ermäßigt und die Differenz 

zwifchen den bisherigen und dem fünftigen Quantum von 
der nach der Beitimmung zu 2. ermittelten Entſchädigungs— 
rente abgejeßt.“ 
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Es erhellt hiermit klar, daß die Gutsherrſchaften, als 
ſolche, auf dieſen Theil der Entſchädigung keinen Anſpruch 
haben ſollten; denn von der Entſchädigungsſumme wurde 
dieſer Theil abgeſetzt. Es ergiebt ſich aber auch ferner, 
daß dieſer, den ſteuerpflichtigen Grundbeſitzern zukommende, 
Theil denſelben ein für allemal dadurch gewährt wurde, 
daß die zu entrichtende Grundſteuer für alle Zukunft um 
ebenſoviel ermäßigt wurde. Die entgegenſtehende Auslegung 
des zweiten Richters erweiſt ſich hiernach als rechtsirrthüm— 
lich, weshalb das Appellations-Erkenntniß zu vernichten, 
aber auch in der Sache ſelbſt auf Abweiſung der Klage zu 
erfeitnen war. 


Stempelfreiheit der Kauf: und Tauſchverhand— 
lungen zwifchen Erben und Erbichaftsfäufern. 





Kommt die, den Kauf: und Taufchverhandlungen, 
welche zwijchen den Theilnehmern einer Erbſchaft zum 
Zwecke der Theilung abgejchlofjen werden, zujtehende, 
Befreiung von der Stempelabgabe auch den, an die 
Stelle der eigentlichen Erben getretenen, Erbſchafts— 
käufern zu Statten? 

Allerh. Cabinets-Order vom 21. Juni 1844. (Geſ.⸗S. ©.253). 


Die obige Frage ift in der Sade der Kaufleute B. 
und Genofjen wider die Salarien-Eafjen-Bermwaltung des 
Kreisgerichtes zu Nofenberg erörtert und von dem Kreis— 
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gerihte zu Nofenberg, fowie von dem Appellations:Gerichte 
zu Marienwerder in den GErfenntniffen vom 11. März, 
und vom 19. Dezember 1870., bejaht worden, auch die 
von der verflagten Salarien:Gafjen-VBerwaltung gegen das 
Appellations=Urtel noch eingelegte Nichtigkeitsbeſchwerde von 
dem erjten Senate des DOber:-Tribunals am 15. September 
1871. zurüdgemwiejen, aus folgenden 
Gründen. 

Die Kläger fordern im gegenwärtigen Proceſſe auf 
Grund der Allerh. Cabinet3:Order vom 21. Juni 1344., be: 
treffend die Aufhebung des Werthitempels für die Leber: 
nahme von Nachlaßgegenftänden bei Auseinanderiegungen 
zwischen mehreren Erben, Stempelbeträge, zu deren Zah: 
lung fie aufgefordert worden find, zurüd, reip. Befreiung 
von weiterer Zahlung derjelben, weil fie zu deren Entrich— 
tung nicht verpflichtet zu jein vermeinen, und in den früheren 
Inſtanzen ift die verflagte Caſſe für jchuldig erachtet: an— 
zuerfennen, daß zu dem am 19. Februar 1868. bei den 
Grundacten von R. zwischen den Klägern und den Sch. chen 
Teitament3:Erecutoren gefchlofjenen Vertrage, abgejehen von 
dem Necepjtempel, feine weitere Stempelabgabe zu ent: 
rihten, und demnach Verklagte ſchuldig, von der Einfordes 
rung des MWerthitempels von 2860. Thlın. 20. Spr. Abjtand 
zu nehmen, und denjelben, jomeit er inzwiſchen van den 
Klägern bezahlt ift, zurücdzuzahlen. 

Die Kläger gehören nicht unmittelbar zu den Tefta- 
mentserben der Gutsbeliter Ch. ‚schen Eheleute; fie Haben 
aber die Erbredhte einer großen Anzahl diefer Erben mit: 
telft verſchiedener Erbichaftsfäufe an fih gebradt. Es fragt 
fih zunädit, ob fie deſſen ungeachtet die Allerhöchite 
Cabinets-Ordre vom 21. Juni 1844., welche, joweit deren 
Inhalt hier in Betracht kommt, dahin lautet: 
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„Da der geiteigerte Ertrag der Stempelfteuer eine Erleich— 
terung der Erbichafts:Theilungen gejtattet, jo beitimme 

Ich — unter Aufhebung der Order vom 24. December 
1834. — (Gel.:S. 1835. ©. 3): daß Kauf- und Tauſch⸗ 
verhandlungen, welche zwischen den Theilnehmern an einer 
Erbſchaft, zum Zmwede der Theilung der zu leßterer ge— 
börigen Gegenjtände abgeſchloſſen werden, einer Stempel- 
abgabe fortan nicht mehr unterliegen jollen,“ 

für fih in Anipruh nehmen können? Der Appellations- 
Richter fieht dies bei der Beitimmung des $. 456. Thl. I. 
Tit. 11. des U. L.-R., welder aus dem $. 454.: 
Bei einem wirklichen Erbichaftsfaufe tritt der Käufer in 
alle Rechte und Pflichten der Erben, 
die weitere Conjequenz zieht: 

"Die Sadhe wird daher ſo genommen, als wenn die Erb— 
Schaft jogleih dem Käufer, und nicht dem Verkäufer, ans 
gefallen wäre, 

für unzweifelhaft an. Die Nichtigfeit3:Beichwerde dagegen 
will unter den „Theilnehmern an einer Erbichaft” nur die 
wirflihen Erben veritehen und wirft deshalb dem Appel- 
lationg-Richter vor: er gebe dem $. 456. 1. c. eine zumeit 
greifende Bedeutung und verlege die Allerh. Cabinets— 
Drder vom 21. Juni 1844. 

Diefer Vorwurf ift indeſſen nicht gerechtfertigt. Schon 
in dem urfprünglichen $. 10. des Stempelfteuergejeßes vom 
7. März 1822. wird von Kauf: und Taufchverhandlungen 
zwiihen „Theilnehmern bei einer Erbſchaft“ geiprochen. 
Diejer $. 10. ward freilih durch die Allerhöchite Cabinets- 
Drder vom 24. Dezember 1834. aufgehoben, weldhe den zu 
entrichtenden MWerthitempel anderweitig regulirte, wenn unter 
mehreren „Erben“ eine Wuseinanderjegung erfolgte; in- 
deſſen ift dieſe Vorſchrift durch die neuere, noch jeßt geltende 
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Gabinet3:Drder vom 21. Juni 1844. wiederum aufgehoben, 
und wenn nun in der leßteren abermals, ftatt des Wortes 
„Erben“, die allgemeinere und dehnſamere Bezeichnung 
„Theilnehmer an einer Erbichaft” gewählt und wieberher: 
geitellt ift, jo berechtigt diejfer Wortlaut zu einer jo reftric- 
tiven Auslegung und Anwendung, wie fie die Nichtigfeit3- 
beichwerde behauptet, gewiß nicht. Aber auch der im Ein: 
gange der Allerhöchiten Cabinet3 = Drder ausdrüdlih an— 
gegebene Zweck derſelben: „die Grleichterung der Erb: 
ſchafts-Theilungen,“ widerſpricht einer derartigen beichrän: 
fenden Unterjcheidung. Tritt der Erbſchaftskäufer in alle 
Rechte und Pflihten des Erben, — 8. 454. 1. c. — fo 
fann er nicht blos ſelbſt auf Erbtheilung antragen (8. 117. 
Thl. I. Tit. 17. des A. L.-R.), jondern er muß umgekehrt 
auch feiner Seit3 auf eine jolche, wenn fie von den übrigen 
Miterben nachgeſucht wird, fih einlafien. Sollen die 
Erbtheilungen, nach dem erklärten Zwede des Geſetzgebers, 
durch die bemilligte Freiheit vom Procentitempel erleichtert 
werden, jo liegt fein erfichtlicher Grund vor, dieſe Wohl— 
that da auszuschließen, wo neben den übrigen urjprüng: 
lihen Miterben durch einen Erbichaftsfauf ein Fremder in 
den Kreis der Gleihberedhtigten und Miteigenthümer ein- 
petreten ift, alfo in einem Falle, wo grade eine baldige 
Aufhebung der Gemeinſchaft, d. h. eben die Theilung, um 
jo wünſchenswerther erjcheinen wird. Den Morten, wie 
dem Sinne nah, hat die Allerhöchſte Cabinets-Ordre vom 
21. Juni 1844. nicht beftimmte Perjonen, namentlich die 
unmittelbaren Erben beſonders begünftigen, ſondern die Erb: 
Ichaft3-Theilungen, alio das Geſchäft objectiv, erleichtern wollen. 

Es ift ferner nicht richtig, wenn die Verklagte meint, 
der $. 456. 1. c. regulire nur das Verhältniß zwiichen dem 
Erbſchaftskäufer und dem Erbichaftsverfäufer, und wenn fie 
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dies namentlich aus der Stellung der 88. 454. und 456. 
herleitet. Dieſelben befinden ſich unter der Rubrik: 
Was unter einem Erbſchaftskaufe begriffen ſei, oder 
nicht; 
und der Gegenſatz dieſes Marginales zu dem folgenden: 
(zu den 88. 462.—472.) 
Berhältniffe in Anſehung der Zegatarien, Gläubiger und 
Schuldner; 
führt deutlich darauf Hin, in den 88. 454. und 456. auch 
das Verhältnig des Erbihaftsfäufers zu den übrigen Mit— 
erben geordnet zu jehen, worüber jonit gar feine Beſtim— 
mungen vorhanden jein würden, während es doch in der 
That jehr nahe gelegen haben dürfte, auch hierüber bejon: 
dere Anordnungen zu treffen. Ohne zutreffenden Grund 
beruft die Verklagte fih für ihre Auffafjung auf ven 
$. 462.: 
Das Recht der Erbichaftsgläubiger und Legatarien wird 
durch den Verkauf der Erbichaft nicht geändert; 
und den $. 463.: 
63 fteht denselben frei, fich ihrer Befriedigung halber an 
den Käufer der Erbichaft, oder an den Erben jelbit zu 
halten. 

Die Vorſchrift des 8. 462. ift nur ein Ausflug und 
eine fpecielle Anwendung des allgemeinen Grundjages: daß 
Verträge nur unter den Gontrahenten jelbit Rechte und 
Pflichten erzeugen, daß aber durch diejelben wohl erworbene 
Rechte Dritter niemals ohne Weiteres beeinträchtigt werden 
fönnen; wie denn auf diefe Weile ‚namentlich dem Gläu- 
Diger, ohne feine Einwilligung, ftatt des urſprünglichen 
Schuldners, nicht ein anderer Schuldner obtrudirt wer- 
den darf. Es ift damit nur daſſelbe Brincip zur Gel: 
tung gebradt, weldes in Beziehung auf Die Aus: 
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einanderjegung geichiedener Ehegatten, welche in Güterge— 
meinichaft gelebt haben, der S. 757. Thl. H. Tit. 1. des 
A. L.-R. dahin ausipridt: 
Doch werden durch diefe Auseinanderfegung die Nechte 
der Gläubiger in Anjehung des gemeinjchaftlich geweſenen 
Vermögens in nichts geändert. 

Die erite Alternative des $. 463.: daß den Gläubigern 
freifteht, Sich ihrer Befriedigung halber an den Käufer der 
Erbihaft zu halten, beitätigt aber vielmehr die hier ver: 
theidigte Auffafjung des S. 456. indirect infofern, als der 
juriſtiſche Grund zu einer ſolchen Berechtigung der Gläu— 
biger eben nur darin gefunden werden kann, daß bei einem 
wirklichen Erbichaftsfaufe der Käufer, mit welchem die Gläu— 
biger an fich und jonft in gar feinem Nechtsverhältnifie 
jtehen würden, wie in alle Rechte, jo auch in alle Pflichten 
des Erben tritt. 

Der 8. 64. Thl. I. Tit. 17 des A. L.-R. ermächtigt 
zwar einen Miterben, jein Miteigenthum auch an einen 
Fremden abzutreten, doch haben zufolge des S. 65. auch in 
diefem Falle die übrigen Intereſſenten das Vorkaufsrecht, 
nach den in den 88. 61. und 62. enthaltenen Beltimmungen; 
und in dem diejjeitigen Präjudicate vom 31. Detober 1856. 
(Entſcheidungen Bd. 34. ©. 146.) ift ausgeführt, daß dieſes, 
den Betheiligten vorbehaltene, Vorkaufsrecht nicht nur bei 
Kaufgeichäften über einzelne beftimmte körperliche Sacden, 
fondern au dann ſtatt findet, wenn einer von mehreren 
Miterben fein Erbſchaftsrecht, d. h. feine Erbquote, mitteljt 
Erbihafts-Kaufverirages an einen Fremden, veräußert hat. 
Es ift aber nicht richtig, wenn die Nichtigkeits-Beſchwerde 
meint: dies MWorfaufsreht der Miterben würde, Dem 
Erbichaftsfäufer gegenüber, nicht denkbar jein, wenn der 
Legtere als unmittelbarer Erbe in Betracht käme. Aller: 
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dings tritt der Erbihaftsfäufer in alle Rechte und Pflichten 
des Erben. —S. 454. a. a. D. — Der im $. 456. gewählte 
Ausdrud, „die Sahe wird daher jo genommen, als 
wenn“ die Erbſchaft jogleih dem Käufer und nirht dem 
Verkäufer angefallen wäre, ergiebt indejien deutlih, daß 
damit doch nur der legte jchlieglihe Erfolg, die rechtlichen 
Wirkungen eines Erbſchaftskaufs haben bezeichnet werden 
jollen. Die Eigenjchaft eines ſolchen Erbichaftsfäufers als 
eines Fremden, den Miterben gegenüber, hat damit feines: 
weges aufgehoben werden jollen; wie dies denn aud als 
etwas Thatjächlihes nicht wohl bejeitigt werden konnte. 
Das, den Miteigenthümern und namentlid) auch den Mit: 
erben in den SS. 61. und 65. eingeräumte, Borfaufsrecht 
ift augenscheinlich eine Aushülfe, die dev Geſetzgeber gewählt, 
um einer Seit jedem einzelnen Theiluehmer in jeiner Ber: 
fügungsbefuguiß über feinen Antheil möglichit freie Hand 
zu laſſen (SS. 4. 60. 64.), anderer Seits aber doch aud) 
die übrigen Miterben, joweit als thunlic), gegen die Nach- 
theile und Inconvenienzen zu ſchützen, die mit dem Eintritte 
eines Fremden in ihre Genojjenichaft nicht jelten verbunden 
jein werden. — cfr. $. 66. ebenda). — Alſo aud dies 
geieglihe Borkaufsreht der Miterben fteht der Deutung, 
die der Appellations-NRichter dem 8. 456. Thl. 1. Tit. 11. 
des U. L.-R. gegeben, feinesweges, als damit wivereinbar, 
entgegen. Im vorliegenden Falle verliert das ganze Argu— 
ment ohnehin ſchon um deswillen jede Bedeutung, weil 
die übrigen Teſtaments-Erben der Gutsbeliger Sch. ‚ichen 
Eheleute, deren Erbrechte die Kläger bis dahin noch nicht 
erworben hatten, von ihrem gejeglihen Vorkaufsrechte gegen 
die Kläger niemals Gebrauch gemacht, die Legteren viel: 
mehr durch den zwiichen diefen und den Tejtaments-Er ecu 
goren, in ihrer Vertretung, abgeſchloſſenen Auseinanders 
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ſetzungs-Vertrag vom 19. Februar 1868. als mitberechtigte 
Theilnehmer und Intereſſenten ohne allen Widerſpruch an: 
erfannt haben. 

Daß übrigens der Gejeßgeber ſelbſt den in der Eabi- 
net3:Drder vom 21. Juni 1844. gebraudten Ausdrud: 
„Theilnehmer an einer Erbſchaft“ keinesweges jo enge, wie 
die Nichtigkeitsbefchwerde es will, aufgefaßt hat, jo daß nur 
die wirklihen Erben darunter verftanden werden dürften, 
ergiebt deutlich der weitere Verlauf der Gefeßgebung. Der 
überlebende Ehegatte, welcher in der ehelichen Gütergemein— 
Ihaft gelebt hat, ift allerdings fein Miterbe zu dem Nach— 
lafje des zuerst verftorbenen. ($S. 637. 638. THl. II. Tit. 1. 
des U. L.-R. — Präjudiz Nr. 1532. vom 27. Februar 
1845. — Samml. Th. I. ©. 146.). Es waren daher Zweifel 
entitanden, ob die in der Allerhöchiten Cabinets-Order vom 
21. Juni 1844. angeordnete Befreiung von der Stempel: 
ftener auch dem überlebenden Ehegatten bei bejtehender 
Gütergemeinſchaft zu Statten fomme. Zur Beleitigung dieies 
Zweifels ift jene Cabinets-Ordre von Sr. Majeftät unterm 
26. September 1845. dahin declarirt: 

daß zu den in derjelben erwähnten Theilnehmern an 
einer Erbſchaft aud der überlebende Ehegatte, welcher 
mit den Erben des verjtorbenen Ehegatten gütergemein- 
Ihaftliches Vermögen zu theilen hat, gerechnet werben ſoll. 
Suftiz.Minifterial-Blatt 1845. ©. 215. 

Man wird daher nicht zu weit gehen und gegen den 
Sinn und Geift der Allerhöchiten Cabinets = Order vom 
21. Juni 1844. verjtoßen, wenn man, wie der Appellationg: 
Richter thut, die darin nachgelafiene Befreiung von dem 
Smmobiliar » Brocentftenipel auch dem Erbſchaftskäufer zu 
Statten fommen läßt, der als Rechtsnachfolger feines Ver: 
fäufers mit den übrigen Miterben Kaufverhandlungen, zum 
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Zwecke der Theilung der zur Erbſchaft gehörigen Gegen- 
ftände, abichließt. Ganz kategoriſch ſpricht fih in dieſem 
Sinne der Finanz-Miniſter in dem Nejcripte vom 20. Des 
cember 1855. dahin aus: „Kauft Jemand einem von 
mehreren Erben, jein Erbrecht ab, jo tritt der Käufer, auch 
den Miterben des Verkäufers gegenüber, in alle feine Rechte 
und Verpflihtungen und insbejondere in die Erbgemein- 
Ihaft unter den Miterben ein. - Der Erbichoftsfäufer wird 
an Stelle des Erben Theilnehmer an der Erbſchaft, und 
wenn die Erbgemeinichaft demnädhit dur einen Vertrag 
aufgelöft wird, in welchem ein Kauf aus der Erbichaft ent- 
halten ift, jo ſcheint es nicht zweifelhaft, daß der Erbichafts- 
fäufer, an Stelle des Erben, von welchem er das Erbredt 
abgetreten erhalten, als Theilnehmer an der Erbſchaft an- 
zuiehen if. Deshalb findet die Gabinet3 - Order vom 
21. Juni 1844. auf einen jolhen Vertrag Anwendung. 
Der Erbiehaftsfäufer it, wenn auch nicht eigentliher Mit- 
erbe, doch jedenfalls Theilnehmer an der Erbichaft, und 
die Drdre fest feit, daß Kauf- und Tauſchverhandlungen 
zwiihen den Theilnehmern an der Exbichaft zum Zwecke 
der Theilung der zu leßterer gehörigen Gegenitände dem 
Kaufſtempel nicht unterliegen follen.” — Gentral-Blatt der Ab- 
gaben-, Gewerbe: und Handels: Gejehgebung und Verwal: 
tung in den Königlihen Preußiihen Staaten. Jahrgang 
1856. Eeite 69. 

Es iſt zwar richtig, daß die in einem ſolchen Reicripte 
des betreffenden Neffort: Minifter8 ausgeiprochenen Anfich- 
ten für den erfennenden Richter nicht eine bindende Norm 
abgeben können; meiltens werben fie jedoch ein gewichtiges 
Moment für des Lebteren rechtliche Beurtheilung darbieten, 
und unfomehr Beachtung verdienen, wenn fie mit allgemei: 
nen Rechtsgrundſätzen in vollem Einklange ftehen, und die 
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höchſte Finanzbehörde felbft einen derartigen Vertrag als 
dem höhern Procentftempel unterliegend, nicht anfieht. 

Auch auf das diefjeitige Präjudicat vom 29. Detober 
1866. (Entſcheid. Bd. 57. ©. 236.) haben fich beide Theile, 
zur Rechtfertigung ihrer Anfichten, wiewohl im entgegen 
gelegten Sinne, berufen. Die Berflagte meint, daß der 
damals entſchiedene Fall anders, ald der gegenwärtige, ge= 
legen, und hebt hervor, daß in den Urtelögründen aus: 
drüdfih bevormwortet fei: „es kann (S. 241.) nah Lage 
der Sache, dahingeftellt bleiben, ob die Cabinets = Order 
(vom 21. Juni 1844.), indem fie von Theilnehmern an 
einer Erbſchaft ſpricht, nicht auch auf dritte Erwerber der 
ideellen Antheile an den ungetheilten Gegenftänden der Erb: 
Ihaft zu beziehen jei.” Die Kläger dagegen wollen aus 
jenem Erfenntniffe, zwischen deſſen Zeilen, leſen, daß das 
Dber: Tribunal in der That ſchon damals ihrer Anficht 
geweien ſei. Doch ift ein beitimmter und enticheidender 
Ausſpruch dort nad diejer Richtung Hin damals nicht 
gefällt. 

Wenn es in der Nichtigfeitsbeihwerde endlich heißt: 
Sm vorliegenden Falle kommt noch Hinzu, daß in dem 
Vertrage vom 19. Februar 1868. die Kläger fih nicht mit 
den Miterben ihrer Auctoren auseinandergejegt, jondern daß 
fie mit den Teftament3-Erecutoren contrahirt haben; jo muß 
diejer Einwand um deshalb unberüdfichtigt bleiben, weil 
daran eine beitimmte und bejondere Beſchwerde nicht ge: 
fnüpft iſt. 


Band 65. S 


NE 833. 
Verjährung durch Nichtgebraud). 


Verjährt die aus der Erfüllung einer fremden Ver: 
bindlichfeit, inshefondere aus der Zahlung einer fremden 
Geldſchuld, gegen den früheren Schuldner erwachſene 
Forderung des Zahlenden in derjelben Friſt, wie die 
getilgte Forderung? 

A. L.-R. Thl. J. Tit. 16. 88. 45. 46. 


Wie der klagende Fiscus behauptet, wurde das ört— 
liche Schulſyſtem zu Groß-Perſchnitz von jeher, auch ſchon 
vor dem Jahre 1818., gebildet durch mehrere Domainen— 
güter, darunter das Gut Burdey, welches er dem Grafen 
Heinrich von R. dem Erblaſſer des Verklagten, mittelſt beſtätig— 


ten Vertrages vom Sun mit allen Laſten ver— 
fauft habe. Er bezeichnet die Beitandtheile der Dotirung 
des Schullehrers von Groß-Perſchnitz und berechnet den 
davon, nah Maßgabe der cataftrirten Ausjaat 2c., auf das 
Gut Burdey entfallenden Beitrag für die Zeit vom erwähn— 
ten Verkaufe bis zum 17. Juni 1845., wo des DVerklagten 
Erblaffer e3 weiter verkauft Habe, auf 141. Thlr. 6. Sgr. 
8. Pf. Baargehalt und Deputat, was er irrthümlih und 
ohne irgend eine Verpflichtung zum Vortheile des Grafen R. 
dem Schullehrer gewährt haben will. Zur Unterbrechung 
der vierumbvierzigjährigen Verjährung des Erſtattungs— 
Anſpruches an den Berklagten fei die Klage im December 
1862. angemeldet und jolches demſelben am 5. Januar 
1869. gerichtlich bekannt gemacht worden. Er klagt aug 
der nüglihen Verwendung und aus der Bereicherung auf 
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Zahlung von 141. Thlen. 6. Sgr. 8. Pf. nebft Zinfen feit 
dem gedahten Tage. 

Der Berklagte beitritt alle der Klage zum Grunde ge— 
legten Anführungen und erhob den Einwand der Verjäh— 
zung, wurde jedod vom Kreisgerichte zu Militih nach dem 
Klage: Antrage verurtheilt. Appellivend wiederholte er die 
Verjährungs:Einrede und erzielte ein auf diefelbe geftüßtes, 
den Kläger abweiſendes, Erfenntnig des Appellationg» 
Gerichtes zu Breslau vom 18. November 1870. Auf die 
Nichtigkeits-Beſchwerde des Klägers erkannte der vierte 
Senat des Dber-Tribunal3 am 29. Juni 1871. für Recht, 
daß zwar diejelbe für begründet zu erachten, in der Sade 
jelbjt aber das angefochtene Erkenntniß, feinem ganzen Inhalte 
nad, aufrecht zu erhalten; und zwar aus jolgenden 

Gründen. 

Der Appellations-Nichter ift der Meinung, es Liege 
nicht, wie der Kläger und der erite Nichter glauben, eine 
nüglihe Verwendung nad) dem $. 262. ff. Thl. 1. Tit. 13. des 
A L.-R., Sondern eine Uebernahme fremder Gejchäfte ohne 
Auftrag, nach den 88. 228. fi. dajelbit, vor, was jih aus 
dem $. 45. Thl. I. Tit. 16. des A. %:R. ergebe, wonach 
die Rechte des Zahlers einer fremden Schuld, im Falle des 
Mangels eines Auftrages, nad) dem Abjchnittell. Tit. 13. beur- 
theilt werden jollen. Er folgert jodanı aus dem $. +0. 
Thl. I. Tit. 16. das Eintreten des Zahlenden in die Rechte 
des bezahlten Gläubigers, auh ohne ausdrückliche Ceſſion, 
und gelangt jo zu dem Ergebnifie, dab die Verjährungs: 
Einrede, welde der Berklagte dem urjprüngliden Gläubiger, 
dem Schullehrer K., würde entgegen jeßen können, auch dem 
aus dem Rechte des letzteren Eagenden Fiscus entgegen: 
ftehe. Der Kläger wird alſo gleichzeitig als Ceſſionar des 
K. und als negotiorum gestor des Verklagten betrachtet. 

S2 
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Die Geihäftsführung ohne Auftrag gehört zu den jo ge— 
nannten QuafisContracten und erzeugt wechjelfeitige Verpflich— 
tungen zwiſchen dem Geichäftsführer und dem Geichäftsherrn. 
Die correfpondirenden Anſprüche beruhen jomit auf einem 
jelbititändigen Fundamente, welches ihre Unterordnung unter 
das Gejeh vom 31. März 1838. nicht geftattet, fo daß fie 
nur der gewöhnlichen Verjährung (88. 546. 629. Thl. I. 
Tit. 9. des A. %-R.) unterliegen. Dies ift auch dann der 
Fall, wenn der $. 46. eit. zur Anwendung fommt, wenn 
aljo der Zahler einer fremden, nad) dem angezogenen Geſetze 
in kürzerer Frift verjährenden Schuld, Kraft des Geſetzes 
in die Rechte des bezahlten Gläubiger tritt. Hierdurch) 
nämlich wird allerdings der Zahler ermächtigt, jene Nechte mit 
der actio utilis zu verfolgen, jedoch unbeichadet der, vermöge 
der negotiorum gestio bewirkten Ausſchließung der kurzen 
Verjährung. Denn der 8. 46. bezwedt feine Einfchränfung 
oder Schmälerung des aus der beregten Zahlung entitehen- 
den Anſpruches, jondern die Grleichterung der ©eltend- 
mahung defjelben, wenn weder Mandat, noch Gejchäfts- 
führung in Mitte liegt, in weldem Falle er ausſchließ— 
lich maßgebend ift. Findet der Richter, daß die Klage 
des Zahlers gegen den liberirten Schuldner ſowohl unter 
dem Geſichtspunkte der Geigäftsführung, als unter dem des 
8. 46. begründet ift, jo muß er von der dem Kläger 
günftigiten, den erhobenen Anſpruch tragenden, Auffafjung 
ausgehen. Folglich durfte der Appellations - Richter nicht 
gleichzeitig die negotiorum gestio als Klagegrund aner- 
fennen und die hinfihtli der Verjährung nad dem 8. 407. 
Thl. I. Tit. 11. aus den citirten SS. 45. 46. fließenden 
Conjequenzen zu Gunsten de3 Verklagten eintreten laſſen, 
und bat er diefe Paragraphen unrihtig angewandt, welcher 
rechtsgrundſätzliche Verſtoß an fich die Vernichtung feines 
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Erkenntniſſes nach ſich zieht ($. 4. Nr. 1. Verordnung vom 
14. December 1833.) 

Bei der deshalb eröffneten freien Beurtheilung der 
Sache erweilt ſich inzwiſchen die angefochtene Entſcheidung 
aus anderen Gründen als gerechtfertigt. Was der kla-⸗ 
gende Fiscus an Stelle des angeblich verpflichtet geweſenen 
Verklagten dem Schullehrer zu Groß-Perſchnitz gewährt 
haben will, beſteht in baaren Zahlungen und in Naturalien, 
weiche Dbjecte bei Erörterung der Präjudicialfrage, ob die 
Klageforderung verjährt ſei, auseinander zu halten find. 

1. Anlangend die Geldzahlungen, jo verordnet der 
$. 45. Thl. I. Zit. 16. des A. EUN.: 

„Die Rechte des Zahlenden gegen den Schuldner find, 
je nachdem er die Zahlung mit oder ohne Auftrag oder 
wider den Willen dejjelben geleiltet hat, nach den Vor— 
Ihriften des erſten und zweiten Abjchnittes im dreizehnten 
Titel zu beurtheilen.” 

Ferner der $. 46. dajelbit: 

„Weberhaupt tritt in der Regel der Zahlende gegen 
den Schuldner, auch ohne ausdrüdliche Ceſſion, in die 
Rechte des bezahlten Gläubiger.’ 

Die im 3. 45. allegirten Abjchnitte I. und IL. im Tit. 13 
handeln vom Mandat und von der auftraglojen Geſchäfts— 
führung. Der Richter fol prüfen, ob die Zahlung in den 
Bereich eines diejer beiden Rechts-Inſtitute gehört, in wel— 
chem Falle, wie oben angedeutet, die gewöhnliche Verjäh— 
rung für den erwachſenen Anſpruch Platz greift. Das 
Geſetz jagt Feinesweges, eine ſolche Zahlung müſſe ftet3, 
aljo nad Umftänden unter Zurhülfenahme einer Fiction, jo 
beurtheilt werden, als jei fie auf Mandat oder negotiorum 
gestio zurüdzuführen, jeßt vielmehr für die Möglichkeit der 
einen oder der anderen von beiden Alternativen das Zu— 
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treffen der nach jenen Abſchnitten nothwendigen Momente 
voraus. Da gegenwärtig von einem, dem Fiscus vom 
Verklagten ertheilten Zahlungs-Auftrage überall keine Rede 
iſt, ſo kann nur in Frage kommen, ob eine Geſchäftsführung 
vorliegt. Daß hierauf verneinend zu antworten iſt, und 
zwar ſchon deshalb, weil der Kläger, nach ſeiner Angabe, 
in der Meinung, eine eigene Verbindlichkeit zu erfüllen, 
nicht aber mit der Abjiht, einen Anderen, namentlich den 
Berflagten, ſich verbindlich zu machen, (8.261. Thl. J. Tit. 13. 
des A. L-R. — Entih. (Plenum.) Bd. 49. ©.29.), dem K. 
das Gehalt gewährt hat, wird vom Kläger ſelbſt an— 
erkannt. Ueberdies hat derſelbe weder einen Schaden vom 
Verklagten abgewendet, noch deſſen Vortheil befördert, 
(88. 234. 238. a. a. D.), ſondern nur bewirkt, daß er an 
Stelle des K. als Gläubiger getreten iſt. 

Demnach find die Gefichtspunfte, unter welchen die 
fragliden Zahlungen nach dem $. 45. eit. einen jelbititän- 
digen Nechtögrund im oben beftimmten Sinne hätten her— 
vorbringen können, erichöpft. Insbeſondere läßt es ſich 
nicht rechtfertigen, das Allegat der beiden erſten Abſchnitte 
im Titel 13. durch Hinzufügung des Abſchnittes III. zu 
erweitern, d. h. ein neues Fundament aus der nützlichen 
Verwendung abzuleiten. Das Allgemeine Landrecht iſt der 
auftragloſen Einmiſchung in fremde Geſchäfte grundſätzlich 
entgegen ($$. 228. 229. daſ.), und geſtattet in der vor— 
liegenden Materie feine ertenjive Auslegung. Es werden 
aber vie beiderjeitigen Nechte im vollitändigiten Maße ge: 
wahrt, wenn das Geſetz ($. 46. Thl. I. Tit. 16. des 
A. 8.:R.), wofern die erwähnten beiden eriten Abjchnitte 
nicht paſſen, dem Zahlenden, als einem Gefjionar, die Rechte 
des befriedigten Gläubigers dergeftalt überträgt, daß Diele 
Rechte objectiv unverändert, mithin gemäß der SS. 407. 408. 
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Thl. I. Tit. 11. des A. L.-R. der urfprüngliden Verjäh- 
rung nad, wie vor, unterworfen bleiben. Dadurd wird 
vom Schuldner die Gefahr fern gehalten, nad) Ablauf der 
Verjährungsfriften des Geießes vom 31. März 1838. um 
erwartet einem bisher unbekannten Gläubiger, melden er 
vielleicht wegen der im Vertrauen auf jenes Gejeß unter- 
lafienen Aufbewahrung der empfangenen Quittungen nicht 
abzuwehren vermöchte, gegenüber zu ftehen. Die gegen- 
theilige Anfiht würde vielfah zu einer Unwirkſammachung 
des beregten Gejeßes führen, indem der Gläubiger zu dies 
jem Ende fich eine MWaarenpoft nur vor Ablauf der Furzen 
Verjährung von einem colludirenden Dritten brauchte zahlen 
zu laſſen. 

Mit obiger Ausführung hat fih Theorie und Praris 
einveritanden erklärt. 

Gruchot, Beiträge Bd. II. S.1. ff. (v. Diepenbroid: 
Grüter). Jacobi, Lehre von der nüßlihen Verwendung 
(1861.) S. 179. v. Daniels, Preuß. Civilrecht (1866.) 
II. ©. 549. Föriter, Theorie 2c. II. Ausgabe. Bd. I. ©. 550. 
Gruchot, Lehre von der Zahlung, 1871., ©. 43. Note 22. 
8.44. Note24. — Erfenntniffe des Ober-Tribunals (I. Senat) 
vom 24. April 1871. in Sadhen H. wider ©. und vom 
26. Dctober 1860. (Entih. Bd. 44. ©. 65.), in welchem 
legteren entwidelt wird, daß die Dualificirung der Zahlung 
einer fremden Schuld, al3 einer Verwendung in den Nuten 
des Schuldners, nicht ohne Weiteres, (d. h. dann nicht, 
wenn die VBorausfegungen der Abjchnitte I. und II. Thl. I. 
Tit. 13. des U. L.-R. fehlen), den urſprünglichen Verpflich- 
tungsgrund ändern, folglih dem Zahlenden Fein befjeres 
Net, al3 das früher beftandene, geben und das Verjäh— 
tungsgejeg von 1838. nicht ausschließen Fann. 

2. Anlangend jodann die dem Lehrer K. gebührenden 
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und vom Fiscus gewährten Naturalien, — auf deren Erſatz 
in Gelde gegenwärtig geklagt wird, weshalb ſie der vorige 
Richter von dem durch den Fiscus gezahlten Baargehalte 
nicht unterſcheidet, — fo darf allerdings der $. 46. eit. 
lin weldem die Tilgung einer fremden Schuld durch Zah: 
ung ($. 23. Thl. I. Tit. 16. des A. L.-R.) unteritellt 
wird, feine unmittelbnre Anwendung finden. Mithin könnte 
Fiscus, welcher auch hier aus den zu 1. erörterten Grün: 
den nicht negotiorum gestor geweſen ift, nicht als geſetz— 
liher Ceſſionar des K. Klagen, fondern hödhitens die con- 
dietio sine causa auf Erftattung des Werthes, um welchen 
fih der Verflagte mit feinem Schaden bereichern würde, er: 
heben. Diejer Werth aber fann, wenn die VBerfion durch 
die Erfüllung einer fremden Verbindlichkeit zumege gebracht 
fein fol, den Inhalt der letzteren in quantitativer und 
qualitativer Beziehung nicht überfteigen, da font die an— 
geblihe Bereicherung in eine Vermögens - Verminderung 
umjchlagen würde. Bei der bezüglichen Beurtheilung find 
regelmäßig die concreten Umftände ins Auge zu fallen. 
Angenommen, e3 habe der erfüllten Verbindlichkeit eine jeßt 
verjährte Compenfations- Forderung (SS. 343. 371. Thl. I. 
Tit. 16. des N. L.-R.) entgegen gejeßt werden können, 
($. 377. daf.), jo würde, wenn der DVertent dies als ihn 
nicht berührend ignoriren dürfte, durch deſſen Thätigfeit 
der angeblich Bereicherte um den Werth der verloren ge: 
gangenen Einrede, mit anderen Morten um den Betrag 
feiner Compenfationg- Forderung ärmer geworden jein. 

Gin Gleiches liegt zu Tage, wenn der Bertent eine 
fremde, der vierjährigen Präfeription unterworfene Yor: 
derung vollftändig tilgt und, geftügt auf das cinfeitig ge- 
ihaffene neue Fundament der nüßlihen Verwendung, nur 
bei Snnehaltung der breißigjährigen ober noch längeren 
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Berjährungsfrift, einen Anspruch verfolgt, welcher äußerlich 
genau mit der gedachten Forderung zujammenfält. Daß 
der angeblich urſprüngliche Gläubiger des Verflagten, der 
Lehrer K, obgleih die Acten über dejjen Kenntniß von 
dem nach der Klage zwilchen ihm und dem Verklagten be: 
ftandenen Nechtsverhältnifje nichts enthalten, der Verjäh— 
rung vorgebeugt haben würde, ift weder zu präjumiren, 
noch vom Kläger behauptet worden. Der in Nede ftehen- 
den Verwendung fehlt mithin das Erforderniß der Nüß: 
lichkeit, injomweit der Kläger die auch ſchon zur Zeit feiner 
Klage-Anmeldung, am 12. Dezember 1862., bereits vollendete 
vierjährige Präfeription nicht anerkennen will, fie iſt folglich 
Angefiht3 der vom Verklagten zur Sprade gebraten Ver— 
jährung zur Begründung der Verſionsklage nicht geeignet. 

Aus obigen Gründen war das Appellationg:Erfenntniß, 
wie geſchehen, aufrecht zu erhalten. 


N? 34, 


Beibringung der Ceſſion durch den befriedigten 
Ceſſionar. 

Kann der Schuldner auch nach geleiſteter Zahlung 
von dem dadurch befriedigten Ceſſionar einer Hypo— 
thekenpoſt die Beſchaffung einer Ceſſionsurkunde ver— 
langen? 

A. L.-R. Thl. I. Tit. 11. 88. 398. 402. 403, 
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Der Kläger, Hausbefiter D., behauptete, er habe im 
Sabre 1845. von dem Bürger Johann P. zu E. die Grund: 
ſtücke E. Nr. 40. B. und Nr. 18. A. käuflich erworben und fei 
auf das Kaufgeld 354. Thlr. ſchuldig geblieben. Diele 
354. Thlr. nebſt ſechs Procent Zinjen jeit dem 1. Juli 
1845. habe P. gegen ihn im Jahre 1846. eingeflagt und 
gleichzeitig zu feiner Sicherheit in Höhe derfelben eine 
Arreitproteftation pro conservando jure et loco auf bie 
genannten Grunditüde eintragen laſſen. Der Berflagte, 
Saftwirth F., habe fich ipäter diefe Forderung von P. ces 
diren lafjen und an ihn — den Berflagten — habe der 
Kläger diejelbe mit zufammen 391. Thlen. 19. gr. an 
Gapital und Zinfen bezahlt. Dur Vertrag vom 23. Ja— 
nuar 1867. babe der Kläger die vorgenannten Grundjtüde 
an den Dr. F. verfauft und fich zur Herbeiführung der 
Löſchung der Proteftation von 354. Thlen. bis zum Mai 
1867. verbindlih gemadt. 

Der Kläger hielt den Verklagten hiernach zur Bemilli- 
gung der Löfhung der fraglichen Proteftation für verpflich— 
tet und trug darauf an, denſelben dazu zu verur— 
theilen. 

Der Verklagte betritt die Behauptungen des Klägers, 
ſoweit fie fih auf den Erwerb der Grundftüde Seitens des 
Klägers, die Creditirung und Einflagung des Kaufgeldes 
von 354. Thlen. und die Eintragung des letzteren bezogen 
als ihm unbefannt. Er bemerkte, es fei ihm dunfel erinner- 
ih, daß ihm vor circa 24. Jahren von PB. eine Forderung 
an den Kläger von circa 400 Thlen. cedirt worden und 
daß der Kläger ihm bdiefelbe bezahlt habe. Dagegen fei 
ihm unbekannt, ob diefe Forderung mit der in der Klage 
erwähnten identiih jei. Der Kläger habe von ihm, nad 
geleifteter Zahlung, Quittung erhalten. Wenn er behaupte, 
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daß für P. eine Arreftproteitation auf zwei Grunditüde in 
E. eingetragen fei und die Einwilligung des Verflagten zur 
Löſchung diefer Proteftation fordere, fo fei der Verklagte 
auch hierzu bereit; jedoch jelbitverftändlich auf Koften des 
Klägers, wenn er die Einwilligung in gerichtlicher oder no: 
tarieler Form wünſche. Dagegen fünne ihm die Befchaf- 
fung der Ceſſions-Urkunde, die er gar nicht befite, nicht 
zugemuthet werden. In diefer Beziehung ſei die Klage 
nicht einmal jubitantürt, da die Behauptung fehle, daß P. 
ihm eine fchriftliche Ceifion ertheilt habe. Es jei aber in 
der That eine ſolche nicht ausgeftellt, vielmehr habe der 
Kläger im Beilcin des P. an ihn diejenige Forderung aus— 
gezahlt, welche B. vom Kläger zu fordern gehabt, indem 
P. den Kläger zur Zahlung angewiefen. Der Antrag des 
Verflagten ging dahin, die Erklärung, daß er in die 
Löſchung der auf den Grunditüden ©. Nr. 40. B. und 
Nr. 18. A. eingetragenen Arreftproteitation willige, feitzufeßen 
und den Aläger mit den meitergehenden Anträgen abzu- 
meijen. 

Der Kläger beftritt jeiner Seit3 die von der Klage ab- 
weihenden Behauptungen de3 Verklagten und bemerkte, 
daß die Ceſſion von PB. auf den Berflagten jchriftlih und 
in beglaubigter Form ausgeitellt geweſen, es aber jelbit: 
verständlich jei, dag er — Kläger — die Koiten der Quit— 
tung und Löſchung der fraglihen PBroteitation trage. 

Der erite Nihter, das Kreisgericht zu Flatow, hat 
unterm 12. April 1870. den Verklagten dahin verurtheilt, 
daß derjelbe jchuldig, in die Löſchung der auf den Grund: 
ftüden C. Nr. 40. B. und Nr. 18. A. für den P. eingetragenen 
Arreitproteitation von 354. Thlen. nebit ſechs Prozent 
Zinſen jeit dem 1. Juli 1845. als Geffionar des P., unter 
Herbeiihaffung der Ceſſions-Urkunde, dergeftalt zu willigen, 
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daß die Löſchung derſelben im Hypothekenbuche erfo jen 
kann. 

Auf die Appellation des Verklagten iſt von dem p— 
pellations-Gerichte zu Marienwerder am 3. November 100. 
das erſte Urtel dahin geändert, daß die Erklärung 163 
Verklagten, daß er in die Löſchung der auf den Gri ıb: 
ftüden €. Tr, 40. B. und Nr. 18. A. für den P. eingetrage en 
Arreitproteftation non 354. Thlrn. nebt ſechs Procent } in- 
jen jeit dem 1. Februar 1845. willige, feftzujegen, im 
Uebrigen der Kläger mit feiner Klage abzumweifen. 

Zur Motivirung führte der Apyellations » Richter a8: 

„sn der Klage ift nicht behauptet, daß der P. ene 
ſchriftliche Ceſſion über die Forderung der 354. Thlr. an 
den Verklagten ausgeſtellt habe; die erſt in der Replik ge— 
ſchehene Nachholung dieſer Behauptung iſt verſpätet, weil 
fie zur Subſtantiirung der Klage gehört und deshalb in 
der Klageihrift vorgetragen werden mußte. Nach dem 
$. 388. des A. L.-R. Thl. I. Tit. 11. hätte Kläger dem 
Verklagten al3 Cejjionar nur dann Zahlung zu leijten ge- 
braucht, wenn derjelbe ſich durch eine jchriftliche, auf ihn 
gerichtete, Ceſſion des P. legitimirt hätte. Wenn fich aber 
Kläger mit einer bloßen Quittung des Verklagten begnügt 
bat, jo fann er jeßt von demſelben nichts nuchfordern. 
Auch die Vorschrift des $. 86. des U. L.-R. Thl. I. Tit. 16. 
berechtigte den Kläger nicht, Ceſſion des PB. an den Ber: 
Hagten von dem leßteren zu fordern. Kläger leitet in der 
Replik die BVerpflihtung des Verflagten zur Beibringung 
einer Ceſſion in authentiiher Form namentlid daher ab, 
daß Berklagter, al3 er die Zahlung in Empfang genom— 
-men, genaue Kenntnig davon gehabt habe, daß für Diele 
Forderung eine Arreftproteftation im Hypothekenbuche ein- 
getragen gewejen. Kläger hat den Eid darüber deferirt, 
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Verklagter denjelben acceptirt, ihn aber für unerheblich 
erachtet, weil, — worin dem Verklagten Recht gegeben wer— 
den muß, — die Quelle der Kenntniß und wie weit dadurch 
eine Ueberzeugung bewirkt werden fünnte, nicht thatſächlich 
dargelegt worden ift. Wenn hiernach die Abweilung des 
Klägers gerechtfertigt war, jo mußte demgemäß das ange- 
fochtene Erfenntniß abgeändert, im Uebrigen aber die Er: 
Härung des Verklagten, daß er in die Löſchung der Arreft: 
proteftation willige, feſtgeſetzt werden.“ 

Meil in der Klage das Dbject des Streite auf 
400. Thlr. angegeben worden, legte der Kläger principa= 
liter Nichtigkeitsbefhwerde, eventuell Nevifion ein. Durch 
Erkenntniß des dritten Senates des Dber » Tribunal3 vom 
10. März 1871. ift das Appellations = Erfenntniß ver: 
nichtet und, auf die Appellation des Verklagten, das erfte 
Grfenntniß beitätigt werben. 

Gründe. 

Die bier nur Platz greifende Nichtigkeit3 = Beichwerde 
ericheint al3 begründet. 

Unterftelt man nämlih auch mit dem vorigen Nichter 
eine nur mündlich erfolgte Ceſſion, fo iſt dieſelbe doch, da 
in deren Folge der Kläger als debitor cessus ſowohl dem 
Gedenten, al3 dem Geffionar, d. i. dem PVerklagten, gegen: 
über, welcher die Eeffion feinesweges rüdgängig maden und 
da3 empfangene Geld nicht erftatten will, rechtsgültig ge: 
zahlt hat, — (8.398. Tit. 11. Thl. II. des N. L.-R., 
Entiheidungen Bd. 54. ©. 90. 91. und Striethorit 
(Archiv Bd. 14. S. 327. Anmerkung *), — als rea: 
lifirt zu eradten. Durch die von dem Verklagten als ge: 
ihehen anerkannte und Seitens des Klägers erfolgte Ceſſion 
trat eriterer in alle Nechte und Pflichten des Cedenten. Er 
erwarb aljo die cedirte Forderung mit allen Nebenrechten 


286 — 


ohne daß es in Betreff der in Frage ſtehenden, zur Sicher— 
heit der Forderung dienenden und deren accessorium bil- 
denden, protestatio pro conservando jure et loco einer 
ausdrüdlichen Abtretung bedurfte ($$. 402. 403. a. a. D.). 
Diejen Rechten entiprechend gehört es zu den Pflichten, die 
der Verklagte durch die Ceſſion und duch die in Folge 
derjelben von dem Kläger als Schuldner an ihn geleiitete 
Zahlung überfommen hat, daß er nicht bloß, was er im 
Laufe des Procefjes gethan hat, in die Löſchung jener Bro 
teitation einmwilligt, jondern auch diejen Conſens, Behufs der 
Erreihung feines Zwedes, wirkſam geftaltet. Lebteres kann 
aber nur dadurch erzielt werden, daß der Verklagte die er: 
folgte Ceſſion in beglaubigter, notarieller oder gerichtlicher 
Form beichafit. (88. 520. ff. Tit. 20. Thl. 1. des A. N. 
und $. 248. Tit. II. der Hypotheken »Drdnung. 

Der Appellationg-Nichter, welcher den DVerklagten, im 
Widerſpruche mit dem erften Richter, von der ihm obliegen- 
den Pflicht entbindet, verlegt daher, wie der Kläger 
mit Necht rügt, die vorallegirten Geſetze. Seine Entſchei— 
dung it ſonach zu vernichten und die des eriten Richters 


zu beitätigen. 
| — 


N 835. 


Compenſation liquide gemachter Gegenforde- 
rungen. 

Tritt bei einer illiquiden Gegenforderung, jobald 
diejelbe liquide geworden, jhon mit dem Zeitpunfte ihrer 
Entjtehung die Wirfung der Compenfation ein? 

A. L.-R. Ih. 1. Tit. 16. 88. 301. 361, 
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Durch ſchriftlichen Vertrag vom 9. Auguſt 1868. ver: 
miethete der Kläger, Apotheker S., ſein Grundſtück T. Nr. 155. 
an den Verklagten, den Oeconomen P., vom 1. October 
1868. ab auf zehn Jahre für 110. Thlr. jährlich, viertel- 
jährlih pränumerando zahlbar. Weil der Verflagte die 
fünf erjten Raten nicht bezahlt, hat der Kläger ihm durch 
Schreiben vom 12. Detober 1869. gefündigt. Da der Ber: 
Eagte au am 1. Juli 1870. das Grundftüd nicht geräumt 
hatte, jo beantragte der Kläger am 9. ejusd., ihn zur Räu— 
mung zu verurtheilen. Der Berklagte wendete, außer Zah: 
lung, Compenjation und vermweigerter Zahlungsofferte, ftill- 
Ihmweigende Prolongation ein; er ift aber trogdem in zwei 
Inſtanzen zu der bereit3 auch vollftredten Exmiſſion verur— 
theilt worden, wofür der Appellationg-Richter Folgendes 
hervorhob: 

„Zuvörderſt iſt zwiſchen den Parteien unftreitig, daß 
ein Miethsvertrag und nicht ein Bachtvertrag zwiſchen ihnen 
am 9. Auguſt 1868. geſchloſſen iſt. Es mußte aljo, wenn 
die Kündigung diefes, auf die Zeit von zehn Sahren ge: 
ſchloſſenen, Vertrages wegen des Nüdftandes zweier, in 
vierteljährlihen Pränumerations-Raten zahlbarer, Mieths— 
termine gemäß $. 298. 1. c. erfolgen jollte, dieg nad) dem 
$. 344. 1. c. in den erjten drei Tagen desjenigen Quar— 
tales gejchehen, mit deſſen Ablaufe der Beſitz geräumt wer: 
den jollte. Da die Kündigung des Klägers am 12. Dctober 
1869., alfo nicht in den erften drei Tagen des am 1. October 
1869. beginnenden Duartales erfolgt ift, fonnte demnach 
‚der Abzug des Verklagten nicht in diefem, fondern erft im 
nächſten Quartale, mithin zum 1. April 1870., verlangt 
werden. So hat auch Kläger diefe Kündigung in feinem 
Briefe vom 4. November 1869. angejehen, wie deſſen Worte 
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ergeben: „Meine aus der Kündigung erlangten Rechte auf 
Räumung behalte ich mir vor zum 1. April 1870.” 

Die Kündigung am 12. Detober 1869. war aber eine 
berechtigte, da bis dahin zwei Miethstermine wenigſtens 
rückſtändig waren. Denn Berflagter behauptet nur, auf 
die fünf erften Duartale, die mit 27. Thlen. 15. Ser. für jedes 
zahlbar waren, 25. Thlr. Miethe am 15. April 1869. auf 
den Miethszins an die Ehefrau des Klägers gezahlt zu 
haben, während Kläger diefe Zahlung für ein Darlehn an 
fieht. Es kann dahin geftellt bleiben, in welcher Qualität 
diefe Zahlung erfolgt ift. Denn, wollte man fie felbit auf 
die Miethe pro 1. April bis 1. Juli gezahlt anjehen, jo 
rejtirten doch am 1. October 1869. die beiden Pränume— 
rations-Raten pro 1. Juli und 1. Detober. Ebenſo wenig 
waren die Miethsrefte dadurch getilgt, daß Kläger dem 
Verklagten 500. Thlr. Darlehn und 309. Thlr. Auslagen 
für den vorgenommenen Ausbau jhuldete und Berklagter 
außerdem noch 136. Thlr. 21. Sgr. 6. Pf. an ausgelegten 
Baufoiten vom Kläger zu fordern haben will. Denn das 
Darlehn der 500. Thlr. war, wie jih aus dem Briefe des 
Klägers vom 4. November 1869. ergiebt und unitreitig ift, 
diefem am 5. Auguft 1869. mit dreimonatlicer Friſt ges 
fündigt, alio am 5. November 1869, rücdzahlbar, Verklagter 
fonnte aljo am 1. Detober 1869. nicht feine Miethsſchuld 
ion mit dem Darlehne verrechnen ($. 343. Thl. I. Tit. 16. 
des A. 8.:R.), auch hat Kläger eivlich abgelehnt, daß er mit 
dem Berklagten verabredet habe, daß die von legterem zu 
zahlenden Miethsraten auf dies Darlehn verrechnet werben 
follten, und wenn er am 4. November 1869. dieſe Verrech⸗ 
nung bewirkte, fo wurde hierdurch fein bereit3 erworbenes 
Kündigungsreht nicht alterirt. Ebenfo wenig war eine Ber: 
rechnung der vom Verklagten verauslagten 309. Thlr. und, 
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wie er behauptet, no 136. Thlr. 21. Sgr. 6. Pf. Baus 
foften auf die Miethe am 1. Detober 1869. zuläffig, da fich 
aus dem Briefe vom 4. November 1869. ergiebt, daß 
Kläger damals eine fpecielle, mit Belägen verjehene, 
Liquidation der Bauauslagen des Verklagten verlangt hat, 
mithin der Betrag des vom PVerklagten Verauslagten nicht 
feitftand. Wenn aljo Kläger, wie Verklagter behauptet, ein 
Notizbuch über diefe Aufwendungen geführt haben follte, jo 
bedurfte e3 doch nicht der Vorlegung defjelben, da daraus 
nicht würde erfehen werden können, ob Kläger den Betrag, 
den er dem Berklagten an Baukoſten jchuldete, mit Sicher- 
heit habe entnehmen fönnen, jedenfall3 er aber eine Be: 
weisführung für diefelben vom Verklagten verlangte. Wenn 
Berklagter ferner durch das Zeugniß der Ehefrau des Klägers, 
event. durch fein Erbieten zum Eide darthun will, daß er dem 
Kläger gejagt habe, reip. habe jagen Lafjen, Kläger ſolle die 
über die 700. Thlr. verauslagten Baufoften auf die von 
ihm zu zahlenden Miethszinfen verrechnen, jo folgt aus dem 
Stilfhweigen des Kläger über dieſes Anerbieten feines- 
weges deflen Genehmigung. (cfr. $. 81. Thl. I. Tit. 5., 
8.61. Thl. J. Tit.4. des A. %:R.) Es war daher hierüber 
feine Bemweisaufnahme zu veranlajjen, auch nicht darüber, 
daß Verflagter, wie er behauptet, in den erften drei Tagen 
des Dctober 1869. felbft, reip. durch jeinen Hausknecht 
die Miethzzinfen für die fünf rüdftändigen Duartale ange: 
boten haben will, da weder die Zahlung, noch die Depofition 
derfelben erfolgt ift. Endlih muß auch die Frage, ob eine 
ſtillſchweigende Verlängerung des Miethövertrages dadurd) 
erfolgt ift, daß Kläger nach dem 1. April 1870. den Ber: 
klagten hat weiter in den vermietheten Näumen wohnen 
lafien und von ihm die Miethe für das Quartal pro 
1. April bis 1. Zuli 1870 angenommen hat, auch erit am 
Band 65. T 
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9. Juli 1870. die gegenwärtige Klage bei Gericht ange— 
bracht iſt, verneint werden. Dieſe Frage iſt nach dem 
Ss. 324. u. ff. Thl. J. Tit. 21. des A. L.-R. zu ent- 
ſcheiden, da der Miethsvertrag nach dem Contracte 
nicht am 1. April 1870. beendigt war, ſondern bis 
1. October 1878. dauern ſollte. Es muß aber bei der 
am 12. October 1869. jchriftlih und ausdrüdlich geſche— 
henen Kündigung des Miethsvertrages als feititehend er: 
achtet werben, daß dieſer Mille des Kündigenden nicht da- 
durch abgeändert worden, daß er den Verklagten noch über 
ein Vierteljahr nach dieſer Zeit ungeftört bei fih wohnen 
ließ und die Miethe in Empfang nahm, da er nirgends 
ausgeſprochen hatte, daß er feine ausdrückliche Willenser- 
Härung durch eine ſtillſchweigende Connivenz als zurüdge: 
nommen anjehe. (cfr. $. 58. Thl. I. Tit. 4. des A. L.-R.) 
Es war daher auch nicht der Beweis darüber zu erheben, 
ob Kläger in der Quittung über die Quartalsmiethe pro 
1. April bis 1. Juli 1870. fich fchriftlich feine Rechte aus 
der Kündigung auf Räumung vorbehalten hat, was Ber: 
klagter beitreitet, da auch ohne dieſen Vorbehalt die einmal 
erfolgte Kündigung nicht durch eine ftilichmweigende Willens» 
erklärung aufgehoben ift, weil aus der Handlung des Ver— 
Hagten, der Annahme des Miethszinjes, nicht mit Zuver: 
läffigfeit gejchlojfen werden kann, daß er den BVerflagten 
auch nah dem Ablaufe dieſes Duartales weiter wohnen 
lafjen wolle.” 

Die hiergegen vom Berklagten eingelegte Nichtigfeit3- 
Beſchwerde ift mittelft Erkenntniſſes des dritten Senates 
des Ober-Tribunals vom 3. Juli 1871. für begründet an- 
genommen, demzufolge, unter Vernichtung des Erfennt- 
nifjes des Mppellationg-Gerihtes zu Marienwerder vom 
2. Februar 1871. und unter Abänderung des Erkenntniſſes 
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des Kreisgerichtes zu Deutſch-Crone vom 2. Auguſt 1870., 
die erhobene Exmiſſionsklage zurückgewieſen worden. 
Gründe. 

Der Verklagte rügt in ſeinem erſten Angriffe mit 
Recht die Verletzung der 88. 301. und 361. Tit. 16. Thl. J. 
des N. L.-R. Zufolge derſelben wird die Wirkung der 
Compenſation zwar durch deren Ausübung bedingt, erſtreckt 
ſich aber im Falle der Ausübung nothwendig auf den Zeit— 
punkt der Entſtehung der Gegenforderung zurück und auf 
dieſen Moment wird ſie auch dann zurückbezogen, wenn erſt 
in der Folge die Gegenforderung liquid geworden iſt. (Ent— 
ſcheidungen, Bd. 46. S. 114.) In Conſequenz deſſen war 
die am 1. October 1869. noch nicht bezahlte Miethsgelder- 
forderung des Klägers, — Sei es, daß fie, wie dieſer an— 
giebt, fünf Quartale & 27. Thlr. 15. Sgr. umfabte, aljo 
137. Thlr. 15. Sgr. betrug, ſei e8, daß fie, was der zweite 
Richter unterftellt, nur auf zwei Duartale mit einem Be: 
trage von 55. Thlr. fich erftredte, — ſchon vor jenem Tage 
getilgt, da der Verklagte, wie jetzt feftiteht, in Folge der 
vom Dctober 1868. bis Neujahr 1869. für den Kläger ver: 
auslagten Baukosten eine von diefem inzwischen auf Höhe 
von 309. Thlru. fogar anerfannte Gegenforderung hatte. — 
Mit der Tilgung ſchwindet der behauptete Verzug in Ent: 
rihtung von fünf oder zwei Terminen und zerfällt die dar: 
auf im Hinblid auf den $. 298. Tit. 21. a. a. D. gegrün— 
dete Exmiſſionsklage. 

Menn der Appellationg-Nichter fich daran ftöht: daß am 
1. Detober 1869., weil der Kläger damals die mit Belägen ver: 
fehene Liquidation der Bauauslagen vom Verklagten noch nicht 
erhalten gehabt, der Betrag derſelben nicht feitgeftanden habe, 
fo mag zugegeben werden, daß Gegenforderungen, die auf 
Rechnungslegung ſich fügen müſſen, reinen Geldſchulden 
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gegenüber, nicht liquid find; allein eben darum, meil die 
Ipätere Thatiahe der Compenfationseinrede auf den Zeit: 
punkt der früheren Thatfahe der Entftehung einer Gegen: 
Forderung zurückwirkt, (Förfter, Bd. 1. ©. 581. Note 85.), 
muß auch dann, wenn — wie hier — die früher illiquide 
Gegenforderung in der Folge liquid gemacht iſt, daran feſt— 
gehalten werben, daß, troß der Illiquidität der Gegenfor: 
derung, die liquide Forderung bereits erlofhen war, als 
beide eriftent geworden waren ($. 361. Tit. 16. a. a. D.). 
Eriftent und zahlbar find aber unbeftritten beide am 
1. October 1869. gewefen und darum gebriht es aud 
nicht, wie der Verklagte unter Hinweis auf den 8. 343. a. a. O., 

irrig vermeint, an der Fälligkeit der Gegenforderung. Su 
Entiheidungen Bd. 43. ©. 112.) 

Indem hiernach das zweite Urtel als hinfällig fich er— 
weifet, ergiebt fi aus dem Vorherigen zugleich, daß in der 
Sade jelbit, unter Abänderung des eriten Erfenntnifjes, die 
erhobene Exmiſſionsklage abzumeilen ift. 


— 2— 


N 36. 
Schuld-Uebernahme. 


1. Bewirkt die Schuld-Uebernahme allein eine Befrei— 
ung des alten Schuldners? 
A. L.-R. Thl. J. Tit. 16. 88. 399-401. 416. 
2. Kommen die von einem ſpäteren Realſchuldner be— 
willigten Zinserhöhungen einer Hypothekenpoſt dem 
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urſprünglichen Perſonalſchuldner — in Be⸗ 
tracht? 
Al L.-R. Thl. I. Tit. 20. 8. 48, 


Durch Vertrag vom 17. Mai 1854. verkaufte der Ober— 
Amtmann C. dem Verklagten, Rentier von R., die Ritter— 
güter N. und H. für 56,800. Thlr. Bon dem Kaufpreiſe 
blieb die Summe von 31,200. Thlrn. rüdftändig. Der 
Verklagte verpflichtete fich, hiervon 1200. Thlr. am 1. Zuli 
1360., den Reſt von 30,000 Thlen. am 1. Juli 1864. zu 
zahlen und das ganze Reſtkaufgeld vom 1. Juli 1854. ab 
mit vier Procent in balbjährlihen Naten postnumerando 
zu verzinjen. Zur Sicherheit verpfändete er hierfür die bei- 
den Güter, und die 31,200. Thlr. wurden auf denielben 
für ©. eingetragen, der die Kaufgelderforderung nebft Bin: 
fen jeit dem 1. Sanuar 1864. durch notarielle Ceſſion vom 
30. Juni 1864., der Klägerin, der Preußiſche Hypothefen- 
Verſicherungs-Actien-Geſellſchaft zu Berlin, abgetreten hat. 

Die Güter N. und H find zur Subhaftation gefom: 
men. Auf die Forderung, welche nebit fünf Procent Zinſen 
für die Zeit vom 1. Juli 1865. bis 1. Juni 1869. im Be 
trage von 6110. Thlen., und 4. Thlrn. Koſten, im Kaufgelder- 
belegungs Termine vom 1. Juni 1869. liquidirt worden, 
find nur 23,929. Thlr. 14. Spr. 2. Pf. zur Hebung ge- 
langt; der Reſt von 13,384. Thlrn. 15. Sgr. 10. Pf. ift 
ausgefallen. Der Berklagte ift von der Ceſſion und- dem 
Ausfalle in Kenntniß gejeßt und vergeblih zur Zahlung 
aufgefordert. Die Klägerin nahm wegen des Ausfalles den 
Verklagten, als perfönlihen Schuldner, in Anſpruch und Flagte 
mit dem Antrage: ihn zur Zahlung von 13,384. Thlen. 
15. Sgr. 10. Pf. nebit vier Procent Zinſen jeit dem 
1. Suni 1869. zu verurtheilen. 


294 —— 


Der Verklagte wendete ein, daß er die bezeichneten 
Güter durch Vertrag vom 14. Juli 1856. an v. H. ver— 
kauft, der die Zahlung des Kaufgelder-Rückſtandes von 
31,200. Thlen. an C. ſelbſtſchuldneriſch übernommen, die 
Güter dann an den Gutsbeſitzer W. verkauft und leßterer 
jene Verpflichtung ebenfalls als Selbftihuldner übernommen 
babe. Am 1. Juli 1869. feien die in der Klage erwähn= 
ten 31,200. Thlr. an E. zu zahlen gewejen. W. habe jei- 
ner desfallfigen Verpflichtung nicht nachkommen können, ſich 
an die Klägerin gewandt und dieſe habe, in Gemäßheit ihres 
Geihäftsprogrammes, namentlih Nr. X., dem MW. gegen: 
über, die Befriedigung des E., d. h. die Leiftung derjenigen 
Zahlung übernommen, welche MW. zu leiften perfönlich ver— 
pflichtet gewelen fei, dagegen habe fih MW. verbindlich ge— 
macht, fortan ſechs, ftatt fünf, Procent von der zu ermer: 
benden Hypothek zu bezahlen, wovon ein Procent zur 
Amortifation des Capitales habe dienen, letzteres aber binnen 
fünf Jahren unfündbar habe fein follen. Diejes Abkommen fei 
auch realifirt. Am 30, Juni 1864. — (die Poſt fei am 1. Juli 
1864. fällig gewejen,) — habe C. die fraglichen 31,200. Thlr. an 
die Klägerin cedirt und in unmittelbarer Verbindung damit, 
— gleichzeitig oder kurz nad dem 30. Juni 1864., — ſei 
zwiichen der Klägerin und dem W. ein notarieller Vertrag 
aufgenommen, Inhalts deſſen W., der Klägerin gegen: 
über, erklärt habe, daß er die Schuld für den bisherigen 
Schuldner perjönlih übernehme, ſich verpflichte, diefelbe mit 
einem Procent zu amortifiren und mit fünf Procent zu ver- 
zinfen; während die Klägerin in derfelben Verhandlung fi 
ausdrüdlih damit einverftanden erflärt, den MW. für ihren 
nunmehrigen perjönlihen Schuldner, an Stelle des bisheri- 
gen, angenommen, ihm au die Unfündbarkeit des Capitales 
für den angebenen Zeitraum zugefichert habe. Die betref: 
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fende Verhandlung ſei von dem Notar R. in Berlin ver— 
lautbar. Sollte diejelbe Schon vor dem 30. Juni 1864. 
aufgenommen fein, fo werde behauptet, daß in ihr die Klä— 
gerin ſich verpflichtet habe, den C. zu befriedigen, deſſen 
Forderung zu erwerben und daß W., für den Fall und un: 
ter der Bedingung, daß die Klägerin die Forderung er- 
würbe, die oben behaupteten Erklärungen, namentlich feinen 
Eintritt für den bisherigen perfönlihen Schuldner als per: 
ſönlich Verpflichteten verlautbart und die Klägerin denjelben 
acceptirt, namentlich darin gemilligt habe, daß W., ſtatt de& 
bisherigen Schuldners, ſelbſt als perfönliher Schuldner un: 
ter den abgegebenen Modalitäten eintrete. Dieſe Bedingung 
fei auch durch die Ceſſion der 31,200. Thle. an Klägerin 
eingetreten. Die bezüglihe Abrede der Contrahenten fei 
Ihon vor Aufnahme der notariellen Verhandlung durch Cor: 
refpondenz und jchriftlihe Zuficherungen feitgeftellt geweien 
und in diefem realifirten Thatbeitande liege eine totale und 
jubitantielle Umwandlung der alten Schuld, eine Novation, 
reſp. Erpromiffion, welche die früher beftandene perjönliche 
Schuld gänzlih aufgehoben habe. 

Eventuell meinte der Verklagte, der Klägerin in Abzug 
bringen zu können das fünfte Procent Zinfen für die Zeit 
vom 1. Januar 1860. bis zum 1. Juni 1869., weil er 
nur vier Procent zu zahlen verpflichtet geweſen jei. Die 
Summe berechnete der Verflagte auf 2938. Thlr. Schlimm: 
ftenfall3 wollte der Verklagte diejes fünfte Procent wenig: 
ſtens für die Zeit vom 1. Juli 1865. bis 1. Juni 1869. 
mit 1222. Thlen. abrechnen, weil diefer Betrag bei der 
Raufgelder- Belegung mit berechnet und bezahlt fei. 

Die Klägerin beftritt die Behauptungen des Verklag 
ten und führte aus, daß derſelbe fih auf die etwaigen 
Verhandlungen mit dem Realſchuldner nicht berufen könne, 
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daß fie mit einem Theile des Capitales ausgefallen jei, ein 
Abzug an den Zinfen daher nicht gemacht werden könne. 
Außerdem erweiterte fie den Zinſenanſpruch von der Klage: 
behändigung an auf fünf Procent. 

Der erjte Richter, das Kreisgericht zu Elbing, hat durch 
Urtel vom 14. Januar 1870. den BVerklagten zur Zahlung 
‚ von 12,162. Thlen. 15. Sgr. 10. Pf. nebit vier Procent 
Zinfen feit dem 1. Juni 1869, verurtheilt, mit der Mehr: 
forderung dagegen die Klägerin abgemwiejen, und diejes Er: 
fenntniß ift, auf die beiderfeitige Appellationen vom Appella- 
tions-Gerichte zu Marienwerder am 6. Juli 1870. aus fol: 
genden Gründen beftätigt worden: 

„Die Appellation des Verklagten konnte nicht für be: 
gründet erachtet werden und war deshalb eine Beweis— 
aufnahme über die angeblich zwischen den Beſitznachfolgern 
des Berklagten und der Klägerin, reſp. ihrem Gedenten ge— 
troffenen Webereinfommen al3 nicht erheblih auszufegen. 
Es kann dahingeftellt bleiben, ob der Verklagte ſich in der 
Lage befinden würde, aus Abreden zwiichen den Nachfol— 
gern im Beige der Güter und der Klägerin, zu welchen 
er nicht zugezogen worden, Rechte herzuleiten und Eiuwendun⸗ 
gen der Klägerin entgegen zu fegen, indem durch die Ne— 
gotiationen, wie fie dargelegt find, weder eine Novation, 
noch eine Erpromifjion bezüglih der Schuloverbindlichkeit 
des Verklagten hergeitellt werden. Die Schuldverbindlid- 
feit des Verklagten hat dadurch nicht eine Aenderung er: 
fahren und hat feine Haftbarfeit dadurch nicht aufgehört. 
Denn nach den $$. 452. 453. Tit. 16. THl. I. des A. L.-R. 
wird dur die Verabredung anderer Zahlungszeiten und 
anderer Zahlungsmodalitäten, durch die Erhöhung des Zins⸗ 
fußes oder Ausftellung neuer Schuld Urkunden die Natur 
einer Schuld nicht verändert. Anderer Seits ift nad 
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den dargeitellten Vorgängen und nah der Sahlage mit 
NRüdfiht auf den $.401. Tit. 14. Thl. J. des N. L.-R. 
anzunehmen, daß durch die Uebernahme einer perfönlichen 
Verbindlichkeit von Seiten der Bejignachfolger des Verklag— 
ten nur eine jelbftichuldnerische Bürgihaft habe übernom— 
men und für die bemwilligte Zahlungsnadhjicht für die Klä— 
gerin eine weitere Sicherheit habe Hergeitellt werden jollen. 
Denn eine von Seiten der Klägerin ausdrüdlich erfolgte 
Entlafjung des Verklagten aus feiner periönlihen Haft: 
barkeit iſt nicht dargethan. Ebenjo fonnte aber auch 
die Appellation der Klägerin nicht für begründet er— 
achtet werben. Die Beichwerde bezieht fih auf das 
bei der Kaufgelverbelegung der Klägerin berechnete und 
von dem eriten Richter ihr abgeſprochene fünfte Pro— 
cent für die Zeit vom 1. Juli 1865. bis zum 1. Juni 
1869.; jedoch war ihrer desfalligen Ausführung nicht bei- 
zutreten.. Denn in dem mit dem Gedenten der Klägerin 
abgeſchloſſenen Kaufvertrage hatte der Verklagte ſich ver: 
pflichtet, demfelben das creditirte Kaufgeld mit vier Procent 
zu verzinfen und ihm für das Capital und dieje Zinjen 
mit den Gütern ein Pfand beitelt.e. Das Pfand wurde 
demnächſt realifirt. Es fann nun der Verklagte verlangen, 
daß der Erlös des Pfandes zur Tilgung derjenigen Schuld 
verwendet werde, für weldhe das Pfand beſtellt und ange: 
nommen worden, mithin zur Tilgung desjenigen Theiles des 
Gapitales, welcher, nach Dedung der Zinfen zu vier Procent 
verblieben ift, ſoweit dieſer Ueberfhuß reichte. Dagegen 
war die Klägerin nicht berechtigt, auf den Erlös des Pfan- 
des eine Schuld in Abrechnung zu bringen, welche ein Be— 
fignadhfolger des Verklagten, aljo ein Dritter, contrahirt 
hatte, wenn gleich derjelbe für diejes fünfte Procent mit den 
Gütern ebenfalls Hypothek beftellt hatte. Die jpäter con= 
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trabirte Schuld ftand in der Priorität der früher conjtituir- 
ten Hypothef nad. Durch das Verlangen der Klägerin 
würde die Verbindlichkeit des Berklagten, welche er, dem 
Gedenten der Klägerin gegenüber, eingegangen war, er: 
ſchwert fein und durfte der Verklagte — wenn die Klä— 
gerin das Pfand in Angriff nahm — einem ſolchen Ein 
griffe in die contractlih vereinbarte Pfandbeitellung und 
Pfandannahme widerjpreden. Sonach ift der dur den 
Erlös des Pfandes gededte Gapitalsantheil, welcher der 
Klägerin, nah Abzug der Koften und Zinfen zu vier Pro- 
cent, verblieben ijt, nad dem 8. 43. Tit. 20. Thl. I. des 
A. L.-R. al3 getilgt anzufehen und war die hierauf bezüg— 
lihe Entiheidung des Vorderrichters gerechtfertigt.” 

Beide Theile Haben Nichtigfeitsbefchwerde erhoben. 
Durch Erfenntniß des dritten Senats des Ober-Tribunals 
vom 9. Sanuar 1871. wurden indeilen beide Beſchwerden 
zurüdgemwiejen. 

Gründe 

Der vorige Richter hält, na dem vorliegenden That: 
beitande, die perfönlihe Verbindlichkeit des Verklagten, als 
ursprünglichen Conftituenten der Hypothek, "nicht für er- 
loſchen; weil damit eine von Seiten der Klägerin ausdrüd- 
lih erfolgte Entlafjung des Berklagten aus feiner perſön— 
lien, Haftbarkeit nicht, vielmehr nur eine von W. über: 
nommene ſelbſtſchuldneriſche Bürgſchaft dargethan ift. 

Dieſe Anſicht des Appellations-Richters ift für zutref- 
fend zu eradten und e3 liegt derjelben weder eine Ber: 
fennung der Natur der Expromiſſion, noch eine Verlegung 
der 88. 400. 401. 406. Tit. 14. Thl. I. des A. N. 
zum Grunde. Da Niemand nämlich fich einfeitig feiner Pflicht 
entziehen darf, jo kann bei der Schuld-Uebernahme der alte 
Schuldner nit ohne den ihm gegenüber wirkſam gewor— 
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denen Willen des Glänbigers aus der Obligation aus— 
ſcheiden. So lange ihn der Gläubiger nicht entlaſſen hat, 
haftet er nach, wie vor, und neben ihm der Uebernehmer, 
jo daß der Gläubiger fortan, ftatt eines, zwei Schuldner 
bat. Daß der Uebernehmer — wie bier geichehen fein 
fol — erklärt: er übernehme die Schuld für den, (oder 
ftatt des) bisherigen Schuldner und der Gläubiger er: 
widert: er nehme ihn für feinen Schuldner an Stelle des 
bisherigen an, ändert an und für fich hierin Nichts. 

Auch bei ſolchen Stipulationen zwiſchen Uebernehmer 
und Gläubiger, die außerhalb der Nechtsiphäre des dabei 
nicht zugezogenen urjprüngliden Schuloners liegen, könnte 
höchſtens der Uebernehmer, wenn er darthäte, daß die Ent» 
lafjung de3 leßteren die Vorausſetzung oder die Bedingung 
der Schuld = Mebernahme geweſen, dem gegen ihn an- 
dringenden Gläubiger entgegenjeßen, daß er zuvörderſt den 
urſprünglichen Schuldner zu entlaffen habe. Sonſt wird der 
Gläubiger dem Hebernehmer mit Erfolg entgegnen: er möge 
erfüllen, was er übernommen babe, alſo die Schuld be: 
zahlen, dann jei der urjprünglihe Schuldner befreit und es 
bedürfe feiner Entlafjung dejjelben mehr. Niemals aber, 
auch im Falle der Vorausſetzung oder Bedingung nicht, 
fann der erſte Schuloner, falls ihm nicht etwa der Ueber: 
nehmer jeine Rechte gegen den Gläubiger abgetreten hat, 
von dem leßteren die Entlafjung fordern. — Dieſer Auffafjung 
entiprehend ift nach den 88. 399. und 400. Tit. 14. Thl. 1. 
des A. L.-R., jo lange die Einwilligung des Gläubiger 
in die Entlafjung des erſten Schuldners nicht ausdrücklich 
erklärt worden, feine Erpromijjion zu Stande gefommen 
und die dem Gläubiger geſchehene Webernahme : Erklärung 
des Webernehmers bleibt verbindlich für den Uebernehmer‘ 
als Interceſſion nah dem 8. 401. a. a. D., wie folches 
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der PBlenarbeihluß vom 4. Juli 1859. (Entideid. Bd. 41. 

©. 7.) näher darlegt. Daß aber auch der 3. 454. Tit. 16. 
a. a. DO. nicht Platz greift, folgt, da nur die Modalitäten 
der Schuld ohne Umſchaffung der letzteren geändert wur: 
den, aus den 88. 452. und 453. a. a. O. 

Ebenfo unbegründet ift die klägeriſche Beſchwerde. 
Unter dem Marginale: „Wie weit der Gläubiger, außer 
jeinem Pfandrechte, auch an das übrige Vermögen oder an 
die Perfon des Schuloners fi halten könne,“ verorbnet 
das Allgemeine Landrecht Thl. I. Tit. 20. 8. 43.: 

Soweit der Gläubiger durh den Berfauf oder Zuſchlag 
der verpfändeten Sache befriedigt worden, entjtehen dar: 
aus ale Wirkungen einer von dem Schuldner unmittel- 
bar geleifteten Zahlung. (it. 16. $$. 149. ff.). 

Unzweifelhaft hatte der urjprünglide Schuldner, weil 
er bei Beitellung der Hypothek nur vier Procent verſprochen 
bat, nur für diefen Zinsſatz einzuftehen und, nad) Maßgabe 
des leßteren, ift, ihm gegenüber, zu berechnen, inwieweit er 
durh den Pfanderlös von feiner Capitals: und Zinjenjchuld 
befreit worden. Dies haben die Vorderrichter mit Recht in 
Betracht gezogen und darin fünnen Zinserhöhungen, welche 
die Klägerin allein mit W. vereinbart und zur Subingrofja- 
tion gebracht hat, ebenfowenig Etwas ändern, al3 die Re- 
jultate der Kaufgelderbelegung, welche nur für die dabei 
betheiligten Real-Intereſſenten maßgebend find, zu denen 
der bloß perſönliche Schuldner felbftverftändlich nicht gehört 
bat. Für den legteren ift es gleichgültig, zu welchem Zins— 
jage fi der fpätere Realſchuldner vermögen ließ; er haftet 
foweit die Klägerin duch den Pfanderlös nicht gededt wor: 
den, nur für feine perjönlide Schuld und die dafür ver- 
beißenen Zinſen zu vier Prozent, keineswegs für das 
fünfte Prozent vom 1. Juli 1865. bis 1. Juni 1869. mit 
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1222. TIhlen. Diejen Betrag hat der vorige Richter zufolge 
des 8. 43. a. a. D. der Klägerin abgeſprochen und ihre Be- 
ſchwerde ericheint, ohne daß es auf die weiteren Abwei— 
jungsgründe und die dawider zielenden Angriffe ankommt, 
al3 hinfällig. 

Sonach waren die beiderfeitigen Beſchwerden zurüd- 
zuweiſen. 


M 87. 
Laudemium. Miteigenthum. 


Hat der Miteigenthümer, welcher den intellectuellen 
Antheil feines Miteigenthümers Fauft, Laudemium zu 
entrichten? 


A. L.-R. Thl. J. Tit. 17. 88. 4. 5. 60, ff. und Tit. 18. 
8. 718, 


Im Hypothefenbude des den Verklagten, Gutsbeſitzer 
W., gehörigen, als Erbpadhtsgut eingetragenen, Gutes ©. 
fteht Rubr. II. Nr. 7., auf Grund des Erbpadt3-Vertrages 
vom 18. Detober 1816., die Verbindlichkeit des Beſitzers, 
bei einer Veräußerung an einen Fremden, außer der 
Familie, einen halbjährigen Canon al3 Laudemium an die 
Kämmerei- Gafje zu Thorn zu zahlen, eingetragen. Der 
Verflagte, welcher dieſes Gut gemeinschaftlich mit dem 
Nentier Ludwig P. durch Zufchlagsbeiheid vom 2. Auguft 
1866. erwarb, auch das Laudemium zahlte, hat am 25. Sep: 
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tember 1867. das Miteigenthum des P. von diefem abge- 
treten erhalten und it dadurch Allein-Eigenthümer gewor: 
den. Die Klägerin, die Stadtgemeinde zu Thorn, verlangte 
deshalb ein Viertel des ganzen Canon von 333. Thlen. 
10. Ser. mit 83. Thlen. 10. Sgr. und fünf Procent Zinfen 
jeit dem Tage der Beligtitel- Berichtigung, von dem Ver— 
klagten. 

Dieſer beantragte Abweiſung der Klage, weil er gar 
kein neuer Beſitzer, vielmehr ſchon von vornherein mit P. 
zuſammen Beſitzer geweſen, und nur nach deſſen Ausſcheiden 
Alleinbeſitzer geworden ſei. Außerdem handele es ſich hier 
um eine Veräußerung an ein Familien-Mitglied, da 
P. ſeine, des Verklagten, leibliche Schweſter zur Frau 
habe und mit dieſer, mit welcher er in Gütergemeinſchaft 
lebe, gemeinſchaftlich das Miteigenthum an ihn abgetre— 
ten habe. 

Der Kläger beſtritt dies und führte noch an, daß nach 
dem urſprünglichen Contracte nur Aſcendenten und Defcen: 
denten als Verwandte anzufehen wären. 

Der erſte Richter, das FKreisgeriht zu Thorn, hat den 
Kläger am 5. October 1870. abgemiejen, der zweite, das 
Appellations = Geriht zu Marienmwerder, dagegen unterm 
5. September 1870. den Berklagten aus folgenden Gründen 
zur Zahlung von 83. Thlen. 10. Sgr. nebit Zinjen ver: 
urtheilt: 

„Es ift zuvörderft nicht richtig, wenn der Vorderrichter 
davon ausgeht, daß die durch den Erbpadtsvertrag vom 
18. Dctober 1816. conftituirte dinglihe DVerpflihtung zur 
Entrihtung einer Lehnmwaare in Veränderungsfällen nur 
in dem Umfange auf die fpäteren Belißer des belafteten 
Gutes übergeht, al3 diejer aus der Eintragung in das 
Hypothekenbuch erfichtlih gemadt wird. Denn geht man 
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auch mit dem höchſten Gerichtshofe davon aus, daß eine, 
auf beſonderem Titel beruhende, Reallaſt, trotz ihrer durch 
die Conſtituirung ſelbſt begründeten dinglichen Natur, nur, 
auf Grund der erfolgten Eintragung in das Grundbuch, 
oder vermöge der Kenntniß des Beſitznachfolgers, auf dieſen 
übergehe, obgleich auch dies noch controvers iſt, ſo genügt 
doch jedenfalls die Eintragung oder die Wiſſenſchaft des 
Erwerbers zur Erhaltung des dinglichen Rechtes in ſeinem 
ganzen rechtlichen Beitande und ift e8 Sache des Belikers, 
fih über den Umfang und die Modalitäten defjelben zu 
unterrichten. Insbeſondere kann der, ohne Mitwirkung der 
Betheiligten, erfolgten Formulirung des Eintragungsver— 
merkes ebenfowenig, als der nur mangelhaft erlangten 
Kenntniß des Erwerbers die Wirkung beigelegt werden, 
ven Beltand des Nechtsverhältnifjes zu verändern. Die im 
gedachten Erbpachts-Contracte enthaltene Declaration des 
Ausdrudes: „Familie“ ift daher ſchon aus diefem Grunde 
feinesweges gleihgültig, vielmehr fteht fie der Klägerin 
bezüglih der hier in Rede ftehenden Beräußerung unbe: 
denflih zur Seite. — Wollte man fih aber auch an dem 
legalen Begriffe der Familie im $. 1. Th. I. Tit. 3. 
des A. L.-R. Halten, jo würde doch nur die verehe- 
lichte P., als Schmweiter des Verklagten, mit diefem zu 
einer Familie gerechnet werben können, nicht aber der, 
mit dem Berflagten nur verfchwägerte, Chemann der 
eriteren; da3 an den Berkflagten veräußerte Miteigen- 
thum des in Rede ftehenden Gutes gehörte aber zum 
gütergemeinihaftlihen Vermögen beider B.’ihen Eheleute, 
welche, nach der überzeugenden Ausführung in dem Gut- 
achten des, Ober» Tribunal3 im Juftiz = Minifterialblatte 
von 1840. ©. 370. u. ff., bezüglich dieſes Vermögens 
eine von den phyfiihen Perfonen verichievene juriftische 
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Perſönlichkeit als Einheit bilden, und daß dieſe letztere 
nicht zur Familie des Verklagten gerechnet werden kann, 
liegt auf der Hand. — Es fragt ſich daher nur: ob 
die bei Veräußerungen des Gutes an einen Fremden 
außerhalb der Familie eintretende Verpflichtung zur Ent— 
richtung der Lehnwaare auch hier Platz greift, wo die 
P.'ſchen Cheleute nur ihren Antheil an dem bisher ge- 
meinſchaftlichen Grundftüde an den Perflagten veräußert 
haben? Diefe Frage ift aber zu bejahen, weil nad 
den 8. 45. Th. L zit. 17. des A. L.-R. das 
Recht jedes Miteigenthümers zu deſſen beionderem Eigen 
thume gehört und von den Titeln und Ermwerbsarten des 
Miteigenthumes in der Negel Alles gilt, was von Eigen: 
thume überhaupt vorgejhrieben iſt. Es fteht daher auch 
die Veräußerung des ideellen Antheiles eines Miteigen- 
thümer an einen anderen Miteigenthümer oder einen 
Dritten in rechtlicher Beziehung jeder anderen Eigenthums— 
Uebertragung gleih und gilt dies insbefondere von der 
Verpflitung zur Entritung der Zehnmwaare, wie dies auch 
im $. 718. Thl. I Tit. 18. des U. L.-R. bezüglich der 
Erbzing -» Grundftüde ausdrüdlich beftätigt wird. — Der 
geforderte Betrag des Laudemii ift nicht bemängelt.’ 

Die hiergegen vom Verklagten erhobene Nichtigkeits— 
Beihmerde hat das Erfenntniß des dritten Senates de3 
Ober Tribunal3 vom 15. Mai 1371. zurüdgewielen. 


Gründe. 

Bei den Angriffen wider den, aus dem $. 12. des 
Erbpachts-Vertrages vom 18. Detober 1816. in Betreff des 
Ausdrudes: „Familie“ entnommenen, Entiheidungsgrund 
überfieht der Implorant, daß der Befigtitel von dem Erb— 
pachtsgute ©. mit Allegirung des Erbpadt3-Vertrages be= 
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richtigt worden. Wenn daneben unterlaſſen iſt, bei Nr. 7. 
Rubr. III. bezüglich des Laudemiums die in jenem 8. 12. 
vereinbarte Feſtſtellung des Begriffes „Familie“ einzutragen, 
ſo erſcheint dies inſofern einflußlos, als es ſich dabei nicht 
um eine, im Widerſpruche mit dem Vertrage, bewirkte Ein— 
tragung, ſondern um die unterbliebene Eintragung han— 
delt. AZufolge der Analogie der SS. 260. 665. Tit. 18. 
Thl. I. des A. &:R. wurde ſomit die dadurch gebotene 
Einfiht des Vertrages nicht erübrigt, (Entih. Bd. 51. 
©. 208.), zumal ein Vermerk Rubr. II. in Frage jtebt, 
wobei allgemeine Hinmeifungen ausreihen. (Vgl. den 8. 2. 
des Geſetzes vom 21. Mai 1853. Geſetz-S. v. 1853. ©. 522.) 
Es fann indeffen von dem beregten Entfcheidungsgrunde ganz 
abgejehen werben, weil die übrigen, welche ſelbſtſtändig hervor— 
treten, als unmiderlegt anzujehen find. Denn dasjenige 
Moment, welches der vorige Richter dahin aufitellt, 
daß die B.’ichen Eheleute, vermöge der Gütergemeinichaft, 
eine juriftiiche Perjönlichkeit als Einheit bilden, welche 
leßtere nicht zur Familie des Verklagten gerechnet werden 
könne, 
ift ganz unangefochten geblieben. 

Mas ferner der Implorant aus dem Gejichtspunfte 
der Unfirirtheit des Laudemiums vorträgt, enthält einen, in 
den früheren Inftanzen nicht zur Sprache gefommenen, 
völlig neuen Einwand. Der leßtere muß deshalb und da, nad 
der unangefochtenen richterlichen Feititellung, der Betrag des 
Laudemiums unbemängelt geblieben ift, unberüdjichtigt 
bleiben. Der Einwand iſt aber auch infofern grundlos, als 
Rubr. II. Nr. 4. die Höhe des Canons mit 333. Thlen. 
3. Sgr., deſſen Hälfte nah dem $. 7. das Laudemium 
bildet, eingetragen fteht. (Bgl. den 8. 37. des Geſetzes vom 
2. März 1850. Gefeß:S. von 1850. ©. 89.) Bon den 
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hiernach übrig bleibenden Angriffen ſind die auf angeb— 
liche Verletzung des 8. 1. Tit. 3. Thl. II. und der 88. 42. 
bis 45. Tit. 1. Thl. J. des A. L.-R. geſtützten unbegründet. 

Das Geſetz, — und lediglich dieſes, nicht der Sprach— 
gebrauch des gewöhnlichen Lebens, wie der Implorant nach 
dem $. 65. Tit. 4. Thl. I. vermeint, iſt für die Deutung 
des richterlihen Eintragungsvermerfes maßgebend, — rech— 
net zur Familie nur Perjonen, die duch Blutsfreundichaft 
mit einander verwandt find, d. i. diejenigen, welde ge: 
meinihaftlide Stamm:Eltern haben. Dies trifft jedoch be- 
zügli der Verbindung, welche durch Heirath zwifchen dem 
einen Chegatten und den Blutsverwandten des anderen 
entfteht, d. i. in Betreff der Schwägerihaft, gar nicht 
zu. — Sodann liegt auch eine Verletzung der $8.4. 5. 
Tit. 17. a. a. D. feinesweges vor. Der Appellationg- 
Richter Hat ſich darauf beſchränkt, unter mörtlicher Wieder: 
bolung des Inhaltes diejer Geſetze, daraus zu folgern: 

daß die Teräußerung des ideellen Antheiles eines Mit: 
eigenthümers an einen anderen Miteigenthümer oder an 
einen Dritten in rechtlicher Beziehung jeder anderen 
Eigenthums-Webertragung gleichiteht. 

Dies erjcheint al3 zutreffend. Nah den Grundjägen 
des Allgemeinen Landrechtes, welches das Miteigenthum 
weder als dominium plurium in solidum, noch al3 Geſammt— 
Eigenthum auffaßt, hat der Miteigenthümer einen Ideal— 
theil und nur einen ſolchen an der gemeinfchaftlihen Sade. 
Diejer Idealtheil, ven er, vorbehaltlich des Vorkaufsrechtes, 
veräußern kann (88. 60. ff. a. a. O), ift fein befonderes, 
im Mefentlihen unabhängiges, Eigenthum. Nach dem, auch 
im Preußiſchen Rechte gültigen Principe, daß suae rei 
emtio non valet (l. 16. pr. D. de contrah. emtione. 
18. 1.), kann zwar Niemand, fo wenig wie feine eigene 
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Sade, das ihm jelbit gehörige Miteigenthum faufen. Wohl 
aber kann er die pars pro indiviso ſeines Genofjen, die 
ihm bisher fremd war, erwerben (1.18. pr. 1. c.). Diefer 
Kauf des intellectuellen Antheiles feines Miteigenthümers 
iſt feine dem F. 1. Tit. 11. Thl. I. des A. L.-R. wider: 
jprechende emtio rei propriae. Denn der Kaufgegenjtand, 
die fremde Portion, das bejondere Eigenthum des verkau— 
fenden Miteigenthümers, gehörte dem Käufer noch nidt. 
Es iſt niht Ausdehnung des alten, jondern Ermwerbung 
eines neuen Nechtes, welche dabei vor fi geht. Darum 
fann auch der Erwerb einer ſolchen Portion nicht von 
Beligveränderungs: Abgaben, wie das Laudemium iſt, für be— 
freit angejehen werden. Die Eigenjchaft des Käufers, als 
bisherigen Miteigenthümers, kommt, dem Laudemial-Berech— 
tigten gegenüber, lediglich in Betreff des jeiner bisherigen 
Condominialquote entjprehenden Grundftüd:Antheiles in 
Betradt; den übrigen Theil hat er von feinem Genoſſen 
neu erworben und in Bezug darauf it er lediglich Singu- 
lar-Succefjor dejjelben, mit allen Rechten und Pflichten 
eines jolhen. (Göppert, Miteigenthum, S. 67. jr.) Sit 
dies insbeſondere auch in Betreff der Laudemialpflicht nicht 
in Abrede zu ftellen, jo fommt es nicht weiter noch darauf 
an, ob die, außerdem von dem vorigen Richter geltend ge- 
machte, Analcgie deſſen, was der 8. 718. Tit. 18. THL 1. 
des A. L.-R. Hinfichtlich des Laudemiums bei Erbzinsgütern 
für den Todesfall eines von mehreren Mitbejißern vor: 
ſchreibt, für zutreffend zu erachten fei, oder nicht. Tas 
Dber- Tribunal, weldhes den, in Gütergemeinjchaft geftan- 
denen, überlebenden Ehegatten im Falle des $. 718. nad 
ſchleſiſchem Provinzial - Nehte nicht zur Entrihtung des 
Laudemiums für verpflichtet hält, (Wräjudiz Nr. 968 
Samnıl. I. ©. 205. und II. ©. 24.), ftatuirt, abgeſehen 
12 
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von abweichendem Provinzial-Rechte, welches hier nicht ob— 
waltet, (Vgl. den 8. 17. des Provinzial-Rechtes für Weſt— 
preußen. Geſetz-S. von 1844. ©. 106. und das Geſetz 
vom 5. Februar 1869. Geſetz-⸗S. v. 1869. S. 329.), diefe 
Verbindlichkeit felbft bei gütergemeinfhaftlihem Miteigen: 
thume. (Entih. Bd. 57. ©. 63.) Auch hiernach läßt fi 
nicht behaupten, daß der Appellations-Nichter den beregten 
$. 718. cit. verlegt habe. — Die Beichwerde ftellt ſich daher: 
überall als verwerflid dar. 


—iee— — 


N? 38, 
Uebernahme einer Hypothekenſchuld. 


Erſtreckt ſich die Befreiungspflicht des Uebernehmers 
einer Hypothekenſchuld, für welche, außer dem von ihm 
erworbenen Grundſtücke, noch ein anderes verhaftet iſt, 
auch auf dieſes andere Grundſtück? 

A. L.-R. Thl. J. Tit. 20. 8. 54. 


Durch notariellen Vertrag vom 30. April 1869. ver— 
tauſchten und übergaben die Kläger, Er'ſchen Eheleute, das 
ihnen gehörige Grundſtück D. Nr. 27. gegen das den ver— 
klagten B.'ſchen Eheleuten gehörige Grundſtück E. XL. 
N. 120. Im 8. 4. dieſes Vertrages übernahmen die Ver— 
klagten, in Anrechnung auf die Kaufgelder, drei auf D. 
Pr. 27. eingetragene Forderungen von: a) 1832. Thlrn., 
26. Sgr. 1. Pf., b) 1000. Thlen. und c) 450. Thlen., ſämmt— 
lich zu ſechs Nrocent verzinslich, als Selbftihuldner. Dieſe 
drei Poſten ftehen conjunetim auch auf D. Nr. 34., wels 
es die Kläger noch befigen, eingetragen. Die Kläger bes 
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Haupteten, dab, da die Verflagten diefe drei Forderungen, 
conjunctim auf D. Nr. 27. und D. Nr. 34. eingetragen, 
als Selbftihuloner übernommen, fie damit auch die, 
lediglih durch Verſehen des betreffenden Notar in dem 
Eontracte nicht erwähnte Verpflihtung überfommen hätten, 
das Grunditüd D. Nr. 34. außer Schuldverbindlichkeit zu 
jeßen und jene drei Poſten, Behufs deren Löfchung, bis 
zum October 1869. zu bezahlen. 

Die Kläger verlangten daher die Verurtheilung der 
Berklagten, fofort das Grundftüd D. Nr. 34. bezüglich der 
unter a. bis c. aufgeführten drei Posten außer Schuldver: 
bindlichfeit zu feßen und demgemäß diefe Poſten im Hypo: 
thefenbuche von D. Nr. 34. zur Löſchung zu bringen. 

Die Verklagten dagegen beantragten, die Kläger abzu— 
weiſen. — Sie beftritten die Behauptung der Kläger, daß 
aus Verſehen des inftrumentirenden Notar der Tauſch— 
vertrag vom 30. April 1869. bezüglich feiner Efjentialien 
anders niedergejchrieben worden, al3 zwiſchen den Parteien 
verabredet jei. Die Verklagten beftritten ferner, daß in 
dem Bertrage vom 30. April 1369. feitgeitellt oder hervor: 
gehoben worden, daß die drei Forderungen auch auf D. 
Nr. 34. hafteten, und daß fie, — die Berklagten, — die 
Verpflichtung übernommen, bezüglich derjelben das Grund: 
ftüd D. Nr. 34. zu erneruiren. Sie behaupteten vielmehr, 
daß hiervon nicht einmal die Nede gewejen, noch weniger 
aber vereinbart fei, fie, — die Verklagten, — jollten als 
theilweife Gegenleiftung die erwähnten drei Forderungen 
bi3 zum Dctober 1869. auszahlen, damit hierauf die 
Erneruation von D. Nr. 34. erfolgen Fönne. 

Der erſte Richter, das Kreisgericht zu Elbing, erkannte 
am 27. Mai 1870. dahin: daß die Verklagten jhuldig, ſo— 
fort das Grundſtück D. Nr. 34. bezüglid der darauf mit 
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a) 1832. Thlen.26.Sgr.1. Pf. für Friedrich T., b) 1000. Thin. 
für W., und c)450. Thlen. für W. hypothekariſch eingetragenen, 
mit ſechs Procent verzinslichen Forderungen außer Schuld— 
verbindlichkeit zu ſetzen und demgemäß dieſe Poſten im 
Hypothekenbuche von D. Nr. 34. zur Löſchung zu bringen. 

Der mitverklagte Ehemann, der ſeine inzwiſchen ver— 
ſtorbene Ehefrau beerbt hatte, appellirte. 

In zweiter Inſtanz ſtellte ſich heraus, daß die Poſt 
von 450. Thlrn. ganz, von der Poſt von 1000. Thlen. der 
Betrag von 200. Thlen. bereits, ‚mittelft Verfügung vom 
9. Suli 1870., im Hypothefenbuche gelöfcht worden. Da 
hierdurch auf Höhe diejer Beträge der Klageanfpruch erledigt 
war, jo bat der zweite Richter, das Appellationsgericht zu 
Marienwerder, unterm 21. Januar 1871. dies, auf Antrag 
des Verklagten, im Tenor bemerkt und demzufolge die 
Beftätigung des erften Erfenntnifjes mit der desfallfigen 
Maßgabe ausgeiprochen, wobei er Folgendes erwogen: „Die 
Uebernahme einer Schuld von dem Schuldner fei vertrags— 
mäßige Paſſiv-Succeſſion in deſſen Verbindlichkeit; der Ueber: 
nehmer verpflihte fih zur Tilgung an Stelle des Mit- 
contrahenten. Die Verbindlichkeit könne eine perfönlihde — 
(die in der Negel bei Uebernahme auf das Kaufgeld allein 
übrig bleibe,) — oder mit einer dinglichen verbunden fein, in 
welhem Falle die Uebernahme auch die legtere treffe, falls 
der Uebernehmer fie gefannt habe, oder doc habe fennen 
müſſen. Müſſe nun, wie in der Rehtiprehung allgemein 
angenommen werde, der Eintretende den Mitcontrahenten, 
nah des Erfteren Mahl, befreien, oder den Gläubiger be- 
zahlen, jo müßte dies mit dem Effecte gejchehen, daß der 
Mitcontrahent aller feiner Berbindlichfeiten Tedig werde, 
wa3 im vorliegenden Falle nur durd die Löſchung der ges 
daten drei Poſten im Hypothefenbuhe von D. Nr. 34. 
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bewirkt werden fünne. — Ferner ergebe fich au dem vor- 
gelegten Vertrage vom 30. April 1869., daß Verklagter 
und feine Ehefrau in diefem Vertrage die fraglichen drei 
Poſten als Selbftfhuldner übernommen haben; aud 
gehe aus den vorgelegten Hypotheken: Acten von D. Nr. 27. 
und 34. hervor, daß die Poften von 1000. Thlın. und 
450. Thlen. nicht allein ſchon am 30. April 1869. auf bei- 
den Grundftüden eingetragen geftanden, jondern daß zu— 
gleih in dem Eintragungs=Vermerfe des Grundftüdes 
Nr. 27. gefagt worden, daß dieſe Poften auch auf dem 
Grundftüde Nr. 34. zu D. haften. Berklagter könne fi) 
daher mit der Unwiſſenheit diefer, aus dem Hypothenbudhe 
erfihtlihen, Thatſache nicht ſchützen, (A. L.:R. Thl. I. Tit. 4. 
8. 19.). — Rückſichtlich der Darlehnspoft von 1832. Thlrn. 
26. Sgr. 1. Pf. ſei zu bemerken, daß dieſe nur auf D. 
Nr. 27. eingetragen ſtehe, jedoch ſei bei derſelben im Hypo— 
thekenbuche von D. Nr. 27. Rubr. III. Colonne „Verän— 
derungen“, zufolge Verfügung vom 6. Februar 1865., be— 
merkt, daß für dieſe Poſt auch mit dem Grundſtücke D. 
Nr. 34., gemäß Urkunde vom 6. November 1864., eine 
Caution beſtellt worden, und auf dem letztgedachten Grund— 
ſtücke ſei dieſe Caution in Höhe von 1832. Thlen. 26. Sgr. 
1. Pf. zufolge Verfügung vom 6. Februar 1865., ebenfalls 
eingetragen. Verklagter könne fich daher mit der Unwiſſen— 
beit diefer Thatfache nicht ſchützen. Wenn auch Diele 
Poſt ſelbſt nicht auf D. Nr. 34. eingetragen ftehe, ſondern 
diejerhalb nur eine Caution dafelbft vermerkt fei, jo folge 
doch aus der accefjoriihen Natur der Gaution, daß 
Derflagter durch die Uebernahme der Poſt auch die Ver: 
bindlichfeit überfommen habe, diefe Caution auf D. Nr. 34. 
zur Löſchung zu bringen, weil fonft die Kläger rüdjihtlich 
diefer Poft nicht vollftändig Liberirt werden würden. End— 
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lih habe Verklagter in zweiter Inſtanz noch den Einwand 
erhoben, daß die drei Poſten weder fällig, no kündbar 
ſeien. Dieſer leßtere Umftand habe fi) aber durch Vorle: 
gung der drei Obligationen vom 19. October 1865., vom 
17. Sanuar 1857. und vom 16. Januar 1867. als unrid) 
tig herausgeftellt, da hiernach diefe drei Poſten nicht un: 
fündbar, fondern nad drei-, reſp. ſechsmonatlicher Kündi- 
gung zahlbar jeien. Der Mangel der Fälligkeit diefer drei 
Poſten fei aber auf die Entſcheidung des Procefjes ganz 
einflußlos, da Verklagter, wenn die Gläubiger diejer drei 
Poſten fih nicht dazu verftehen wollten, die Kläger aus 
ihrer dinglihen Mitverhaftung zu entlafen, ſchon vor An: 
ftellung der Klage Zeit genug gehabt habe, denjelben, nad) 
geihehener Auffündigung, diefe Poften auszuzahlen und auf 
diefe Weile die Kläger zu liberiren. 

Der Verklagte erhob die Nichtigkeits-Beſchwerde. Durch 
das Erfenntniß des dritten Senates des Dber-Tribunals 
vom 7. Juli 1871. wurde diejelbe zwar für begründet an- 
genommen, in der Sache jelbit aber das angefochtene Urtel 
aufrecht erhalten. 


Gründe 


Der vorliegende Rechtsfall jtimmt mit dem diefjeits 
entjehiedenen, in Striethorſt's Archiv, Bd. 18. ©. 152. 
abgedrudten injofern überein, als dort, wie hier, der Ueber: 
nehmer ſich als Selbftihuldner verpflichtet und eingewendet 
hatte, es jei bei dem Abjchluffe des Vertrages von der 
Mitverhaftung eines anderweiten Grundftüdes nicht die 
Rede geweſen. Trotzdem unterlag berjelbe dort, weil er 
fih zum Selbitihuldner beftellt habe, auch die Unkenntniß 
jener Mitverhaftung nach dem $. 19. Tit. 4. Thl. I. des 
A. L.-R. nicht vorfhügen dürfe; und diefelben Momente 
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find es, welche im gegenwärtigen Falle der zweite Richter 
geltend macht. 

Dawider rügt der Implorant mit Recht die Per: 
legung diefes $. 19. Wie in den Plenarbeſchlüſſen vom 
22. April 1844. und vom 18. Mai 1857. (Enticheidungen 
Bd. 10. ©. 17. und Bd. 36. ©. 13 — 14) hervorgehoben 
wird, betrifft der gedadhte Paragraph nur das Verhältniß 
des dritten Erwerber dem Berechtigten, nicht das Verhält— 
niß des einen Contrahenten, dem anderen gegenüber, wel: 
ches vielmehr durch den Contract und die dafür maßgeben— 
den Gejege normirt wird. Es ift daher unftatthaft, aus den, 
auf den Realcredit und den Glauben des Hypothefenbuches 
berechneten, Vorſchriften über die Rechte der eingetragenen 
Nealbereihtigten dem dritten Erwerber gegenüber, Beftim: 
mungen über das völlig verfchiedene perfönlihe Vertrags: 
verhältniß zwiſchen den Gontrahenten zu entlehnen Sener 
8. 19. fol dritte Perſonen ſchützen, welche auf Grund des 
Glaubens des Hypothefenbuches gehandelt haben, nicht aber 
denjenigen Perjonen, welche mit einander contrahirt haben, 
andere Rechte verichaffen, al3 die Verträge ihnen nach ge: 
jeglicher Regel gewähren können. Wie hiernah das Ber: 
hältniß der Parteien zu einander fich geftaltet, ift daher, 
da, in Folge der Verlegung des mehrerwähnten $.19., Die 
Nichtigkeits Beichwerde an fih als begründet erjcheint, frei 
in Betracht zu ziehen. 

Nah dem bezüglichen Vertrage hat der Berflagte als 
Selbftihuldner Hypothefenpoften in partem pretii über: 
nommen, d. h. die Kläger haben ſich von dem Werklagten 
den Abzug eines diefen Poſten entiprechenden Theiles des 
pretii gefallen laffen, wogegen Berklagter die Verbindlich: 
feiten übernommen hat, welche die Kläger entweder als bie 
Conftituenten der betreffenden Schulden, oder als Weber- 
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nehmer derſelben bei dem früheren eigenen Erwerbe, gegen 
die Gläubiger, und beziehungsweiſe gegen ihren Auctor 
hatten. Dieſe Verbindlichkeiten würden fie mit dem pretium, 
wenn fie dafjelbe, feinem ganzen Betrage nad, baar unter 
der Verpflichtung, fundum liberum zu gewähren, erhalten 
hätten, getilgt haben, jo daß dann Fein Anipruch weiter an 
fie hätte gemacht werden können. Vermöge des modus 
solvendi, den der BVerflagte durch die Uebernahme von 
Hypothekenſchulden in partem pretii eingegangen ift, muß 
er nun den Klägern fo viel leiften, als fie erhalten haben 
würden, wenn das ganze pretium baar bezahlt und von 
ihnen, — wie bemerkt, — die Verpflihtung, fundum liberum 
zu gewähren, übernommen worden wäre. Go viel leiftet 
der Verklagte aber nur dann, wenn er bewirkt, daß die 
Kläger ihrer betreffenden Verbindlichkeiten ledig merben. 
(Schleſiſches Archiv Bd. 1. ©. 172.) 

Das Vertragsverhältniß verpflichtet alfo den Verklag— 
ten, die Kläger infomweit von jeder perjfönlichen und ding: 
lihen Verpflihtung, von jedem Nerus zu befreien, der 
allein auf ihn übergehen fol. Wie er folches erzielt, durch 
Befriedigung der Gläubiger, oder duch Herbeiſchaffung ihrer 
Erklärung, daß fie die Kläger aus der Verbindlichkeit ent— 
lafien, ift zwar an fich feinem Ermeffen überlafen. Kann 
aber die allfeitige Liberirung nur durch Zahlung der Poſten 
erreicht werden, jo darf er fich auch einer ſolchen nicht weigern. 

In Erwägung diejer von dem DOber-Tribunale befolg- 
ten Grundfäße, (Entjeheivungen Bd. 1. ©. 90., Bd. 7. 
©. 302., Bd. 60. ©. 116., und Striethorft’3 Archiv 
Bd.6. ©. 342., Bd. 36. ©. 148., Bd. 49. ©. 318., Bd. 57. 
©. 302.) und in Betracht deffen, daß das für die über: 
nommenen Schulden conjunctim verhaftete Gut vor, wie 
nah, im Befiße der Kläger ift, diefe alfo nur dann voll 
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ftändig liberirt werden, wenn auf dem gedachten Gute die 
Löſchung jener Schulden erfolgt, kann der Verklagte fi 
nicht entbrechen, diejelbe herbeizuführen und nöthigen Falles 
zu dem Behufe die Gläubiger zu bezahlen. Daß die letzteren 
noch nicht gefündigt haben, relevirt nicht, (Striethorft’3 
Archiv Bd. 2. S 292.), da der Berflagte nah den Mo: 
dalitäten, welchen die Schuld unterliegt, (Entjcheidungen 
Bd. 19. ©. 203.), die Befreiung bewirken, alfo, ſobald dies 
zuläſſig ift, fündigen, refpective zahlen muß. 

Hiernach ericheint die Aufrechterhaltung des zmeiten 
Urtels geredtfertigt. 


— — 


N? 39. 


Schleſien. Wahlrecht des überlebenden Ehe— 
gatten in Beziehung auf Erbfolge. 


Hat in Schleſien unter den Ehegatten einer vor 
dem 1. Januar 1846. eingegangenen Ehe ſtatutariſche 
Gütergemeinſchaft beſtanden, und hat nach dem Tode des 
einen von ihnen der Ueberlebende, zufolge der ihm im 
Geſetze vom 11. Juli 1845. freigeloffenen Wahl die 
gejeglihe Erbfolge nah den Vorſchriften des Allge 
meinen Landrechtes verlangt, muß alsdann die Tejt- 
jtellung des Nachlafjes des Erjtverjtorbenen, Behufs der 
DBermögens = Uuseinanderjegung zwiſchen dem Weber- 
lebenden und den übrigen Sinteitaterben des Eriteren, 
nah den vermögensrechtlichen Bejtimmungen des Allge 


meinen Landrechtes über gütergemeinjchaftlihe oder nad) 
denen über Dotal-Chen erfolgen? 

Gejeg wegen Aufhebung der im Herzogthume Schlefien und 
in der Grafſchaft Gla& geltenden befonderen Nechte über 
die ehelichen Güterverhältniffe und die gefetliche Erbfolge, 
vom 11. Juli 1845. (Gef.-S. ©. 471.) 

A.L-R. Thl. I. Tit. 1. 8. 496. 

Plenar-Beſchluß vom 5. November 1855. (Entfcheivungen, 
Br. 31. ©. 198.) 

Plenar-Beſchluß vom 2. Juni 1849. (Entſcheidungen Bd. 5. 
©. 299.) 
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Der Tuchfabrikant 2. hat in einer, vor dem 1. Januar 
1846. eingegangenen, Ehe gelebt, in welcher Gütergemein- 
haft, nach dem Statutarredhte der Stadt Grünberg, beitand. 
Nachdem das Gejet vom 11. Juli 1845. die älteren, die 
ehelihen Güterverhältniffe, die Erbfolge unter Ehegatten, 
ſowie die Erbes-Auseinanderfeßung betreffenden beſonderen 
Geſetze, Statuten und Gewohnheiten in Schlefien aufgeho: 
ben und nur dem Ueberlebenden die Wahl eingeräumt hatte, 
ob er bei der gejeglichen Erbfolge nad den früheren Rech: 
ten oder nad den Vorſchriften des Allgemeinen Landrechtes 
beurtheilt fein wolle, jtarb am 10. Dctober 1869. die Che: 
frau, mit Hinterlaffung ihres Ehemannes und dreier Ge- 
ſchwiſter zu Snteftaterben. Der überlebende Ehemann hat 
im Nahlaßregulirungs: Termine am 7. Mai 1870. die Be: 
erbung der Erblafferin nad) den landrechtlichen Vorſchriften 
gewählt. Es ift nunmehr zwiſchen ihm und einer Schweiter 
und Miterbin der Erblafjerin Streit entftanden, nach wel- 
hen Grundfägen der Nachlaß der leßteren zu conjtituiren 
fei. Der überlebende Ehemann hatte in dem überreichten 
SInventarium nad) den Grundjäßen des Allgemeinen Land: 
rechtes über Dotal-Ehen dasjenige Vermögen der Ehefrau 
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als ihren Nachlaß verzeichnet, welches ſie ihm in die Ehe ge— 
bracht, oder während derſelben durch Erbſchaften, Vermächt— 
niſſe, Geſchenke und andere Glücksfälle erworben hatte. 
Die Schweiter und Miterbin behauptete dagegen, dab zwar 
die Erbfolge nad) jenen Grundſätzen eintrete, die Eonfti- 
tuirung des Nachlaſſes und die Vermögens = Abjonderung 
aber nah den Grundfähen des Allgemeinen Landrechtes über 
die Aufhebung einer gütergemeinfchaftlichen Ehe erfolgen, 
und daher die eine Hälfte des gemeinfamen Ermwerbes wäh: 
rend der Ehe als zum Nadlafje der Ehefrau gehörig an: 
gejehen werden müffe. Um diefen Streit zum Austrage zu 
bringen, ift die Schweiter und Miterbin gegen den über: 
lebenden Ehemann klagend aufgetreten mit dem Antrage, 
denjelben zu verurtheilen: 
1. ein Nachlaß-Inventarium über dasjenige aufzuitellen, 
was 'der Verklagte und feine Ehefrau während der 
Ehe auf andere Weiſe, als durch Erbſchaften, Ber: 
mächtniſſe, Geſchenke und Glücksfälle, ſoweit es beim 
Tode der Erblaſſerin noch vorhanden, erworben hät— 
ten, und 
2. die Hälfte dieſes gemeinſamen Erwerbes, abzüglich 
etwaiger Schulden der Eheleute, mit den übrigen Er: 
ben zur Theilung zu bringen. 

Durch die gleihlautenden Erkenntniſſe des Kreisgerichtes 
zu Grünberg und des Appellationd:Gerichtes zu Glogau vom 
17. September 1870. und 26. Januar 1871. ift die Klage, 
und durch das Urtel des erſten Senates des Ober-Tribunals 
vom 10. Juli 1871. ift au die von der Klägerin gegen 
die zweite Entſcheidung erhobene Nichtigkeits-Beſchwerde zu: 
rüdgemiefen. 

Gründe. 


Das Geſetz vom 8. Juli 1845. hat in Schlefien die, 
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die ehelichen Güter-Verhältniffe, die Erbfolge und die Erb: 
Auseinanderfegung betreffenden befonderen Gefege, Gewohn— 
beiten und Statuten, welche bis dahin gegolten, mit dem 
1. Sanuar 1846. außer Kraft und au deren Stelle die 
Borihriften des Allgem. Landrechtes gejegt. — 88. 1.4. — 
Sn den Erbfällen nah dem 1. Januar 1846. tritt die ge- 
jeglihe Erbfolge unter Blutsverwandten nah dem Land— 
rechte ein. 8. 7. Hinſichts der älteren Ehen ift im 8. 8. 
verordnet: 


1. daß die Rechte und Pflichten der Eheleute unter Le— 
bendigen und die Grundjäge wegen der Vermögens: 
Auseinanderjegung im Falle einer richterlichen Schei- 
dung nad den bei Eingehung der Ehe gültigen Vor: 
iohriften befiimmt werben, und daß 

2. bei der gefeglichen Erbjolge dem überlebenden Ehe: 
gatten, er mag in Gütergemeinschaft gelebt haben oder 
nieht, die Wahl zufteht, ob er nach den früheren Rech— 
ten oder nach den Vorjchriften des Landrechtes beur— 
theilt jein wolle. 


Es ift Schon vor Tängerer Zeit eine Meinungs = Ver: 
hiedenheit darüber entſtanden, welche landrechtlichen Vor: 
ſchriften im $. 8. Nr. 2. gemeint feiern, wenn eine ältere 
Ehe nah dem 1. Januar 1846. dur den Tod eines der 
Eheleute getrennt wird. Der Plenar:Beihluß vom 5. No- 
vember 1855. hat diefe Frage dahin beantwortet: 

daß unter gedachten Vorſchriften nicht diejenigen zu ver: 
ftehen find, welche die Erbfolge bei beftandener Güter: 
gemeinfhaft regeln, 88..634. ff. Thl. II. Tit. 1., fondern 
die in den 88. 500. fi. und 88. 621. ff. ibid. gegebenen ge: 
meinrechtlichen Erbfolge: Gefeße. 

Die Vorausjegungen des Plenar = Beihluffes find im 
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vorliegenden Falle vorhanden und die früheren Richter, zu: 
legt der Appellation3: Richter, haben die Klägerin mit ihrem 
Klageanſpruche abgemwiefen. Es it dem Appellations-Richter 
zum Vorwurfe gemacht, daß er dadurch den $. 8. Nr. 1. 
und 2. 1. c. verlegt habe. Die obmwaltende Streitfrage ift 
jedoch durch den Plenar - Beihluß jelbft gegen die Anficht 
der Klägerin entihieden. In den Motiven des Beſchluſſes, 
auf welche verwiefen werden fann, wird ausgeführt, daß 
das Inſtitut der Gütergemeinschaft dem gemeinen Rechte nicht 
angehöre, und, wie auch im $. 345. Tit. 1. des A. L.-Rechtes 
Th. II. ausgeſprochen fei, feine Wurzel ftet3 in Provinzial: 
Gejegen, Statuten und Gewohnheiten habe. Bei nach dem 
1. Januar 1846. eingegangenen Ehen fünne daher eine ge— 
ſetzliche Gütergemeinſchaft nah den Borjchriften des Land: 
rechtes nie eintreten. Das im $. 8. Nr. 2. bei älteren Ehen 
dem überlebenden Chegatten gegebene Wahlreht habe den 
Zwed, den Grundfag, daß bei Erbfällen die zur Zeit des 
Erbfalles geltenden Gefege enticheiden, mit den durch Ein- 
gehung der Ehe erworbenen Rechten in Webereinftimmung 
zu bringen; die Wahl finde Statt zwiſchen den früheren 
Rechten und dem, durch das Geſetz vom 11. Juli 1845. 
neu gebildeten, Rechtszuftande. Fallen fie für den legteren aus, 
jo fönnten nur die denjelben beftimmenden, als gemeines 
Recht geltenden, Vorſchriften des Landrechtes bei Dotal-Ehen 
eintreten. Das Inſtitut der ehelichen Gütergemeinfchaft fei 
dem neugebildeten Nechtäzuftande völlig fremd, weshalb auf 
die, die Gütergemeinihaft vorausfegenden, landrechtlichen 
Beſtimmungen nicht zurüdgegangen werden dürfe. 

Wenn ſchon in dem Plenar-Beſchluſſe nicht mit direc- 
ten Worten ausgelproden ift, daß, im Falle des 8. 8. 
Nr. 2., bei getroffener Wahl über die Erbfolge nad) den 
landrechtlichen Vorjhriften, auch die Vermögens-Auseinander: 
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ſetzung unter den Eheleuten und die Eonftituirung des Nach: 
lafjes des Erftverftorbenen nah den das Dotal-Syſtem be: 
treffenden erfolgen müffe, jo fteht doch die entgegengejehte 
Anficht der Klägerin, welche die Vorſchriften des Landrechtes 
über Gütergemeinfhaft angewendet willen will, mit den 
Motiven une dem formulirten Grundfage des Plenar : Be- 
ſchluſſes in einem offenbaren Widerjpruche. Diefer Beſchluß hat 
feitgejeßt, daß unter den bezüglichen Vorfchriften die in den 
88. 500. ff., 621. ff. gegebenen gemeinrechtlichen Erbfolge- 
Geſetze, nicht aber die über die Erbfolge bei Gütergemeinſchaft 
Iprechenden 83. 634. ff. zu verftehen feien. In dem Ab: 
Ihnitte 7. Tit. 1. Thl. II. von Trennung der Che dur 
den Tod, wird über die Erbfolge: 1. aus Verträgen 
$. 439. ff.; 2. aus legtwilligen Verordnungen $. 481. ff.; 
3. aus Brovinzial-Gejegen oder Statuten $. 495.5; 4. nad) 
gemeinen Rechten $$.500. ff.; und 5. bei beftandener Güter: 
gemeinſchaft, S.634, gehandelt. Unter der vierten Haupt: 
nummer: Erbfolge nach gemeinen Rechten, 88. 500. ff, fin: 
den ſich mehrere Unterabtheilungen, davon zwei die Abſon— 
derung des eigenthümlichen Vermögens des überlebenden Ehe- 
gatten, 88. 543. ff., und eine andere die Succeſſions-Ordnung, 
ss. 611. ff, behandelten. Der Plenar = Beihluß hat als 
die zur Anwendung kommenden Gefeße die der Erbfolge 
nah gemeinen Rechten, 88. 500. ff. bezeichnet, und unter 
ihnen find auch die über die Vermögens-Auseinanderſetzung 
lautenden 88. 545. ff. begriffen. E3 find dagegen die Vorſchriften 
über die Erbfolge bei Gütergemeinſchaft, welche die über 
die Abſonderung des beiderfeitigen Vermögens mit enthal- 
ten, $$. 634. ff., ausdrücklich ausgeſchloſſen. Wäre es der 
Sinn des Plenar = Beichluffes, das die Eonitituirung des 
Nachlaſſes nah den Vorſchriften des Landredhtes über Gü— 
tergemeinichaft, die Vertheilung deijelben unter die mehreren 
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Erben nad denen als gemeines Recht bezeichneten vorzuneh: 
men ſei, jo wären allein die SS. 621. ff. von der Suc- 
ceſſions-⸗Ordnung, nicht die 88. 500. ff. welche die Beftim- 
mungen über die Vermögens = Auseinanderjfegung mit um- 
faljen, zu allegiren gemwejen, wogegen die 88. 634. ff. nicht 
allgemein hätten für unanmwendbar erklärt werben Fünnen. 
Der Ausdrud: Erbfolge ilt im 8. 8. Nr. 2. des neueren 
Gefeges in Beziehung auf den Nachlaß eines verftorbenen 
Ehegatten und die Erbrechte des überlebenden in demfelben 
weiteren Sinne gebraucht, wie im Dlarginale zu dem 8. 438, 
eit., in welchem er auch die Vermögens-Auseinanderſetzung 
in fich jchließt, nicht in dem engeren, welcher im Marginale zu 
dem $. 621. mit „Succeſſions-Ordnung“ ausgebrüdt ift. 
Ganz in Uebereinftimmung mit dem Plenar-Beſchluſſe 
vom 5. November 1855., ift bereit$ durch einen früheren 
vom 2. Juni 1840. die Frage direct entjchieden, ob, wenn. 
der überlebende Ehegatte die Erbfolge nah einem neuen 
Geſetze wählt, die Conftituirung des Nachlaſſes des Erſt— 
veritorbenen nah dem bei Eingehung der Ehe geltenden 
älteren vorzunehmen ſei? Dieſer Plenar » Beichluß bezog 
ih auf das Patent wegen Wiedereinführung der Preußiichen 
Gejege in das Großherzogthum Poſen, welches dem über: 
lebenden Ehegatten die Wahl zwiſchen den zur Zeit der 
geichlofjenen Ehe geltend geweſenen Gejegen oder den Vor: 
Ihriften des Landrechtes über die Erbfolge bei vorhandener 
eheliher Gütergemeinjchaft gelafjen hatte. In einem der 
Conflict3- Fälle, die zu demſelben Anlaß gegeben hatten, 
war die Ehe unter der Herrichaft des Franzöfiichen Geſetz— 
buches eingegangen, nad demſelben ein dem Ehemanne 
gehöriges Gut nicht in die Gütergemeinschaft gefallen. Der 
überlebende Ehegatte wollte nach den landrechtlichen Vor— 
jchriften über die Gütergemeinihaft erben, und dieſen zu 
Band 65. 
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Folge war das Gut als zur Gemeinjhaft gehörig anzu— 
ſehen. Bon den Miterben wurde behauptet, die Vermögens» 
Auseinanderjegung fei nad den älteren Franzöſiſchen Ge— 
ſetzen, die Erbfolge nah den landrechtlichen Vorſchriften 
zu orbnen. Der Plenar-Beſchluß hat feitgejebt, daß in 
einem folhen Falle die Frage, was zu dem, ber ehelichen 
Gütergemeinihaft unterworfenen, Vermögen gehöre, nicht 
nah den zur Zeit der Eingehung der Ehe Hinficht3 der 
Gütergemeinschaft geltend geweſenen Grundfäßen, fondern 
nad den landrechtlichen Vorſchriften über diefelbe zu beur- 
theilen ſei. Solchergeſtalt ift al3 die Beitimmung des 
Publications: Patentes vom 9. November 1816. anerkannt, 
daß, unter der gedachten DVorausfeßung, ſowohl die 
eigentliche, Beerbung als die Vermögens: Abfonderung nad 
dem neuen Gejeße ftattfindet. Dafjelbe muß aud für das 
Geſetz vom 11. Juli 1845. gelten, deſſen Beftimmung im 
8. 8. eine der des 8. 11. des allegirten Publications 
Patentes ähnliche ift. Als neues Geſetz find in Lebterem 
die landrechtlichen Vorſchriften über Gütergemeinfchaft, in 
eriterem die des Dotal-Nechtes eingeführt. Auf diefe Ver— 
ſchiedenheit kann e3 nicht ankommen. 

Dieſer Auffaflung iſt es entſprechend, daß der Appella- 
tiong- Richter die Klägerin mit dem DVerlangen, die Hälfte 
des ehelihen Erwerbes, als zum Nachlafje gehörig, anzu- 
jehen, fie in das Nachlaß -nventarium aufzunehmen, und 
zur Erbtheilung zu bringen, abgewiejen hat. Die als ver- 
lebt bezeichneten 88.371. 372. Tit. 1. Thl. II. des N. L.-R. be- 
flimmen als Regel für die Gütergemeinfhaft, daß der Er- 
werb beider Ehegatten dem gemeinfhaftlihen Vermögen 
zuwächſt. Für das gemeine Erbredt enthalten die 88. 211. 
212. ib. die Grundfäße, daß der Erwerb der Frau in 
ftehender Ehe, der Regel nach, dem Vermögen des Mannes, 
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was fie duch Erbſchaften, Geſchenke und andere Glüds- 
fälle überfommt, dem ihrigen zugerechnet wird. Daß letz, 
teres zum Nachlafje der Erblafjerin gehöre, ift vom Verklag— 
ten nicht beftritten. Der $. 496., auf welchen fich Klägerin 
vielfach für ihre Anficht berufen hat, läßt dem überlebenden 
Ehegatten, bei einer Veränderung des MWohnfiges während 
der Ehe, die Mahl, ob er nach den Gejegen des letzten 
perjönlichen Gerichtsftandes des Erftverftorbenen oder nad 
denen des erjten Wortes der Eheleute erben wolle. Hierzu 
iſt das Präjudiz Nr. 120. (Entſcheidungen Bd. 3. S. 45.) 
ergangen, welches das darin veritattete Wahlrecht in dem 
Falle ausschließt, wenn nach den Gejeßen des eriten Mohn: 
ortes die ehelihe Gütergemeinichaft eingeführt ift. Es er- 
cheint verfehlt, wenn Klägerin daraus folgert, daß auch 
das im 8. 8. Nr. 2. eingeräumte Wahlrecht wegfalle, jobald 
nad dem, durch das Geſetz vom 11. Juli 1845. außer Kraft 
gejegten, älteren Provinzial», ftatutariihen oder Gewohn— 
heit3: Rechte die Ehe eine gütergemeinſchaftliche geweſen ift. 
Der 8. 8. Nr. 2. giebt dem überlebenden Ehegatten bei 
der gejehlichen Erbfolge das Wahlrecht, mag er in Güter- 
gemeinschaft gelebt haben oder nicht; weicht alfo hierin von 
dem $. 496. ab, 

Die 88. 755. ff. und 8. 811. ff. auf welche fih Klä— 
gerin vielfach geitüßt bat, paffen hier ebenfalls nit. Sie 
disponiren über den Fall, wenn Gütergemeinjichaft obge: 
waltet hat, und die Ehe durch rihterlihe Scheidung getrennt 
ift. Ein folcher Fall ift hier, wo die Che durch den Tod der Erb» 
lafjerin getrennt worden, nicht vorhanden, und fällt derjelbe 
unter den $.8. Nr.1.eit., nach welchem aufihn die zur Zeit 
der eingegangenen Che gültigen Vorſchriften wegen der 
Vermögens = Auseinanderjegung Anwendung finden. Zu 
Folge des 8.8. Nr. 1. find die legteren auch für die Rechte 
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und Pflichten der Eheleute unter Lebendigen maßgebend. 
Diele Beitimmung bezieht fi auf das Rechtsverhältniß 
unter den Eheleuten, jo lange beide am Leben find. Der 
Appellations =» Richter hat fie nicht durch unterlafjene An- 
wendung verlegt, da es fich hier um die Beerbung der 
Ehefrau nah der dur ihren Tod erfolgten Ehetrennung 
banbelt. 

Ganz unzutreffend leitet Klägerin aus dem Grundfaße 
des 8.14. der Einl., daß neue Gefege nicht auf vorher vor: 
gefallene Handlungen und Begebenheiten rückwirkend anzu— 
wenden find, her, daß die Streitfrage das Verhältniß der 
Eheleute unter Lebendigen angehe, und rügt deshalb eine 
Verletzung diefes $. 14. Es it die Vorausſetzung eine 
irrige, daß ſchon während der gütergemeinshaftlihen Ehe 
die jet für den Nachlaß in Anſpruch genommene Hälfte 
des geſammten ehelihen Ermwerbes ein wohlerworbenes 
Eigenthum der Erblaſſerin geweſen. Es beitand daran eine 
Gemeinschaft der Eheleute, aber noch nicht zu ideellen 
Antheilen hinſichtlich der einzelnen diefer Gemeinschaft an- 
gehörenden Gegenftände. Ein Recht auf die eine Hälfte 
trat erſt durch den Tod des einen Ehegatten für feinen 
Nachlaß und den Ueberlebenden ein; ift aber bier durch den 
8. 8. Nr. 2. und die Ausübung der dem Leberlebenden 
eingeräumten Mahl, bei der Erbfolge nach dent eingeführten 
neuen Geſetze beurtheilt zu werden, ausgeichlojien. Zum 
Nachteile des Verklagten ift den neuen Geſetzen feine rüd- 
wirkende Kraft gegeben; e3 ftand bei ihm, welchen Gebrauch 
er von feinem Wahlrehte machen wollte Für die Mit: 
erben an dem Nachlaſſe des Erftverftorbenen kann e3 nad: 
teilig fein, wenn der Heberlebende die Beerbung nach dem 
neuen Rechte wählt. Darauf kann es indeß nicht anfom= 
men. Der Erjtverjtorbene fonnte diefe Wahl, die nur für 


325 


die gejeglihe Erbfolge dem Weberlebenden zugeftanden ift, 
durch eine legtmwillige Verordnung abwenden, und hat der: 
felben feine Erben unterworfen, wenn er eine ſolche Ber: 
ordnung nicht errichtet hat. 

Die Angriffe erjcheinen ſonach überall grundlos, wes— 
halb die Nichtigkeits-Beſchwerde hat zurückgewieſen werden 
müfjen. 


— — 


Pommern. — Gütergemeinfchaft. 

1. Sit nah der Pommer’schen Bauer- Ordnung der 
überlebende Ehegatte, bei fortgejetter Gütergemein- 
Ihaft, zu Schenkungen aus dem gütergemeinjhaft- 
lihen Vermögen zwar befugt, jtehen jedoch auch 
den Erben des erjtnerjtorbenen Ehegatten gegen 
jolhe Schenkungen, bei der Theilung des güter- 
gemeinichaftlihen Vermögens, diejenigen Rechte der 
Anrechnung von Schenkungen auf den Antheil der 
Erben des zuletzt verjtorbenen Ehegatten und be 
ziehungsmeife des Widerrufes, zu, welche der Ehe: 
frau, während der Gütergemeinjhaft, in den 88.381. 
bis 383. Tit. 1. Thl. I. des Allg. Landrechtes 
eingeräumt jind? 

2. Kommt ed bei der communio prorogata bezüg- 
ih der gedachten Anrechnung auf den Betrag des 
von dem erjtverjtorbenen Ehegatten in die Gemein- 
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Ihaft gebrachten Vermögens, oder auf den Betrag 
der Hälfte des beim Tode des Erjtverftorbenen vor= 
handen gemejenen gemeinjchaftlichen Vermögens an? 
Pommerſche Bauer:Drdnung vom 30. December 1764. 
Tit. IV. 8.2. (©. von Rabe’3 Sammlung 2c. Bd. I. 
Abth. 3. ©. 87.) 
A. L.-R., Thl. II., Tit. 1., 88. 360. 377— 383, 


Dorothee St. geb. M., melde mit ihrem EChemanne, 
dem Büdner Jacob St., zu Schleffin in finderlofer Ehe 
und in der Gütergemeinihaft nach der Pommer'ſchen Bauer: 
Drdnung gelebt hatte, ftarb am 27. December 1862., und 
hinterließ als ihre Spnteftaterben ihren Bruder, den Knecht 
Joachim M. zu Schleffin, und die Nahfommen zweier vor— 
verjtorbener Gejchwifter, darunter auch Die jeßigen Kläger. 
Die Auseinanderfegung der Erben der Verftorbenen mit 
deren Chemanne erfolgte nicht, da leßterer erklärte, Die 
Gütergemeinihaft mit jenen Erben fortfegen zu wollen. Es 
wurde jedoch ein Inventarium des Nachlaſſes der Berftor: 
benen aufgenommen und von dem Ehemanne der Mani- 
feitationgeid abgeleiftet. Nach diefem, von dem Wittwer 
am 23. März 1864. gerichtlih manifeftirten, Nachlaßver— 
zeichniffe gehörten zur Verlaſſenſchaft der Dorothee St. 
700. Thlr. in Gamminer Kreisobligationen. Am 19. Januar 
1868. ftarb aud Jacob St. und hinterließ feine Schweiter, 
die jegt verklagte Wittwe P., zu feiner alleinigen Snteftat- 
erbin. Bei der gerichtlichen DVerfiegelung und Inventariſi— 
rung ſeines Nachlaſſes wurden jene Camminer Kreisobli- 
gationen nicht vorgefunden, und die Erben der Dorothee 
St. traten bei der Nachlaß-Regulirung mit der Behauptung 
auf, daß Jacob St. bei feinen Lebzeiten die zum Nachlafje 
feiner Ehefrau gehörig geweſenen 700. Thlr. nicht nur nicht 
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eingezogen, fondern auch das in feiner Verwaltung befind- 
lihe Vermögen feines Schwager Joachim M. auf Höhe 
von 450. Thlen. in dergleichen Obligationen angelegt habe, 
daß alfo nunmehr 1150. Thlr. Camminer Kreisobligationen 
als zum Nachlaffe des Jacob St. gehörig anzufehen feien. 
Diefe Erben, Ehefrau B. und Genofjen, behaupten als 
Kläger, daß Jacob St. die Camminer Kreisobligationen im 
Nominalbetrage von 1150. Thlen., welche fie nach Litera, 
Nummer und Betrag peciell bezeichnen, der Verklagten über: 
geben habe, um fie für ihn bis dahin, daß er fie ihr ab- 
fordern werde, event. bis zu feinem Tode zu befigen. Sie 
gründen hierauf ihren Principalantrag: die Verklagte zu 
verurtheilen, 1150. Thle. Camminer Kreisobligationen nebft 
Zinscoupons feit dem 1. Sanuar 1869. zur Jacob und 
Dorothee St.'ſchen Nachlaßmaſſe an das Depofitorium des 
Kreisgerichtes zu Greiffenberg i. B. herauszugeben. 

Für den Fall aber, daß ihnen der Beweis ihrer Be— 
hauptung nicht gelingen follte, treten Kläger der, von der 
Verklagten bei der Nachlaß-Regulirung aufgeftellten, Gegen 
behauptung: daß Jacob St. jene Kreisobligationen bei feinen 
Lebzeiten verſchenkt und fih nur den Zinfengenuß davon 
vorbehalten habe, mit der Ermwiderung entgegen, baß 
dies jedenfalls nur eine zwiſchen Jacob St. und der Ber: 
Hagten fimulirte Entäußerung gewejen, um die Erben ber 
Dorothee St. zu Gunften der Berklagten und ihrer Familie 
um den bedeutenditen Theil ihrer Rechte auf das güter- 
gemeinjchaftlihe Vermögen zu bringen, daß auch Jacob St. 
zu der behaupteten Schenkung um fo weniger befugt ges 
wejen, als diejelbe eine übermäßige, dem Widerrufe der 
Frau St. und ihrer Erben unterliegende ei, und die Kreis: 
Obligationen fich nicht in feinem Alleineigenthume befunden 
hätten. Kläger berechnen den Beltand des gütergemein- 
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ſchaftlichen Vermögens, nach Abzug der dem Joachim M. 
zu reſtituirenden 450. Thlr., auf 969. Thlr. 3. Sgr. 4. Pf. 
Unter ſolchen Umſtänden würde, ihrer Anſicht nach, da 
Jacob St. mehr, als das gütergemeinſchaftliche Vermögen, 
verſchenkt hätte, die Schenkung jedenfalls auf den Antheil 
des Mannes zu verrechnen ſein. Sie haben daher event. 
beantragt, die Verklagte zu verurtheilen, ſich, bei der Thei— 
lung des Jacob und Dorothee St.'ſchen Nachlaſſes, die von 
ihrem Erblaſſer verſchenkten 1150. Thlr. Camminer Kreis— 
Obligationen auf ihren Antheil anrechnen zu laſſen. 

Von der Verklagten iſt die Abweiſung der Kläger 
beantragt. Sie hat die gegneriſchen Behauptungen beſtritten, 
der Legitimation der Kläger zur Sache bezüglich der 
M.'ſchen 450. Thlr. widerſprochen und den event. Klage: 
antrag insbejondere deshalb für unbegründet erachtet, weil 
er fih nit auf Ergänzung des eingebrachten Vermögens 
der Frau ftüge; die Dorothee St. habe nur ein Grund: 
ftüd im Werthe von 250. Thlen. eingebradt, und da das— 
jelbe für 880. Thlr. verkauft fei, fo betrage die Mafje, ohne 
die Kreisobligationen, über 900. Thlr. 

Das Kreisgeriht zu Greiffenberg in PB. bat unterm 
10. December 1869. auf einen Eid für die Verklagte dar: 
über erfannt, daß ihr der Erblaffer Jacob St. die in der 
Klage bezeichneten Gamminer Kreisobligationen im Geſammt⸗ 
betrage von 1150. Thle. nit zur Verwahrung übergeben 
babe. Im Nichtſchwörungsfalle ift Verklagte nah dem 
principalen, im Schmwörungsfalle nah dem eventuellen 
Klageantrage verurtheilt. 

Auf die Appellation der Berklagten ift Dies Erfennt- 
niß von dem Appellationsgerichte zu Stettin unterm 18. Juni 
1870. bezüglih des der Verklagten aufgelegten Eides und 
der auf den Nihtihmörungsfall feitgejeßten Folge beitätigt, 
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im Uebrigen aber dahin abgeändert, daß Kläger im Schwö- 
rungsfalle mit ihrem Principalantrage, in jedem Falle aber 
mit ihrem eventuellen Antrage abzumeifen. 

Der Appellationsrichter hat zur Begründung feiner 
Entiheidung zuvörderft, in Uebereinftimmung mit dem erften 
Richter, ausgeführt, daß die Kläger zur Sache legitimirt 
feien. Er meift fodann nad, daß der Vorderrichter mit 
Recht auf den für die Verklagte normirten Eid erfannt und 
die Folgen der Leiftung, reſp. Nichtleiftung dieſes Eides, 
bezüglich de3 principalen Klageantrages zutreffend feſtgeſetzt 
babe. In Betreff des eventuellen Klageantrages pflichtet 
er dem erſten Richter in der thatſächlichen Feititellung: daß 
Sacob St. während der von ihm mit den Erben feiner 
veritorbenen Ehefrau fortgejegten Gütergemeinfchaft aus dem 
gütergemeinschaftlihen Vermögen einfeitig 1150. Thlr. 
Camminer Kreisobligationen verſchenkt habe, — zwar bei, 
nicht aber in der weiteren rechtlihen Ausführung. Er be- 
gründet dies folgendermaßen: Nah den Grundjäßen der 
Pommer'ſchen Bauer-Drdnung ftehe dem überlebenden Ehe: 
gatten, welcher mit den Erben des Erftverjtorbenen die Güter: 
gemeinſchaft fortjege, fofern nicht in Bezug auf Grundftüde, 
Gerechtigfeiten und ſolche Capitalien, die auf den Namen 
des Erftverftorbenen, deſſen Erblaſſers oder Gejchenfgebers, 
oder auf den Namen beider Eheleute gejchrieben worden, 
mit Rückſicht auf die 88. 360. 378. 379. Thl. II. it. 1. 
de3 A. 2.:R., eine Ausnahme eintrete, ein uneingeihränftes 
Berfügungsrecht zu; denn er fei nicht blos Verwalter und 
Nießbraucher des gütergemeinfchaftlichen Vermögens, jondern 
concentrire in fich, ſoweit nicht die vorbezeichnete Ausnahme 
Platz greife, als das nunmehrige alleinige Haupt des 
Sammtgutes, die Befugniß beider Eheleute. Wie nun auf 
der einen Seite Alles, was der Überlebende Ehegatte durch 
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Glücksfälle oder ſonſt erwerbe, dem gütergemeinjchaftlichen 
Bermögen zuwachſe, jo gehe auch, abgejehen von den vor: 
bezeichneten Ausnahmefällen, aus dem gütergemeinjchaftlichen 
Bermögen Alles dasjenige heraus, was der überlebende 
Ehegatte davon veräußere. Es gelte dies nicht blos in 
Bezug auf Dritte, Jondern auch in Bezug auf die Güter: 
gemeinihaft3:Genofjen. Nirgends laſſe fih aus der Bauer- 
Drdnung rüdfichtlih der Veräußerungen des überlebenden 
Ehegatten die Einihränfung ableiten, daß, wenn diejelben 
auh nah außen Hin gültig feien, doch der überlebende 
Ehegatte jeinen Gütergemeinſchafts-Genoſſen, injofern fie zu 
deren Nachtheil gereihen, dafür auffommen müfje, indem 
fie bei der Auseinanderſetzung auf feinen Antheil anzurechnen 
jeien. Eine jolde Einſchränkung laſſe fich jelbft in Bezug 
auf Schenkungen aus den Principien der Bauer-Dronung 
nicht herleiten. Auch fei es nur eine Conſequenz des Nicht- 
beitehens einer derartigen Einſchränkung, daß, wie das 
Dber:Tribunal im Erfenntniffe vom 17. November 1862., 
(Striethorft’3 Archiv Bd. 47. ©. 179.), ausführe, Kinder 
nicht berechtigt feien, den parens superstes, welcher mit ihnen 
in Gemeinjchaft ver Güter auf gemeinfchaftlihen Gewinn und 
Verderb figen bleibe, im Falle einer ſchlechten Vermögensver⸗ 
waltung in der Verfügung über die gemeinfchaftliche Diafje ein- 
zuſchränken, es jei denn,-daß fie eine Prodigalitäts-Erflärung 
begründen könnten. Aus alle dem ergebe fih, daß die 
Erben des erftverftorbenen Ehegatten e3 ih, und zwar 
ohne Regreßanſpruch an den Ueberlebenden, gefallen 
lafjen müßten, daß, bei der Auseinanderjegung, die güter- 
gemeinſchaftliche Mafje lediglich nach dem Zuftande getheilt 
werde, in welchem fie fich zur Zeit der Auseinanderjegung, 
oder doch in dem Zeitpunfte befunden, wo gejehlih, 3. B. 
bei einer Wiederverheirathung des Ueberlebenden, die Aug: 
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einanderjegung hätte ftattfinden follen. Habe demnach 
Sacob St. während der fortgefegten Gütergemeinihaft die 
in Rede ftehenden Inhaberpapiere verſchenkt, jo könnten 
Kläger deshalb nicht von der Verklagten, als feiner Erbin, 
Erſatz verlangen, und nicht beanspruchen, daß Verklagte ſich 
einen entjprechenden Betrag auf ihren Antheil an der güter: 
gemeinichaftlihen Maſſe anrechnen laſſe. Wolle man aber 
den überlebenden Ehegatten in der communio prorogata nicht 
Ihlehthin zu Schenkungen aus dem gütergemeinjchaftlichen 
Dermögen für befugt erachten, vielmehr bezüglich jolcher 
Schenkungen, wie in einem anderen Erfenntnifje des Ober: 
Tribunals vom 26. November 1866. geſchehen, die 88. 381. 
bi3 383. Thl. II. Tit. 1. des A. L.-R. für anwendbar an- 
nehmen, jo fei die Klage nicht gehörig fubitantüirt, indem 
Kläger unterlaffen hätten, auf der einen Seite den derzei- 
tigen Beitand der vorhandenen Theilungsmafje, und auf 
der anderen Seite den Betrag deſſen genau anzugeben, was 
die verehelihte St. in die Gemeinſchaft gebracht habe. 
Dieſes Appellationzurtel it auf die von den Klägern 
eingelegte Revifion vom erſten Senate des Dber-Tribunals 
mitteljt Erfenntnifjes vom 26. Suni 1871. in Betreff des even 
tuellen Klageantrages dahin abgeändert, dab Kläger im 
Schmwörungsfalle des der Verklagten aufgelegten Eides mit 
diejem eventuellen Antrage nur angebradtermaßen ab: 
zuweiſen. 
Gründe. 
Es handelt ſich für die gegenwärtige Entſcheidung 

lediglich um die Rechtsfrage: 

ob, nach der Pommer'ſchen Bauer-Ordnung, der über— 

lebende Ehegatte bei fortgeſetzter Gütergemeinſchaft 

ſchlechthin, reſp. inwieweit, zu Schenkungen aus dem 

gütergemeinſchaftlichen Vermögen befugt iſt, und ob und 
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inwieweit die Erben des verſtorbenen Ehegatten berechtigt 
find, bei der Theilung des gütergemeinſchaftlichen Ber: 
mögens eine Anrechnung folder Schenkungen auf ven 
Antheil der Erben des zulegt verftorbenen Ehegatten zu 
verlangen. 


In Betreff der nach der Pommer'ſchen Bauer-Drdnung 
fortgejegten Gütergemeinihaft hat das Dber- Tribunal in 
feinen bisherigen Entſcheidungen, unter welchen namentlich 
auf die Bd. 58. ©. 253. ff. und Br. 59. ©. 184. ff. 
mitgetheilten, 21. Juni und vom 21. Dctober 1867. Bezug 
genommen wird, ausgejproden: 


daß der überlebende Ehegatte die zur gemeinihaftlichen 
Vermögensmaſſe gehörigen Grundftüde ohne die Zuſtim— 
mung jeiner Gütergemeinſchafts-Genoſſen zu veräußern 
nicht befugt ift, 


und es hat diejen Ausfpruh durch die Erwägungen be- 
gründet: daß die communio bonorum prorogata der 
Bauer = Drbnung einen wejentlich verſchiedenen Charakter 
habe von derjenigen Gemeinschaft, die nad) dem Tode des 
einen Ehegatten bi zur wirklichen Auseinanderfeßung, nad) 
dem Syfteme des Allg. Landrechtes, zwiſchen dem über- 
lebenden Ehegatten und den Erben des verjtorbenen fort: 
beftehe, daß daher auch die Befugniſſe des überlebenden 
Ehegatten während der Dauer der communio bonorum 
prorogata der Bauer-Drdnung, nit nach den Vorſchriften 
des Allg. Landrechtes in den 88. 684. ff. Thl. I. Tit. 1. 
und beziehungsweife nah der Lehre vom gemeinihaftlichen 
Eigenthbume und vom Nießbraudhe im Tit. 17. und 21. 
Thl. I. zu beurtheilen feien; daß es dem rechtlichen Cha: 
rakter der fortgefegten Gütergemeinfchaft entipreche, daß 
der überlebende Ehemann die Nechte behält, die ihm in 
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der ehelihen Gütergemeinihaft zugeitanden; daß die 
Wittwe die Befugniffe des verftorbenen Ehemannes übers 
fomme, die Berechtigungen des Weberlebenden aber nicht 
ausgebehnter feien; daß aud die Bauer = Ordnung feinen 
Anhalt dafür biete, dem überlebenden Ehegatten in ber 
fortgejegten Gütergemeinſchaft ausgedehntere Rechte einzu: 
räumen, al3 dem Ehemanne in der vorausgegangenen ehe— 
lihen Gütergemeinihaft zufämen; daß aber die Bauer- 
Drdnung über die Dispofitions-Befugnife des Ehemannes 
während der ehelichen Gütergemeinichaft Feine Vorſchriften 
enthalte, und daß diefe Befugniffe fi deshalb, in Gemäß: 
beit des $. 360. Thl. II. Tit. 1. des A. %:R., nah den 
jubfiviären Beftimmungen des Allg. Landrechtes regeln, da 
in diefer Beziehung ſolche principielle Verſchiedenheiten 
nicht hervorträten, welche die Anwendung der landrechtlichen 
Beftimmungen bedenklich machten. 

Mit Rückſicht Hierauf ift ſonach auch der $. 378. 
Thl. II. Tit. 1. des A. &:R. für die Entſcheidung der 
obigen Frage, über die Dispofitionz » Befugnifje des über- 
iebenden Ehegatten, bezüglich der in der communio proro- 
gata zur gemeinjchaftlihen Vermögensmaſſe gehörigen 
Grundftüde, maßgebend geweſen. 

Eine weitere Frage: ob die nah der Pommer’ichen 
Bauer-Ordnung in communione prorogata fißende Wittwe 
zu Dispofitionen über das gütergemeinschaftliche Vermögen, 
welhe materiell für Schenfungen zu eradten, 
berechtigt fei? hat das Dber-Tribunal in einem Erkennt: 
niſſe vom 26. November 1866. dahin beantwortet: 

daß derjelben nah ber Bauer » Ordnung Schenkungen 
feinesweges ſchlechthin unterjagt jeien. 


Zur Begründung ift dort in derjelben Weife, wie vor- 
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hin, ausgeführt: daß der Ehefrau in der communio pro- 
rogata die nämlichen Verfügungsrechte, wie dem überlebenden 
Ehemanne, gebühren; daß der überlebende Ehemann in der 
communio prorogata dieſelben Dispofitions-Befugniffe be- 
halte, wie in der ehelichen Gütergemeinihaft; daß für letz— 
tere, auch im Geltungsbereiche der Bauer-Drbnung, die 
88. 377. ff. Thl. I. Zit. 1. des A. L.-R. maßgebend 
feien; daß in Gemäßheit des 8. 377. cit. dem Ehemanne die 
Verwaltung des gütergemeinichaftlihen Vermögens gebühre, 
daß derfelbe nur in den Fällen der 88. 378. und 379. 
dal. darin beſchränkt fei, und daß ſelbſt in Bezug 
auf Schenkungen de3 Chemannes die Frau nah den 
88.381. ff. nur unter gewiſſen Umftänden ein Anfechtungs- 
recht habe. 


Die zulegt gedachte Entſcheidung beruht demnach auf 
der Annahme, daß für die Dispofitions = Befugnife des 
überlebenden Ehegatten in der communio prorogata der 
Pommer'ſchen Bauer-Ordnung, ſoweit e3 ſich nicht um die 
Ausnahmefälle der SS. 378. und 379. Thl. U. Tit. 1. des 
A. L.-R. handelt, die allgemeinen Beitimmungen der 88. 377. 
und 380., fowie die fpeciellen der 88. 381.—383. entjchei- 
dend find, welche legteren dahin lauten: 


8.381. Auh Schenkungen des Mannes aus dem gemein- 
ihaftlihen Vermögen, kann die Frau, der Regel 
nad, nurin ſoweit anfechten, als ihr, wenn fie die 
Schenkung felbft gemacht hätte, der Widerruf nad 
den Geſetzen verjtattet ſein würde. 


8. 382. Infofern aber der Mann durh Schenkungen, die 
aus bloßer Freigebigfeit herrühren, das gemein- 
ihaftlihe Vermögen, ohne Einwilligung der Frau, 
dergeftalt erichöpft hätte, daß, nach getrennter Ehe, 
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die Frau nit fo viel, als fie in die Gemeinſchaft 
gebracht hat, zurüderhalten könnte; jo iſt die Frau 
berechtigt, vergleihen Schenkungen infomweit zu 
widerrufen, al3 e3 zur Ergänzung des Fehlenden 
nothwendig ift. 

8. 383. Einfeitige Schenkungen des Mannes, welche die 
Frau nah vorftehenden Grundſätzen hätte wider: 
rufen können, werden, wenn fein Widerruf er: 
folgt, bei der Auseinanderjegung unter den Ehe: 
leuten auf den Antheil des Mannes gerechnet. 

Der Appellationz-Richter ift jedoch über die Anwend— 
barfeit diejer drei Paragraphen anderer Meinung. Er 
nimmt zwar an, daß der überlebende Ehrgatte, welcher die 

Gütergemeinfhaft mit den Erben des Erftverjtorbenen fort- 

fegt, in jeiner Verfügung über das gütergemeinfchaftliche 

Bermögen, mit Rückſicht auf die 88. 360. 378. und 379. 

Thl. II. Tit. 1. des A. L.-R., bezügli der Grundftüde, 

Gerechtigfeiten und folder Gapitalien, welche auf den 

Namen des Erftverftorbenen, deſſen Erblafier3 oder Geſchenk— 

gebers, oder auf den Namen beider Eheleute geſchrieben find, 

eingeſchränkt jei; er meint aber, daß der überlebende Ehegatte 
in jeiner jonftigen Berfügung völlig uneingefchränft ei. 

Denn, wie auf der einen Seite Alles, was derjelbe durd 

Glücksfälle oder ſonſt erwerbe, dem gütergemeinfhaftlichen 

Vermögen zuwachſe, jo gehe auch, abgefehen von den vor: 

bezeichneten Ausnahmefällen, aus dem gütergemeinschaftlichen 

Vermögen Alles dasjenige heraus, was der überlebende 

Ehegatte davon veräußere. Es gelte dies nicht blos in 

Bezug auf Dritte, fondern auch in Bezug auf die Güter- 

gemeinſchafts-Genoſſen. Nirgends laſſe fih aus der Bauer- 

Drdnung rüdjihtlih der Veräußerung des überlebenden 

Ehegatten die Einſchränkung ableiten, daß, wenn diefelben 
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auch nach Außen hin gültig ſeien, doch der überlebende 
Ehegatte ſeinen Gütergemeinſchafts-Genoſſen, inſofern ſie zu 
deren Nachtheil gereichen, dafür aufkommen müſſe, indem 
fie bei der Auseinanderſetzung auf feinen Antheil anzurech— 
nen jeien; eine ſolche Einſchränkung laſſe fich jelbit in Bezug 
auf Schenkungen aus den Principien der Bauer-Drbnung 
nicht herleiten. 

Der Appellationg-Richter erachtet ſomit die ſubſidiären 
Beitimmungen der 88. 378. 379. 380., nicht aber die der 
88. 381. bis 383. a. a. D. für anwendbar. Der Grund 
indefjen, welchen er dafür anführt, ift unhaltbar. Die Bauer- 
Ordnung enthält darüber, welche Befugniffe dem überleben- 
den Ehegatten während der Daner der Ehe, — und 
deren Umfang ift ja auch für die fortgejeßte Gütergemein- 
Ihaft maßgebend, — feine Vorſchriften, und grade hier- 
dur ift, in Gemäßheit des 8. 360. Thl. II. Tit. 1. des 
U. %-R. die Anwendbarkeit der fubfidiären Beltimmungen 
in den 88. 377. ff. a. a. D. bedingt. Die Beltim- 
mungen diefer Paragraphen widerjprechen in feiner Weiſe 
dem Charakter der Gütergemeinihaft, wie er fih in der 
Pommer'ſchen Bauer-Drdnung daritellt, und es iſt gradezu 
unerfindlih, warum nur die Beichränfungen der 88. 378. 
und 379., nit aber die beichränfenden Beltimmungen 
der 88. 381. bis 383. zur Anwendung kommen follen. 
Was insbefondere den Grundjag anlangt, daß Alles, 
was der eine Ehegatte durch Glüdsfälle oder ſonſt 
erwirbt, dem gütergemeinfhaftlihen Vermögen zuwächſt, aus 
welhem der Appellations- Richter die uneingeichränfte Be— 
fugniß des überlebenden Ehegatten, abgejehen von den 
Ausnahme: Beitimmungen der SS. 378. und 379. folgert, 
fo gilt derfelbe ebenfomwohl, wie nach der Bauer -Drbnung, 
auch nah dem 8. 372. a. a.D. Daß aber für den 
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Geltungsbereich der Bauer-Ordnung mit dieſem Grundſatze 
die Beſtimmungen der 88. 381.—383. a. a. D., welche 
den Widerruf und die Anrechnung der Schenkungen des 
Ehemannes aus dem gütergemeinschaftlihen Vermögen 
betreffen, unvereinbar feien, hat der Appellations-Richter 
nirgends nachgewieſen. Die Conjequenz, welche derſelbe 
aus dem diefjeitigen Erfenntniffe vom 17. November 1862, 
(Striethorft'3 Archiv Bd. 47. ©. 179.) zieht, ift 
unzutreffend. Wenn dort ausgeführt ift, daß Kinder nicht 
berechtigt find, den parens superstes, welcher mit ihnen 
in Gemeinfhaft der Güter auf gemeinfchaftlihden Gewinn 
und Verderb fißen geblieben, im Falle einer fchlechten Ber- 
mögen3=DBerwaltung in der Verfügung über Die gemein- 
Ihaftlihe Mafje einzuſchränken, e3 fei denn, daß fie eine 
Prodigalitäts » Erklärung begründen könnten, fo ilt damit 
den Erben des veritorbenen Ehegatten eine Berechtigung 
zur Einihränfung des Verfügungsrehtes des überlebenden 
Ehegatten abgeſprochen, für welche ſich weder in den, der 
Bauer - Ordnung zum Grunde liegenden, Principien, noch 
in den 88. 360. ff. a. a. D. ein geſetzlicher Anhalt findet, 
während diejenige Beihränfung, welde hier in Frage it, 
auf der ausprüdlichen Beitimmung der $$.381.—381. a.a.d. 
beruht. Außerdem ift zwischen dem Rechte zur Einſchränkung der 
gejammten Dispofitions-Befugniß eines Individuums, ver: 
möge deſſen den zukünftigen Beeinträhtigungen entgegen 
getreten werden joll, und dem Widerrufe einzelner Dispo: 
fitionen, welcher lediglich gegen bereit3 zugefügte Beein- 
trächtigungen gerichtet ift, ein derartiger Unterichied, daß 
von dem Nihtvorhandenfein der Berechtigung zu eriterer 
ein Schluß auf die Nichtberehtigung zu letzterer unzu— 
läſſig iſt. 
Band 65. 
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Die analoge Anwendung der für fideicommillarifche 
Subftitutionen in den 88. 468. 469, Thl. I. Tit. 12. des 
A. L.-R. gegebenen Beitimmungen, welche leßteren Kläger 
für anwendbar erachten, ift bei dem völlig verjchiedenen 
Charakter de3 eben genannten Rehtzinititutes von dem des 
bier in Rede ftehenden, unbedingt zu vermwerfen. 

Sit hiernach dabei ftehen zu bleiben, daß die 88. 381. 
bis 383. Thl. I. Tit. 1. des A. L.-R. für die Schenfun- 
gen, welche der Ehemann während des Beitehens der ehe 
lihen Gütergemeinjchaft, oder der überlebende Ehegatte wäh: 
rend des Beitehens der communio prorogata, vorgenommen 
bat, im Geltungsbereihe der Bommerihen Bauer-Ordnung 
maßgebend jind, jo muß die Annahme des Appellations: 
Richters: dab die Erben de3 erjtverftorbenen Ehegatten es 
fih, ohne Regrefaniprud an den Weberlebenden, gefallen 
lafjen müfjen, dab bei der Augeinanderjegung die güter: 
gemeinichaftlihe Maſſe Iediglih nah dem Zuſtande beur: 
theilt werde, in welchem fie fih zur Zeit der Auseinander- 
jeßung, oder doch in dem Zeitpunfte befunden habe, wo 
gejeglich die Auseinanderjegung hätte ftattfinden jollen; daß 
alfo, wenn im vorliegenden Falle Jacob St., während der 
Fortjegung der Gütergemeinihaft mit den Erben jeiner 
Ehefrau, aus der gütergemeinfhaftliden Mafje ein Capital 
von 1150. Thlen. in Snhaberpapieren verjchenkt habe, Klä— 
ger nicht berechtigt jeien, von der Verklagten, der Erbin 
des St., Erſatz zu verlangen, oder die Anrechnung eines 
entiprechenden Betrages auf den Antheil derjelben an der 
gütergemeinſchaftlichen Mafje zu beanipruchen, für ungerecht: 
fertigt und für nicht dazu angethan erachtet werden, die 
Abweilung der Kläger mit ihrem eventuellen Klageantrage 
zu begründen. 

Dagegen iſt der weiteren eventuellen Begründung des 
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Appellationg-Richters, welche fich den obigen, in den dies— 
feitigen Erfenntnifjen vom 21. Juni und 21. October 1867. 
entwidelten, Grundjägen überall anjchließt, beizutreten. Dem 
überlebenden Ehegatten, welcher mit den Erben des Erft: 
verftorbenen die Gütergemeinichaft nah der Pommerſchen 
Bauer:Drdnung fortjegt, find zwar Schenkungen keinesweges 
ſchlechthin unterjagt, ven Gütergemeinihaft3:Genofjen ftehen 
jedoch, dergleihen Schenkungen gegenüber, die Rechte des 
Miderrufes, reip. der Anrechnung bei der Auseinanderjegung 
zu, welche der Ehefrau bei der ehelihen Gütergemeinjchaft 
in den 88. 381.—383. citt. eingeräumt find, und fie 
können diefe Rechte nicht blos bei einer Theilung mit 
dem conjux superstes ſelbſt, fondern auch bei einer 
Theilung mit den Erben des leßteren geltend machen, da 
e3 fich hierbei um ein reines VBermögensreht handelt. Im 
vorliegenden Falle ift ein Widerruf nicht erfolgt, und es 
it von den Klägern nicht behauptet, daß ein Widerruf 
auf Grund des $.381. a. a. O. zulälfig geweſen wäre. 
Es fommt daher, wie der Appellations-Richter mit Recht 
annimmt, nad dem $. 382. daſ. darauf an, ob durd Die 
einfeitige, aus bloßer Freigebigfeit herrührende Schenkung 
de3 Jacob St. die gütergemeinichaftlihe Mafje dergeſtalt 
erſchöpft ift, daß die Gütergemeinſchafts-Genoſſen nicht jo viel 
zurüderhalten können, als ihre Erblafjerin, die verehelichte 
St., in die Gemeinichaft gebraht hat. In Höhe des feh— 
[enden Betrages würde die Verflagte nad) dem $. 383. ſich die 
Anrehnung der Schenkung auf ihren Antheil an der Thei- 
lungsmafje gefallen lafjen müfjen. Wenn Kläger hiergegen 
erinnern, daß e3 bei der communio prorogata bezüglich 
der Anrechnung nicht auf den Betrag des von ihrer Erb: 
lajjerin in die Ehe gebrachten Vermögens, fondern auf 
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den Betrag der Hälfte des beim Tode ihrer Erblafjerin 
vorhanden gewejenen gemeinjchaftlihen Vermögens ankomme, 
weil nah der Bauer - Ordnung die Hälfte dieſes Ver: 
mögens mit dem Tode ihrer Erblafjerin ihnen angefallen, 
von ihnen aljo dieje Hälfte in die fortgefegte Gütergemein: 
ſchaft eingebracht ei, jo ift dies verfehlt. Mit dem Tode 
des einen Ehegatten wird nad) der Bauer-Ordnung zwiſchen 
dem überlebenden Ehegatten und den Erben des verſtor— 
benen nicht eine neue Gütergemeinichaft begründet, jondern 
die durh die Eingehung der Che entitandene fortgefeßt, 
und aus dem Begriffe der Fortjegung der Gütergemeinichaft 
ergiebt fich, daß bei derfelben nur von einer Aenderung in 
dem einen der Subjecte, nicht aber in dem Objecte der Ge— 
meinschaft die Rede fein kann. Wollte man das Gegen 
theil annehmen und, neben der Aenderung in dem einen der 
Subjecte, auch eine ſolche in dem Objecte zulafien, jo würde 
eben nicht eine fortgejegte, jondern eine neu conitituirte 
Gütergemeinschaft vorliegen. E3 iſt demnach unrihtig, wenn 
die Kläger die Hälfte der beim Tode ihrer Erblafjerin vorhan— 
denen gütergemeinjchaftlihen Maſſe als ein Einbringen ihrer: 
Seit3 in die communio prorogata bezeihnen. Wie aber 
durch die Fortjegung der Gütergemeinjchaft auf den über: 
lebenden Ehemann, den Gütergemeinihafts:Genofjen gegen- 
über, nur diejenigen Dispoſitions-Befugniſſe über die güter- 
gemeinſchaftliche Mafje übergehen, welche ihm, der Ehefrau 
gegenüber, während der ehelichen Gütergemeinschaft zuftanden, 
jo ftehen auch bei der communio prorogata den Güter- 
gemeinshafts:Genofjen nur diejenigen Befugniſſe, dem über: 
lebenden Ehemanne gegenüber, zu, welche ihrer Erblafjerin 
während der ehelihen Gütergemeinihaft dem Ehemanne 
gegenüber gebührten. Die hier in Nede ftehende Befugniß 
beihränft aber der 8. 382. auf das urſprünglich in die 
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Gemeinihaft Eingebradte, und da von einem Ein- 
bringen der Gütergemeinjchaft3:Genofjen in die communio 
prorogata begriffsmäßig nit die Rede fein kann, fo ift 
die obige Annahme des Appellations-Richters wohlbegrün— 
det. Demjelben ift ſchließlich auch darin beizutreten, daß 
der eventuelle Klageantrag, in Gemäßheit der 88. 382. 383. 
a.a.D., nicht gehörig jubjtantürt if. Denn die Kläger haben 
in der Klage nur beiläufig bemerkt, daß das für 200. Thlr. 
erfaufte Grundftüd Schleffin Nr. 12. von ihrer Erblafjerin 
in die Gütergemeinfhaft eingebracht fei, und erit in der 
Appellationg: Beantwortung, jedoh ohne Angabe von Be- 
mweismitteln, eventuell behauptet, daß ihre Erblafferin 
jedenfalls einen Erbtheil von 400. Thlen. inferirt habe, mit 
welhem das Grundftüd gekauft worden. Es fehlt jomit 
an dem Maßftabe, nach welchem das an dem Eingebrad: 
ten Schlende zu beftimmen wäre. Dagegen läßt fih aus 
der in Vorſtehendem für zutreffend anerkannten eventuellen 
Begründung des Appellations-Richters nur eine Abweiſung 
des eventuellen Klageantrages in der angebradten Art 
rechtfertigen, während der principale Entſcheidungsgrund 
des Appellations-Richters darauf hinweift, daß dieſer Richter 
unter der in der Erfenntniß =» Formel ausgeſprochenen Ab— 
weiſung eine definitive veritanden hat. 

Hiernah war das Appellations-Urtel, wie geichehen, 
abzuändern. 


M. A. 
Sagdbezirk. 





Unterbricht eine Eifenbahn, welche einen Jagdbezirk 
durchjchneidet, den Zuſammenhang deſſelben dergeitalt, 
daß der Beſitzer der getrennten Ländereien zur eigenen 
Ausübung des Jagdrechtes auf feinem Grund und 
Boden nicht befugt iſt? 


Jagd-Polizei-Geſetz vom 7. März 1850. 8.2. (Gef.-©. 
©. 165.) 


Das Yagd: Polizei: Gejeß vom 7. März 1850. ver⸗ 
ordnet: 


8.2. Zur eigenen Ausübung des Jagdrechtes auf feinem 

Grund und Boden ift der Beliger nur befugt: 

a) auf folhen Befigungen, welde in einem oder 
mehreren an einander grenzenden Gemeinde- 
bezirfen einen land= oder forſtwirthſchaftlich 
benugten Flähenraum von wenigftens breihun- 
dert Morgen einnehmen und in ihrem Zufam: 
menbange durch fein fremdes Grundftüd unter- 
broden find; die Trennung, melde Wege 
oder Gemwäfler bilden, wird als eine Unters 
brechung de3 Zufammenhanges nicht angejehen. 

Sn einem folhen Zufgmmenhange befinden fi, nad 
der Behauptung des Klägers, die ihm gehörigen Grund: 
ftüde Flur I. Nr. 50. und Nr. 68. und feine übrigen 
Grundftüde in einem Flächenraume von mehr, als dreihun- 
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dert Morgen, in der Flur der Cataſtral-Gemeinde W. Er 
hält ſich daher zur Ausübung der Jagd auf dem gedachten 
GrundftüdssComplerus geſetzlich für berechtigt. 

Dieſe Befugniß wird ihm aber von dem Berklagten 
bejtritten, weldhem die Gemeindevertretung von W., mittelft 
Vertrages vom 1. September 1868., die agb bis zum 
1. September 1871. verpacdhtet hat. Verklagter hat den Ein- 
wand erhoben, daß der angegebene Zujammenhang der 
Grundftüde des Klägers nicht vorhanden fei, weil eine Unter: 
bredung namentlih duch die, den Grunditüds:Complerus 
durchſchneidende, Weſtphäliſche Eifenbahn, bewirkt werde. Der 
Kläger ift jedoch der vom Verflagten beitrittenen Anfiht, daß 
die Eilenbahn und der Eijenbahnförper al$ Weg anzus 
jehen jeiund das oben allegirte Geſetz keinen Unterſchied ge— 
ftatte, vielmehr’ in feinem Falle ein Weg eine Unterbredung 
beritelle. 

Der Appellationg-Richter hat, in Beltätigung des Er- 
fenntnifjes erſter Inſtanz, den Kläger abgewiefen, indem er 
der Anfiht ift, daß der fraglihe Flähenraum in jeinem 
BZufammenhange durch den Eifenbahnförper eine Trennung 
erfahren habe, und unter den Wegen, weldhe das Gefch 
zur Unterbrehung des Zufammenhanges nicht für geeignet er- 
Härt, nur Wege, melde dem Jagdberechtigten felbft ge: 
hören, oder öffentlihe Wege, welche Jeder das Necht zu 
betreten hat, zu verftehen feien, indem das Jagd: Polizei: 
Geſetz den Adjacenten eine Wegeberechtigung weder verliehen 
habe, noch habe verleihen wollen. 

Der Kläger und Implorant hat daher feinen haupt— 
ſächlichen Angriff gegen das Appellations=Urtel mit der 
Beichuldigung erhoben, daß der 8.2. littr. a. des Jagd: 
Polizei: Gejeßes vom 7. März 1850. und der Rechtsgrund— 
ja, daß, wo das Geſetz nicht unterfcheidet, auch der 
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Richter nicht unterfcheiden darf, duch Nichtanwendung ver: 
legt Sei. 

Die hiernach erhobene Nichtigkeits - Beichwerde des 
Klägers ift al3 begründet befunden und im Erfenntniffe des 
zweiten Senates de3 Dber » Tribunal3 vom 29. uni 
1871. das Urtel des Appellations » Gerichte zu Bader: 
born vom 24. Juni 1870. vernidtet, und auf die 
Appellation des Klägers, das Erkenntniß des Kreisgerichtes 
zu Warburg vom 26. November 1869. in der Sade jelbit 
dahin geändert: 

Daß Kläger für wohlbefugt zu erachten, auf feinen Grund: 
ftüden Flur I. Nr. 50. und 68. der Gataftral-Gemeinde 
MW. die Jagd auszuüben, der Verklagte dagegen dazu für 
nicht befugt zu eradten. 
Es lauten die 

Gründe. 

Die Nichtigkeits-Beſchwerde mußte für begründet erachtet 
werden. Denn wenn auch der Eifenbahnkörper, welcher das 
Areal des Klägers durchichneidet, unzweifelhaft ein Grund- 
ftüd, und ein fremdes Grundftüd ift, fo ift die Eiſen— 
bahn doc chen fo unzweifelhaft ein Weg, und das Geſetz 
verordnet ausdrüdlih, daß die Trennung, melde Wege 
bilden, al3 eine Unterbredung des Zujammenhanges nicht 
angejehen werben fol. Das Geſetz macht auch in feiner 
Art einen Unterfchied unter den Wegen, jo daß die Diftinc- 
tionen, welche die vorigen Richter aufgeftellt haben, al3 unbe: 
rechtigt erjcheinen. Vielmehr ergeben die Worte des Ge: 
feßes, daß, wenn auch der das Areal trennende oder 
durchſchneidende Weg im fremden Eigenthume fich befindet, 
alfo ein fremdes Grundftüd ift, durch dafjelbe eben aus 
dem Grunde feine Trennung bewirkt werben ſoll, weil es 
ein Meg ift. 
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Bei diefer Begründetheit der Nichtigfeit3 = Beichwerde 


entjcheidet auch der Grund der Vernichtung des Appellations: 
Urtels zugleih die Hauptjache, indem daraus die Verurthei: 
lung de3 Verklagten nah dem Klageantrage folgt. Was in 
diejer Richtung von den Parteien noch angeführt iſt, mußte 
al3 unerheblih außer Betracht bleiben. 


1: 
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N? 42. 
Armenpflege 


Muß, wenn zwilchen zwei Armenverbänden wegen 


Uebernahme der Fürſorge für einen Armen Die 


gejelich vorgejchriebene Entſcheidung der Landes: 
PolizeisBehörde ergangen iſt, der durch dieſelbe für 
verpflichtet erklärte Armenverband, melder nun 
einen dritten AUrmenverband auf Abnahme diejer 
Fürjorge in Anſpruch nehmen will, vor Anjtellung 
diefer Klage noch eine Entjcheidung der Landes— 
Polizei-Behörde erwirfen? 

Müffen die vorübergehenden VBerhältnijje, 
durch welche eine dreijährige Abweſenheit eines 
Berarmten von dem Orte, an welchem er jeinen 
Unterſtützungs-Wohnſitz hatte, veranlaßt morden 
it, wenn durch diefelben das Erlöjchen der Für: 
jorgepflicht ded Armenverbandes jene Ortes ges 
hindert werden fol, ſchon zur Zeit des DVerlafjens 
jene Ortes obgemwaltet und mit dem Verlafjen 
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defjelben in einem urjahlihen Zuſammenhange 
gejtanden haben? 

Geſetz über die Verpflichtung zur Armenpflege vom 31. Des 
cember 1842, 88. 4. 33. 34. (Gef.-©. 1843. ©. 8.) 


Verordnung vom 14. December 1833. 8.5. Nr. 8. (Gef.:©. 
©. 302.) 


Die unverehelihte Dorothea G. hat ihren Heimathgort 
©., mit Zurüdlaffung eines unehelihen Kindes, welches bis 
zum Jahre 1863. auf Koften des dortigen Armenverbandes 
verpflegt worden ift, verlafien, ift feit dem 1. Januar 1851. 
bis zum 21. October 18365. von dort entfernt geweſen, hat 
fih während dieſer Zeit in gerichtlihen und polizeilichen 
Gefängnifien, jowie in öffentlichen Kranfen = Anftalten, im 
Ganzen 12. Jahre 5. Monate und 25. Tage, befunden, und ift 
im Sahre 1865. im Gefindedienfte in der Stabt Str. er: 
krankt und feit dem 21. Juli in dem dortigen Kranfenhaufe 
auf öffentliche Koften verpflegt worden. Der Drt3:Armen- 
verband von St. nahm den gutöherrlihen (fiscalifchen) 
Armenverband von S. wegen Eritattung der betreffenden 
Pflegekoſten, ſowie wegen fernerer Abnahme der Fürforge 
für die G., in Anſpruch, wurde damit durch das Refolut 
der Regierung zu Potsdam vom 14. Juli 1866. abgewieſen, 
und machte demnächſt den gleihen Anſpruch gegen den 
Land: Armenverband der Churmarf geltend, worauf die ges 
dachte Regierung dur das andermeite Refolut vom 22. Ja— 
nuar 1868. entſchied: daß leßterer jchuldig, die vom 21. Dc= 
tober 1865. ab durh die Kur und Verpflegung der ©. 
erwachlenen Koften dem Armenverbande von St. zu erftatten 
und demjelben die fernere Fürforge für die ©. abzu= 
nehmen. 
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Die Land: Armendirection der Churmark hat gegen die: 
je3 Reſolut den Rechtsweg, nicht gegen den Armenverband 
von St., den fie ſelbſt nicht zur Fürforge für die ©. für ver- 
pflihtet hält, Tondern gegen den gut3herrlihen Armen— 
verband von ©., beſchritten, und wider diefen mit dem 
Antrage geklagt: unter Aufhebung des Reſolutes vom 22. Ja= 
nuar 1868., denjelben zu verurtheilen, die durch die Pflege 
der ©. ihr erwachſenen und noch erwachſenden, im Wer: 
waltungswege feitzuiegenden, Koften ihr zu eritatten und ihr 
die Fürforge für die ©. abzunehmen. Mehrfaher Einwen— 
dungen des durch die Regierung zu Potsdam vertretenen 
verflagten fiscaliihen Armenverbandes ungeachtet, ift der- 
felbe durch die gleichlautenden Erfenntniffe des Kreisgerichtes 
zu Potsdam vom 6, Dctober 1869. und des Kammergerichtes 
vom 14. Juli 1870., dem Antrage der Klägerin gemäß, 
verurtheilt, und auch die gegen das Appellations:Erfenntniß 
von ihm noch eingelegte Nichtigkeits-Beſchwerde ift vom er— 
ten Senate des Dber-Tribunal3 am 7. Mai 1871. zurüd: 
gewiejen worden. Die dabei, unter Anderen, mit zu entichei- 
den gemejenen, oben aufgemworfenen beiden Fragen, find 
verneinend beantwortet worden, aus folgenden 

Gründen. 

I. Der Berflagte hat der Klage den Präjubicial-Ein- 
wand der Incompetenz des Gerichtes ‚entgegengejegt, weil 
die Landes: Polizeibehörde über die Verpflegungslaft zwiſchen 
den Parteien die Enticheivung, welche nach dem $. 34. des 
Armenpflege-Gejeges vom 31. December 1842. dem Rechts— 
wege nothwendig vorausgehen müſſe, noch nicht getroffen 
babe. Der Appellationg- Richter aber hat diefen Einwand 
verworfen, weil jene Entſcheidung, welche der Klage aller: 
dings vorausgehen müſſe, im vorliegenden Falle bereits 
getroffen fei, und zwar in den Regierungs-Reſoluten vom 
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14. Juli 1866. und vom 22. Januar 1868., von denen 
das erſte zwiſchen dem Armenverbande von St. und dem 
jetzt Verklagten, das zweite aber zwiſchen dem gedachten 
Armenverbande und der Klägerin ergangen ſei. Der Ap— 
pellations-Richter hat nämlich angenommen, daß, nach Inhalt 
der gedachten beiden Reſolute, in denen es ſich objectiv um 
eine und dieſelbe Verbindlichkeit, die Fürſorge für die un— 
verehelichte &;, handele, die Regierung nicht blos unter der 
Vorausſetzung, ſondern unter ausdrüdlicher Feſtſetzung, daß 
dieſe Fürforge einem Drt3-Armenverbande nicht weiter ob- 
liege, entſchieden habe: zur Ab-, reſp. Uebernahme der Für: 
forge für die ©. ſei weder der Verflagte, noch der Armen— 
verband St., wohl aber die Klägerin — ein Land: Armen: 
verband — verpflichtet. Und er hat dann weiter ausgeführt, 
daß die Klägerin, da der Armenverband St. unzweifelhaft 
und unbeftritten zu folder Fürjorge definitiv nicht verbun— 
den fei, ein anderes wirkſames Rechtsmittel gegen das Re— 
folut vom 22. Sanuar 1866., wodurd fie für ſchuldig er- 
Härt ift: 
dem Armenverbande von St. die vom 21. Detober 1865. 
für die unverehelihte G. erwachjenen Kur: und Verpfle— 
gungsfoften zu erftatten, und demfelben die fernere Für: 
jorge für diejelbe abzunehmen, 
nicht gehabt habe, als die, wie geſchehen, gegen den ver- 
Hagten (Orts-) Armenverband gerichtete Klage, weil die 
beiden, fich eben gegenfeitig ergänzenden, Nejolute der Re— 
gierung zu Potsdam, deren Anficht dahin: daß der Ber: 
flagte überhaupt weder der Gemeinde St., noch der Klägerin 
gegenüber, zur Verpflegung der ©. verbunden geweſen ſei, 
feſtgeſtellt hätten, und er hat dann ſchließlich geſagt: 
„Einer nochmaligen reſolutoriſchen formellen Entſcheidung 
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zwiſchen den jetzt ſtreitenden Parteien habe es daher 

nicht bedurft.“ 
Dieſer Argumentation gegenüber, rügt die Nichtigkeits-Be— 
ſchwerde die Verletzung des 8. 34. des Armenpflege-Geſetzes 
vom 31. December 1842., ſowie einer weſentlichen Proceß— 
Vorſchrift im Sinne des 8. 5. Nr. 8. der Verordnung vom 
14. Dezember 1833., und zwar, weil der Rechtsweg unter 
verſchiedenen Armenverbänden erſt dann zuläſſig ſei, wenn 
von der Landes-Polizeibehörde zuvor über den Streit, und 
die Vorfrage, ob überhaupt, und event. von welchem Zeit— 
punkte ab, der Fall der öffentlichen Fürſorge vorliege, reſp. 
vorgelegen habe? zwiſchen den Parteien entſchieden worden, 
was hier noch nicht geſchehen ſei, da das Reſolut vom 
14. Juli 1866. nur den Streit zwiſchen dem Orts-Armen— 
verbande von St., und dem Verklagten, das Rejolut vont 
22. Januar 1868. aber den Streit zwiihen dem gedachten 
Armenverbande und der Klägerin, nit auch einen Streit 
zwiichen dieſer und dem Verklagten entſchieden habe, und 
weil es nicht darauf ankommen fönne, ob in diefen Reſo— 
luten implieite entſchieden ſei, daß nicht dem Berklagten, 
jondern der Klägerin die Fürforge für die unverehelichte 
G. obliege. 

Der alio erhobene Vorwurf trifft nicht zu, und die zu 
dejjen Rechtfertigung angeführten Gründe find nicht ftichhaltig. 
Es fann dahin geitellt bleiben, ob der Ausführung des 
Appelationg- Richters in jedem einzelnen Sage und Punkte 
beigetreten werden fönnte, da jein Haupt= Entjheidungs- 
grund, daß, nahdem die Regierung in dem Reſolute vom 
22. Januar 1868. die Klägerin jehuldig erklärt hat, dem 
Armenverbande St. die für die ©. erwachlene Kur: und 
Pflegekoften zu erjtatten und die fernere Fürforge für die— 
jelbe abzunehmen, e3 einer nochmaligen reſolutoriſchen Ent- 
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Iheidung der Regierung zwiichen den jetzt jtreitenden Bar: 
teien nicht weiter beburft habe, vollfommen richtig ift. Be: 
veit3 in einem diefjeitigen Erkenntniffe vom 25. Februar 
1859. ift angenommen, daß der angerufene $. 34. zwar, 
um den Armen, welcher nad dem $.33. gegen einen Armen: 
verband den Rechtsweg jelbit nicht befchreiten dürfe, vor 
dem Untergange zu ſchützen, der Verwaltungsbehörbe die 
Pflicht auflege, die Unterftüßung durch einen bejtimmten 
Armenverband zu bewirken, und einen unter mehreren Ar: 
menverbänden eintretenden Streit vorläufig, und zwar mit 
dem Vollftredungsrechte zu enticheiden, daß der 8. 34. aber 
davon, daß fie, wenn fi demnächſt ein dritter Armen: 
verband ergebe, zum zweiten Male entiheiden folle, nichts 
befage, aud darüber nichts weiter habe anordnen fünnen, 
weil mit dem einmal abgefaßten Refolute der Landes-Po— 
lizeibehörde Alles erreicht fei, was der Staat zu feinen Be: 
fugniffen und zugleich zu den gegen den Verarmten über: 
nommenen Verpflichtungen zähle, und daß daher der in 
einem Rejolute diefer Behörde zur Fürforge für einen Ver: 
armten verpflichtet erachtete Armenverband auf jeden anderen 
Berband, den er für mehr verpflichtet halte, zurüdgehen, 
d. h. gegen denjelben den Weg Rechtens ergreifen Fünne, 
ohne zuvor gegen diejen eine anderweite reſolutoriſche Ent: 
ſcheidung der Landes » Volizeibehörde erwirken zu müſſen. 
Und zwar lag in dem betreffenden Falle die Sade jo: daß 
die betreffende Regierung den Streit zwiihen der Dorf: 
gemeinde M. und dem Land: Armenverbande über die Ver: 
pflihtung zur Armenfürjorge für den A. zum Nachteile der 
Eriteren entſchieden, daß diefelbe demnächſt gegen den fig: 
caliſchen Orts-Armenverband ©. auf Abnahme diejer Laſt 
geklagt, daß der verflagte Fiscus aus dem Grunde, weil 
zwiſchen ihm und der Klägerin die im $. 34. cit. verordnete 
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Entfheidung der Landes: Polizeibehörde noch nicht erfolgt 
Sei, den Einwand der Unzuläffigfeit des Rechtsweges erhoben, 
der damalige Appellationg: Richter aber diejen Einwand ver: 
worfen hatte. Die biergegen eingelegte, auf die Rüge der 
Berlegung des 8. 34. eit. geftügte Nichtigkeits = Beichwerde 
it durch das gedachte Erfenntnig vom 25. Februar 1859. 
aus den erwähnten Gründen zurüdgemiejen. 

Die Grundfäge, auf welchen dieſe Enticheidung beruht, 
find ſpäter auch vom Gerichtshofe zur Entjcheidung der 
Competenz = Gonflicte angenommen, und zwar in folgen 
dem Falle. Die Familie des Tagelöhners M., welcher 
im Sabre 1863. von Sch. auf das Gut A., und von da 
wieder nah Sch., von dort aber Anfangs 1865. nad ©. 
verzogen und bier in ©. geftorben war, it vom 1. October 
1865. der öffentlihen Fürjorge anheimgefallen, und die Re— 
gierung zu Potsdam hat durch Reſolut vom 13. Juli 1866., 
— anſcheinend zu Gunften des Armenverbandes ©., — 'ent: 
ſchieden, daß der Landarmen-Verband der Churmarf für den 
zur Zeit des Eintrittes des ftreitigen Bedürfnißfalles pflege: 
ſchuldigen Armenverband zu eradten und als jolcher ſchul— 
dig, die Koften der Verpflegung der Familie M. zu erftat- 
ten, reſp. zu übernehmen, weil die Armenverbände von 
Sch., von A. und von ©. zu folder Fürforge nicht ver: 
bunden jeien. Der vom Landarmen-Verbande gegen den 
gutsherrichaftlihen Armenverband U. auf Uebernahme der 
Derpflegungspfliht für die Familie M. angeitellten Klage 
wurde vom Berklagten der Einwand der Unzuläffigfeit des 
gerichtlihen Verfahrens erhoben, ebenfalls lediglih aus dem 
Grunde: weil über das Nechtsverhältniß des Landarmen: 
Verbandes zum Dominium A. noch feine adminiftrative Ent: 
ſcheidung vorangegangen, dem Dominium S. gegenüber, aber 
die Entiheidung der Regierung nicht angegriffen fei, auch 
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nicht habe angegriffen werden ſollen. In dem diesfälligen 
Proceſſe hat die Regierung zu Potsdam, welche ebenfalls 
der Meinung war, daß, ehe der Rechtsweg zugelaſſen wer: 
den könne, zwilchen den beiden fich gegenüberjtehenden Ar: 
menverbänden von ihr entihieden werden müffe, den Com: 
petenz = Conflict erhoben, jedoh ohne Erfolg. Denn der 
gedachte Gerichtshof hat in feinem Erfenntniffe vom 9. Dctober 
1869. (J.“M.-Bl. 1869. ©. 237.— 240.) den Rechtsweg in 
diejer Sache für zuläffig geachtet, und zwar, unter Hinwei— 
jung auf die Gründe des erwähnten diefjeitigen Urtel3 vom 
25. Februar 1859., auf die, einen ziemlich klaren Ausſpruch 
des Gejeßgebers: daß die Negreßklage des einen Armen: 
verbandes gegen den anderen, nah einmal erfolgter ad- 
miniſtrativer Feitfegung nicht von einer neuen Entſcheidung 
der Verwaltungs» Behörde abhängig fein folle, enthaltende 
Borihrift des Art. 3. des Zufaß = Gejeßes vom 21. Mai 
1855. (6.:5. ©. 311.), 
wonach derjenige Verband, der die vorläufige Unterftügung 
eine® aus dem Auslande zurüdgelommenen Armen zu 
übernehmen gehabt, nad jeiner Wahl gegen den aus 
privatrechtlihem DBerhältniffe Berpflichteten oder gegen 
den verpflichteten Armenverband Klagen könne, 
und endlich darauf, daß das Verfahren, welches, nad) der 
Meinung der Regierung, ftatt finden folle, auf eine Bahn 
führe, welche nimmermehr zum Ziele führen könne, und daß 
in den Gefegen auch nicht entfernt ein Anhalt aufzufinden 
fei, wonach e3 einem Kläger zur Pflicht zu machen wäre, 
anftatt denjenigen, den er für den PVerpflichteten erachtet, 
in Anspruch zu nehmen, zuvor einem Andern gegenüber, 
auf deſſen Antrag er verurtheilt worden, auszuführen, daß 
er und zwar deshalb zu Unrecht verurtheilt worden, weil 
ein Dritter, der in dem Vrocefje mit dem erjten Kläger gar 
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nicht einmal zu hören geweſen, der DVerpflichtete ſei. Bon 
diefen Grundfäßen abzugehen, liegt feine Veranlaſſung vor, 
und namentlih ift vom Verklagten nichts vorgebracht, was 
dazu führen könnte. Er beruft fich zwar, zur Unterftügung 
de3 gegen die Ausführung des Appellationg-Richters erho- 
benen Angriffes, auf das bdiefjeitige Präjubicat vom 5. De: 
tober 1864. (Archiv, Bd. 55. S. 240.); überfieht aber, indem 
er aus einzelnen in deſſen Gründen enthaltenen Worten, 
anjcheinend verführt durch die Redaction des Archives, ab: 
ftracte Grundſätze herleiten zu können meint, ebenfo den 
Zufammenhang, in welchem diefe Worte gebraucht find, 
al3 die gänzliche WVerjchiedenheit des damaligen und des 
jeßt vorliegenden Falles. (Dies wird dann näher ausge— 
führt.) 

II. Der Appellationg: Richter hat, auf Grund der Felt: 
jtellung, daß die ©. während der Zeit von 14. Jahren 
9. Monaten und 21. Tagen, welde fie nach ihrer Großjährig- 
feit von ©. abweſend geweſen ift, 12. Jahre 5. Monate und 
25. Tage fih in Gefängniffen, im Bolizei: Gewahrjam, in 
Arbeitshäufern und öffentlihen Kranfen-Anftalten befunden 
hat, angenommen, daß dieſer Zeitraum, nah dem $. 4. 
de3 Armenpflege - Gejebes vom 31. December 1842., von 
der Zeit der Abwefenheit der ©. in Abzug kommen müſſe, 
und daß fie hiernach im Sinne diefes Geſetzes am 21. Detober 
1865. erſt 2. Jahre 3. Monate 26. Tage von ©. ab: 
weſend geweſen fei, mithin damals ihr Hülfsdomicil daſelbſt 
noch nicht verloren gehabt habe. Diejer 8. 4. lautet: 

Die durch die Vorſchriften des $. 1. — (für Die 
Fäle ausprüdliher Aufnahme als Gemeindeglied, Er: 
werbung eines Wohnfiges, oder dreijährigen Aufenthaltes 
in der Gemeinde nah erlangter Großjährigfeit vor dem 


Herpgrtreten der Hülfsbedürftigfeit) — beſtimmte Ber: 
Band 65. 
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pflihtung der Gemeinde — (zur Fürforge für einen 
Armen) — erliiht, wenn der Verarmte nach erlangter 
Gropjährigfeit feit drei Jahren aus der Gemeinde ab: 
wejend ift. Eine Ausnahme hiervon findet jtatt, wenn 
die Abweſenheit durch blos vorübergehende Verhältniſſe, 
infonderheit durch den Betrieb eines nicht ftehenden 
Gewerbes, dur Erfüllung der allgemeinen Militairpflicht, 
duch Abbüßung einer zeitigen Freiheitsftrafe 2c. veran- 
laßt worden ift. 

Der Appellations-Richter ift zunächft der Meinung, 
daß nicht blos die von der ©. verbüßten Freiheitsftrafen, 
fondern auch die Zeiträume, in denen fie fih in ander- 
weiter Haft, im Polizei-Gewahrſam, im Arbeitshaufe und 
in Kranken Anftalten befunden habe, als Ausnahmezeiten 
im Sinne diejes $. 4. angejehen werden müßten, da der 
legtere diejenige Zeit der Abwejenheit nicht berechnet wiſſen 
wolle, während welcher der Verarmte durch vorüberge- 
hende Berhältnifje behindert gemejen, an feinen Wohnort 
zurüdzufehren, jelbft, wenn er den Willen zur Rückkehr ge: 
habt; denn etwas anderes bedeuteten die Schlußmworte 
des Paragraphen nit. Der Appellations = Nichter führt 
weiter aus, daß, weil der Wille, ald folder, ein 
Internum fei, das Gefeß angeordnet habe, dem Nerarmten 
folle in jedem Falle, wo er fih in ſolchen Verhältniſſen 
befinde, welde ihn an der Rückkehr in feine Heimat und 
an der Ausführung feines Willens zur Rückkehr abhielten, 
der Zeitraum, während deſſen ſolche Verhältniffe vorhanden 
geweſen feien, auf feine Abweſenheitsdauer nicht angerechnet 
werden. ’ Ä 

Berklagter rügt, diefer Ausführung gegenüber, die Ver: 
legung des 8. 4, cit. und ſtützt den Vorwurf wejentlich 
darauf: daß die Verhältniffe, aus welchen, einer dreijährigen 
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Abweſenheit ungeachtet, das frühere Hülfgdomicil eines groß: 
jährigen Menschen beitehen bleiben könne (richtiger: folle), 
nämlich: 

1. weil dem Hülfsbedürftigen, als er das frühere Domi- 
cil verlaffen, niht die freie Wahl feines Aufent: 
haltes zugeſtanden habe, 

und 

2. weil die Umſtände, unter denen der Hülfsbedürftige 
das frühere Domicil verlaſſen habe, nur vorüber: 
gehende geweſen feien und daher, nad) dem $.4., den 
Schluß auf die mangelnde Abficht der Rückkehr nicht 
geitatteten;; 

in beiden Fällen zur "Zeit des Verlaſſens des Domiciles 
obgewaltet und mit dem Verlaſſen in urſachlichem Zuſam— 
menhange geitanden haben müßten, da fie, wenn fie erft 
jpäter eingetreten, nicht die Veranlafjung der Abmwejenheit 
bildeten, jofern nicht poſitiv nachgewieſen werde, daß der 
Hülfsbedürftige die ernfte Abficht der Rückkehr gehabt habe, 
und daß deren Ausführung nur dur die fraglichen Um— 
ftände vereitelt worden. Durch dieſe Deductionen wer: 
den jedoch in feiner Weiſe die Grundjäße widerlegt, welche 
über den Sinn des 8. 4. cit. diegjeit3 angenommen wor: 
den find. Darüber bat fih ſchon ein Erfenntniß von 
13. Saruar 1868. dahin ausgeſprochen: Der $. 4. be— 
ftimme für das Erlöihen des Armen= Domiciles eine Ab- 
wejenheit von dreijähriger Dauer, nehme davon aber aus, 
wenn die Abweſenheit durch blos vorübergehende Berhält- 
nifje veranlaßt worden. Damit fünne nit wohl gemeint 
fein, daß das vorübergehende Verhältniß, (z. B. die Ber: 
büßung einer Freiheitsitrafe), die ganzen drei Jahre ununter- 
brocdhen gedauert haben müfje; unter diefen Worten werde 
daher nicht die dreijährige Abmelenheit, in ihrer ununter- 
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brochenen Dauer, fondern überhaupt nur ein Theil jener 
Abweſenheit verftanden werden müffen, jo daß jeder Ab: 
Ihnitt, während deſſen der Verarmte nur durch vorüber- 
gehende BVerhältniffe entfernt gehalten worden, von der 
Dauer der Abmeienheit in Abzug zu bringen fei. Das 
Erfenntniß verweiſt dabei auf ein früheres diesjeitiges 
Urtel vom 21. November 1860., worin ausgeführt iſt: 
Der 8. 4. eit. habe unter dem Morte „veranlaßt”, im 
Falle der Verbüßung einer zeitigen Freiheitsftrafe, nicht 
eine Strafe verjtehen wollen, mit deren Abbüßung die Ab- 
mejenheit ihren Anfang genommen habe, jondern habe nur 
die Strafzeit nicht als Abweſenheitszeit angejehen willen 
wollen; das Wort: „veranlaßt” laſſe das Gegentheil nicht 
erkennen, werde vielmehr durch den Ausdrud: „zeitige” 
verdeutlicht; das Gejeb habe ſonach jede Freiheitsitrafe für 
ein vorübergehendes Verhältniß erklärt, welche in der Zeit 
der Abmwejenheit, eben jomohl am Anfange, als im Kortlaufe 
derjelben, abzubüßen geweſen ſei; — und es fpricht fich 
dann ganz beſtimmt dahin aus: „Der im $. 4. gebrauchte 
Ausdrud „wenn die Abmwejenheit veranlagt worden”, nöthige 
feinesweges zu der Folgerung, daß jenes vorübergehende 
Verhältniß mindeitens beim Beginne der Abweſenheit ob: 
gewaltet, die Entfernung erjt herbeigeführt haben mülle. 
Hätte dies in der Abfiht des Geſetzes gelegen, jo würde 
dies auch in bejtimmter und mehr unzmweideutiger Weiſe 
ausgedrücdt worden fein. In dem Worte „veranlaßt” jei 
irgend eine Zeitbeftimmung nicht enthalten, und in dem 
Sage: wenn die Abwejenheit veranlagt worden, jei auch 
feine Andeutung dafür zu finden, daß fie in den Anfangs: 
punkt der drei Jahre fallen müſſe. 

An diefen Grundfägen it um jo mehr feitzuhalten, 
al3 der $. 4. das Eintreten der Ausnahme = Beitimmung 


ei en 397 


von der an die Spige geitellten Negel, lediglih von dem 
Borhandenfein thatjächer Verhältniſſe, durch welche die Ab— 
wejenheit zeitweile vorübergehend veranlaßt worden iſt, 
d. h. in welchen fie ihren äußerlich erfennbaren Grund ge- 
habt hat, abhängig gemacht, nicht aber von dem Nachweile, 
daß der Arme den Willen zur Nüdfehr in jeine Heimath 
gehabt habe, an deſſen Ausführung aber allein durch das 
betreffende vorübergehende Verhältniß verhindert worden 
fei. Berklagter hält jogar den Nachweis „ernſter“ Abjicht 
der Rückkehr für nothwendig, und macht dadurch jelbit 
darauf aufmerffam, zu welcher bedenklichen Caſuiſtik die von 
ihm verfuchte Auslegung des $. 4. cit. führen würde und 
müßte. In dem mehrgedachten dieſſeitigen Erkenntniſſe 
vom 12. Sanuar 1868. ift ebenfall3 bereit angenommen, 
daß die Ausführung: die Detention in einem Landarmen— 
hauſe jei der Strafverbüßung gleih, und wie die Ver: 
büßung einer Freiheitsftrafe für ein blos vorübergehendes 
Verbältnig zu achten, weil beides Freiheits-Entziehungen 
feien und eben das Gemeinfame hätten, daß der Verarmte 
in dem Landarmenhaufe eben fo, wie in dem Gefängniſſe 
wider feinen Willen zurüdbehalten ſei, — mit dem S. 4. cit. 
nicht im Widerfpruche ftehe. Es kann daher auch als ein 
rechtsgrundfäglicher Verftoß gegen dieſes Gejeß nicht ange— 
fehen werben, wenn der Appellationg-Richter die Detention 
der ©. im Polizei» Gewahrfam und im Arbeitshauje für 
vorübergehende Verhältnifje, welche zwangsweiſe die Freiheit 
der Wahl des Aufenthaltes aufgehoben hätten, erachtet. 
Eben jowenig aber fann ein ſolcher Verſtoß darin gefunden 
werben, daß er zu dergleichen, die Ausnahme von der 
Regel begründenden, Verhältniffen im Sinne des $. 4. auch 
den Aufenthalt der ©. in öffentlichen Kranken = Anitalten 
mit beigerechnet hat. Auch diefer Angriff ift daher verfehlt. 
a 
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Ne 43. 
Armenpflege. 


Erliſcht die Verpflichtung eines Armenverbandes zur 
Fürſorge für denjenigen, welcher nach erlangter Groß— 
jährigkeit ſeit drei Jahren aus der Gemeinde abweſend 
iſt, auch in dem Falle, wenn deſſen Hülfsbedürftigkeit 
und die Nothwendigkeit öffentlicher Armen-Unterſtützung 
bereits während dieſer drei Jahre — beiſpielsweiſe 
durch die erforderlich gewordene Fürſorge für ein von 
der Mutter zurückgelaſſenes uneheliches Kind — hervor— 
getreten iſt? 


Geſetz über die Verpflichtung zur Armenpflege vom 31. De— 
cember 1842. 88. 1. 3. 4. 12. 20. 22. 33. 34. (G.S. 
1843. S. 8. u. ff.) 


Geſetz über die Aufnahme neuanziehender Perſonen vom 
31. December 1842. 8. 4. (©.-©. 1843. ©. 6.) 


Gefet zur Ergänzung der vorgedachten Gefege vom 21. Mai 
1855. Art. 13. (©.-©. ©. 311.) 


Die zu Königsmwalde im Sahre 1836. geborene unver: 
ehelihte B. hat nah erlangter Großjährigkeit in Zielenzig 
im November 1860. außerehelih ein Kind geboren, daſſelbe 
dort zurückgelaſſen und fih nad Berlin begeben, wo fie 
vom 1. Suli 1861. an länger als drei Jahre (jedenfalls 
bis Ende 1868.) in Dienft: Verhältniffen geftanden 
bat. In Folge eines Nejolutes der Regierung zu Frank— 
furt a. D. vom 31. Auguft 1863., hat die Stadtge- 
meinde Königsmwalde die Armenpflege für das Kind der B. 
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übernommen, ihre Verpflihtung dazu jedoch für erlojchen 
erachtet, nachdem fie erfahren, daß die B. feit 1861. un- 
unterbrochen in Berlin fih aufgehalten habe. Auf ihren 
Antrag Hat auh die Regierung zu Potsdam durch 
Kefolut vom 21. Sanuar 1868. entichieden, daß der 
Armenverband von Berlin dem Armenverbande von Königs: 
walde die demfelben feit dem 1. Juli 1864. aus der Ver— 
pflegung des Kindes der B. erwachſenen Kosten zu erjtatten 
und die fernere Fürforge für das gedachte Kind zu über- 
nehmen babe, worauf die Berliner Armen-Direction der 
Gemeinde Königswalde die vom 1. Juli 1864. bis 12. No— 
vember 1868., — von wo ab die erftere die Verpflegung 
de3 Kindes jelbft übernommen, — entitandenen Pflege-—, 
Bekleidungs- und Reifetransportkoften im Gejammtbetrage 
von 102. Thlen. 9. Sgr. baar erftattet, jedoch, den Rechts— 
weg gegen das gedachte Nejolut bejchreitend, gegen Die 
Stadtgemeinde Königswalde auf Rüdzahlung diefer Summe 
nebſt Zinſen geklagt hat. 

Das Kreisgericht zu Zielenzig hat am 29. November 
1869., die gegen diefen Anſpruch von der Berflagten er: 
hobenen Einwendungen für begründet eradhtend, die Klä— 
gerin abgewieſen, weil, nachdem die B. mit dem 1. Juli 
1864. dur einen, nad erreichter Großjährigfeit drei Jahre 
hindurch fortgejegten, Aufenthalt in Berlin ihr Hülfsdomici! 
erlangt habe, von diefem Tage an auch die Fürforge für 
ihr Kind auf den dortigen Armenverband übergegangen fei, 
und weil der Umſtand, daß das Kind bis dahin von der 
verklagten Gemeinde verpflegt fei, nichts ändere, da die 
Hülfsbedürftigkeit des Verarmten nicht ein Zuftand, von 
defien Fortbeftehen oder Aufhören die gefeglihe Fürforge- 
Verpflichtung abhängig gemacht ei, fondern eine Thatjache 
jei, welche mit jedem Tage, wo die Öffentliche Armenpflege 
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ausgeübt werden müſſe, aufhöre, reſp. ſich wiederhole. Auf 
die Appellation der Klägerin hat dagegen das Appellations— 
Geriht zu Frankfurt a. D. am 23. Mai 1870. das erfte 
Erfenntnig dahin abgeändert: daß die Verklagte jchuldig, 
an Klägerin die zurüdverlangte Summe nebft Zinſen zu 
zahlen. Und zwar beruht diefe Entſcheidung auf der Gr: 
mwägung: daß, wenn auch die B. und deren uneheliches 
Kind jeit dem 1. Juli 1864. ein Hülfspomicil in Berlin 
würde haben erwerben können, dies doch, was der erite 
Richter uuberücfichtigt gelaffen habe, deshalb nicht der Fall 
geweſen jei, weil die öffentlihe Armenpflege für das Kind 
jhon vor dem 1. Juli 1864., alfo zu einer Zeit, wo das— 
jelbe, glei) feiner Mutter, den Unterſtützungs-Wohnſitz in 
Königswalde gehabt habe, nothwendig geworden, und weil 
die Hülfsbedürftigkeit des Kindes der B. auch dann als 
Hülfsbedürftigfeit der zur Alimentation verpflichteten Mutter 
anzujehen jei, wenn diefe, wie im vorliegenden Falle, das 
Kind hülflos verlafjen und dadurch die öffentliche Armen: 
pflege für daſſelbe nöthig gemacht, ſelbſt für ſich aber der 
Öffentlichen Fürforge nicht bedurft habe. 

Die von der DVerklagten gegen dieſe Entſcheidung ein: 
gelegte Nichtigfeit3-Beichwerde ift von dem erjten Senate 
des Ober- Tribunal vom 27. März 1871. zurückgewieſen 
worden, aus folgenden 

Gründen. 

Dhne Grund wirft die Nichtigfeits = Beihwerde dem 
Appellationz- Richter Verlegung des 8. 1. Nr. 3. und der 
88. 4. 20. 22. 33. 34. des Armenpflege = Gejeges vom 
31. December 1842. und des $. 4. des Gefeges über die 
Aufnahme neu anziehender Perfonen von demſelben Tage 
vor. Mit Rückſicht auf die 88. 20. 22. eit. fommt zumächlt 
in Betracht, daß uneheliche Kinder unter vierzehn Jahren, 
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weil fie feinen eigentlihen Wohnfig begründen können, jo: 
bald fie der öffentlichen Fürjorge bedürfen, dem Armen 
verbande anheimfallen, welhem die Fürforge für die 
Mutter obliegt, ebenjo wie eheliche Kinder dieſes Alters 
dem Armenverbande ihres Vaters angehören. Sinder find 
in diefem Falle, weil fie lediglich dem Verhältnifje des 
Vaters, reip. der Mutter folgen, nicht getrennt von 
Vater oder Mutter, alfo nicht als diejenigen zu betrachten, 
welchen die Armenpflege gewährt wird, vielmehr find als 
die eigentlich Unterftügten Vater oder Mutter anzuiehen. 
Es ift dies in vielen diesfeitigen Erfenntnifjen angenommen 
worden und zwar, abgejehen von dem am 16. April 1858. 
abgeurtelten Falle, in welchem es ſich um die Fürjorge für 
die hülfsbedürftige Frau und Tochter eines der Fürjorge 
jelbjt nicht bevürftig gewordenen Vagabunden handelte, 
und von dem am 10. Dctober 1860. (Entid. Bd. 45. 
©. 405. ff.) entſchiedenen Falle, worin e3 heißt: daß die 
den ehelihen Kindern einer Wittwe zu Theil gewordene 
Hülfe (Armen-Unterftügung) den Kindern nit unmittelbar, 
vielmehr nur mittelbar, eigentlih der Mutter, gewährt 
worden jeizc., ſpeciell rücrichtlich uneheliher Kinder in den 
Erkenntniſſen vom 24. September 1860. und 3. Februar 
1865., in weldhem leßteren gefagt wird: „Weder in den 
beiden Gejegen vom 31. December 1842., noch in dem 
Ergänzungs-Geſetze vom 21. Mai 1855. wird bei dem Zu: 
ftande der Verarmung, welcher die öffentliche Fürjorge in 
Anſpruch nimmt, zwiſchen dem jelbitftändigen Familien— 
haupte, Vater oder Mutter, und deren unjelbititändigen 
Familienglievern unterjhieden; in dem Bedürfniſſe einer 
Öffentlihen Unterjtügung für dieſe Angehörigen liegt aljo 
auch das Unvermögen des Familienhauptes und die Ent: 
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jheidung der Landes - Volizeibehörde über die Hülfsbedürf: 
tigkeit jener ergiebt von felbft die Hülflofigfeit des letzteren.“ 

Weiter ift in dem Grfenntniffe vom 7. April 1865. 
ausgeführt: Aus den SS. 20. und 22. des Armenpflege: 
Geſetzes jei nicht zu folgern, „daß von einer Verbindlichkeit 
zur Armenpflege für ein unehelihes Kind erit dann die 
Nede fein könne, wenn die Hülfsbebürftigfeit feiner noch 
lebenden Mutter feitgeitellt ei.” Endlich ift auch in einem, 
in der Proceßſache des Armenverbandes Ziegenort wider 
den Alt: Bommerjhen Landarmen-DBerband am 16. Mai 
1870. gefällten, Erfenntniffe, zur Widerlegung der Meinung: 
e3 liege in der Annahme, daß in der Fürforge für ein 
(unmündiges) unehelihes Kind ſchon eine mittelbare Für: 
jorge für deſſen Mutter felbft zu finden fei, eine Verlegung 
der 88. 4. und 22. des Armenpflege:Gejeßes, weil aus der 
Thatſache der Armenpflege für jenes Kind allein noch nicht 
das Unvermögen der Mutter folge, namentlich dann nicht, 
wenn der Aufenhalt der letteren unbekannt, auch deren 
wirkliches Unvermögen weder behauptet, noch feitgeftellt fei, 
— unter Hinweifung auf das vorgedadhte Präjudicat vom 
7. April 1865. Folgendes ausgeführt worden: „Wenn ein- 
mal die für den Richter maßgebende Entiheidung von der 
competenten Verwaltungs= Behörde getroffen jei, dab eine 
Armenpflege nothwendig, jo könne bei Enticheidung der 
Frage, welchem Armenverbande die Fürforge obliege, nicht 
weiter in Betracht fommen, ob diefes Bedürfniß zur öffent- 
lihen Armenpflege dur ein wirkliches Unvermögen oder 
dadurch hervorgerufen fei, daß der zur Alimentation des 
Hülfsbebürftigen geſetzlich verpflichtete Verwandte, dem Auf: 
enthaltsorte nach, unbekannt fei, vielmehr bleibe dem Armen 
verbande, welhem nad dem $. 1. des Armenpflege⸗Geſetzes 
die Verpflihtung zur Armen: Fürjorge geſetzlich obliege, 
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immerhin überlaffen, den zur Mlimentation verpflichteten 
Verwandten zur Eritattung der Aufwendungen, Toweit der- 
jelbe dazu im Stande fei, in Anfpruh zn nehmen. Mit 
Unrecht werde aber geleugnet, daß in diefer Fürforge für 
das Kind mittelbar auch eine ſolche für die (uneheliche) 
Mutter jelbit enthalten jei, da auch bei ehelichen Kindern 
der Vater, welcher den Unterhalt für fih und feine Familie 
ganz oder.auch nur theilweiſe nicht verjchaffen könne, info: 
weit arm fei, daß die öffentliche Fürforge eintreten müſſe, 
wobei es gleichgültig jei, welchem Familienglieve unmittel- 
bar die öffentliche Unterftügung gewährt werde.“ 

Mit diefen Grundjägen fteht die Argumentation des 
Appellations-NRichters volllommen im Einflange; die Mei: 
nung der Berklagten: daß die Frage: ob aus der Unter: 
ftügungsbedürftigfeit eines unehelihen Kindes auch die 
Hülfsbedürftigfeit feiner Mutter herzuleiten fei? nicht abſtract 
beantwortet werden könne, ſondern in jedem concreten Falle 
erft erörtert werden müſſe, dagegen im Widerſpruche. Bon 
den diesſeits bisher adoptirten Grundjägen abzugeben, Liegt 
feine Beranlafjung vor. Namentlich aber kann ein Grund 
dazu darin nicht gefunden werden, daß die Negierung in 
Potsdam in dem Nejolute vom 21. Januar 1868. zum 
Nachtheile der jegigen Klägerin entſchieden hat, weil die 
Fürforge - Verpflihtung in Betreff der Mutter des Kindes 
in der gedachten Zeit ſchon dem Berliner und nicht dem 
Königsmwalder Armenverbande obgelegen habe, und jodann 
in diejem Reſolute noch gejagt worden ift: 

Mas übrigens den vorliegenden Fall anbelangt, jo 
muß bier und zwar ganz pofitiv nad den 88. 33. 34. 
des Armen = Gejehes, mit Ausihluß des Rechtsweges, 
conftatirt werden, daß aus dem Umijtande, daß die B. 
ihre Tochter Jahre lang hülflos im Stiche ließ, keines— 
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weges gefolgert werden fann und darf, es habe ihr in 
diejer Zeit etwa im Ginne des 8. 4. des Geſetzes über 
die Aufnahme neuanziehender Perſonen, aud an den 
nöthigen Kräften gefehlt und fie jei außer Stande ge: 
weien, für fih und ihre Tochter den nöthigen Unterhalt 
zu erwerben. (Erfenntniß des Dber : Tribunal3 vom 
21. April 1856. — Striethorft’3, Archiv Bd. 21. 
S. 101.) 

Es kann diefe Bemerkung in dem hier in Rede ftehen- 
den Regierungs-Reſolute auf die Entſcheidung der Rechts— 
frage: ob die Fürforge für ein unmündiges, hiülflos ge: 
lafjenes, unehelihes Kind von ſelbſt auch als Fürforge für 
deſſen Mutter anzujehen jei? von feiner Bedeutung jein, 
und überhaupt nur den Sinn und den Zweck gehabt haben, 
auszudrüden und außer Zmeifel zu Stellen, daß die B., 
welche ihr Kind dergeftalt, daß es der Armenpflege anheim 
gefallen jei, hülflos gelafjen, für ſich aber diejelbe nicht in 
Anſpruch genommen habe, meil deren Nothwendigfeit auch 
ſonſt nicht nachgewieſen fei, nad dem Art. 13. des citirten 
Geſetzes vom 21. Mai 1855. zur Unterftügung ihres Kin: 
des angehalten, fal3 der Verſuch hierzu aber fruchtlos 
bleibe, auf fo lange, als das Bedürfniß für das Kind 
fortvauere, in einer Arbeits: Anftalt untergebracht werden 
könne. 

Es fteht weiter feit, daß die B. nach erlangter Groß— 
jährigfeit im Jahre 1861. nach Berlin gekommen ijt, und 
daß der Zuftand der Hülfsbebürftigfeit des Kindes, welche 
die öffentlihe Fürforge für dafjelbe an dem Heimathsorte 
der Mutter, Königswalde, erforderlich gemacht, ſchon vor 
dem 1. Juli 1864., dem Ablaufe der dreijährigen Aufent- 
haltzzeit der B. in Berlin, beftanden und daß diejer Zu— 
ftand noch darüber hinaus gedauert hat. Mit Net ift 
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bei dieier Sachlage der Appellations: Richter der Meinung, 
daß, wenn auch unter anderen Umjtänden die B. und 
deren uneheliches Kind feit dem 1. Juli 1864. ihr Hülfs- 
domicil Königswalde verloren und dagegen ein jolches in 
Berlin erworben haben würde, dies im vorliegenden Falle 
doch deshalb nicht anzunehmen jei, weil die Hülfsbebürftig: 
feit des Kindes, welche, wie bereit gezeigt, auch als bie 
der Mutter defjelben anzufehen fei, ſchon vor dem gedach— 
ten Tage hervorgetreten ſei. Damit ftimmt die diesjeitige 
Praris überein. Schon in dem, an der oben ange: 
führten Stelle des Negierungs-Nejolute® vom 21. Januar 
1868. jelbit in Bezug genommenen, Erfenntniffe vom 
21. April 1856. ift der Grundfag ausgejproden: die 
Pflegeverbindlichkeit, welche in einem gemwiljen Seitraume 
eingetreten ift, bleibt fortbeitehen, und zwar fo lange, big 
die Hülfsbedürftigfeit, al3 (der) Grund der Gemeindes Ver: 
bindlichfeit aufhört. ine Erlöfhung durch dreijährige 
Abwesenheit, nach dem 8. 4. des Armenpflege: Gejebes, iſt 
nur dann anzunehmen, wenn innerhalb der drei Jahre 
noch feine Armenpflege eingetreten war, nicht aber in dem 
Falle, wo jhon im Laufe der dreijährigen Zeit die Hülfs— 
bebürftigfeit und mit ihr die Nothmwendigfeit der Armen: 
pflege ſich heraußsgeftellt hat. Was aber von der Mutter 
gilt, dafjelbe gilt auch nah dem 8.22. a. a. D. von ihrem 
unehelihen Kinde. 

Ebenjo heißt es in dem bereit3 oben gedachten Er: 
fenntniffe vom 10. Detober 1860. (Entjcheid. Bd. 45. 
©. 405. ff. 411.) in einem Falle, in welchem es fih um 
die Frage handelte, ob die Kinder einer Wittwe, welche ſich 
wieder verheirathet hatte, das frühere Hülfsdomicil der 
Mutter behalten hätten, oder der Armenpflege des von 
ihr durch die zweite Che an einem Drte erworbenen Hülfs: 
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domiciles anheim gefallen wären: „Die Kinder der Wittwe 
B. haben jhon vor deren Wiederverheirathung, als Hülfs— 
bedürftige, in A. Armenpflege genofjen und, nad) den Grund: 
fägen der 88. 1. 3. 12. des Armenpflege:-Gejeßes, iſt der: 
jenige Armenverband der Verpflichtete, in welchem das 
Hülfsbedürfnig hervortritt. Defjen Fürforge beginnt mit 
dem Zeitpunfte der hervorgetretenen Hülfsbedürftigfeit und 
dauert fort, jo lange das Bebürfniß felbft fortbeiteht. Die- 
jer Grundfaß ift der überwiegende und, da die Fürjorge für 
die B.'ſchen Kinder Schon zur Zeit des MWittwenftandes 
ihrer Mutter am Orte A. in Wirkung getreten war, fo 
muß fie auch ferner wirkſam bleiben, obwohl die Mutter 
in ein anderes Hülfsdomicil übergegangen iſt.“ 

Daraus ergiebt fi) aber, daß der Appellationg-Richter 
gegen feine der al3 verlegt bezeichneten, oben angeführten 
Geſetzes-Vorſchriften rechtsgrundfäglich gefehlt hat. Die 
Nichtigkeits-Beſchwerde ift fonach als unbegründet zurückzu— 


weilen. 
— — 


Ne 4A, 
Beitellung eines Curators neben dem Vormunde 
eined Minderjährigen. 





Kann in einem Procefje, den ein für einen bevor- 
mundeten Deinderjährigen beſtellter Curator, bei der 
Weigerung des DVormundes, führt, der Verklagte den 
Einwand entgegenjegen, daß der Elagende Curator nicht 
habe zum Litiscurator ernannt werden dürfen? 

A. L-R. Thl. II. Tit. 18. 8. 47. 


— — _ — — 
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Die vorſtehende Frage iſt in Sachen des Rittmeiſters 
v. R. wider den Referendar T., als Curator des minder: 
jährigen Sohnes der unverehelichten G., durch Urtel des 
erſten Senates des Ober-Tribunals vom 19. December 1870. 
auf die gegen das Erkenntniß des Appellations-Gerichtes zu 
Münſter vom 14. Mai 1870. erhobene Nichtigkeits-Beſchwerde 
verneinend entſchieden worden, aus folgenden, auch die Dar— 
ſtellung des Sachverhältniſſes enthaltenden, 

Gründen. 

Der Verklagte, Nittmeifter v. R, war als Vater des 
von der Emilie 5. am 7. October 1867. unehelich geborenen 
Knaben bezeichnet. ALS gegen vdenfelben, nad) der Anwei— 
fung des obervormundichaftlihen Gerichtes, Klage auf Ent- 
rihtung der Alimente 2c. erhoben werben follte, mweigerten 
fih dejien die unehelihe Mutter und die dem Kinde zur 
Vormünderin beitellte Großmutter. Das obervormundichaft: 
lihe Gericht beftellte hierauf dem Pflegebefohlenen einen 
Eurator in der Berfon des Neferendar T. und diefer erhob, 
mit vormundichaftliher Auctorifation, Klage gegen den 
Rittmeiſter v. R. auf Zahlung von 60. Thlen. jährlicher 
Alimente bis zum vierzehnten Lebensjahre, eventuell noch 
länger, auf Anerkennung der Vaterichaft und Vorbehalt des 
geſetzlichen Erbrechtes im Nachlafje des Vaters. Der Ber: 
Hagte erhob vorzugsweile den Einwand der mangelnden 
Activ-Legitimation, indem er die Befugniß des Neferendars 
T., den Kläger als Curator zu vertreten, beftritt, da dem: 
jelben in der Perſon feiner Großmutter eine Normünderin 
beitellt ei, diejer mithin die Vertretung ihres Mündels ob— 
liege und wenn diefe, wie gejchehen, die Klage mißbillige, 
deren Erhebung vielmehr beftimmt ablehne, der Vormund— 
Ihaftsrichter nicht berechtigt fei, die Vormünderin ohne Mei: 
teres bei Seite zu ftellen und dem Mflegebefohlenen zum 
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Zmwede der Klage einen Curator anzuordnen. Der Eurator 
beftritt dieſe Anführung. 

Das Kreisgeriht zu Münfter faßte den Einwand als 
Präjudicial: Einrede auf und wies den Kläger mit der er- 
hobenen Klage ab, den Anfichten des Verklagten beitretend. 
Dagegen bat das Appellations-Geriht zu Münfter, unter 
Abänderung dieſes Erkenntniffes, den Entſcheidungsgrund, 
wonah der T. nit für legitimiert zu eradten, als 
Gurator den fraglihen BPflegebefohlenen im vorliegen: 
den Procefje zu vertreten, verworfen, und die Sade 
zur Verhandlung und Entſcheidung in der Hauptſache in 
die erite Inſtanz zurückgewieſen, von der Anficht ausgehend, 
daß die Entiheidung, ob für den Pflegebefohlenen ein Pro— 
ceß geführt werden folle, Schließlich dem obervormundichaft- 
lichen Gerichte zuftehe, diefes daher auch, wenn der Bormund 
fih mweigere und Zwang nit angemejjen erachtet werde, 
befugt ei, einen curator ad hoc beizuordnen. Dies jet, 
wird angeführt, namentlich nach dem 8.47. Thl. II. Tit 18. 
des A. L.-R. geredhtfertigt, wenn der Vormund, wie 
bier, ein Frauenzimmer jei. 

Der Verklagte hat die Entſcheidung des Appellations- 
Richters mit der Nichtigkeits-Beſchwerde angegriffen, nament- 
ih den allegirten $. 47. für verletzt erklärt, da in 
Mirklichkeit die Beitellung eines Curatord nit um des— 
willen erfolgt fei, weil der Vormund weiblichen Geſchlechtes ei, 
ſondern wegen deſſen Weigerung, und da außerdem nad) dem 
Ssnhalte des 8. 47. eit. der Umstand, ob der Vormund ein 
Frauenzimmer fei, auf die Anwendbarkeit feinen Einfluß 
äußere, vielmehr nach dem Gejege die weiblichen Vormünder, 
wo fle eriftiren könnten, den männlichen ganz gleich jtänden. 

Der Grund, den der Appellations-Richter für die An- 
wendbarfeit des $. 47. eit. angeführt hat, iſt in Wirklichkeit ein 
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verfehlter. Der Baragraph läßt die Beitellung eines Curators 
zu, wenn zu der für den Pflegebefohlenen zu beforgenden Ange: 
legenheit vorzüglide Sadhfenntniß, die von dem Vormunde 
nicht zu erwarten iſt, erfordert wird, und der Curator damit ver: 
fehen iſt. Daß diejer Fall vorgelegen, ftellt der Appella- 
tions-Richter nicht feit, wenn auch die Perjon des Curators 
dahin zu deuten fcheint; er erwähnt der Bedingungen des 
8. 47. eit. gar nit, nur weil die Vormünderin ein 
Frauenzimmer, hält er venfelben für anwendbar. Dieje That: 
ſache allein kann aber augenfällig dazu nicht genügen; in— 
dem daher der Appellations = Richter den $. 47. cit. aus 
einem unzureihenden Grunde zur Anwendung gebradt hat, 
bat er ihn verlegt und damit erjcheint die erhobene Nichtig- 
keitsbeſchwerde an fi) begründet. In der Sache felbft muß 
indefjen die ergangene Entfheidung aufrecht erhalten wer: 
den. Es mag die Frage dahin geftellt bleiben, ob nicht 
unter Umftänden es dem wirklichen Intereſſe des Pflege— 
befohlenen angemefjener fein möchte, wenn die intendirte Be— 
jtellung eines Gurators unterbleiben und mithin in einem 
gegebenen Falle eine Remonftration gegen einen vormund- 
ſchaftlichen Beihluß zum Vortheile des Miündels vielleicht 
anräthlich fein fönnte. Dies würde aber doch immer nur 
von dem Mündel, reſp. denjenigen, welche deſſen Intereſſe 
wahrzunehmen haben, ausgehen können. Einem Gegner 
defielben, namentlih alſo auch dem vom Pflegebefohlenen 
Verklagten, kann das Necht nicht zuftehen, dagegen Einreden 
zu erheben, daß der dem Släger beftellte Vertreter nicht 
hätte ernannt werden dürfen. Denn, wenn die vorgeichrie: 
benen Formen der Ernennung gewahrt find, jo iſt der 
Bertreter nah Außen vollftändig legitimirt, jo daß der 
mit ihm Verhandelnde ermädtigt erſcheint, mit ihm gültige 
Band 65. Aa 
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Geihäfte abzumachen, im vorliegenden Proceſſe alfo der 
Gurator zur Vertretung des Pflegebefohlenen ſich als ge: 
börig legitimirt darftellt. Ob diefe Beftellung dem Pflege: 
befohlenen erſprießlich, geht vechtlih aber den Berklagten 
niht3 an. Der von demjelben erhobene Einwand der 
Nichtlegitimation des auftretenden Curator3 kann demnach 
feine Berücdfihtigung finden. Daraus folgt, daß es bei 
der Entſcheidung des Appellationg-Nichters fein Verbleiben 
behalten muß. 





Verantwortlichfeit eines Official-Anwaltes. 





Macht ſich der, einer Partei zum Officia-Mandatar 
beitellte, Rechts-Anwalt derjelben dadurch allein ſchon 
verantwortlih, daß er die Nechtfertigung der von der 
Partei angemeldeten Nichtigfeit3:Bejchwerde ablehnt? 

A. L.-R. Thl. I. Tit. 6. 8.24, Tit. 13, 88. 49. 50., Thl. II. 

Tit. 10. $. 88. 89. 

X. G.O. THL I. Tit. 3. 88. 23, 67. Thl. IT. Tit. 7. 88. 19, 

22. 25. 26. litt. b. 

Verordnung vom 14. December 1833. 88.4.5. (Gef.-©. 

©. 302.) 

Declaration vom 6. April 1839. Art. 3. und 8. (Gef.:©. 

©. 126.) 

Verordnung vom 21. Juli 1846. $. 23. (Gef.-©. ©. 291.) 
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Nachdem der Commiffionair K. in einem gegen E. auf 
Zahlung von 2061. Thlen. 10. Sgr. angeftellten Proceſſe 
in zwei Inftanzen abgewieſen worden war, meldete er gegen 
das Appellations- Erfenntniß das Nechtsmittel der Nichtig- 
keits-Beſchwerde an, und erhielt vom Ober: Tribunal auf 
das Anfuhen, ihm zu deren Rechtfertigung einen Anwalt 
zu beftellen, den Juſtiz-Rath B. zum Official-Mandatar zu: 
geordnet. Letzterer hat jedoch die Anfertigung der Nichtig- 
keits-Beſchwerde, weil fie fich nicht begründen laſſe, abge: 
lehnt, und ift deshalb von K. auf Erftattung des ihm durch 
die Nichteinführung der angemeldeten Nichtigkeit3:Bejchwerde 
erwachſenen, auf 2061. Thlr. 10. Ser. berechneten, Scha: 
dens in Anſpruch genommen worden. 

Vom Stadtgerihte zu Berlin und vom Kammergerichte 
durch die gleichlautenden Erfenntniffe vom 18. Sanuar und 
16. Juni 1870. abgemiejen, hat er gegen das Appellationg: 
Urtel noch die Nichtigkeits-Beſchwerde eingelegt, welche vom 
eriten Senate des Dber » Tribunal3 am 17. März 1871. 
zurüdgemiejen ift, aus folgenden 

Gründen. 

Der Appellationg-Richter geht davon aus, daß Kläger 
einen Regreß-Anſpruch gegen den Verklagten geltend made, 
reſp. wie der erjte Richter, auf deſſen Sachdarſtellung im Appel: 
lations-Urtel Bezug genommen ift, annimmt, Schadenserſatz— 
leitung vom Verklagten fordere, und daß die Haftbarkeit 
des Verflagten nah dem 8.22. Tit. 7. Thl. III. der Allgem. 
Ger.:Drdn. und dem $. 88. Tit. 10. Thl. II. des A. 2.:R. den 
Nachweis eines Verſehens deſſelben bedinge, durch welches 
dem Kläger der behauptete Nachtheil entjtanden fei. Der 
Negreß- Anspruch wird daraus hergeleitet, daß der Verklagte, 
welcher dem Kläger zum Official-Mandatar beftellt war, die 
Nechtfertigung einer von demjelben angemeldeten Nichtig: 

Aa2 
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keits-Beſchwerde abgelehnt habe, und darauf geftügt, daß 
die dem Berflagten ertheilte Information zur erfolgreichen 
Begründung der Nichtigkeit? = Beihwerde geeignet geweien 
jei, daß es aber auch hierauf nicht einmal ankomme, weil 
dem Berflagten, als Sachverſtändigen, die bei einer Nichtig- 
feit3:Befchwerde hauptjählih in Betracht fommenden juris 
ftiihen Bedenken, auch ohne Informationg-Ertheilung, nicht 
hätten entgehen können. 

Der Appellations-Richter hat feitgeitellt, daß der Verklagte 
dem Kläger eröffnet habe, er erachte das anzufechtende Appel- 
lations = Urtel für gerechtfertigt, vermöge die Nichtigkeit: 
Beihmwerde nicht zu begründen und habe dem Dber = Tri- 
bunal davon Anzeige gemadt. Sodann aber hat er ans 
genommen, einmal: daß die dem PVerklagten vom Kläger 
ertheilte Information weder die Berlegung einer weſentlichen 
Proceß-Vorſchrift noch die eines Rechtsgrundſatzes erkennbar 
mache, daß Verflagter auf Grund diefer Information daher die 
vom Kläger verlangte Rechtfertigungsſchrift nicht habe einreichen 
fönnen, durch deren Nichtanfertigung deshalb auch gegen 
den 8. 26. b. Tit. 7. Thl. III. der Allg. Gerichts-Ordnung 
nicht gefehlt habe, und dann: daß zum Nachweife des, die 
Haftbarkfeit des Verklagten bedingenden, Verjehens eben ſo— 
wenig die allgemeine Behauptung, das in der Vorproceß— 
ſache 8. wider E. geiprochene Appellations » Urtel leide an 
einer Nichtigkeit, genüge, daß Kläger vielmehr im gegen: 
wärtigen Procefje folches hätte darthun, und zu dem Zwecke 
die Nichtigkeit beitimmt in der Richtung der 88. 4. 5. der 
Verordnung vom 14. December 1833. und de3 Art. 3. der 
Declaration vom 6. April 1839., angeben müſſen, um den 
Richter in die Möglichkeit der Beurtheilung Zu verjegen, 
ob Verflagter auf diefe Gründe hin die angemeldete Nich— 
tigkeit3+ Bejchwerde mit Erfolg hätte rechtfertigen können. 
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Ohne Grund beihuldigt Verklagter den jegigen Appel: 
lationg-Nichter, durch dieje Argumentation die 88. 883. 89. 
Tit. 10. Thl. II., ſowie die 88. 49. 50. Tit. 13. Thl. I. 
des A. %:R., die 88. 22. 25. 26.b. Tit. 7. Thl. III. 
der 4. G.-O. und den Nehtsgrundjag: der für Die 
Nichtigkeits = Inftanz dem DVerflagten beitellte Official: 
Anwalt ift verpflichtet, nach empfangener Information die 
Nichtigkeits-Beſchwerde einzuführen, oder nachzumeifen, daß 
diejelbe fich nicht begründen läßt, — verlegt zu haben. 
Daß Jemand durh die Schuld eines Andern beſchädigt 
worden, wird nicht vermuthet. $. 24. Tit. 6. Thl. I. des 
U. %:R. Jeder Schadenserſatz-Anſpruch jeßt daher den 
Nachweis, daß der deshalb in Anſpruch Genommene den 
Schaden aus Vorſatz oder Verjehen durch eine Handlung 
oder durch die Unterlaffung einer dem Andern ſchuldigen Pflicht 
verurſacht habe, voraus. Den dur ein Berjehen entitan- 
denen Schaden erjegen müſſen, beißt: für ein Verjehen haf- 
ten, ein Verfehen vertreten müſſen. Dieſe Grundfäge gelten 
auh bei Beamten. Das Allgemeine Landrecht bejtimmt 
Thl. II. Tit. 10. 88. 88. 89.: 

Mer ein Amt übernimmt, muß auf die pflihtmäßige Füh— 
rung deflelben die genauejte Aufmerfjamfeit wenden. — 
Jedes dabei begangene Verſehen, welches bei gehö: 
tiger Aufmerfjamfeit, und nach den Kenntniffen, die bei 
der Verwaltung des Amtes erfordert werben, hätte ver: 
mieden werden fünnen und folen, muß er vertreten. 

Im vorliegenden Falle handelt e8 fih um die Ber: 
tretungs : Verbindlichkeit eines Rechts-Anwaltes, aljo eines 
Beamten derjenigen Glafje der AJuftizbedienten, welchen frü— 
her der Name: Juſtiz-Commiſſarien beigelegt war. (A. 
G.-O. Thl. III. Tit.7. 8. 3. Verordnung vom 2. Ja⸗ 
nuar 1849. 8. 30.). Zu den allgemeinen Pflichten derſelben 
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gehört nah dem 8. 19. Tit. 7. Thl. III. der A. G.O.: 
1. eine genaue und jforgfältige Beachtung der Geſetze 
überhaupt; 2. eine ftrenge und gemillenhafte Neblich- 
feit, und 3. eine unverdroſſene Bereitwilligfeit. Eine Ver: 
legung der zu 2. erwähnten Pflicht wagt Kläger jelbft nicht, 
den Verflagten vorzumwerfen; es ift daher nur die Erfüllung 
der eriten und der dritten Pflicht in Frage. Bon der zu 
Nr. 1. ift in den 88. 20.- 22. a. a. D. die Nede und der 
$. 22. beftimmt: daß ein Juſtiz-Commiſſarius, welcher in 
feinen Amtsgeihäften, es jei aus Unmifjenheit oder aus 
Leihtfinn und Fahrläffigkeit, jolche Fehler begehe, woraus 
ein Nachtheil für die Parteien entjtehe, allen jolchergeitalt 
verurſachten Schaden zu eritatten jchuldig fein folle. Wenn 
nun der Appellations = Richter angenommen hat: die Haft: 
barfeit des Verklagten fei, na Maßgabe des 8. 22. cit. 
und des 8.88. a. a.D. des A. L.-R., duch den Nachweis 
eines Verſehens des Verklagten bedingt, durch welches dem 
Kläger der behauptete Nachtheil entitanden ei, Kläger habe 
dieſen Nachweis aber nicht geführt; jo liegt auf der Hand, 
daß der rechtlihe Vorderſatz mit der vorjtehenden Ausfüh— 
rung völlig übereinftimmt und durchaus richtig ift, alſo 
auch nicht entfernt die gedachten Geſetzes-Vorſchriften und 
ebenfomwenig den $. 89. eit. verlegt, daß dagegen der auf 
thatfählihen Erwägungen beruhende Nachſatz durch die Rüge 
rechtsgrundfäßlicher Verlegung diefer Paragraphen allein 
mit Erfolg nit angreifbar ilt. 

Die Nichtigfeits = Befchwerde wirft dem Appellations: 
Richter ferner die Verlegung der 88. 49. 50. Tit. 13. 
hl. 1. des A. %:R. vor, welde lauten: 

Bon der zur Ausrihtung des Geſchäftes ertheilten be— 
ftimmten Vorſchrift des Machtgeberd darf der Bevoll- 
mädhtigte aus eigener Macht nicht abgehen. Sit dieſes 
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geihehen, fo haftet er dem Machtgeber für allen daraus 
entitandenen Schaden. 

Sit nun auh der Rechts-Anwalt und zwar ſowohl, 
wenn er von der. Partei jelbit gewählt, ald auch, wenn er 
nad dem $. 23. Tit. 3. Thl. II. der 4. G.-O. ihr auf 
Anſuchen vom Gerichte angemwiejen (zugeordnet) worden, Der 
Partei gegenüber, al3 deren Bevollmädtigter anzufehen, 
(Präjud. Nr. 1429. littr. a., Entieid. Bd. 10. ©. 136. 
139.), und wenn gleich eben deshalb, wie überdies der $. 67. 
a. a. D. ausdrücklich befagt, die Verhältniffe, Rechte und 
Pflichten, zwischen der PVartei und dem Proceß: Mandatar, 
joweit die Proceß-Ordnung nichts Beſonderes beftimmt, nad 
den allgemeinen Vorſchriften des Landrechtes beurtheilt wer- 
den follen, jo fommt doch bei dem Rechts-Anwalte, neben 
der Eigenihaft al3 Bevollmächtigter der Partei überhaupt 
und ganz bejonders dann, wenn ihm diefe Eigenſchaft von 
dem Gerichte, bei weldhem er zur Praxis beftellt ift, zuge⸗ 
wiejen worden, feine Stellung als öffentliher Beamter in 
Betradht. Abgefehen nun ganz davon, daß die $$. 49.50. 
eitt. den Machtgeber, weldher vom Benollmädtigten Scha- 
denserjag fordert, von dem Nachweiſe, daß ihm durch das 
eigenwillige, aljo mindeſtens fahrläffige, d. h. ein Verſehen 
involvirende, Verhalten des Bevollmächtigten, der von ihm 
vergütet verlangte Schade entftanden fei, nicht befreien, fo 
legt dem Rechts-Anwalte die Beamten-Stellung auch befon- 
dere Pflihten auf, welde die allgemeine Vorfchrift des 
8. 49. eit. mindeftens modificiren. Und wenn der Appel: 
lations- Richter dies nicht verfannt und als folche befondere 
Vorſchrift, nach welcher das Verhältniß der jegigen Parteien 
zu einander im Vorprocefje zu beurtheilen, den $. 26. b. 
Tit. 7. Thl. III. der A. G.-O. bezeichnet hat, jo kann 
offenbar die vorgedachte Rüge der Verlegung der 88. 49. 
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50. a. a. D. nicht zutreffend fein, fofern nicht der weiter 
dem Appellationg =» Richter gemachte Vorwurf, die SS. 25. 
und 26.b. Tit. 7. Thl. III. ver A. G.-O. und den 
oben angegebenen Rechtsgrundſatz verlegt zu haben, für 
gerechtfertigt erachtet werben kann. Dies ift aber nicht der 
Fal. Der 8. 25. a. a. D. beftimmt, daß die Rechts : An- 
wälte, vermöge der ihnen nad dem $. 19. Nr. 3. obliegenden 
allgemeinen Pflicht der Bereitwilligfeit, dem Publicum mit 
ihrem Amte zu dienen, Jedermänniglich, welcher fih an fie 
wende, damit (mit ihrem Amte) auf eine gejegliche Art zu 
Statten fommen, ihre Affiitenz aus bloßer Bequemlichkeit, 
Menihenfurdt oder anderen Nebenrüdjichten Niemandem 
verjagen, und dies auch gegen arme Parteien unentgeltlich 
zu thun verbunden fein follen, wenn ſich diefe an fie wen- 
den, oder von den Gerichten an fie verwiejen werden. Der 
folgende 8. 26. aber, welcher mit den Morten beginnt: 
Nur in folgenden Fällen find fie nicht nur befugt, ſon— 
dern auch ſchuldig, die Barteien abzumeifen und fi mit 
den Angelegenheiten derjelben nicht zu befallen; — 
beftimmt unter b. weiter: 
Menn in Procefjen der Juſtiz-Commiſſarius von dem Un: 
grunde der Forderung oder Weigerung einer an ihn ſich 
wendenden Partei überzeugt ift, jo muß er eine ſolche 
Sache gegen feine eigene Einficht und Ueberzeugung nicht 
übernehmen; vielmehr eine ſolche Partei durch Borftellun: 
gen und Belehrungen, von ungegründeten oder wohl gar 
ftrafbaren Proceſſen abzuhalten fuhen. Nur wenn das 
vorgejegte Collegium ihn einer Partei zum Beiltande 
oder Bevollmädtigten zuordnet, muß er die Vertretung 
derfelben übernehmen und wenn er fie von der Unſtatt— 
baftigkeit ihres Anſpruches oder ihrer Einwendungen nicht 
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überzeugen kann, von den zu deren Unterftügung ihm an 
die Hand gegebenen Gründen treulihd Gebrauch maden. 
Da von den Appellations:Richter nicht feitgeftellt, auch 
vom Verklagten zu behaupten nicht verſucht ift, daß der Ver: 
Hagte, aus bloßer Bequemlichkeit, Menſchenfurcht oder an 
deren Nebenrüdjichten jeine Aſſiſtenz im Vorproceſſe zur 
Anfertigung der Nichtigkeit = Beichwerde verjagt habe, To 
kann von einer Verlegung des $. 25. nicht die Rede fein, 
wenn die Nüge der Verlegung des $. 26. b. nicht gerecht: 
fertigt it. Der Appellations =» Richter hat aber, mit Rück— 
fiht auf die Vorſchrift des $. 23. der Verordnung von 
21. Juli 1846., wonad (litt. a.) eine Nichtigfeits = Be: 
ſchwerde außer der Angabe der Beichwerdepunfte dasjenige, 
was der Art. 8. der Declaration vom 6. April 1839. vor: 
Ihreibt, enthalten muß, und auf dem Art. 8. daf., wonach die 
Zulaſſung des Rechtsmittel3 der Nichtigkeits-Beſchwerde nur 
ſtatt findet, wenn fie nicht nur innerhalb der angeordneten 
Frift, ſowie in der vorgejchriebenen Form angebradt ift, 
und die Beſchwerdepunkte enthält, ſondern auch „vie gejeß: 
lihen Vorſchriften oder den Rechtsgrundſatz, deren Ber: 
legung behauptet wird, beitimmt angiebt”, angenom— 
men: daß, während der BVerflagte durch die dem Kläger 
gemachte Eröffnung: „er vermöge die Nichtigkeit3-Bejchwerde 
gegen das, feiner Meberzeugung nad, gerechifertigte Appella— 
tions⸗Urtel nicht zu begründen, und habe hiervon dem Ober: 
Tribunal Anzeige gemacht”, den Berpflihtungen des eriten 
Saßes im $. 26. b. genügt habe, und daß die Anwendbar— 
feit der Ausnahme = Beitimmung im zweiten Sage in dem 
Falle, daß es fih, wie hier, um die Anfertigung einer 
Nichtigkeit - Befhwerde handele, vorausfege, daß fi auf 
Grund der ertheilten Information, nach Maßgabe der alles 
girten Beitimmungen der Verordnung vom 21. Juli 1846. 
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und des Art. 8. der Declaration vom 6. April 1839., die 
Nichtigkeits = Beichwerde begründen laſſe. Bei der Eigen 
thümlichfeit des in enge Grenzen eingefchräntten Rechts: 
mittel3 der Nichtigfeits:Beichwerde, liegt hierin Fein recht3- 
grundiäglicher Verftoß, und da der Rede - Anwalt, als 
Sachverſtändiger, in der Lage ift, prüfen zu fönnen, ob fi 
gegen ein Erkenntniß, deijen Anfechtung die rechtsunerfah: 
rene Partei wünjcht, eine Nichtigkeit3:Beichwerde begründen 
läßt, jo liegt auf der Hand, daß ein, die Verlegung einer 
Amtspfliht darftellendes Verjehen darin allein nicht gefun= 
den werden fan, wenn er bei Prüfung der von der Partei 
ertheilten Information die Ueberzeugung gewinnt und feit- 
hält, daß ji von den ihm an die Hand gegebenen Grün: 
den zur Rechtfertigung der von ihr gewünſchten Nichtigkeits— 
Bejchwerde fein treulicher Gebrauch machen lafje. Der zweite 
Abjag des $. 26. b. cit. kann überhaupt weder direct, no 
analog in einem ſolchen Falle für anwendbar erachtet werben. 
Denn der Allg. Gerichts-Ordnung iſt das außerordentliche 
Rechtsmittel der Nichtigkeits-Beſchwerde, welches, nach dem 
8.23.a. der Verordnung vom 21. Juli 1846., ſowie nad 
der Berordnung vom 14. December 1833. und deren De: 
claration vom 6. April 1839., nur durch Angabe bejtimm- 
ter Bejchwerdepunfte begründet werden kann, ganz unbe: 
fannt, ebenjo der Grundja des $. 17. der Verordnung 
vom 21. Juli 1846. Vielmehr geftattete die Allg. Gericht3= 
Ordnung einer Partei, es bei der bloßen Anmeldung der 
Rechtsmittel der Appellation und Reviſion bewenden zu 
laſſen, und der Richter hatte darüber, nad Lage der Acten, 
zu erkennen. Deshalb erlaubte und verlangte auch die 
Gonjequenz, daß den Dfficial- Mandataren die Berfol- 
gung und Ausführung des von der Partei angemeldeten 
Rechtsmittels, auf deren Verlangen jelbft dann zur Pflicht 
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gemacht werben durfte, wenn fih davon aud Fein Erfolg 
erwarten ließe. Anders, wie gezeigt, bei dem Rechtsmittel 
der Nichtigkeits-Beſchwerde. So wenig hiernach von einer 
Verlegung des 8. 26. b. eit. die Rede fein kann, jo wenig 
trifft die Rüge der Verlegung des angeblichen Rechtsgrund: 
ſatzes zu: 
daß der dem Berklagten für die Nichtigfeit3:Inftanz be= 
stellte Dfficial- Anwalt verpflichtet fei, nach empfangener 
Information die Nichtigkeit = Beihwerde einzuführen, 
oder nachzuweiſen, daß diejelbe fich nicht begründen lafle. 
Diefe Rüge ift überhaupt nur infofern verftändlich, 
wenn Berklagter unter dem Morte „nachweiſen“ ein Meb: 
res veritanden wiſſen will, al3 „die Partei belehren, daß 
2c., reip. ihr die Gründe angeben, weshalb” fih die von 
ihr angemeldete Nichtigkeits-Beſchwerde nicht begründen laſſe. 
Denn es fteht ja unangefochten feſt, daß im vorliegenden 
Falle dem Kläger, defjen Information weder die Verlegung 
einer mejentlihen Proceßvorſchrift, noch die eines Rechts— 
grundjaßes erfennbar machte, vom Verklagten eröffnet 
worden ilt, daß er das Appellations-Urtel für gerechtfertigt 
erachte, die Nichtigkeits-Beſchwerde nicht zu begründen vers 
möge und hiervon dem Ober : Tribunal Anzeige gemacht 
habe. Eines weiteren Nachmweiles als der, in dem vom 
Kläger eingereichten Driginal:Schreiben des Berflagten vom 
6. Auguft 1869. enthaltenen, Angabe der Gründe, aus 
weldhen er, nach jorgfältiger Durhfiht der Acten, zur An 
fertigung der Nichtigfeitz = Befchwerde außer Stande fei, 
bedurfte es Seitens des Verklagten, den Kläger gegenüber, 
auch dann nicht, als legterer ſich durch diefe Gründe nicht 
überzeugt erklärte, und um Anfertigung der Nichtigkeits- 
Beſchwerde auf Grund der, wie bemerkt, ungeeigneten In— 
formation erfucht hatte. Vielmehr war die Hinweifung auf 
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den Inhalt des gedachten erjten Schreibens durchaus ge- 
nügend, und, wenn Kläger den Verflagten deshalb verant- 
wortlih machen will, jo liegt nad den obigen, mit den 
Gründen des Appellationg-Nichters übereinftimmenden, Aus: 
führungen unzweifelhaft dem Verklagten der Nachweis eines 
vom Berklagten dabei begangenen Verſehens ob, und da 
diejer, wie unangefochten feititeht, von ihm nicht geführt ift, 
ericheint die Nichtigkeit = Beihwerde nah allen Richtungen 
verfehlt und in allen ihren Angriffen unbegründet. 


a — 


N? 46. 


Proceß-Vorſchriften. Einreden im Mandats- 
Proceſſe. Präcluſiv-Termin. 





Enthalten die 88. 3. und 4. der Verordnung vom 
1. Juni 1833. über den Mandats:, jummarijchen und 
Bagatell- Procek, Nechtsgrundjäte oder bloße Proceß— 
vorſchriften? 

Iſt die Berückſichtigung einer im Mandats-Proceſſe, 
nach dem Ablaufe der im Mandate geſtellten Friſt, vorge— 
brachten Einrede als zugelaſſene Ueberſchreitung eines 
geſetzlichen Präcluſiv-Termines ein Verſtoß im Sinne 
des 8. 5. Nr. 3. der Verordnung vom 14. December 
1833.? 


Verordnung vom 1. Juni 1833, 88. 3, und 4. 
Verordnung vom 14. December 1833. 8.5. Nr. 3. 
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Die verklagten Eheleute B—d, als Beſitzer ihres von 
einem Bauergute abgezweigten Grundſtückes, auf Zahlung 
der, bei der Abzweigung auf daſſelbe vom Hauptgute über— 
tragenen, 100. Thlr. 1. Pf. Erbgelder nebſt fünf Procent Zin— 
ſen ſeit dem 1. Januar 1865. von dem Ceſſionar dieſer Forde— 
rung, Br., im Mandats-Proceſſe in Anſpruch genommen, erho— 
ben rechtzeitig den Einwand, der Befiger einer anderen Varcelle 
des Hauptgutes, deſſen Vorbefiger, bei Erwerb der [eßteren, 
die eingeflagten Erbgelder in Anrechnung auf das von ihm 
zu entrichtende Kaufgeld übernommen, habe diefelben an 
den eingetragenen Gläubiger gezahlt, der feine Forderung, 
anitatt über diejelbe zu quittiren, an einen Vorbeſitzer des 
Kapitales, der feine Baluta gegeben, cedirt habe; überdies 
habe Kläger von Beligern anderer PVarcellen des Haupt: 
gutes auf die eingeflagte Poſt 50. Thle. erhalten. Mit 
diefer Einrede verbanden die Verklagten eine Litisdenun— 
ciation an den Beliger H. der Parcelle, der die Poſt be— 
richtigt haben ſollte. Der erite Richter Iud den Litisdenun— 
ciaten, zur Erklärung auf die Kitisdenunciation, zum Audienz— 
Termine mit vor. Tags zuvor reichte dieſer eine fchrift- 
lihe Beantwortung der Litisdenunciation ein, in welcher er, 
ohne den Regreß anzuerkennen, gegen die Klage einmwen: 
dete, Kläger ſei gleichfalls Beſitzer einer für die eingeflagte 
Forderung mitverhaftet gewejenen PVarcelle, auf welcher er 
die Forderung, nachdem er dieſelbe auf die Klage des 
Gläubigers berihtigt, habe löſchen laſſen. Letzteres er: 
kannte Kläger, bei der mündlichen Verhandlung, als richtig 
an, worauf das Kreisgericht zu Inſterburg am 11. März 
1870. auf Zurüdnahme des Mandates erkannte, weil, nach dem 
Präjudize Nr. 1649., Kläger, wenn er auch den eingetragenen 
Gläubiger gegen jura cessa befriedigt habe, doch bei dem 
Regrefie an den Beſitzer eines mitverhafteten Grundftüdes, 
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al3 Eorreal-Verpflichteter, feinen verhältnipmäßigen Beitrag 
zu der bezahlten Forderung abzurechnen gehabt, in biejer 
Meile aber nicht geflagt habe. 

Kläger appellirte, weil der erite Richter die von dem Litig- 
denunciaten, mehrere Wochen nad) dem Ablaufe der im Mans 
date dazu geftatteten Frift, erhobene Einrede, die zur Zurück— 
nahme de3 Mandates geführt, troß der zugeitandenen that- 
fählihen Nichtigkeit ihres Inhaltes, ihrer Verfpätung wegen 
nit hätte berückſichtigen, jedenfalls aber, da der abzurech— 
nende Beitrag nicht angegeben worden, al3 nicht gehörig 
fubftantuirt hätte verwerten ſollen. Das Appellations- 
Geriht zu Inſterburg bejtätigte indeffen am 17. October 
1870. das erfte Erfenntniß, deſſen materiellen Entſcheidungs— 
grund e3 adopirte, während e3 die gerügte Veripätung der 
Einrede des Litisdpenunciaten dadurch für bejeitigt annahm, daß 
Kläger, durch das Zugeitändnig der Richtigkeit ihres that— 
ſächlichen Inhaltes, den letzteren zum integrirenden Theil feines 
Klage: Bortrages gemacht, der, gleichviel wodurd hervorge— 
rufen, hätte berüdfichtigt werden müfjen. 

Die vom Kläger wegen Verlegung der Nechtsgrunds» 
fäße ver SS. 3. und 4. der Verordnung vom 1. Juni 1833. 
und wegen zugelafjener Weberichreitung eines geſetzlichen 
Präclujiv-Termines aus dem $.5. Nr. 3. der Verordnung 
vom 14. December 1833. erhobene Nichtigkeit3:Befchwerde 
ift durch Erfenntniß des dritten Senates des Ober: Tribunal3 
vom 22. Mai 1871. zurücdgewiefen worden, aus folgenden 

Gründen. 

Daß das Bedenken, ob der Appellations- Richter den 
vom Litisdpenunciaten . erhobenen Einwand, der unftreitig 
erit nach dem Ablaufe der in dem Mandate an den Verklagten 
dazu verftatteten Friſt vorgebracht worden ift, diejer Ver— 
fpätung wegen hätte verwerfen follen, nicht mit dem 
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Appellationz- Richter dur die Erwägung bejeitigt werben 
fann, daß Kläger, in Folge diefes Einwandes, Zugeftänd- 
nifje gemacht habe, welche nunmehr als integrivender Theil 
feines Klage-Vortrages anzufehen ſeien und deshalb nicht 
außer Betracht gelafjen werden dürften, folgt aus dem 
Mejen und Zwecke des Mandats-Prozeſſes ſelbſt. Denn 
diefer Proceß hat, wie in den Entjcheidungen des Ober: 
Tribunals wiederholt, namentlich in dem Bd. 40. ©. 349. ff. 
abgedrudten Nichtigkeit3- Erfenntniffe vom 2. Juli 1858., 
ausgeführt worden ift, nach den eigenen Worten des Gejeß: 
gebers, den Zmwed, bei Verfolgung von Rechts-Anſprüchen, 
die al3 auf Urkunden beruhend, die Vermuthung ihrer 
Nichtigkeit für fih haben, ein Verfahren vorzufhreiben, 
welches, den förmlichen Proceß nah Möglichkeit vermeidend, 
auf einem kürzeren und einfacheren Wege zur richterlichen 
Feitftelung folder Aniprühe führt. Der Proceß beginnt 
deshalb mit Erlaß des Mandates auf die durch die Urkun— 
den liquid geftellte Klage, das heißt, mit einem provijo- 
riſchen Urtel, welches die Wirkung eines folden, die Voll- 
ftredbarfeit, erlangt, falls nicht der Verklagte gegen den 
Erlaß Einreden erhebt, die ebenfalls liquid geftellt werven 
müfjen und eine Proceß- Verhandlung hervorrufen, welche 
die Erörterung der erhobenen Einreden zum Gegenftande 
und die Entiheidung zum Nefultate hat, ob die Einreden 
geeignet find, das proviforifche Urtel al3 nicht gerechtfertigt 
erfennen zu laſſen, oder ob e3, ihrer ungeachtet, bei dem- 
jelben, unter Vorbehalt andermeitiger Entſcheidung in einem 
nachfolgenden, auf die Sache ſelbſt eingehenden Verfahren, 
fein Bewenden behalten muß. — 88. 1. ff. der Verord— 
nung vom 1. Juni 1833. — Daraus ergiebt fih, daß 
Alles, was außerhalb der Klage und der ihr beigegebenen 
Urkunden, als Grundlage des erlaffenen Mandates, und 





außerhalb der erhobenen und zur Verhandlung geftellten 
Einreden und ihrer Beweiſe liegt, nicht Gegenſtand dieſer 
Verhandlung und der auf diefelbe ergebenden Entſcheidung 
fein darf, daß weder Kläger, um einer begründeten Einrede 
des Verklagten entgegenzutreten, hinterher feine Klage befjer 
fubitantiiven, noch der Verflagte die erhobenen Einreden 
durch neue Thatfahen nachträglich anders begründen oder 
neue Einwendungen aufitelen darf, fobald die in dem 
Mandate dazu gewährte Frift abgelaufen und damit der 
Nechtsitreit, feinem Gegenftande und Inhalte nah, begrenzt 
worden it. Namentlih kann die Zulafjung und Berüd: 
fihtigung von Einreden, welche nah der Zeit der Geltend- 
mahung außerhalb diefer Grenze liegen, nicht davon ab- 
bängig gemacht werden, ob der Kläger fie, nad ihrem fach: 
Iihen Inhalte, als richtig anerkennt, theils, weil er über 
Einreden, die al3 verjpätet von vorn herein nicht zur Ver— 
handlung zu jtellen, jondern zu dem Separat:VBerfahren zu 
verweisen find, eine Erklärung überhaupt nicht abzugeben bat, 
jodann aber, weil durch eine ſolche Zulaſſung verjpäteter 
Einwendungen nicht nur die Grenzen des Rechtsſtreites er: 
weitert, ſondern auch der Gegenftand des letzteren jelbit, 
der ja durch die rechtzeitig erhobenen Einreden gegeben und 
beitimmt wird, geändert werden würde. Ob hiervon in 
dem Falle eine Ausnahme gemacht werden muß, wenn mit 
der Erhebung der Einreden eine Litisdpenunciation verbunden 
wird, und der Litisdenunciat, erjt nad) dem Ablaufe der dem 
Verklagten geitellten Einrede : Frift, Gelegenheit erhält, ſich 
auf die Litisdenunciation und die Klage zu erklären, Tann 
bier ebenso, wie die in dem Minifterial-Neicripte vom 2. No= 
vember 1835. und in dem Schering’ihen Werfe nicht 
bezweifelte Zuläfigfeit der Litisdenunciation im Mandats- 
Proceſſe ſelbſt auf fih beruhen bleiben, theil3 weil der 
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Appellationg-Richter auf diefe Erwägung nicht eingegangen 
ift, theil3 weil es hier auf dieſelbe zur Beurtheilung der 
ihon aus anderen Gründen zurüdzumweilenden Nichtigkeits— 
Beichwerde nicht ankommt. 

Die als verlegt bezeichneten 88. 3. und 4. der Ber: 
ordnung vom 1. Suni 1833. enthalten feine im 8. 5. der 
Verordnung vom 14. December 1833. und im Art. 3. der 
Declaration vom 6. April 1839. al3 weſentlich anerfannte 
Proceß-Vorſchriften; der auf die Verlegung derjelben gerichtete 
Angriff ſcheitert mithin, wenn diefe Vorichriften nicht Rechts 
grundjäge find, deren Verlegung nah dem 8. 4. Nr. 1. 
der Verordnung vom 14. December 1833. zur Vernichtung 
der angefochtenen Entiheidung führt. 

In der That enthalten diejelben nur Grundfäge des 
Verfahrens, mithin nicht weſentliche Proceß-Vorſchriften. 
Als eine lediglih das Verfahren angehende Proceß-Novelle 
fündigt fih die Verordnung vom 1. Juni 1833. ſchon in 
den Motiven ihrer Entjtehung an, indem der Gejeßgeber 
im Eingange jagt: „Die in der Allgemeinen Geriht3-Orb: 
nung vorgejchriebenen Proceßformen bebürften für die zu 
einem abgefürzten Berfahren geeigneten Sachen einer 
Abänderung.” Der Gefebgeber bat alſo nur Proceß— 
formen, Formen des Verfahrens, einer Aenderung 
unterwerfen wollen. Weber dieſe Abfiht ift er auch nicht 
hinausgegangen, jedenfall3 nicht in den als verlegt bezeich- 
neten Vorſchriften, von denen der 8. 3. vorjchreibt, wie die 
Einreden qualificirt fein müſſen und wie, falls fie qualifi- 
eirt find, mit ihnen zu verfahren; der 8. 4., daß die ver- 
Ipätet vorgebrachten durch PVerfügung zum Separat-Ver— 
fahren vermwiejen werden jollen, welches auch im Falle des 
8.3. dem unterliegenden Theile vorbehalten bleibt. Dieſer 
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in den genannten Paragraphen nur Regeln des Procefies 
zu erkennen. Denn derjelbe läßt das Verfahren im Man- 
dats⸗-Proceſſe nur als ein vorläufiges, proviforisches erichei- 
nen, welches als folches in die materiellen Rechte der Par— 
teien um jo weniger eingreift, al3 den leßteren unbenommen ift, 
dieſe ihre Rechte in dem nachfolgenden Separat- Procefie gel- 
tend zu machen und denſelben zum Siege über den im Man: 
dat3:PBrocefje vorwaltenden Formalismus zu verhelfen, was 
um fo eher gelingen Tann, al3 die provijorische Enticheidung des 
Mandat: Procefjes dem im Separat-Proceſſe zu eritrei- 
tenden Urtel in Feiner Weile präjudicirt, namentlich nicht 
res judicata für den leßteren macht. (Nichtigkeits-Erkennt⸗ 
niß des dritten Senates vom 7. November 1860., Striet- 
horſt's Arhiv Bd. 39. ©. 173.) Zwar definirt der 
Gejebgeber weder in der Verordnung vom 14. December 
1833., noch jonit ausdrüdlih, was ein Rechtsgrundſatz ift; 
jeßt dies aljo al3 befannt voraus; ebenjowenig ftellt er ein 
durchgreifendes Merkmal für den Unterfhied zwiſchen Proceß⸗ 
Vorſchriften und Grundfäßen des materiellen Rechtes auf, 
für den es nad der Natur der Sache und, wie Nr. 10. der 
Anftruction vom 7. April 1839. noch ausdrüdlich erklärt, 
unerheblich ift, ob die betreffende Vorſchrift fih im Allge- 
meinen Landrechte oder in der Allgemeinen Gericht3:Ord: 
nung und beziehungsweiſe in den dieſe beiden Gejeßbücher. ab: 
ändernden neueren Gejegen findet. Der Begriff einer Proceß⸗ 
Vorſchrift, im Sinne der Verordnungen über die Nichtig- 
keits-Beſchwerde, wird aber in der Nr. 11. der genannten 
Inſtruction erläutert und zwar als einer ſolchen, welche 
die Verfolgung des materiellen Rechtes vor Gericht normirt; 
eine Definition, die in folder Allgemeinheit nicht wohl 
anders gegeben werden konnte und durch Hinzugefügte Beifpiele 
präcifirt wird, indem es weiter heißt: 
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Zu den Proceß:Vorfchriften werden auch gerechnet die 
Vorihriften von den Necht3mitteln und deren Zulaffung, 
fowie von den Regeln des Beweiſes einer beftrittenen 
Thatſache. 

Daß im Sinne dieſer Definition die Vorſchriften über 
den Mandats-Proceß, (88. 1.—5. der Verordnung vom 
1. Suni 1833.), recht eigentlih zu den Proceß-Vorſchriften 
gehören, läßt fich klar auch aus der Allerhöchſt genehmigten 
Anftruction vom 24. Juli 1833. zur Verordnung vom 
1. Juni 1833. erfennen, in der e3 im Eingange, fat mit 
den Worten jener Definition, heißt: 

Die Verordnung vom 1. Juni d. J. .... hat zum _ 
Zwecke, bei der Verfolgung von Rechts: Anfprüchen, melche 
auf Urkunden beruhen und deshalb die Vermuthung 
ihrer Nichtigkeit für fih haben, und von ſolchen Anſprüchen, 
welche, ihrer Beſchaffenheit oder Geringfügigfeit wegen, 
als Gegenftände des gewöhnlichen Verfehres eine bejon- 
dere Beichleunigung verdienen, ein Verfahren vorzu: 
fchreiben u. f. w. 

Der Begriff einer Proceß-Vorſchrift hat in der Necdht- 
ſprechung des höchſten Gerichtshofes eine Fortentwidelung 
und nähere Präcifirung erfahren. Der Plenar-Beſchluß 
vom 27. Juni 1842. (Entid. Bd. 8. S. 196.) erklärt die 
Vorſchrift des. 8. 276. Tit. 10. Thl. I. der Allg. Ger.Ord. 
über die Eidesleiſtung einer Gemeinde für feinen Grund: 
fa des materiellen Rechtes, ſondern für eine Proceß— 
Vorſchrift, 

da durch dieſe Beſtimmung die Verfolgung des mate— 

riellen Rechtes vor Gericht normirt wird. Denn dazu 

gehören nicht blos die Erklärungen und Anträge der 

Parteien, ſondern auch diejenigen Verfügungen, welche 

der Richter zur Erreichung des Zweckes des gerichtlichen 
Bb2 
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Verfahrens, den Beſtimmungen der Proceß— ARE gemäß, 

zu erlaflen hat u. ſ. w. 

Noch näher faßt der Plenar:Beihluß vom 9. Detober 
1843. (Entſch. Bd. 9. ©. 153.), welcher, im Falle des An 
sriffes aus dem Art. 3. Nr. 2. der Declaration vom 
6. April 1839., freie Beurtbeilung zuläßt, die Natur der 
als weſentlich ausgezeichneten Proceß-Vorſchriften in's Auge 
und theilt dieſelben in zwei Claſſen: 

1. in ſolche, welche allgemeine Normen für jeden er— 
kennenden Richter darüber aufſtellen, was bei der 
Entſcheidung zu beobachten iſt, kurz, ſolche Vorſchriften, 
welche mehr den Richter ſelbſt und ſein Verfahren 
betreffen, mithin mehr reglementariſcher Natur ſind, 
und 

2. ſolche, welche den zum Grunde liegenden ſtreitigen 
Fall, die Beurtheilung des ſtreitigen Anſpruches 
ſelbſt berühren und deren Nichtbefolgung die Behaup— 
tung begründet, daß der Richter die auf den Gegen— 
ſtand des Proceſſes ſelbſt bezüglichen Erklärungen der 
Parteien oder das Ergebniß der Beweismittel über 
ſolche entweder überſehen, oder auf eine, ihrem In— 
halte direct zuwiderlaufende Weiſe, aufgefaßt hat. 
Iſt dieſe Charakteriſirung der Proceß-Vorſchriften 

richtig, ſo muß ſie auch auf die nicht weſentlichen, von den 
weſentlichen nur durch ihre geringere Wichtigkeit für die Er— 
reichung des Zweckes eines jeden Proceß-Verfahrens ver— 
ſchiedenen, paſſen. Augenſcheinlich gehören die 88. 3. 4. 
der Verordnung vom 1. Juni 1833., abgeſehen davon, 
daß ſie vom Geſetze als weſentliche nicht kenntlich gemacht 
ſind, zu jener erſten Claſſe; es paßt auf ſie, was 
von letzterer die Gründe des Plenar-Beſchluſſes weiterhin 
ausführen: 
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Sie enthalten beftimmte Normen, die der Richter zu 
befolgen verpflichtet, von welchen abzumeichen, ihm unter 


feinerlei Borausfegung geitattet ift; ... . den Parteien 
fteht ein Recht zu, die Befolgung folder Vorſchriften zu 
verlangen. 


Das Seite 167. ff. deflelben Bandes abgedrudte Er- 
fenntniß vom 10. Juni 1843. führt über die rechtsgrund— 
fäglihe Natur des $. 9. der Verordnung über die Exe— 
cution vom 4. März 1834. treffend aus: 

Diefe Modalitäten, durch deren Befolgung die ge: 
wählte Art der Vollziehung eines Erfenntnifjes zur Aus: 
führung zu bringen it, gehören deshalb zwar zu den 
Proceß-Vorſchriften, weil fie nur die Normen angeben, 
um das Recht, welches das Erfenntniß gewährte, zu er: 
langen, diejelben mithin Regeln für das Verfahren vor 
Geriht enthalten. Dennoh kommt denjenigen, welche 
fih auf die Leiltungen beziehen, die aus einer ausge: 
Iprochenen Verurtheilung fich folgern laſſen, deshalb die 
Bedeutung von Rechtsgrundſätzen zu, weil fie vie Perſon 
und das Bermögen des Berurtheilten unmittelbar be- 
treffen, mithin den Umfang der Verpflihtung zum Gegen 
ftande haben. Wenn diejelben alſo in Anwendung ge: 
bradt find, fo erfcheint nicht das Verfahren, aljo die 
Art, wie das materielle Recht zur Feſtſetzung gebracht 
worden, als in Frage geftellt, fondern es ftellt fich direct der 
Anhalt des Rechtes felbit, das Thun, Geben oder Leiften, 
Seitens der einen Partei an die andere, als Dbject der 
Enticheidung dar. 

Nah diejer Glaffificirung gehören die al3 verlegt be- 
zeichneten Vorſchriften nicht zu den Rechtsgrundſätzen; denn 
fie haben die Art zum Gegenjtande, wie das aus den $. 1. 
aufgeführten Urkunden entipringende Recht des Klägers zur 





Feſtſetzung, die ohnehin eine nur vorläufige ift, gebracht 
werben fol; fie betreffen weder die Perjon und das Vermögen 
bes Verklagten unmittelbar, noch den Umfang feiner Berpflich- 
tung, noch den Inhalt des Rechtes jelbit. 


Der Plenar-Beihluß vom 5. März 1849. (Entſch. Bd. 18. 
©. 126. theilt die Verletzungen mejentlicher Proceß⸗ Vor⸗ 
ſchriften in drei Claſſen: 

1. Verſtöße gegen das Proceßverfahren ſelbſt; (Verord— 
nung vom 14. December 1833. 8. 5. Nr. 1. und 3., 
Declaration vom 6. April 1839. Art. 3. Nr. 1. 2.); 


.2. Verſtöße gegen die Vorſchriften über Geridte und 
Erfenutniß = Abfaffung; (Verordnung $. 5. Nr. 4. 5. 
6. 7. 8. 9., Declaration Art.3. Nr. 3.); 

3. Verſtöße durch Nichtberüdfihtigung oder unrichtige 
MWürdigung der Grundlagen der Entſcheidung; (Ber: 
ordnung 8.5. Nr. 2. 10.2.—d., Declaration Art. 3. 
Nr. 4. 5.); 

und ftellt, im Gegenfage dazu, als Begriff eines Nechtsgrund⸗ 
ſatzes auf: 

daß derſelbe einen von einem Proceßverfahren unabhän— 
gigen Grundſatz in ſich ſchließt, der als Norm für das 
materielle Recht gilt und daher nicht blos bei proceſſua— 
liſchen Entſcheidungen, jondern auch außer foldden, über: 
haupt in allen Fällen zur Anwendung fommen kann, wo 
e3 ſich um die Beurtheilung von Rechten und Rechts⸗ Ver⸗ 
hältniſſen eines Menſchen handelt. 

Unter die Grundſätze dieſer letzten Gattung paſſen offen: 
bar Vorſchriften nicht, welche, wie die als verlegt bezeich: 
neten, nur die Dualificirung der im Mandats: PBrocefje vor- 
zubringenden Einreden und wie mit den le&teren verfahren 
werden joll, zum Gegenitande haben, außerhalb eines Pro: 
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ceffes alſo ohne jede Bedeutung, ohne Einfluß auf das 
materielle Recht find. 

Sin Mebereinftimmung mit der vorftehenden Yusfüßcung, 
erachtet das Nichtigfeit3-Erfenntniß des vierten Senates vom 
6. Juli 1865. (Striethorft’3 Archiv Bd. 59. ©. 288.) 
den 8.1. der Verordnung vom 1. Juni 1833., — der von 
allen den Mandat: Proceß angehenden Vorſchriften derjelben 
den Grundfägen des materiellen Rechtes am nächſten liegt, 
weil fih aus ihm das Klagereht im Mandats-Proceſſe aus 
gewiffen Urkunden, was fih als eine Wirkung der letz⸗ 
teren würde auffaflen laſſen, ergiebt, — für eine nicht we— 
fentlihe Proceßvorſchrift. Auch das Nichtigkeits-Erkenntniß 
des dritten Senates vom 11. September 1863. (a. a. 
D. Bd. 50. ©. 228.) führt, der vorftehenden Ausführung 
entiprechend, aus: 

daß der Vorwurf, der Appellationz-Richter habe die Na— 
tur des Mandats-Proceſſes verfannt, nicht unter den 8. 4. 
der Verordnung vom 14. December 1833. falle. Ebenjo 
gehöre die Frage, unter welchen Vorausſetzungen die im 
Mandats-Proceſſe nothwendige Liquidität eines Einwandes 
(8. 3. der Verordnung vom 1. Juni 1833.) als vor- 
handen anzunehmen, dem procefiualiihen Gebiete an, 
weil fie fih nach den Regeln des Beweiſes beantworte, 
(Nr. 11. der Inſtruction vom 7. April 1839.) 

Allerdings hat der Gejeßgeber an diefem Orte „die 
Regeln des Beweiſes einer bejtrittenen Thatſache“ als Pro: 
ceß⸗Vorſchriften ausdrüdlich harakterifirt, unverkennbar aber 
nur beijpielsweife, wie die Faflung der Nr. 11., insbeſon— 
dere das Wort „auch“ Ear erkennen läßt. Dadurch treten 
die Bemweisregeln nicht in Gegenſatz zu anderen das Ber- 
fahren regelnden Normen. Zu den legteren find ohne Bedenken 
die in den 88. 3. und 4. jonft noch enthaltenen Vorſchrif⸗ 
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ten zu rechnen, welche in dieſer Hinfiht dem Erforderniffe 
der Liquidität der vorgebrachten Einreden mindeftens gleich 
ftehen, mithin aud) im Sinne des Erfenntniffes vom 11. Sep: 
tember 1863. nicht zu den Rechtsgrundfägen, fondern zu 
den Proceß-Vorſchriften gerechnet werden müfjen. 

Anderer Anfiht ift das Nichtigfeits - Erfenntniß des 
dritten Senates vom 2. Juli 1858, welches die SS. 2.—4. 
der Verordnung vom 1. Juni 1833. für Rechtsgrund— 
fäße eradtet, und in der Zulaſſung einer verjpäteten 
Einrede eine Nichtigkeit im Sinne des $. 4. der Ber: 
ordnung vom 14. December 1833. erkennt. Näher mo— 
tivirt iſt dieſe Anfiht nicht; auch beruht die beim 
zweiten und dritten Puncte des angefochtenen Urtels aus: 
geſprochene Vernichtung nicht ausdrüdlich auf derjelben, fo 
daß es nicht bevenklich erfcheinen konnte, von diefer Anfiht 
in der gegenwärtigen Proceßſache abzugeben, bei welcher, 
nad Lage der Sache, die vorftehend erörterte Frage ent- 
fcheidend war. 

Dana war die Nichtigkeitz = Beichwerde bei dieſem 
Buncte zu verwerfen. 

Nicht begründeter ift der andere Angriff derſelben. 
Derjelbe hat zum Gegenftande: 

daß der Richter dur die Berüdjihtigung des von dem 
Litisdenunciaten, nach dem Ablaufe der in dem Mandate an 
den Berklagten geitellten Frift, erhobenen Einwandes die 
Veberichreitung eines geſetzlichen Bräclufiv-Termines zuge: 
laffen und damit eine wejentlihe Proceß-Vorſchrift im 
Sinne des 8.5. Nr.3. der Verordnung vom 14. Decem- 
ber 1833. verlegt habe. 

Ein derartiger Verftoß Liegt deshalb nicht vor, weil 
die in dem Mandate zu ftellende Einreden:Frift Kein gefeglicher 
Präclufiv-Termin, im Verftande der allegirten Vorſchrift, ift. 
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Dies ergiebt Schon der Wortlaut derjelben. Der Nachdruck 
liegt auf dem Worte „geſetzlich“, wie auch aus der Entftehung3: 
Geihichte der Verordnung folgt. Nach den eingefehenen Acten 
des Juftiz- Minifteriums und des Staatsrathes über die Vor: 
berathungen zu der Verordnung vom 14. December 1833. 
ließ der zuerſt im Minifterium aufgeftellte Gejeßes-Entwurf die 
Nichtigkeits-Beſchwerde, als Surrogat der megen Weber: 
laftung des oberiten Gerichtshofes einzufchränfenden Revi- 
fion, nur wegen rechtsgrundſätzlicher Verſtöße zu. Bei der 
Berathung im Minifterium fand man nöthig, dieien Verſtößen 
die Verlegungen wejentliher Proceß-Vorſchriften gleich zu 
ftellen. Welches die legteren feien, beftimmte der Entwurf, wie 
er dem Staatsrathe vorgelegt wurde, nicht; man vertraute, 
die Praris des oberiten Gerichtshofes werde hier das Rich: 
tige finden und firiren. Der Staatsrath fand ſolches bedenk— 
ih und man ließ in einem befonderen Entwurfe, der die 
Beilage zu dem PBrotocolle vom 13. Juni 1833. bildet, die 
bei Strafe der Nichtigkeit zu beobachtenden Vorschriften des 
Proceſſes zufammenftellen. In diefem nachmals wenig ge: 
änderten Entwurfe lautete der $.5. Nr. 3.: 
wenn die Friiten zur Anmeldung der Appellation, zur 
Anftelung einer Reftitutions = Klage und wo die Gefeße 
ſonſt einen PBräckufiv: Termin vorjchreiben, überjchritten 
worden. 

Sn der Sißung des Staatsrathes vom 19. Juni 1833. 
fand man bei Nr. 3. nur die Fafjung zu tadeln, weshalb 
die Beitimmung ander gegeben wurde und ihre jebige Ge— 
ftalt erhielt. 

Namentlih in der früheren Faſſung ergiebt die Vor: 
ſchrift Har, daß man nur die Ueberſchreitung der Fatalien, 
der Nothfriften, hat verpönen wollen. Das. Charakteriftiiche 
einer Proceßfrift diefer Gattung iſt, daß fie von jelbft, ohne 
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rihterlihe Anordnung, ihren Lauf beginnt und feine Pro- 
rogation zuläßt, und daß mit ihrem Ablaufe die innerhalb 
der Frift vorzunehmende Parteihandlung ipso jure aus: 
geichloffen wird. Den Gegenſatz bildet die richterliche Frift, 
der richterlihe Präcluſiv-Termin. Auch dieje Frift hat zwar 
die Bedeutung, wenn die Partei verfäumt, die innerhalb 
derſelben vorzunehmende Handlung auszuführen, daß die 
auf die Verfäumung vom Geſetze oder vom Richter angebro- 
beten Contumacial-Nachtheile eintreten, die Partei mit der 
zu bewirken gewejenen Handlung präcludirt wird. Allein 
der Unterſchied zwilchen den beiden Gattungen von Proceß— 
friften befteht darin, daß dem Richter auf die Dauer der 
legteren, in der Regel, ebenjo von vorn herein, als während ihres 
Zaufes, durch die Befugnig zur Prorogation Einfluß geitattet 
it. Die gejeglihen Procepfriften haben regelmäßig einen 
abjoluten, zwingenden Charakter und find der Willkür und 
Bereinbarung der Parteien ebenſo entrüdt, als dem Er: 
mefjen des Richters; ihre Weberfchreitung greift in Funda— 
mentaljäße des Verfahrens ein und hat deshalb eine andere 
Bedeutung, als die Ueberfchreitung einer richterlihen Pro— 
cepfrift, deren Zulaffung, wo fie nicht aus befonderen Grün 
den für unzuläjfig erachtet werden muß, eine Prorogation 
oder eine Neftitution zur furzen Hand in fich fchließt. 

Es kann dahin geftellt bleiben, ob von diejen beiden 
Sattungen der Procepfriften noch eine dritte zu unter: 
ſcheiden ift, welche zwiſchen beiden liegend, mit der leb: 
teren die Feſtſetzung ihrer Dauer nad) rihterlihem Ermeflen, 
mit der erfteren aber gemein hat, daß eine folde Friit, 
nachdem fie einmal bejtimmt worden, der richterlichen Er— 
ftredung und der Reftitution gegen ihre Verſäumniß entzogen 
tt. Denn auch eine jolde Frift ift die in dem Mandate 
feſtzuſetzende nicht, überhaupt Feine gejegliche Präcluſiv-Friſt 
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im Sinne des 8. 5. Nr. 3. der Verordnung. Letztere ver: 
fteht unter einem gefeglichen Präcluſiv-Termine eine Noth- 
frift, ein Fatale; eine folche ift unzweifelhaft die in der 
älteren Faſſung des 8. 5. Nr. 3. vorangeftellte Frift zur 
Anmeldung der Appellation. Die vierjährige Frift zur An- 
ftellung der Neftitutionsklage (88. 13. 14. Tit. 16. Thl. I. 
der Allg. Ger.:Drdn.) hat eine gleiche Bedeutung und Wir: 
fung. Auch die Neftitutiongklage läßt ich für ein Nects- 
mittel, in der weiteren Bedeutung diejes Begriffes, erachten; 
fie unterfcheivet fih von den gewöhnlichen Rechtsmitteln 
weſentlich dadurch, daß fie zur Anfechtung Schon in Rechts: 
fraft übergegangener, den gewöhnliden Nechtsmitteln nicht 
mehr zugänglicher, Erfenntniffe, in gewiſſen Fällen, dient; 
die vierjährige Frift beginnt mit der Publication des ans 
zufechtenden Urtel3; ihr Ablauf wirft, wie der einer ge= 
wöhnlichen Rechtsmittelfrüft. | 
Wenn, nah Aufführung diefer beiden Fälle, im $. 5. 
Nr. 3. die zugelaffene Ueberſchreitung eines fonftigen gejeß- 
lihen Präcluſiv-Termines für Berlegung einer wejentlichen 
Proceß-Vorſchrift erklärt wird, jo folgt Schon aus der Gleich: 
ftelung mit jenen beiden Fällen, daß diefer Zufag nichts, 
al3 eine General-Elaufel, iſt, mittelft welcher das Ueberjehen 
anderer gleichartiger und gleich bedeutender Fälle, welches 
erfahrungsgemäß von der Eremplification und Caſuiſtik im 
Gejeße, wie fie der 8.5. der Verordnung darbietet, beinahe 
unzertrennlich ſcheint, verhütet werden ſollte. In der älteren 
Faflung: „und no die Gejege jonft einen Präclufiv-Termin 
vorichreiben”, ift dies noch weniger zu verfennen. Eine Er: 
weiterung feiner Vorichrift, in welcher diefelbe von den voran— 
geitellten, der Art und Bedeutung nah, verſchiedene Fälle 
umfafjen würde, hat der Gejeßgeber dur die angehängte 
General-Clauſel augenſcheinlich nicht beabfictigt und jedem 
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etwaigen Mißverftändniffe feiner Spee durch das Wort: 
„geieglih” vor Präckufiv - Termin vorgebeugt. Die, nad) 
dem $. 2. der Verordnung vom 1. uni 1833., dem im 
Mandats-Proceſſe Verklagten zu ftellende, Friſt zur Geltend: 
machung jeiner Einwendungen ift fein gefeglicher Präcluſiv— 
Termin in dieſem Sinne, fondern eine richterliche Friſt. 
Der Mandats-Proceß ift an die Stelle des Erecutiv : Pro: 
ceſſes getreten; ftatt des nah dem $. 4. Nr. 2. Tit. 28. 
Thl. I der Allg. Gerichts-Ordnung jo nahe, als möglich, 
anzujegenden Termines zur Vernehmlaffung auf die Klage, 
it eine Frift zur Anbringung von etwaigen Einreden ver: 
jtattet worden, welche, unter Berückſichtigung der Verſchieden— 
heit, daß im Erecutiv = Brocefje die Einreden zu Protocol 
genommen wurden, während im Mandats-Proceſſe der Ver: 
Hagte auf den Weg der Schriftlichkeit verwieſen wird, die— 
jelbe Bedeutung hat, wie die Frift bis zu jenem Termine 
und der lettere ſelbſt. Daß dieſe Terminsfriſt aber eine 
vom Richter zu beftimmende, fein gefeglicher Präclufiv-Ter: 
min war, bedarf feiner Ausführung. Nur jcheinbar fteht 
der Glei'hitellung der Einreden-Friit im Mandats-Proceſſe 
mit der Terminzfriit im Erecutiv: Brocefje der Umftand ent: 
gegen, daß die eritere, nach dem $. 2. der Verordnung vom 
1. uni 1833., vierzehn Tage, von der Inſinuation des Be- 
fehles an, betragen fol. Diefe geſetzliche Firirung macht die 
Frift indeſſen nicht zu einer gefeglichen im obigen Sinne, ſon— 
dern ift nur eine Zeitung des richterlichen Ermeſſens bei der 
Beitimmung der Frift, wie fie an anderen Stellen der Ber: 
ordnung, 3. B. im $. 9., der die Frift zur Vorbereitung 
auf die Klage: Beantwortung, nach welcher der Termin zu 
der leßteren hinauszurücken it, auf vierzehn Tage firirt, 
was Niemand, da der Richter den Termin anſetzt, für einen 
geſetzlichen Präclufiv-Termin halten wird, wiederfehrt. Un— 
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verkennbar charakteriſirt ſich aber die Einreden-Friſt als eine 
richterliche, im Gegenſatze zu einem geſetzlichen Präcluſiv— 
Termin, und zu einer Nothfriſt, dadurch, daß dem Richter 
das Ermeſſen eingeräumt wird, in beſonderen Fällen dieſelbe 
bis auf acht Tage zu verkürzen und bis auf ſechs Wochen 
zu verlängern, um ſo mehr, wenn man berückſichtigt, daß 
von ſeinem Ermeſſen die Beurtheilung abhängt, ob ein jol: 
her beionderer Fall vorliegt. Ganz im Sinne der vor: 
jtehenden Ausführung verordnet der $. 9. der Inſtruction 
zur Verordnung vom 1. Juni 1833.: 
Bei der Abfafjung des Mandates und bei der Beſtim— 
mung der Frijt, zu feiner Befolgung, ift die Vorjchrift 
des $. 2. genau zu beadten. Die Frift wird durch 
den Decernenten bejtimmt. 

Koh in feinem Commentar zur Allg. Gerichts-Ord— 
nung (Note 39. zu Tit. 28.) hält, auf Antrag des Berflag: 
ten, nach dem Ermefjen des Richters, bei Berückſichtigung der 
beionderen Umstände, jogar eine Verlängerung der einmal 
geitellten Frift für zuläffig; eine Anficht, die zwar nicht un= 
bedenklich ift, aber jedenfalls das für fih hat, daß die be- 
jonderen Umftände, welche eine Verlängerung der Frilt bis 
auf ſechs Wochen motiviren, die aljo vom Richter berüd- 
ihtigt werden müſſen, nicht immer jhon bei Erlaß des 
Mandates bekannt find. 

Läßt der Richter die Ueberſchreitung einer Friſt dieſer 
Art zu, ohne dieſelbe verlängert oder gegen die nachtheiligen 
Folgen ihres Ablaufes reſtituirt zu haben, ſo begeht er 
allerdings einen proceſſualiſchen Verſtoß zum Schaden 
des anderen Theiles, dem durch den fruchtloſen Friſtablauf 
ein Vortheil erwachſen war. Allein dieſer Verſtoß hat eine 
geringere Bedeutung und Wichtigkeit, als die zugelaſſene 
Ueberſchreitung einer geſetzlichen Nothfriſt, welche eine Rechts⸗ 
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mittel-Inftanz eröffnet, wo die geleglihen Vorausſetzungen 
derſelben nicht vorhanden find, wo aljo in Fundamental: 
Gelege des Proceſſes eingegriffen wird. Beſonders klar 
tritt diefer Unterihied im vorliegenden Falle hervor. Be: 
rüdfichtigt der Richter eine veripätete Einrede im Mandats— 
Proceſſe, jo verftattet er den Verklagten oder feinen Aifi: 
ftenten zum Gehör, auf welches Letzterer wegen der Friſt— 
Berfäumniß zwar nicht in dem propiforishen Mandats-, 
doch aber in dem nachfolgenden Separat = Brocejje ein 
unbeftreitbares Recht hatte. Der richterliche Verſtoß trifft 
alſo blos die Art und Form, wie der Verklagte oder deſſen 
Aſſiſtent ihr Einrederecht geltend machen, ift mithin ver: 
hältnißmäßig fein bedeutender. Bei der Zufammenitellung der, 
bei Strafe der Nichtigkeit zu beobachtenden, Proceß = Vor: 
ſchriften ift man ſich fehr wohl bewußt geweien, daß es 
unmöglich fei, dem neuen Rechtsmittel, das ja den Zweck 
hatte, die Arbeitslaſt des oberſten Gerichtshofes zu erleich— 
tern, eine ſolche Ausdehnung zu geben, daß alle Fälle 
getroffen wurden, in denen durch Nichtbefolgung von Vor: 
ſchriften des Proceſſes nicht richtig geurtheilt worden it. 
Man beihhränfte fich auf die gröbften Verſtöße diejer Art, 
wobei dann freilich, bei der Eremplification der Nichtigfeitd- 
fälle, unvermeidlih war, daß procefjualiihe Verftöge im Ge- 
jeße fehlen, welche mit den in dafjelbe aufgenommenen als gleich: 
bedeutend erjcheinen. Für die im. Proceſſe vorkommenden 
Fristen hat die nothwendige Einfhränfung des Rechtsmittels 
dazu geführt, nur die Verlegung der für das Verfahren 
bedeutjamften Friften, der geſetzlichen Präckufiv: Termine, 
in ihrer Beobachtung durch Androhung der Nichtigkeit zu 
ſichern. 

Aus dieſen Gründen muß auch der andere Angriff der 
Nichtigkeits-Beſchwerde, weil duch die Berückſichtigung der 
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von dem Kitisdenunciaten, nah dem Ablaufe der Einreden-Frift 
gegen die Klage erhobenen Einrede jedenfalls fein gejeßlicher 
Präclufiv- Termin überjhritten worden ift, für verfehlt er- 
achtet werden. Das ſchon erwähnte Nichtigkeit3-Erfenntniß 
vom 2. Juli 1858. ift auch hierin anderer Anficht, indem 
es die Zulaſſung von Einreden nach abgelaufener Frift für 
einen Berftoß gegen den 8.5. Nr. 3..der Verordnung vom 
14. December 1833. erklärt. Näher motivirt ift auch diefe 
Auffafiung nicht. 

Aus den vorftehenden Gründen hat der Senat in dem 
vorliegenden Falle, deſſen Entſcheidung von der Beantwor- 
tung der hier erörterten Frage abhing, die frühere Anficht 
verlaffen zu müſſen geglaubt. 


me 


N? 47, 
Nichtigkeits-Beſchwerde. 





Muß eine Nichtigkeits-Beſchwerde, in welcher der 
Thatbeſtand des Vorderrichters nicht angefochten iſt, zurück⸗ 
gewieſen werden, wenn der Vorderrichter zwar in ſeiner 
Rechtsausführung Geſetze oder Rechtsgrundſätze an ſich 
verletzt hat, dieſelben aber nach ſeinem Thatbeſtande 
wirklich anzuwenden oder nicht anzuwenden waren? 

Verordnung vom 14. December 1833. 8. 17. 
Declaration vom 6. April 1839. Art. 11. 
Inſtruction vom 7. April 1839. Nr. 35. 
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Dem Rentier ©. in B. war polizeilich unterfagt wor: 
den, in einem Saale feines Haufes eine baulihe Veränderung 
vorzunehmen. Er hielt dafür, daß die betreffende polizei— 
lihe Verfügung aus Gründen des Gemeinmwohles ergangen 
und daß er durch diefelbe in dem rechtmäßigen Gebraude 
jeines Eigenthumsrechtes beichränft jei. In der Voraus: 
jegung, daß die Verſagung der Bau-Erlaubniß im un 
mittelbaren Intereſſe des Staates geichehen jei, nahm 
der Rentier ©. den Fiscus auf Schadloshaltung in Anſpruch. 
Berklagter erhob zwar verſchiedene Einreden, wurde jedoch 
durch das, in zweiter Inſtanz beftätigte, Erfenntniß des 
Stadtyerichtes zu Berlin vom 26. März 1868., nad) dem 
Klage: Antrage verurtheilt. In feiner Entſcheidung vom 
10. December 1868. hatte das Kammergericht ausgeführt, daß 
der Staat, in einem Falle der vorliegenden Art, den beichä- 
digten Eigenthümer ſelbſt dann ſchadlos halten müſſe, wenn 
der verflagte Fiscus auch den Nachweis führe, daß die 
Beihränfung des Eigenthümers gar nicht im Intereſſe des 
Staates, jondern in demjenigen eines Anderen geichehen 
ſei. Fiscus beflagte fi in der von ihm erhobenen Nich— 
tigkeits-Beſchwerde in dieſer Hinfiht über Verletzung ver: 
Ihiedener, von ihm angerufener, geſetzlicher Vorſchriften. 
In dem von dem zweiten Senate des Ober: Tribunal3 am 
28. October 1869. gefällten Erfenntniffe wurde zwar der 
Vorwurf der unrihtigen Auslegung der bezeichneten Gelege 
als richtig anerkannt, gleihwohl die Nichtigkeits-Be— 
ſchwerde zurückgewieſen. Hierauf bezüglich heißt e3 in den 
Entſcheidungs⸗ 

Gründen. 

Es fragt ſich aber weiter, und dies wird von dem 
Verklagten ausdrücklich und al3 weſentlich betont: ob, abge- 
jehen von der Argumentation des zweiten Richters, die be- 
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rufenen Gejeße verlegt worden find, wenn man dabei bie 
thatſächlichen Feftiegungen des Nichters in Rechnung zieht? 
Verklagter ift der Anficht, ſolches dürfe nicht geichehen, weil 
der Richter dieſe Feitießungen als unerheblich bezeichne; 
Kläger it entgegengejegter Meinung. Der Streit führt 
zu der jehr erheblihen Frage: ob ein Erfenntniß zu ver: 
nichten ift, wenn die Rechtsdeduction des Richter wider 
die angezogenen Gejeße verjtößt, oder, ob, abgejehen von 
diefer Rechtsdeduction, bei dem von dem zweiten Richter 
feitgeftellten und nicht mit Erfolg oder gar nicht angefoch— 
tenen Thatbeitande die als verletzt allegirten Vorſchriften 
auch in Wirklichkeit verlegt fein müffen, um eine Vernich— 
tung der angefochtenen Entſcheidung herbeizuführen. 

Die einihlagenden fpeciellen gejeglihen Vorſchriften 
find enthalten in dem $. 17. der Verordnung vom 14. De: 
cember 1833., dem Art. 11. der Declaration vom 6. April 1839. 
und in der Nr. 35. der Inftruction vom 7. April 1839. Der 
ftringente Wortlaut diefer Vorjchriften bietet zur Löſung 
jener Frage feinen Anhalt. Sieht man auf die Abjicht 
des Gejeßgebers, jo hat die Nichtigkeits-Beſchwerde unter _ 
Anderem den hauptſächlichen Zwed, daß die Parteien gegen 
die unrihtige Anwendung oder Nihtanwendung materieller 
Rechtsgrundſätze geihübt werben jollen. Diefem Zwecke 
gemäß kann e3 nicht darauf anfommen, ob in einem ge: 
gebenen Falle die von dem Beichwerbeführer berufenen 
Geſetze oder Grundfäge, zufolge der Rechtsdeduction des 
Urtelsfafjers und durch dieſelbe, ſondern ob ſolche nad der 
Anfiht des über die Nichtigkeit - Bejchwerde erfennenden 
- Richters, bei dem unangefochtenen oder unanfehhtbaren That- 
beftande des Appellations-Richters, in der That verlegt 
worden find, weil der Jmplorant nur in dieſem Falle über 
eine Rechtsverletzung fih beklagen kann. 

Band 65. &c 
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Hiernach erſcheint die zweite Alternative der oben auf: 
geftellten Frage gerechtfertigt. In gleicher Weiſe wird, nad 
anerkannter Praris, die angefochtene Entſcheidung nicht ver: 
nichtet, wenn das Erfenntniß auf verjchiedenen, felbititän- 
digen Gründen beruht und einer derfelben gar nicht oder 
nit mit Erfolg angefochten ift. — Art. 8. der Inſtruction. 
— Hiernach aber muß der in Rede ftehende Angriff zurüd: 
gewiejen werden, wenn, wie der zweite Richter thatlächlich 
feftftellt, das Haus de3 Klägers zu einem Schmudplag 
eingerichtet werden jol, und refervirt wird, um den Königs- 
plag, auf welchem der Grundjtein zu einem National- 
Denkmal gelegt ift, in dazu mwürdiger Weile zu umgeben 
oder herzurichten, da das hierbei obwaltende Intereſſe, wie 
der zweite Richter mit Recht jagt, ein fpezielles Intereſſe 
der Stadt B. nicht bildet, vielmehr ein allgemein ftaatliches 
daritellt. 


— Hr  - — 


Ne AS. 
Manifeitationg-Eid. 





Kann der Manifejtations-Eid, wenn der dazu Ver- 
pflichtete vor defjen Leiſtung verjtirht, von jeinen Erben 
gefordert werden? 

4. G.O. Thl. J. Tit. 22. 88. 28. 29. 30. 33. 
A. L.-R. Thl. I. Tit. 9. 88. 440. u. ff. 

Die Eheleute K. haben in ihrem wechſelſeitigen Tefta- 
mente fich gegenfeitig zu alleinigen, und nach dem Tode 
des Weberlebenden den Ruben D. und feine damalige Braut, 
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nahherige Ehefrau Sara D., zu Erben ihres beiderjeitigen 
Vermögens eingejegt, den Letzteren auch ihre Kinder ſubſti— 
tuirt. Der Ehemann K. ftarb zuerit; nach ihm, im Jahre 
1851., die Ehefrau K. Die Erben des beiderfeitigen Nach— 
lajje3 waren nunmehr 
1. die ſchon Wittwe gewordene Sara D., die ſich ſpäter 
mit dem jeßigen Verklagten, M. D., wieder verheirathet - 
bat, und 
2. zwei Kinder aus ihrer Ehe mit dem inzwilchen ver: 
torbenen Ruben D., darunter der jetige Kläger 
Salomon D. 

Es iſt von dem zweiten Chemanne der vermwittwet 
geweienen Sara D. ein Nachlaß - Snventar dem Nachlaß: 
Nichter eingereicht, nachher ein zweites von einem Gericht3- 
Deputirten aufgeitellt, die Theilung erfolgt und ein Erb: 
receß abgejchlojien worden. Später ift die Sara D. ver: 
ftorben und hat ihren zweiten Ehemann, den jegigen Ber: 
klagten, und Kinder aus ihren beiden Ehen zu ihren Erben 
hinterlaſſen. 

Kläger, ein Sohn der Sara D., aus ihrer erſten Ehe 
mit Ruben D., verlangt jet von feinem Stiefvater, dem 
Verklagten, die Leiftung des Manifeitations - Eides in Anz: 
fehung der Verlaffenichaften ver Eheleute K., an denen er, der 
Kläger, mit feiner verſtorbenen Mutter als Miterbe con: 
currirt hatte. Verklagter hat dieſem Verlangen wider: 
ſprochen und die Klage ift auch durch die gleichlautenden Er: 
fenntnijje des Kreisgerichtes zu Deiligenftabt vom 1. März 
1870., und des Appellations-Gerichtes zu Halberftadt vom 
20. Zuli 1370, zurückgewieſen. 

Auf die Nichtigkeits = Beihwerde des Klägers iſt aber, 
durch das Erfenntniß des eriten Senates des Dber-Tribunalg, 
vom 23. Januar 1871., das Appellationg =» Ürtel vernichtet 

nc3 
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und, unter Abänderung des erften Erfenntnifjes, Verflagter 

zur Leiſtung des Manifeſtations-Eides in Betreff des Nach: 

lajjes der Eheleute K. für verbunden erachtet. Behufs 

Verhandlung und Entſcheidung über die Norm des Eides 

it die Sade in die erite Inſtanz zurüdvermieien. 
Gründe. 

Der Manifeitations:Eid kann nad) dem $. 28. Tit. 22. 
Thl. I. der A. .:D. gefordert werden, wenn Jemand einen 
Inbegriff von Sachen oder Rechten ganz oder zu einem be- 
ftimmten Antheile anzuzeigen oder herauszugeben hat. Der 
folgende $. 29. enthält eilf verihiedene Fälle, in welchen 
gewiſſe Perſonen zu deſſen Leiftung verbunden find. Zu 
dieſen Perſonen gehören unter: 

3. Erben, die bei dem Ableben des Erblaflers im Sterbe- 
hauſe fich befunden, oder auch nachher in den Beſitz der 
Erbichaft gejegt worden; wenn Miterben oder erbichaft- 
lihe Gläubiger darauf dringen, und entweder fein 
gerichtlihes Inventarium vorgelegt werden kann, oder 
die Siegelung nit zur rechten Zeit erfolgt iſt. 

Nah dielen Vorihriften würde, auf Verlangen de3 
Klägers, der Ehefrau de3 Verklagten die Pflicht obliegen, 
den DVanifeitationg » Eid zu leilten. Vermöge der Erbe3- 
Einſetzungen und Subftitutionen in dem wechſelſeitigen 
Teitamente des Handelsmannes 8. und feiner Ehefrau 
Marianne, geb. Ruben B., itt nah dem am 6. April 
1851. erfolgten Tode der überlebenden Ehefrau unbeitritten 
der gemeinſchaftliche Nachlaß beider Eheleute 

1. auf die Ehefrau des Berklagten, Sara, geb. D., und 

2. auf zwei in ihrer eriten Che mit Ruben D. erzeugte, 
damal3 mingrenne Kinder, darunter den jekigen 
Kläger, 

vererbt worden. Die erite Miterbin war zu jener Zeit mit 


— 405 


dem Verklagten wieder verheirathet. Beide haben ſich nach 
dem Tode der Wittwe K. in den Beſitz ihres und ihres 
erſtverſtorbenen Ehemannes gemeinſchaftlichen Nachlaſſes 
geſetzt. Ob fie ſich beim Tode im Sterbehauſe befunden 
haben, iſt gleihgültig und kann auf fich beruhen. Eine 
Siegelung des Nachlaſſes iſt nicht erfolgt; jpäter iſt vom Ver— 
flagten ein Privat-Inventar eingereicht und in der Folge von 
einem Gericht3:Deputirten, der mit der Taxation des Nach— 
lafjes beauftragt war, ein jpäter der Erbtheilung zum 
Grunde gelegtes neues Inventarium angefertigt. — Die 
Ehefrau des Verklagten ilt geitorben; durch ihren Tod it 
ihre Pflicht, den Manifeitations-Eid in Anjehung des Nach— 
lafjes der Eheleute 8. zu leiften, auf den Verklagten, ihren 
Erben, übergegangen. Die Erbihaft der VBeritorbenen be- 
fteht, nach dem 8. 350. Thl. I. Tit. 9. des U. L.-R., aus 
dem Inbegriffe aller ihrer Hinterlaffenen Sachen, Rechte und 
Pflidten. Unter denjelben find auch ihre Verpflichtungen, 
dem Kläger gegenüber, al3 ihrem Miterben an dem Nach: 
lafje der mehr genannten Eheleute, begriffen. Die Leiitung 
de3 Manifeftationg-Eides von einem Erbeserben fann, wenn 
er von den Verhältniſſen des zu manifeitirenden Vermögens 
weniger gut unterrichtet ift, al3 der urſprünglich Verpflich— 
tete, dem Berechtigten eine geringere Gewähr geben. Diele 
mögliche Frage ift aber eine zufällige und dabei feine noth- 
mwendige. Im vorliegenden Falle insbejondere ift dem 
Derklagten feine geringere Kenntniß, als jie jeine verftor- 
bene Ehefrau hatte, zuzutrauen, da er der Verwalter und 
Nießbraucher ihres Vermögens geweſen ift, in Gemeinschaft 
mit ihr den Nachlaß der K.'ſchen Eheleute in Beſitz ge- 
nommen bat, und vor, wie nad) dem Tode der MWittwe K., 
ihr Vermögen, reſp. ihren Nachlaß verwaltet haben joll. 
Uebrigens hat auch der Erbe, bevor er den Eid leiitet, ſich 
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aus den hinterlaſſenen Schriften des Erblaſſers und ſonſt 
alle ihm möglichen Nachrichten über das zu manifeſtirende 
Vermögen zu verſchaffen. 

Der Appellations-Richter iſt der Meinung, daß das 
Recht des Klägers auf den Manifeſtations-Eid, und die ent— 
ſprechende Pflicht, ihn zu leiſten, durch den Tod der Ehe— 
frau des Verklagten erloſchen ſei. Er hat demgemäß den 
Kläger mit ſeinem Anſpruche auf Leiſtung deſſelben abge— 
wieſen. — Mit Recht iſt ihm zum Vorwurfe gemacht, daß 
er die allegirten 88. 28. 29. Nr. 3., ingleichen den 8. 440. 
Thl. I. Tit. 9. des A. L.⸗R., nach welden ein jedes Privat- 
Snventarium, auf Erfordern eines dabei Betheiligten, eidlich 
beitärft werden muß, außer Anwendung gelaflen und da= 
durch verlegt habe. Zur Begründung feiner Anficht führt 
der Appellationg-Rihter zwar an: Die Ehefrau des Ver— 
Hagten jei diejenige geweſen, die die Pflicht gehabt habe, 
das Inventarium von dem Nachlaſſe der K.’ichen Eheleute 
einzureichen und eiblich zu manifeltiren. Die Pflicht zur 
Zeitung des Manifeſtations-Eides jei eine rein perjönliche, 
und fönne daher auf die Erben des Verpflichteten nicht 
übergehen. Es ergebe fich dies daraus, daß der Erbe des 
Berpflichteten von der Nichtigkeit des Inventariums feine 
Kenntniß zu haben braude. Er würde den von dem Grb: 
lafjer de veritate zu leiltenden Eid nur de ignorantia 
leiften können. Einen Manifeſtations-Eid de ignorantia 
gebe es nicht, weshalb zu folgern, daß der Erbe einen jol- 
hen Eid nicht leiſten jolle. 

Dieje Ausführung beruht jedoch auf rechtlichen Irrthü— 
mern. Von der Regel des $. 350. a. a. D. it in dem 8. 360. 
daf. die Ausnahme gemadt, daß Rechte und Verbindlich— 
feiten, welche blos an der Perſon des Erblafjers haften, 
zu feiner Erbichaft nicht zu rechnen find. Zur Erläuterung 
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verweifet der 8.360. auf den $. 102. der Einl. (aus einem 
Drudfehler ift $. 106. angeführt) und auf den 8.40. Thl. J. 
Tit.2. des A. L.-R. Nach dem letzteren werden Rechte, die blos 
an den Stand gebunden find, einem Anbegriffe im gejeglichen 
Sinne nicht beigezählt. Nach den $. 102. der Einl. verihwin- 
den Rechte, die nur der Perfon anfleben, durch den Tod der— 
jelben ; worauf in den 88. 103. und 104. die Beftimmungen fol 
gen, daß zum freien Eigenthume zu rechnende Rechte mit 
dem Tode des Beſitzers, nach näherer Vorſchrift der Geſetze, 
auf Andere übergehen, daß aber blos an den Stand ge- 
bundene Rechte nicht übertragen werden fönnen, und mit 
dem Stande verloren gehen. In Verbindung mit diejen 
Grundfäßen ift die Ausnahme des $. 360. eit. hauptſächlich 
auf Rechte und Verbindlichkeiten aus Standes- und Familien- 
Verhältniffen zu beziehen. Dahin gehört die Pflicht zur 
Zeiftung des Manifeftations-Eides an fich nicht. Sie betrifft 
vermögenstehtlihe Verhältnifje und fällt im Allgemeinen 
unter die Regel des 8.350. eit. Dies wird fich wenigſtens 
Hinfihts der Pflicht zur Herausgabe des Nachlaß-Inven⸗ 
tariums nicht beitreiten lafjen. Stirbt der Erbe, bevor er der: 
jelben nachgefommen ift, jo muß fie von feinem Erben erfüllt 
werden, der alsdann aud das von ihm zu legende Inven⸗ 
tar eidlich zu beftärfen hat. Hat aber der Erbe felbit ſchon 
das Inventarium gelegt, jo ift damit doch nicht feine Ver— 
pflihtung in ihrem ganzen Umfange erledigt, und die Leiftung 
des Manifeftations = Eides von feinen Erben noch nachzu— 
holen. Es kann zugegeben werben, daß in bejonderen 
Fällen auch vermögensrechtliche Verpflichtungen an die Perſon 
des DVerpflichteten gebunden find und alsdann mit feinem 
Tode wegfallen, allein daß, wie der Appellations - Richter 
dafür hält, die Verbindlichkeit zur Leiftung des Manifeftations- 
Eides allgemein zu ſolchen bejonderen Fälen gehöre, in 
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denen die Regel des $. 350. ausgeſchloſſen ift und die 
Ausnahme des $. 360. Play greift, läßt fich nicht anneh- 
men. Auch hat der Appellations-Nichter weder fpecielle 
Vorſchriften, noch Verträge, eigenthümliche Verhältniffe, oder 
jonft etwas, anzuführen vermocht, woraus herzuleiten wäre, 
daß im vorliegenden Falle das Recht des Klägers auf den 
Eid mit dem Tode der Ehefrau des Verflagten unterge: 
gangen ei. Die Erwägung, auf welche allein der Appella- 
tions⸗Richter ſich ſtützt, daß der Manifeftations-Eid ein 
Wahrheitseid ſei, der Erbe des urſprünglich Verpflichteten 
ihn nur de ignorantia würde ſchwören können, erſcheint 
als verfehlt. Die Allg. Gerichts-Ordnung hat im 8. 30. Thl. I. 
Tit. 22. feine beftimmte Sormel für den Manifeſtations— 
Eid, ein für allemal, vorgeihrieben, die Feitiegung derſel— 
ben in jedem einzelnen Falle nach den jedesmaligen Um: 
fänden dem Erfenntnifje überlaffen. Die gebräuchliche 
Formel ift, daß der Schwörende den Nachlaß getreulih an- 
gegeben und wiſſentlich nichts davon verfchwiegen habe. 
Es joll nur nad) dem 8. 33. a. a.D. darin das Versprechen mit 
aufgenommen werben, daß der Schwörende, wenn fi in 
der Folge ergeben follte, daß etwas außer Acht gelaſſen 
fei, davon noch getreulihe Anzeige thun wolle. In diejem 
zujäglichen Theile ift der Eid ein promifjorifcher, der daher 
von dem Erben eben fo gut, wie von dem urfprünglic 
Berpflichteten geihmworen werben kann. Aud in dem erften 
Theile des Eides hat der BVerpflichtete Feine Thatjache oder 
Handlung zu erhärten, von der zwar ihm, nicht aber not: 
wendig feinem Erben, eine eigene Kenntnig beimohnen 
müßte. Zwed und Sinn deflelben ift, feftzuftellen, worin 
nad der Kenntniß des Manifeftirenden, der Nachlaß beftebt. 
Er hat zu beſchwören, daß, nad feiner Kenntniß, der Ber: 
forbene fein mehreres Vermögen hinterlaffen hat, al3 von 
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ihm angegeben worden, und in dem entworfenen Inventarium 
aufgeführt jei. Ein Weiteres kann von dem urſprünglich 
Berpflichteten nicht verlangt werden und ein Gleiches liegt 
jeinem Erben ob. — Bon wem die Nachrichten herrühren, 
auf Grund deren die beiden vorerwähnten, bei Lebzeiten 
der Ehefrau des Verklagten aufgeftellten, Inventarien zu— 
fammengeftellt find, ob von ihr oder von wem ſonſt? ift 
ganz gleichgültig. Selbiiverftändlih braucht Verklagter das 
Nahlak:- Vermögen nicht anzuzeigen, was fih Shon in dem 
Inventarium aufgeführt findet, und was in dem Erbrecefje vom 
23. Auguſt 1853., nebit dem Nachtrage vom 19. April 1854., 
zur Theilung unter die Erben gefommen ift. Er muß aber 
vor Leiltung des Eides, unter VBorlegung der gedachten Ver: 
bandlungen, darüber vernommen werden, welche andere, 
oder daß er feine andere Nachlaßgegenſtände, als die be- 
zeichneten, anzuzeigen im Stande fei. Wird, nachdem dies 
geihehen, die für die gewöhnlichen Fälle übliche Formel 
angewendet, jo beihmwört der Erbe in derjelben nichts mehr 
und nicht3 weniger, al3 der urſprünglich Verpflichtete, die 
von ihm ſelbſt getreulich gemachte Anzeige über die vor: 
handenen Nadhlaßgegenftände, nach der ihm davon beimoh: 
nenden eigenen beften Kenntniß. Dem Richter fteht aber 
auch frei, dem Eide eine andere Norm zu geben und in 
derjelben auszudrüden, daß der Erbeserbe getreulich ange: 
geben habe, ob und welche jonitige Gegenftände ihm noch 
befannt feien, und daß er feine mehreren angeben könne. 
Den Gebraud einer, der Sachlage fi näher anjchließenden, 
Formel fann für nöthig erachtet werden, um etwaigen Miß— 
verftändniffen und Zweifeln vorzubeugen, zu welden Die 
Anwendung der gewöhnlihen Formel Anlaß geben könnte. 
Wenn aber der Grund des Appellationg-Richters, daß die 
Berpflihtung zum Manifeftations:Eide auf den Verklagten, 
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als Erben, nicht übergegangen ſei, ausſcheiden muß, ſo ver— 
liert dadurch die Entſcheidung ihren Halt und es unterliegt 
dieſelbe der Vernichtung. 

Kläger hält den Verklagten noch aus anderen Grün— 
den zum Manifeſtations-Eide für verpflichtet, weil er zur 
Zeit des Todes der Wittwe K. maritaliſcher Verwalter und 
Nießbraucher des Vermögens ſeiner Ehefrau geweſen ſei, 
weil er in Gemeinſchaft mit ihr den Nachlaß der Wittwe K. 
in Beſitz genommen und weil er vor und nach dem Tode 
das Vermögen ganz oder theilweiſe verwaltet habe. Der 
Appellations-Richter achtet den Anſpruch auch durch dieſen 
Grund nicht für gerechtfertigt. Es bedarf indeſſen keines 
Eingehens auf eine Beurtheilung der hiergegen gerichteten 
Angriffe, da ſchon die erſte Beſchwerde für ſich allein als 
durchgreifend erſcheint. Aus dem Obigen folgt für die 
Hauptſache, daß Verklagter, als Erbe ſeiner Ehefrau, zur 
Leiſtung des Manifeſtations-Eides von dem gemeinſchaft— 
lichen Nachlaſſe der Eheleute K. für ſchuldig erkannt wer— 
den muß. Der Nachlaß des Ehemannes macht kein für 
ſich beſtehendes Vermögen, ſondern nach dem wechſelſeitigen 
Teſtamente beider Eheleute einen integrirenden Theil des 
Nachlaſſes der überlebenden Ehefrau aus. 

Verklagter hat noch eingewendet, daß das Auseinander— 
jegungs: Verfahren beendet, auf Grund des Inventariums bie 
Theilung des Nachlaſſes der Eheleute K. durch den Erb— 
receß vom 25. Auguſt 1853. nebft dem Nachtrage vom 19. April 
1854. gejhehen und ausgeführt fei. Indeſſen ift dadurch 
das Recht auf Xeiftung des Manifeſtations-Eides dem Kläger 
nicht verloren gegangen. Der Bormund des Klägers hat 
vielmehr ſowohl in der Nadhlapregulirungs: Berhandlung 
vom 30. Juli 1851., al3 auch wiederum in dem Erbrecefle 
vom 25. Auguft 1853. das Recht dazu dem Kläger. aus: 
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drüdfich vorbehalten. Später hat Kläger niemals dafjelbe 
durch eine Verzichts-Erklärung aufgegeben, und nad) erreich- 
ter Großjährigkeit nicht einmal feinen gewejenen VBormündern 
unbedingte Decharge ertheilt. 

Die Formel des Eides, welche nad dem $. 30. Thl. E 
Tit. 22. der A. ©.:6. im Erfenntnijje bejtimmt werben 
jol, kann noch nicht feftgefeßt werden, da dies in erfter 
Inſtanz nicht geichehen, darüber noch nicht verhandelt, auch 
ein Einveritändniß der Parteien, in welcher Norm der Eid 
zu leiften, nicht erfichtlih ift. ES iſt daher nur die Ver: 
urtheilung des PVerklagten zur Leitung des Eides auszu— 
ſprechen und die Sade in die erfte Inſtanz zurüdzumeifen, 
um zuvörderft über die Formel defjelben zu enticheiden. 

Die weiteren, einige Nebenpunfte betreffenden, Gründe 
find hier von feinem Intereſſe. 


N A9, 
Wächter. — Pr — SEDLANEEDINIDEE Beſitz. 


1. Erleidet der $. 18. der Concurd= Ordnung vom 
8. Diai 1855. eine Ausnahme bei dem auf Tefta- 
ment beruhenden PBachtverhältnifje? 


2. Beginnt mit dem Eintritte der Mora die Unreb- 
fichfeit des räumungspflichtigen Pächters? 


A. L.-R. Thl. I. Tit. 7. 88. 10. 14.; Tit. 16. 8. 18.; Tit. 21, 
88. 172. 332. 333, 336. 
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Durh das Teitament des Gutsbeliger3 Martin v. St. 
vom 11. November 1364. ift der Kläger, Simon W., zum 
Univerjalerben eingejeßt und gleichzeitig beitimmt worden, 
daß die Franz und Joſephine T.'ſchen Eheleute berechtigt 
fein folten, das zum Nachlaffe gehörige Gut Groß-W., 
gegen Zahlung eines jährlihen Pachtzinſes von 1000. Thlen. 
und Uebernahme jämmtlicher Grundſtücks- und perjönlicher 
Abgaben, jo wie Tragung der Feuercafiengelder, bis zum 
zurüdgelegten vierundzwanzigiten Lebensjahre des eingeſetzten 
Erben in Pacht zu nehmen, ohne jedoch das Recht der 
Berafterpadhtung zu haben. In Folge deilen haben vie 
Franz und Joſephine T.’ihen Eheleute, welche mit einander 
in Gemeinihaft der Güter leben, das Gut Groß-W. nebft 
Zubehör in Pacht genommen und darüber den obervormund: 
Thaftlich beitätigten Pachtvertrag vom 13. Juni 1865. mit 
dem VBormunde des Klägers abgeſchloſſen, darin aud das 
Pachtjahr als von Johannis zu Johannis laufend feitge: 
ſetzt. Auf Grund dieſes Vertrages befanden ſich die ge: 
nannten Gheleute bis zum 23. October 1868. im Pacht— 
befiße jenes Grundftüdes. An dem ebengedachten Tage 
wurde der Concurs über das Vermögen des Franz T. ein: 
geleitet und demnähft das Pachtgrundſtück unter gericht: 
lihe Sequeftration geftellt. Der Rechtsanwalt R., als ge: 
richtlich beitellter Verwalter des dem Kläger zugefallenen 
Martin v. St.'ſchen Nachlaſſes, ſowie al3 angeblicher Be: 
volmädtigter des Vormundes des Klägers, fündigte, unter 
obervormundihaftliher Genehmigung, das Pachtverhältniß 
durch Schreiben vom 22. November 1868. und wurde die: 
ſes Kündigungs-Geſuch ſowohl dem T.’ihen Concurd-Ber: 
walter, al3 auch der Frau Sofephine T. perfönlih noch 
vor Weihnahten 1868. infinuirt. In diefem Kündigung: 
Gejuhe wurde die Aufhebung des Pachtverhältnifies und 
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die Räumung des Pachtgutes bereits zu Johannis 1869. 
verlangt. 

Unterm 7. April 1869. erhob dann der Vormund des 
Klägers gegen die Franz T.ſche Concursmaſſe Klage mit 
dem Antrage: zu erkennen, daß diejelbe verpflichtet Sei, der 
Kündigung vom 22. November 1868. gemäß, das Padıt- 
grundftüd Groß-W. nebit Zubehör zu Johannis 1869. zu 
räumen. Mit dieſer Klage iſt der Vormund des Klägers 
abgemwieien worden. 

Der Rechtsanwalt NR. Fündigte dann dem Verwalter 
der verflagten Concursmafje und der Frau Joſephine T. 
durh das dem eriteren am 16. December, der leßteren am 
17. December 1869. gerichtlih infinuirte Schreiben vom 
8. November 1369., unter ausdrüdlicher obervormundſchaft— 
liher Genehmigung, nochmals das Pachtverhältniß und 
verlangte in dem gedachten Schreiben die Räumung des 
Pachtgrundſtückes zu Sohannis 1870. Durch Schreiben 
vom 23. Juni 1870. wurde dann der Verwalter der T.'ſchen 
Concursmafje aufgefordert, die Pahtung zum 24. Juni 
1870. zurüdzugewähren. Derjelbe verweigerte aber, bie 
Pachtung zurüdzugeben. In Folge defjen bat der Vormund 
des Klägers unterm 21. Juli 1870,, mit Nuctorifation des 
obervormundihaftlihden Gerichtes, gegen die Franz T.'ſche 
Concursmaſſe auf Räumung mit den Rechten und Pflichten 
eines unredlichen Beliters feit dem 24. Juni 1870. Klage 
erhoben. 

Der verflagte Verwalter fuchte auszuführen, daß der 8. 18. 
der Concurs-Ordnung vom 8. Mai 1855. auf den vorliegenden 
Fall keine Anwendung finde. Dieſe Geſetzesſtelle ſetze einen 
Verpächter aus eigenem freien Willen und in eigenem 
Namen voraus, welcher das Verhältniß ſelbſtſtändig habe 
eingehen und ſelbſtſtändig habe wieder löſen können. Dieſe 
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Vorausſetzung treffe für den Kläger nicht zu. Das Recht 
des Gemeinſchuldners nämlich auf den pachtmäßigen Beſitz 
des Gutes gründe ſich nicht auf den Vertrag vom 13. Juni 
1865., ſondern auf das Teſtament vom 1. November 1864. 
Kraft dieſes Teftamentes habe der Gemeinſchuldner das 
Recht, bis zum vollendeten vierundzwanzigften Lebensjahre 
des Klägers, Pachtrechte auf dem Gute auszuüben, ohne 
daß Kläger, welder an das Teftament gebunden jei und 
nur in Anjehung dejjelben ven Vertrag geichlofjen habe, 
ihn zu irgend einer Zeit oder aus irgend einem Grunde 
diejer Rechte entfegen oder berauben fönne. Der Aläger 
babe nur das Recht, von T. die Erfüllung der diefem aus 
dent Teltamente auferlegten PVerbinolichkeiten zu fordern 
und könne au Feine anderen Rechte gegen die Concurs— 
mafje, weldhe nur die Verwalterin der Rechte des T. Sei, 
geltend machen. In dem Teftamente jei dem T. nicht das 
echt, einmal einen Ractvertrag zu ſchließen, fondern ein 
bis zum vollendeten vierundzwanzigiten Lebensjahre des 
Klägers dauerndes Pachtverhältniß legirt. Die verflagte 
Concursmaſſe beantragte daher die Abmweifung des Klägers. 

Durch zwei gleichlautende Erfenntniffe des Kreisgerichtes 
zu Löbau vom 1. October 1870. und des Appellationg: 
Gerichtes zu Marienwerder vom 23. Februar 1871. it in- 
defien nach dem Klage: Antrage erkannt worden. Der 
zweite Richter führte aus: „Der 8. 18. der Coneurs-Ordnung 
ift vom erften Nichter mit Necht hier zur Anwendung ges 
bradt. Den T.'ſchen Eheleuten iſt die Nutzung des hier 
in Rede ftehenden Grunditüdes teftamentariih nicht unbe: 
dingt legirt. Vielmehr jollen fie die Nußung nad) der 
legtwilligen Verordnung des Erblaffers des Kläger nur 
bedingungsweife und insbeſondere gegen Zahlung eines 
beitimmten jährlihen Pachtzinfes erhalten. Es ift die Er— 
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richtung eines Pacht-Contractes, worin, nach Maßgabe der 
letztwilligen Verordnung, Leiſtungen und Gegenleiſtungen 
beſtimmt wurden, mit ihnen nothwendig geweſen und auch 
geſchehen. Alle aus dieſem Contracts-Verhältniſſe hervor— 
gehenden Folgen müſſen ſie ſich gefallen laſſen. Der Rück— 
ſtand zweier Termine der Pacht würde doch ſicher den 
Kläger zur Aufkündigung des Pachtverhältniſſes noch vor 
dem Ablaufe der bedungenen Zeit berechtigt haben. So iſt denn 
auch nicht abzuſehen, warum nicht bei dem vorliegenden 
Contracts-Verhältniſſe, mag es auch auf einer letztwilligen 
Berordnung beruhen, die Beltimmung des $. 18. der Con— 
cur3:Ordnung Anwendung finden fol: daß nad dem Ab- 
laufe des Wirthiehaftsjahres, in welches die Concurs— 
Eröffnung gefallen, wie die Gläubigerichaft, jo auch der 
Verpächter von dem Gontracte, unter Beobachtung der ge: 
feglihen Auffündigungsfriit, zurüdtreten kann. Hiernach 
rechtfertigt fich die Verurtheilung der Verflagten zur Pacht— 
räumung. Vom 24. Juni 1870. ab ift diefelbe, nach den 
im erften Erfenntniffe allegirten gefeglihen Beftimmungen, 
— $. 10. Tit. 7. Thl. I. des A. %:R. — als unrebliche 
Beligerin anzujehen, daher fie au von da ab die Nechte 
und Pflichten eines unredlichen Beſitzers hat.“ 

Die Verklagte erhob die Nichtigfeits-Beichm erde, welche 
jevoh durch Erfenntniß des dritten Senate3 des Ober— 
Tribunal vom 14. Juli 1871. zurückgewieſen ift. 

Gründe. 

Den erften Angriff anlangend, jo fommt dabei das 
Verhältniß der Willens-Erklärung zur gefeglihen Vorichrift 
in Betracht. In ſoweit das Geſetz nicht abjolut gebietet 
oder verbietet, kann der Einzelne nad jeiner Selbftbeftim- 
mung für jih oder Andere, oder durch Vereinbarung mit 
Anderen Nechtsverhältniffe ordnen. Aber auch in diefer, 
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der Selbſtbeſtimmung freigelaſſenen, Sphäre ſorgt das Geſetz 
für Normen, welche, als ſg. lex dispositiva, dem Einzelnen 
den Kreis ſeiner Befugniſſe und Pflichten zuweiſen, welche 
den letzten Willen, den Vertrag ergänzen, ausfüllen oder 
gar vertreten. In dieſem Gebiete geht der gehörig erklärte 
Mille dem Geſetze vor, er giebt die erſte entſcheidende, zu: 
nähft zu befragende, Norm, fo daß der Richter die Ver- 
fügung des Teftators, die Abrede der Parteien gegen die 
vermittelnde Beitimmung des Gejeges zu beachten hat. 
Fehlt es dagegen an der Autonomie in diejer oder jener 
Beziehung, jo äußert die lex dispositiva ihre geießliche 
Wirkſamkeit. (Vergl. Entfheidungen Bd. 42. ©. 7.—8.) 

Im vorliegenden Falle hat der Teftator feine Millens- 
erklärung darauf beſchränkt, bis zum vierundzwanzig— 
ften Jahre jeines Erben, gegen beftimmte KLeiftungen im 
Gelde, mit Ausschluß der Verafterpachtung, ein Pachtrecht 
zu legiren, worüber zwiihen dem Erben und dem Legatar 
ein Pachtvertrag vereinbart if. Da in dem Teitamente 
fo wenig, wie in dem Pachtvertrage, der Wille ausgedrückt 
ift, daß, troß Gontract3widrigfeiten von Seiten dev Päd: 
ter, troß ihrer Säumigfeit in Entrihtung des Pachtzinſes, 
oder gar bei eintretender Unfähigkeit zur Zahlung deſſelben, 
eine Aufhebung des Pachtverhältniffes nicht ftatthaft jein 
ſolle, jo tritt in Grmangelung der Autonomie das ergän— 
zende Gejeß ein. Diejes ift für den Fall des Concurſes 
des Pächter der S. 18. der Concurs-Ordnung, welder 
feine Ausnahme für den Fall enthält, wenn das Pachtver— 
hältnig aus einem Teſtamente originitt. 

Der vorige Richter, welcher feine derogirende Willens: 
erflärung feitftellt, Hat daher durch Anwendung des bereg- 
ten $. 18. al3 lex dispositiva feine Gejeßes = Verlegung 
begangen. 
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Was den zweiten Angriff betrifft, ſo kann es dahin 
geſtellt bleiben, ob das Allegat des 8. 10. Tit. 7. Thl. J. des 
A. L.-R., auf welches der Appellations-Richter durch Hin— 
weis auf das erſte Erkenntniß ſich ſtützt, für zutreffend zu 
erachten, oder nicht, da der Grundſatz, welcher damit 
gerechtfertigt werden ſoll, als richtig erſcheint. 

Bei der vorliegenden perſönlichen Klage wegen Auf— 
hebung des Pachtvertrages iſt hinſichtlich der, nach der un— 
angefochtenen Annahme des vorigen Richters obwaltenden, 
Mora der Verklagten, nah dem $. 18. Tit. 16. und den 
88. 172. 332. 333. 336. Tit. 21. TH. I. des A L.-R., 
das Brincip maßgebend, daß der Pächter, vom Tage des 
Eintrittes derſelben an, die Pflichten und Laſten eines un- 
redlihen Beſitzers hat. Insbeſondere kann aus der von 
der Implorantin jelbjt hervorgehobenen Erwägung, daß die 
88. 10. ff., alfo au der 8. 14. Tit. 7. a. a. D., den Fall 
vorausjegen, daß die Ergreifung des Beltges eine un— 
rehtmäßige und unredhtfertige war, nicht davon die Nede 
fein, die Verklagte um desmwillen, weil fie vielleicht glaubte, 
troß der Kündigung im Pachtbeſitze verbleiben zu dürfen, 
und folden niht aufgeben zu müſſen, ungeachtet der 
feftitehenden Mora, nur für eine unrehtmäßige Beſitzerin 
anzujehen. 

Indem hiernach beide Vorwürfe zerfallen, ericheint bie 
Beichwerde als verwerflich. 


— 2— 
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N? 50. 


Vorrecht rücjtändiger Laudemien. — 
Res judicata. 





1. Gebührt das, den Reallaſten-Rückſtänden nach der 
Concurs⸗Ordnung zuftehende, Vorrecht auch den uns 
berihtigt gebliebenen Laudemialgeldern, wenn die 
Laudemialqualität im Allgemeinen eingetragen it? 

Concur3:Ordnung vom 8. Mai 1855. 88. 51. und 52, 

2. Muß der Realgläubiger, welcher bei der Kauf— 
gelderbelegung einer vorgängig liquidirten Poſt die 
Richtigkeit und die dinglihe Qualität beftritten hat, 
in dem von dem Gläubiger diefer Poſt gegen ihn 
angejtellten Proceſſe ſolche Erkenntniffe gegen fich 
gelten lafjen, welche jener Gläubiger gegen den 
Subhajtaten rechtskräftig erjtritten hatte? 

GConcur3:Drdnung vom 8. Mat 1855. 88. 392, bis 394. 
A. G.O. Einl. 88. 65. 66.; Thl. I. Tit. 16. 8. 1. 


Das in der v. d. Heydt-Straße Nr. 12. zu Berlin 
belegene Grundſtück des Kaufmannes M. ift im Sahre 
1868. Schulden halber jubhaftirt worden. Bei der Kauf: 
gelverbelegung liquidirte die Lützower Kirche zu Ch., auf 
Grund eingetragener Zaudemialpflichtigkeit des Grundftüdes, 
zwei Laudemien-Rückſtände für Beligveränderungen aus den 
Jahren 1867. und 1863. und kam mit denjelben an ber 
dafür nad dem Alter der Eintragung der Laudemialpflich— 
tigfeit in Anfpruch genommenen Stelle zur Hebung. Der 
Maurermeiiter T. zu Berlin, Nojudicatar des Grundftüdes, 
erlitt dadurch als Hypothefengläubiger einen gleih hohen 
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Ausfall, und da er der Kirche die Nichtigkeit, die dingliche 
Natur und das Vorrecht des Liquidates beftritt, fo wurde 
mit der auf dafjelbe gezahlten Summe eine Streitmajje 
angelegt. In dem von der Kirche gegen T. dieferhalb an: 
geitellten Proceſſe wurde die Streitmaffe durch die confor— 
men Erkenntniſſe des Stadtgerihtes zu Berlin vom 
23. März und des Kammergerichtes vom 10, November 
1870. der Klägerin zugeiprodhen, und die von dem Der: 
Hagten noch eingelegte Nichtigkeit = Beichwerde von dem 
dritten Senate des Dber:Tribunals durch Erkenntniß vom 
3. Mai 1871. verworfen, und zwar in Betreff der in Der 
Veberichrift ausgemworfenen Fragen aus folgenden 
Gründen. 

I. Die Frage, ob die dinglihe Natur und das Bor: 
recht gewiller beitändiger Abgaben und Leiſtungen auch den 
Laudemien-Rüditänden zukomme, ift von dem Ober-Tribunal 
früher zweimal verneinend entihieven, am 8. April 1837., 
Präjudiz Nr. 207. (Samml. Thl. I. ©. 262.), und am 
16. Februar 1852. (Entiheid. Bd. 24. ©. 349.). Beide 
Erfenntnifje jind aber vor der Geltung der Goncurg-Drdnung 
ergangen und haben den damaligen vermwidelten Rechts: 
zujtand vor Augen, der zu Zweifeln Anlaß gab, die, den 
bündigen und Elaren Beitimmungen der Concurs-Ordnung 
gegenüber, feine Berechtigung haben. Seit dem Inkraft— 
treten der Concurs-Ordnung hat zwar das Grfenntniß vom 
2. Mai 1870. (Entiheid. Bd. 63. ©. 174.) die Frage 
nebenher berührt, den durchſchlagenden Enticheidungsgrund 
aber in den Umjtande gefunden, daß es ſich damal3 um 
unfiritte Laudemien handelte, welche nach der Einfüh— 
rung des Landescultur-Edictes vom 14. September 1811. 
neu entjtanden, jomit nad) dem $. 37. des Ablöfungss 
Gefeßes vom 2. März 1850. ohne Entihädigung des Be: 
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rechtigten fortgefallen waren. Für die jetzige Lage der 
Geſetzgebung liegt daher über die in Rede ſtehende Streit— 
frage ein Präjudiz nicht vor. 

Nach dem 8. 51. der Concurs-Ordnung kommen bei 
der Vertheilung der Kaufgelder eines Grundſtückes unter 
die Realgläubiger, nach Berichtigung der Maſſeſchulden und 
der in den 88. 47. bis 50. bezeichneten bevorrechteten For— 
derungen, zur Hebung: 

alle nicht zu den öffentlichen und gemeinen Abgaben und 

Leiſtungen (SS. 47. bis 49.) gehörenden Reallaſten, 

wenn bdiejelben oder die Nechtsverhältniffe, aus melden 

fie entiprungen, in dem Hypothekenbuche eingetragen find, 
und zwar bezieht jich dies nah dem 8. 52. auch auf 

die Nüditände von Präitationen aus den letzten zwei 

Jahren. 

Die Rangordnung unter mehreren eingetragenen Real: 
lajten und zwiſchen Neallaiten und Hypotheken wird, nad 
dem $. 51. Abi. 3. und dem $.55., durch die Eintragung 
beſtimmt. 

Der Ausdruck „Reallaſten“ umfaßt nach dem Aus: 
ſpruche des Appellations-Nichters, welcher von dem Implo— 
ranten für rehtsirrthümlich erachtet wird, aud die Laude— 
mien, und dem iſt beizupflihten. Im Allg. Landrechte und 
in der alten Concurs-Ordnung (A. G.O. Thl. I. Tit. 50.) 
it diefer Ausdrud nit gebräuchlich; er kommt zwar in 
den 88. 154.—156. Th. I. Tit. 20. des A. 2.:R. vor, 
aber in dem weiteren Sinne einer dauernden dinglichen 
Belaftung, woraus für die Beitimmung de3 in der neuen 
Concurs-Ordnung damit verbundenen Begriffes nichts zu 
entnehmen ift. Wie die Materialien der Concurs-Ordnung 
ergeben (— efr. Commiſſions-Bericht der Zweiten Kammer 
zu den SS. 47. und 49. des Entwurfed. Goltdammer, 
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Concurs-Ordnung S. 156. —), ilt bei der Nedaction der 
Concurs-Ordnung der Gedanke maßgebend gemwejen, daß die: 
jelbe nicht blos für dag Gebiet des Allg. Landrechtes, jondern 
zugleich für andere Landestheile paſſen ſollte. Es iſt des— 
halb abſichtlich jedes Allegat von Vorſchriften der land— 
rechtlichen Geſetzgebung vermieden worden und man mußte 
naturgemäß nur darauf bedacht ſein, ſolche Ausdrücke zu 
wählen, welche über das Gebiet des Allg. Landrechtes hinaus 
ohne Weiteres verſtändlich ſein würden. In der Wiſſen— 
ſchaft des Deutſchen Privatrechtes iſt der Ausdruck „Neal: 
laſt“ ſeit lange eingebürgert; ſchon 1837. hat Duncker 
„die Lehre von den Reallaſten“ veröffentlicht und auch er 
fand den Begriff ſchon in ſeiner beſonderen techniſchen Be— 
deutung vor. Als ſolcher iſt er bereits vor der Concurs— 
Ordnung in ein für die ganze Monarchie, mit Ausnahme 
der linksrheiniſchen Landestheile, bejtimmtes Geſetz über: 
gegangen, nämlih in das Gele vom 2. März 1850., be: 
treffend die Ablöfung der Reallaſten ꝛc. (Geſ.“S. ©. 77.). 
Es iſt deshalb mit dem Appellations » Richter bejonderes 
Gewicht darauf zu legen, daß dieſes, in dem zweiten Ablage 
des S. 51. der Concurs-Ordnung allegirte, Geſetz im 8. 6. 
eine Begriffs-Definition der Neallait, welhe auch auf Lau— 
demien paßt, giebt und im weiteren Berlaufe die Laudemien 
unter die Neallaften zählt. Der 8. 6. des Geſetzes vom 
2. März 1350. jagt nämlih im Abi. 1.: 

Ale beftändigen Abgaben und Leiftungen, welche "auf 
eigenthümli oder bisher erbpacht3- oder erbzinzweije 
bejefjenen Grundftüden oder Gerechtigkeiten haften (Neal: 
lajten), find nach den Vorjchriften dieſes Abſchnittes ab— 
lösbar. 

Menn die älteren Entjcheidungen (vergl. insbejondere 

Entſch. Bd. 24. S. 353. und 355. unten), im Hinblide auf 
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den in der A. ©..D. THl. I. Tit. 50. S. 357. gebrauchten 
Ausdrud: „ale beftändig fortlaufenden Laften und 
Pflichten“, welcher eine Periodicität der Leiftungen anzu— 
deuten Scheint, die Laudemien nicht zu den beftändig fort- 
laufenden, von den Srundftüden zu entrihtenden Abgaben 
reiten, weil die einzelne Laudemialforderung erſt durch 
einen Eigenthumswechſel entjteht, fo kann auf diefen Mans 
gel der Periodicität jet fein Gewicht mehr gelegt werden, 
da in jener Definition bes $. 6. des Ablöſungs Gejeges 
das Beiwort „fortlaufend“ nicht enthalten und nur die 
Beitändigfeit der Abgabepflichtigfeit, die perpetua causa 
rei, betont, hiermit aber eine Begriffsbeitimmung gegeben 
it, weldhe für Laudemier ebenjo, wie für andere Neallafteı, 
paßt. Dem entiprechend behandelt das Ablöſungs-Geſetz 
auch die Laudemien in dem zweiten Nbichnitte, welcher die 
Ueberfchrift führt: „Ablöjung der Neallajten”, rechnet fie 
aljo dazu, wenn fie auch in dem darauf bezüglichen jechsten 
Titel nicht noch ausdrücklich Reallaſten genannt werden. 
Aber auch die Definitionen, welche der Begriff Neal- 
lait in der Wiſſenſchaft gefunden, jo verjchieden jie find, 
paſſen immer zugleid auf Laudemien. Die Neallaft hat in 
der fortdauernden Leiſtungsfähigkeit, welche ih an den 
Beſitz eines Grundftüces knüpft, eine dingfihe Baſis, wäh— 
rend die einzelne Leiftung obligatoriiher Natur iſt. Das 
it das Weſen des Begriffes, nenne man nun die dinglide 
Bafis mit Gerber ein „Piedeital, auf welchem das in ich 
jelbitiftändige Nechtsverhältnig mit eigenem Dbjecte ruhet“, 
oder mit Förster, (Preuß. Privatreht, HI. Aufl. Bd. 3. 
©. 333.), eine dauernde, endloje causa rei, welche die Unter: 
lage oder Quelle bildet, aus welder die einzelne obliga= 
toriihe Leiſtung hervorgetrieben wird. Die practiſch wich— 
tigen Streitfragen beziehen ſich hauptſächlich darauf, ob die 
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einzelne Leiſtung nur obligatoriih, alſo nur gegen den— 
jenigen, welcher zur Zeit der Fälligkeit das Grundftüd be— 
jaß, verfolgbar, oder ob fie zugleich dinglicher Natur ift, und 
mit welder Wirkung, ob mit der Wirkung der Berfolgbar: 
feit gegen die Befinachfolger oder mit der hypotheken— 
artigen Wirkung, daß das Grundftüd als Sicherheit für 
die einzelne Leiſtung haftet. (Vergl. hierüber im Allge— 
meinen Föriter a. a. O. ©. 334. ff.) In allen Diejen 
Beziehungen it das Laudemium von jeder anderen Reallaft 
begrifflich nit unterfchieden. Was insbejondere den Mangel 
regelmäßiger Wiederfehr betrifft, jo it leßtere fein Begriffs: 
moment der Reallaft; es giebt auch ſonſt Neallaften, bei denen 
die einzelne Zeiftung jich erft aus dem GEintritte eines nicht 
im Voraus feitftehenden Greignifjes ergiebt, z. B. Kirchen: 
baulaften. Da nun in dem $. 51. der Goncurs - Ordnung 
die Reallaſten ohne jegliche Andeutung einer Beſchränkung 
auf beitimmte Arten genannt find, jo gehören die Laude— 
mien ebenfall3 dahin. Es ift auch nicht anzuerkennen, daß 
die im $. 52. gebraudten Wendungen: 
1. die noch unberichtigt laufenden Bräftationen, und 
2. die Rüditände von Präftationen aus den beiden legten 
Sahren, 
wenn gleih man bei denſelben zunädit an regelmäßig 
wiederkehrende Abgaben und KLeiftungen zu denken geneigt 
ist, auf Laudemien= Beträge nicht paffen. Unberichtigt ge: 
bliebene Laudemien= Beträge, welche in den Iegten beiden 
Jahren vor dem im S. 59. der Concurs-Ordnung bezeich— 
neten Zeitpunfte fällig. geworden, können, ohne den Worten 
Zwang anzuthun, Rückſtände von Präftationen aus den 
beiden legten Jahren genannt werden. 
Die oben erwähnten, den rechtlihen Charakter der 
einzelnen Leiftungen betreffenden, Streitfragen, können hier 
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auf ſich beruhen. Selbſt wenn man mit Förſter (a. a. O. 
©. 339. ff.) die einzelne Leiſtung für rein obligatoriſch er— 
achten wollte, würde, bei den pofitiven Beftimmungen der 
Concurd:Drdnung, fein Zweifel darüber fein, daß bei dem 
Goncurje und bei der Subhaftation die rüdjtändigen Präſta— 
tionen der beiden legten Jahre aus den Kaufgeldern des 
mit der Reallaſt bebafteten Grundftüdes bezahlt werden 
müſſen. Daß die Concurs-Ordnung nicht etwa die bejon- 
dere Eintragung der einzelnen Leitung vorauzjegt und nad) 
diefer Eintragung die Rangordnung bemefien wiſſen will, 
e3 vielmehr lediglich darauf ankommt, ob und zu welcher 
Beit die Neallaft jelbit oder die Rechtsverhältniſſe, aus 
welchen fie entipringt, eingetragen worden, ergiebt ſich aus 
dem $. 51. ohne Weiteres. Daß im vorliegenden Falle 
die Laudemialpflichtigfeit des Grundftüces früher eingetragen 
ift, al3 die Hypothek des Verklagten, fteht unangefochten 
feft. Es beweift nichts gegen die vorstehende Argumentation, 
wenn hiernach die Hypothefen-Gläubiger eine Schmälerung 
ihrer Sicherheit erfahren können, welche fih nad ihrem 
Umfange bei der Gonftituirung der Hypothef im Voraus 
nicht überjehen ließ; ein laudemialpflichtiges Grundftüd ge— 
währt eben eine durch den Charakter diefer Belaftung be— 
dingte beſchränktere Sicherheit. Ebenſo gleichgültig für die 
Entſcheidung ift die viel ventilirte Frage, was man als 
die Gegenleiftung des Berechtigten für den Empfang des 
Laudemiums anzujehen habe, da dies die Reallajten-Natur 
des Laudemiums unberührt läßt, auf welche es bei der 
Anwendung der SS. 51. und 52. der Concurs = Ordnung 
allein ankommt. Die Rüge des Imploranten, daß der 
Appellations- Richter diefe Paragraphen durch unrichtige 
Anwendung verlegt habe, ift fomit unbegründet. 

II. Der Subhaftat M. war von der Klägerin auf 
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Bezahlung der fraglihen Laudemien-Rückſtände belangt uud 
hierzu rechtskräftig verurtheilt. Der Verklagte erachtete 
dies, ihm gegenüber, für wirkungslos und die Klägerin für 
verpflichtet, ihren Anſpruch ohne Rückſicht auf das Judicat 
vollitändig zu begründen. Die Klägerin iſt auch in der 
Replik eventuell hierauf eingegangen; ihre Behauptungen 
find aber, jomweit fie von denen des Verklagten abweichen, 
beftritten geblieben und es iſt in den Vor-Inſtanzen Be— 
weis darüber nicht aufgenommen worden. Der Verklagte 
jelbft hat in der Klagebeantwortung Behauptungen über 
die auf die Zaudemialpflichtigfeit des Grundftücdes bezüg— 
lihen Vermerfe im Hypothekenbuche aufgeitellt und aus: 
geführt, daß hieraus bis zu näherem Nachweiſe, welcher 
der Klägerin obliege, nicht folge, das das Grunditüd ganz 
oder auh nur zum Theil laudemialpfligtig jei. Dielen 
Einwand hat der Appellations-Nichter mit folgender Aus— 
führung verworfen: 

Der Verklagte müfje, ſowohl als Adjudicatar, alio als 
Stellvertreter de3 M. im Sinne des 8. 66. der Ein: 
leitung zur A. ©.:D., wie auch als nächſt ausgefallener 
Hypotheken: Gläubiger, die Vor: Enticheidung gegen fich 
gelten laffen und fönne diefelbe nur anfechten, wenn ihr 
folhe Umftände zu Grunde liegen, aus welden auf die 
dem anderen Theile bekannte Abfiht des Schuldners, fie 
nur zum Scheine oder zur Bevortheilung der Gläubiger 
gegen fich ergehen zu laſſen, geichloffen werden könne. 
(8. 394. der Concurs-Ordnung, und Erfenntniß des Ober: 
Tribunal vom 15. März 1859. Striethorit’3 Archiv 
Bd. 33. ©. 61.) Durch die rechtsfräftigen Bor-Erfennt: 
nifje jei feftgeftellt, vaß die Reallaft gegen den Subhaitaten 
zu vollem Rechte beftehe. Dritten Perfonen jei es nicht 
geitattet, die Gültigkeit eines Nechtgeichäftes, welches durch 
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Judicat feftitehe, durch Vorbringen neuer Thatſachen an— 
zufechten; das Judicat überhebe die Klägerin, den Titel 
ihrer Laudemial-Berechtigung noch befonders nachzu— 
weiſen. Derſelbe ſei übrigens aus der Eintragung er— 
ſichtlich. 

Die letzte beiläufige Bemerkung iſt als ein beſonderer 
Entſcheidungsgrund nicht anzuſehen, womit ſich der, für den 
Fall entgegengeſetzter Annahme, unter Nr. 3. der Nichtig— 
keits-Beſchwerde hiergegen gerichtete Angriff erledigt. Im 
Uebrigen ſoll mit dieſer Ausführung der Appellations— 
Richter nach der Nr. 1. und 2. der Nichtigkeits-Beſchwerde 
die Rechtsgrundſätze von der res judicata (N. G.O. Einl. 
88. 65. 66. und Thl. I. Tit. 16. $. 1.) ſowie den 8. 393. 
der Concurd: Ordnung, — den der Appellations Richter 
ohne Zweifel, jtatt des allegirten $.394., im Sinne gehabt 
bat, — verlegt haben. 

Es geht allerdings zu weit, wenn der Appellationze 
Richter den Verklagten, als ausgefallenen Hypotheken— 
Gläubiger, (nur als folder, nicht in feiner Eigenſchaft als 
Adiudicatar ſteht er in dem vorliegenden Proceſſe da), den 
Erfenntnifien gegenüber, welche die Klägerin gegen Den 
Subhaſtaten M. eritritten hat, lediglih auf die ihm nad 
dem S. 395. Nr. 2, der Concurs:Drdriung zuftehende An— 
fehtungs:Befugniß verweilen wil. Diele Beltimmung be— 
trifft den Kal, daß das Erkenntniß oder Mandat den 
Titel zu dem geltend gemachten dingliden Rechte bil: 
det, die Urkunde, aus welder die Eintragung geicheben, 
wie ih aus der Vergleichung der Nr. 2. dieſes Paragraphen 
mit den übrigen Nummern ergiebt. Mit einem ſolchen 
Tale bat das von dem Appellationg-Richter citirte Erfennt= 
niß des Ober-Tribunals vom 15. März 1859. es zu tbun. 
Darum handelt es fih aber bier nidt. Das Liquidat der 
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Klägerin ftüßt fih niht auf eine, au3 den Judicaten gegen 
M. erlangte, Eintragung der erjtrittenen Laudemien-Beträge, 
jondern auf die, vertragsmäßig conftituirte und längit ein= 
getragene, Zandemialpflichtigfeit, in Verbindung mit den 
eingetretenen Beſitzwechſeln. Hierüber ift durch die Judi— 
cate gegen M. dem Verklagten, als Hypotheken-Gläubiger, 
nicht endgültig präjudicirt. Anderer Seits geht aber auch 
der Implorant zu weit, wenn er den Judicaten für den 
vorliegenden Proceß gar keine Bedeutung beimeſſen will. 
Allerdings beſtimmt der 8. 394, der Concurs-Ordnung, daß 
der Gläubiger, deſſen Forderung in Anſehung der Richtig— 
keit des Hypothekenrechtes oder des Vorrechtes beſtritten 
wird, ſeinen Anſpruch gegen die widerſprechenden Inte— 
reſſenten in einem beſonderen Proceſſe auszuführen habe. 
Dies regelt aber nur die Parteirollen und beraubt den 
Gläubiger nicht ohne Meiteres des Vortheiles, den Aniprud 
bereit$ gegen den bisherigen Befiger des Grundſtückes 
rechtskräftig erjtritten zu haben. Die AJudicate dienen der 
Klägerin als genügende Beläge für die von ihr erhobenen 
Aniprüde, und e3 it nun Sache des Verflagten, Umjtände 
darzuthun, aus denen ji) die Unrichtigfeit der Forderung 
ergiebt. Diele Grundfäge find bereits in mehreren Erfennt- 
niffen des Ober: Tribunal, 3. B. in einem am 2. Mai 
1870. ergangenen (Entid. Bd. 63. ©. 174.) zur Geltung 
gebracht. 

Es wäre daher, wenn der Verklagte behaupten will, 
daß das ſubhaſtirte Grundſtück von dem Laudemialrechte 
der Klägerin überhaupt nicht betroffen werde, oder erſt 
durch eine, nad der Einführung des Landescultur: Edictes 
vom 14. September 1811. geichlofjene, Uebereinktunft laude— 
mialpflihtig geworden und deshalb dur den 8. 37. des 
Ablöſungs-Geſetzes vom 2. März 1850. von dieſer Laſt 
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befreit worden jei, feine Sache geweſen, die zum Nachweije 
deſſen erforderlihen Thatjahen zu behaupten und unter 
Beweis zu stellen. Da Dies nicht gejchehen, jo trifft den 
Appellations = Richter der Vorwurf, ben in Nede jtehenden 
Judicaten ohne Grund entjcheidende Bedeutung beigemefjen 
zu haben, nicht, wenn auch feine Gründe nicht überall Bei- 
fall verdienen. 


N? 51. 
Kaufgelderbelegungs-Berfahren. 





Sit die Vorſchrift im $. 54. der Concurs-Ordnung 
über die Neihenfolge, in welcher die Befriedigung der 
einzelnen Theile einer Hypothefenforderung jtatt findet, auch 
im Falle des 8.61.a. a. O. in dem Verhältniffe mehrerer, 
an derjelben Stelle anzujetender, Hypothefenforderungen 
zu einander, anwendbar? 

Goncurs-Ordnung vom 8. Mai 1855. 88. 54., 61. 


Die auf das Gut S. mit fünf Procent Zinjen eingetra- 
gene Poſt von 7000. Thlen. iſt Durch Theilceſſionen mit 4000. 
Thlen. auf den Kläger, den Nentier M., und mit 3500. Thlrn. 
auf den Verklagten, den Kaufmann ©., zu gleichen Rechten 
übergegangen. Bei der Belegung der Kaufgelder des jub- 
hajtirten Gutes S. liquidirten 
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a) der Kläger an Capital 4000. Thlr. —. Sgr. —. Pf. 
und an Zinſen zu fünf 
Rrocent vom 1. Februar 
1866. bis 29. Juni1868. 432. „ 3 „ 


zufammen 4482. Thlr. 23. Ser. 4. Pf.; 
der Verflagte an Capital 3500. Thlr. —. Sgr. —. Pf. 
und Zinſen zu fünf Pro— 
cent vom 1. Februar 1867. 
bis 29. Juni 1868. . 247. „ 13. . —. 


zufammen 3747. Thlr. 13. Spr. —. Pf. 


Auf das Gejammt:Liquidat von 8230. Thlen. 6. Ser. 
4 N. wurden vertheilt 1902 Thlr. 14. Sgr. 7. Pf. Nah 
einer Einigung der Parteien erhielt jeder 794. Thlr. 
14. Sgr. 10. Pf. ausgezahlt, der Reit von 313. Thlen. 
14. Sgr. 11. Pf. würde als ftreitig deponirt. Der Kläger 
behauptete, daß ihm die Zinſen feines Capitals vom 
1. Februar 1866. bis dahin 1867. mit 200. Thlen. von 
dem PRercipiendum vorweg gebührten, die übrigen 1702. Thlr. 
14. Sgr. 7. Pf. nad) dem Verhältniſſe der Capitalsantheile 
von "is. und ’/ıs., zu vertheilen feien, nahm deshalb die 
Theilmasje für jich allein in Anſpruch und beantragte, den 
Verklagten zu verurtheilen, in die Auszahlung der Streit: 
maſſe an ihn zu willigen. Der Berflagte widerſprach und 
verlangte die Vertheilung der Streitmaffe nah Verhältniß 
der beider Seit liquidirten und feitgeltellten Forderungen. 
Das Appellationz:Geriht zu Cöglin ſprach durd fein Er: 
fenntniß vom 6. März 1869., unter Abänderung des eriten 
Urtels, welches den Kläger mit der erhobenen Klage gänzlich) 
abgemieien, dem Kläger 241. Thlr. 22. Sgr. 2. Pf., dem 
Berklagten 71. Thlr. 22. Sgr. 9. Pf. an der Streitmafie 
zu, weil zufolge des S. 61. der Concurs-Ordnung mehrere, an 
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derjelben Stelle anzujegende Forderungen nah Verhältniß 
ihrer feftgeftellten Beträge gleihmäßig zu berichtigen jeien, 
die zur Hebung gelangte Summe von 1902. Thlen. 14. Sgr. 
7. Br. auf das Liquidat des Klägers mit 1306. Thlen. 
7. Sor., auf das des Berklagten mit 866. Thlen. 7. Spr. 
7. Pf. fich vertheile und, nach Abzug der von jedem erhobenen 
794. Thlr. 14. Sgr. 10. Pf., Kläger noch 241. Thlr. 22. Spr. 
2. Pf., Berklagter 71. Thlr. 22. Sgr. 9. Pf. aus der 
EStreitmafje zu fordern habe. Der Kläger legte die Ni: 
tigkeits-Beſchwerde ein, weil ihm nit Die ganze Gtreit: 
mafje zuerfannt worden. Gr führte aus, daß die im $. 54. 
der Concurs-Ordnung voegejchriebene Reihenfolge auch in 
dent hier vorliegenden Falle des S. 61., bei der Concurrenz 
mehrerer gleichberechtigter Forderungen, zu beobachten jei, 
danach von der Perceptionsiunme ihn 482. Thlr. 23. Sgr. 
4. Pf. dem Verklagten 247. Thlr. 13. Sgr. rüdjtändige 
Zinſen vorweg gebührten, der Weberreit nah */ıs. mit 
625. Thlen. 6. Sgr. 5. Bf. ihm, nah "5. mit 547. Thlen. 
1. Sgr. 10. Pf. dem Verklagten zuzutheilen und Berklagter 
duch die erhaltenen 794. Thlr. 14. Sgr. 10. Pf. völlig 
abgefunden jei. 

Dieje auf Verlegung der Sy. 54. und 61. der Concurs— 
Drdnung geſtützte Beſchwerde ift vom dritten Senate des 
Dber:Tribunals duch das Erkenntniß vom 13. Detober 1869. 
zurückgewieſen. 

Gründe. 

Nach den 8. 53. beziehungsweiſe dem 8. 383. der Concurs— 
Ordnung vom 8. Mai 1855. fommen bei der Vertheilung 
der Kaufgelder eines fubhaftirten Grundftüdes, nah Berich— 
tigung der Mafje-Schulden und der im $. 47. und 52. 
aufgeführten PVoften, die auf dem Grunditüde hypothecariſch 
verficherten Forderungen in der Rangordnung, welche durch 
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die Eintragung in das Hypothefenbuch beitimmt wird, zur 
Hebung. In Folge der Aufhebung des Tit. 50. Th. J. der 
A. ©.:D. und der darauf bezüglichen Beitimmungen (Art. LI. 
des Einführungs : Gefeßes vom 8. Mai 1855.) war zunächſt 
eine Borjchrift darüber nothwendig, was der Hypotheken: 
Gläubiger am Orte des Gapitales zu fordern berechtigt jei. 
Es bedurfte aber auch einer Beitimmung darüber, in welcher 
Reihenfolge die einzelnen Beltandtheile einer Hypotheken: 
forderung an Koiten, Zinjen und Capital aus dem Perci— 
piendum zu berichtigen find, weil davon der Ausfall des 
Gläubiger und jein Regreßanſpruch an das übrige Ber: 
mögen des Subhaftaten, beziehungsweije an den perjönlichen 
Schuldner, abhängt. Die Feſtſetzung einer ſolchen Reihen: 
folge empfahl ſich zugleich für den in der Praxis wiederholt 
vorgefommenen Fall, daß bei einer und berielben ein- 
getragenen Bolt, Capital, rüditändige und laufende Zinjen 
verſchiedenen Perjonen gehörten. Nach allen diejen Rich: 
tungen bin hat das Gejeß Beltimmungen getroffen, indem 
es im $. 54. heißt: 

An der Stelle, an welcher eine Hypothefenforderung 

($. 53.) anzujegen ift, werden in der nachftehenden 

Reihenfolge berichtigt: 

1. die Koften der Liquidation, Kündigung, Ausklagung 
und Beitreibung, imgleihen fonftige Koften, injofern 
die Hypothek dafür haftet; 

2. die noch unberihtigten laufenden Hypothefenzinjen 
und anderen Präſtationen; 

3. die Rückſtände von Hypothekenzinfen oder anderer 
Präftationen aus den beiden legten Jahren; 

4. das Capital der Forderung. 

Der 8.54, lehnt ſich an dies$. 153. und 154. Thl. I. 
Tit. 16. des A. L.-R. an und nimmt den 8. 512. Tit. 50. 
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Th. 1. der A. G.O. vervollſtändigt und, in der durch den 
Nlenarbeihlug vom 14. October 1839. (Entih. Bd. 5. 
©. 74.) ihm gegebenen Auglegung, auf, wodurd die Streit- 
frage, ob der $. 512. in der Beitimmung zu Nr. 1. littr. c. 
die Priorität der einzelnen, im Beſitze verschiedener 
Perſonen befindlichen Beitandtheile einer Hypothefenforderung 
an currenten, beziehungsmeile privilegirten Zinfen und an 
Capital untereinander feitgejeßt? bejahend beantwortet ift. 
Nach der Stellung, die er im Anſchluſſe an den $. 53. erhalten, 
nad jeinem Zwede und feiner Mortfaffung, regulirt der 
8. 54. die Neihenfolge der einzelnen Beftandtheile einer 
und derjelben eingetragenen Poſt unter einander, betrifft 
aber nicht den Fall, wo mehrere Hypothefenforberungen von 
gleihen Range concurriren. Für dieſen legteren Sal ift 
die Vorſchrift in $. 61. maßgebend: 
Mehrere an derjelben Stelle anzujegende Forderungen 
werden, wenn bie Mafje zu ihrer vollftändigen Tilgung 
nicht hinreicht, nad) Verhältniß ihrer feitgejtellten Beträge 
gleichmäßig berichtigt. 

Der Sinn diejer Vorichrift kann Feiner Mißdeutung 
unterliegen. Mehrere gleichberechtigte, deßhalb an derjelben 
Stelle anzufegende Forderungen jollen, nad) Verhältniß der 
(durh Anerkenntniß, Vergleich oder Urtheil) feitgeitellten 
Beträge, berichtigt werden, wenn die Mafje zu ihrer voll 
Händigen Tilgung nit hinreiht. In den meiften Fällen 
jet fich eine Hypothefenforderung aus mehreren Poſitionen, 
Capital, Zinfen und Koften zufammen. Zu einer voll 
ftändigen Befriedigung gehört die Dedung aller ihrer 
nad) dem 8.54. zu berücfichtigenden Beſtandtheile. Reicht 
hierzu bei der Concurrenz mehrerer gleihberedhtigter, ar 
derjelben Stelle anzufegender, Forderungen, die Mafje nicht 
aus, fo jollen nach dem $. 61. niit die einzelnen Beitandtheile 
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an Koften, Zinfen und Capital der Reihe nah, ſondern die 
an derielben Stelle anzujegenden Forderungen tributariſch 
berichtigt werden. In dem Berhältniffe der mit gleihem 
Range verjehenen Hypothefenforderungen zu einander fommt 
es nicht darauf an, aus welchen einzelnen Pofitionen die 
gegen die Kaufgelder geltend gemadten Anſprüche gebildet 
find, die Forderungen in ihrem Gefammtbetrage geben 
den Maßſtab zur Vertheilung ab. Bon der im $. 54. 
vorgeſchriebenen Stufenfolge, in welcher Koften, Zinjen und 
Gapital bei einer und derjelben Hypothefenforderung zur 
Hebung fommen, ift im 8. 61. nicht die Rede. Was in 
Bezug auf die Priorität der einzelnen Beitandtheile einer 
Hypothefenforderung angeordnet ift, kann nicht ohne Weiteres 
auf das Berhältniß mehrerer gleichberechtigter Hypothefen- 
forderungen unter einander ausgedehnt werben. Es wider: 
Ipräbhe das dem Weſen und Begriffe der Gleichberechtigung, 
die in Ermangelung einer abweichenden Feitießung, ſich 
nicht bloß auf die Gapitalsjftämme, jondern auch auf die 
Acceſſorien, auf die Zinfen, erjtredi. Eine prioritätifche 
Befriedigung der legteren würde für den Einer oder Anderen 
der gleichberechtigten Hypothefarien ein partielles Vorzugs- 
recht, welches doch gerade ausgejchlofjen jein jollte, voraus: 
jegen. Der Appellations:Rihter hat, indem er die Summe 
von 1902. Thlen. 14. Sgr. 7. Pf., welche auf die beider: 
feitigen gleichberechtigten verjchiedenen Forderungen der 
Parteien gefallen ift, nach Verhältniß der Geſammtforderung 
eines jeden an Gapital und Zinſen vertheilt, den 8. 61. 
der Concurs-Ordnung richtig angewendet, den S. 54. durch 
Nichtanwendung nicht verlegt, weshalb die auf Verlegung 
diejer Paragraphen geftügte Nichtigkeits-Beſchwerde zurückzu— 
zumeijen iſt. 
j —— 
Band 65. Ge 
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M 52. 
Jus subintrandi bei der Kaufgeldervertheilung. 


Findet das Eintrittsrecht aus dem $. 11. der Con- 
eur3:Drdnung auch bei der Vertheilung der Kaufgelder 
eines außerhalb des Concurſes im Wege der Erecution 
jubhaftirten Grundjtücdes überhaupt, und insbeſondere 
in dem alle jtatt, wenn die Subhaftation, in deren 
Laufe die Befriedigung des Gläubigerd erfolgte, wieder 
aufgehoben, und es erſt in einer jpäter neu einge 
leiteten Subhajtation zur Kaufgeldewvertheilung gekom— 
men it? 

Concurs:Ordnung vom 8. Mai 1855. 88. 11. 383. 
Subhaftations-Ordnung vom 15. März 1869. 8. 60. 


Auf dem Gute Nr. 2. zu ©. ftanden für die Lebens 
verſicherungs-Bank zu Gotha 18,000. Thlr. mit Zinfen zu 
4!/s. Vrocent Rubr. III. Nr. 18. eingetragen. Bon der 
Gläubigerin waren die auf fünf Procent erhöheten Zinfen 
pro 15. Suli 1868. biß 15. Januar 1869. im Mandats: 
Proceſſe eingeflagt. Nach Rechtskraft des Mandates ward 
auf ihren Antrag die Subhaftation des Gutes am 8. Mai 
1869. eingeleitet. Der Berklagte, M—s, zahlte den auf Ere- 
cution jtehenden Zinfenrüditand und die im Mandats- und 
Subhaftationg-PBrocefje bisher mit 36. Thlen. 9. Sgr. auf: 
gelaufenen Koften, laut Duittung vom 19. Mai 1869., an 
die Gläubigerin, wonähft auf Antrag der leßteren durch 
Berfügung vom 22. Mai 1869. die Subhaftation auf- 
gehoben wurde. Auf Inftanz des Klägers, N—r., wurde 
wegen einer vollitredbaren Forderung von 35. Thlen. 1. Sgr. 
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3. Pf. am 5. Juni 1869. anderweit die Subhaftation des 
Gutes eingeleitet, diefe auch, nach erfolgtem Zuſchlage, durch 
die Kaufgelverbelegung am 18. Detober 1869. zum Ab: 
Ichluffe gebracht. Gegen die Kaufgelver liquidirte der Ver: 
tagte die an die Lebensverficherungs: Bank zu Gotha ge: 
zahlten Zinfen und Koften mit 486. Thlen. 9. Sgr. ex jure 
subintrandi, an Stelle des Gapital3 Rubr. II. Nr. 18. 
Der Kläger beftritt wegen des an feiner Rubr. III. Nr. 19. 
nachſtehend eingetragenen Poſt von 1400. Thlen. nebſt Zinfen 
erlittenen höheren Ausfalles dem Verklagten das Hypotheken: 
und Vorreht und es wurde mit den 486. Thlen. 9. Ser. 
eine Streitmafje angelegt. Im jetzigen Procefje find davon 
nur jtreitig 405. Thlr. als Zinſen zu 4'/s. PVrocent von 
18,000. Thlr. für Juli 1868. bis 15. Januar 1869. und 
36. Thlr. 9. Sgr. erftattete Koften. Der Kläger ninmt 
dieje Streitmafje von 441. Thlen. 9. Spr., al3 Gläubiger 
der Hypothefenpoft Rubr. III. Nr. 19., in Anſpruch, wäh: 
rend der Verklagte wegen der dem sub Nr. 18. vorftehen: 
den Hypothefengläubiger bezahlten privilegirten Zinfen und 
Koften das jus subintrandi aus dem $. 11. der Concurs— 
Drdnung geltend macht. 

Die Rorderridter, das Kreisgeriht zu Cammin und 
das Appellations- Gericht zu Stettin, haben durd die Er: 
enntniffe vom 1. März und 17. September 1870. die 
Streitmafje dem Kläger auf den Ausfall an der Poſt 
Nr. 19. zugeſprochen. Der Appellations-Richter gelangt zu 
diejem Nejultate durch die Erwägung, daß das Subhaſta— 
tions-⸗Verfahren im Wege der Zwangsvollſtreckung nicht als 
Particular- Concurs anzuſehen fei, die Vorſchriften des 
Tit. 1. Abſchn. 1. der Concurs-Ordnung und die vom 
Derklagten für fih angezogene finguläre Beftimmung im 
Ablage 1. des 8. 11., zufolge des 8. 383. der Goncurg= 
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Drdnung, nad der darin enthaltenen Hinweiſung aufAbichn. 6. 
Tit. 1., und des S. 60. der Subhaftationd - Drdnnung vom 
15. März 1869., nur im Falle eines Concurſes Gel- 
tung hätten, der Berflagte daher das jus subintrandi 
überhaupt bier nicht ausüben könne; daß aber auch, wenn 
man die Vorſchrift des S. 11. der Concurs-Ordnung auf 
den Fall des Concurjes nit beihränfen wolle, dem Ber: 
klagten der lebte Abſatz dieſes Paragraphen entgegenftehen 
würde, weil in der am 8. Mai 1869. eingeleiteten Sub: 
baftation, in deren Verlaufe der Verklagte die Zinjen und 
Koiten, für welche er das jus subintrandi beanfprucde, an 
die Lebensverficherungs-Banf gezahlt habe, eine Kaufgelder: 
belegung nicht ftattgefunden habe, die Befriedigung des 
Gläubiger vielmehr vor Einleitung der Subhaftation ers 
folgt fei, aus welcher die Streitmafje herrühre. Das Ein: 
trittsrecht jei darum nah den allgemeinen Vorſchriften in 
den 88. 46. ff. Tit. 16. Thl. 1. A. L.-R. zu beurtheilen 
und der Verklagte könne ohne ausdrückliche Ceſſion des 
Pfandrechtes, die er nicht behauptet habe, ein Realrecht für 
fein Liquidat nicht in Anspruch nehmen. 

Die vom Berklagten hHiergegen eingelegte Nichtigkeit3- 
Beſchwerde ift vom dritten Senate des Ober: Tribunals 
durch das Urtel vom 27. März 1871. nurudgewieſen, aus 
den nachſtehenden 

Gründen. 

Die Nichtigkeits-Beſchwerde beſchuldigt den Appellations— 
Richter zunächſt einer Verlegung des 8. 11. der Concurs— 
Drdnung vom 8. Mai 1855., infofern er die Anwendung 
diefer Gefegesitelle auf den Concurs im engeren Sinne be: 
ſchränkt, bei der Vertheilung der Kaufgelver eines außer: 
halb des Concurſes im Wege der Erecution jubhaltirten 
Grundftüdes ausichließt. 
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Der S. 11. 1. c. handelt von dem jus subintrandi, 
einer Ausnahme von der Regel in den 88. 47. und 48. 
Thl. I. Tit. 16. des A. L.-R. und beftimmt: 

Wenn Jemand nach der Concurseröfftung die For- 
derung eines Gläubigers ganz oder zum Theil befriedigt, 
jo tritt er in fomweit von Rechtswegen an deſſen Stelle; 
er erlangt auch ohne Ceſſion das mit der Forderung 
verbundene Vorrecht, Pfand: oder Hypothefenrecht. Sft die 
Befriedigung des Gläubigers vor der Concurseröffnung 
erfolgt, To beſtimmt fich das Eintrittsreiht nad den all 
gemeinen gejeglihen Vorſchriften. 

Hervorgegangen ift der 8. 11. aus dem $. 161. Tit. 50. 

Th. I der A. ©.:D. und dem $. 331. des Anhanges dazu. 
Schon während der Herrichaft diefer Gejeße ward in Frage 
geitellt, ob diefelben ausſchließlich im Concurſe oder auch 
in dem Liquidations-VBerfahren über eine infufficiente Guts— 
Kaufgelvdermaffe (Tit. 51. $.2.—50. a. a. D.) Anmwen- 
dung fänden. Das Präjudiz Nr. 119. litt. c. vom 
Sabre 1836. (Samml. Bd. I. ©. 110.) ſprach den Grund: 
fat aus, daß auf Grund der 88. 34.—36. Tit. 51. 
a. a. D. das jus subintrandi aus dem $. 161. Tit. 50. 
und dem $. 331. des Anhanges citt. nit bloß im 
Eoncurje, ſondern auch in dem über eine injufficiente 
Gut3 = Kaufgeldermafje eröffneten Liquidations = Verfahren 
Platz greife. 

Die Verordnung vom 4. März 1834. über den Sub: 
haſtations- und Kaufgelder-Liquidations = Proce& hob im 
$. 22. die 88. 2.—50. Tit. 51. Th. I. der A. G.O. auf; 
fie waren durch die 88. 16.—21. der Verordnung entbehr- 
lih geworden. Demnädft befreite das Gele vom 28. De: 
cember 1840. die Pfand» und Hypothefengläubiger von der 
Einlafjung in den Concurs und erbichaftlichen Liquidations— 
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Proceß, und ordnete die Befriedigung der Hypothefengläubiger 
aus den verpfändeten immobilien in einem Eeparatverfahren, 
nah Maßgabe der Verordnung vom 4. März 1834. und 
der dazu ergangenen jpäteren Gejete, an. Die von Neuem 
angeregte Streitfrage, ob das jus subintrandi aus dem 
$. 161. Tit. 50. und dem $. 331. des Anhanges au 
außerhalb des Concurſes in dem über die Vertheilung 
einer injufficienten Kaufgeldermafje eingeleiteten Verfahren 
(88. 16.—21. der Berordnung vom 4. März 1834.) 
ftatt finde, ward durch das Erfenntniß des Ober: Tribus 
nal3 vom 5. Juni 1855. (Entiheidungen, Bd. 30., ©. 
437.) im Anſchluß an das oben allegirte Präjudiz Nr. 119. c. 
bejahend entichieden. 

Der $. 11. der Coneurs-Ordnung von 1855. hat nun 
das Eintrittsredt nur in einen beſchränkten Umfange auf: 
recht erhalten; es ſoll dafjelbe nur ftatt finden, wenn Je— 
mand nad der Concurseröffnung einen Gläubiger ganz 
oder zum Theil befriedigt. Ueber diefe Abmweihung von 
den bisherigen Beitimmungen in dem $. 161. Tit. 50. 
und dem 8. 331. de3 Anhanges wird in den Motiven zu 
dem $. 11. des Geſetz-Entwurfes bemerkt: 

„Die Frage, inwiefern Jemand duch Abfindung eines 
Gläubigers in die Stelle deffelben einzutreten berechtigt ſei, 
(jus subintrandi), fomme ſowohl im Concurſe, als außer: 
halb defjelben, vor. Es fünne nit Aufgabe der Concurs— 
Drdnung fein, die allgemeinen Grundfäge für deren Ent— 
ſcheidung feftzuftellen, vielmehr richteten fich dieſe nach den 
Regeln, welhe im Givilrechte für den Webergang der For: 
derungs- und accefjorishen Rechte überhaupt gelten. Für 
das beiondere Gebiet der Concurs-Ordnung bleibe nur zu 
erwägen, ob und inwiefern die Eigenthümlichkeit des Con— 
curjes Abweichungen von den Grundfägen des Civilrechtes 
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nothwendig made. Solche Abmweihungen könnten dann 
nicht eintreten, wenn die Nehtshandlung, welche für die 
Frage wegen des Eintrittes in die Rechte eines abgefun- 
denen Gläubigers entſcheidend fei, wie Ceſſion, Zahlung, 
ih no vor der Eröffnung des Concurfes ereignet babe. 
Denn hätte diefe Rechtshandlung nah dem Eivilrechte den 
Eintritt zur Folge gehabt, jo fünne ihn die fpätere Con— 
curseröffnung nicht rüdgängig machen, ſowie im entgegen 
gejegten Falle die bloße Goncurseröffnung einer vorhin 
vorgefallenen Rechtshandlung, welche an fi den Eintritt 
nicht bewirkt habe, diefe Wirkung nicht nachträglich noch 
ertheilen könne. In. den Beltimmungen des $. 161. 
Tit. 50. und des Anhangs = $. 331. herrſche hierüber 
Unklarheit. Sofern die hier gemadte Ausnahme von der 
Regel in den SS. 47. und 48. THl. I. Tit. 16. des U. IR. 
auch diejenigen Fälle umfaſſen folle, wo die Befriedigung 
des Gläubiger ſchon vor der Eröffnung des Concurſes 
ftatt gefunden babe, fei diefelbe ungerechtfertigt,; denn, da 
eine ſolche Befriedigung den Eintritt in Vorrechte und 
accefjorische Sicherheitsrehte vor dem Goncurfe nicht be= 
wirke (88. 47., und 48. eitt.) jo könne fie dieje Wir: 
fung nicht nachträglich durch die Eröffnung eines fol: 
hen erlangen. Dagegen müſſe jene Ausnahme in jo 
weit, als es fih von einer Befriedigung nach bereits 
erfolgter Concurseröffnung handle, aufrecht erhalten und 
bier aufgenommen werben. Habe im Eoncurje Jemand 
einen dabei betheiligten Gläubiger befriedigt, To liege darin 
ein Vorſchuß oder eine Verwendung zu Gunſten der Mafje 
auf Höhe des Betrages, welcher dem abgefundenen Gläu— 
biger mit Rüdficht auf fein Vorrecht, Pfand: oder Hypo- 
thefenreht aus der Maſſe zu zahlen gemwefen fein würde. 
Auf Höhe diejes Betrages würde der Abfindende gradezu 
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Mafje gläubiger zu behandeln fein, wenn nicht das Perals— 
cipiendum des Abgefundenen erſt im gewöhnlichen Verfahren 
ermittelt werden müßte. Die Folge hiervon jei, daß der 
Abfindende, um feinen durch die Abfindung erworbenen 
Anſpruch an die Maſſe Har zu ftellen und zu realifiren, 
zugleih die Grmittelung des Bercipiendums des abgefun- 
denen Gläubigers, wobei die Geltendmahung de3 Vor: 
rechtes oder Nealrechtes defjelben von der weſentlichſten 
Bedeutung jei, zu betreiben babe, mit anderen Worten, 
daß er ſowohl in Anfehung der Forderung des Abgefun- 
denen, als auch in Anjehung deren Vorrechtes, Pfand: 
oder Hypothefenredhtes an die Stelle des Abgefundenen 
trete. Das erjte Alinea des Entmwurfes ftelle die hiernad) 
erforderliche bejondere Negel auf, während das zweite es 
lediglich bei den allgemeinen Regeln belafje, ꝛc.“ 

Aus diefen Bemerkungen läßt ſich nicht erkennen, daß 
das in der bisherigen Gejeßgebung begründete, in der 
Rechtſprechung anerkannte, jus subintrandi in dem außer: 
halb eines Goncurfes eingeleiteten Subhaftationg- und Kauf: 
geldervertheilungs - Verfahren bat bejeitigt werden follen. 
Die Gründe, welche für die, wenn ſchon mopdiftcirte, Auf: 
rechthaltung des jus subintrandi beſtimmend gemwejen find, 
pafjen ebenjowohl auf das Subhaftationg: Verfahren, al3 auf 
den fornellen Concurs. Die entgegengejebte Anficht Des 
Appellations-Nichters beruht auf der Erwägung, daß das 
Subhaftationg- Verfahren im.MWege der Zwangsvollitredung 
jowohl im Goncurje, als außerhalb defjelben, zwar ein 
bejonderes, in ſich abgeichlofjenes, Verfahren zum Zwecke 
der Befriedigung der NRealgläubiger, jedoch nicht ein Par— 
ticular= Concurs ſei, daß im $. 383. des durch die Sub: 
baftationg- Ordnung vom 15. März; 1869. aufgehobenen 
Abſchnittes 6. Tit. 1., nicht Abichnitt 1. Tit. 1. allegirt, im 
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8. 60. der Subhaftationg »Drdnung vom 15. März 1869. 
in gleicher Weile nur die Befriedigung der Nealgläubiger 
in der Reihenfolge und in dem Umfange, welche für bie 
Vertseilung der Kaufgelder im Falle des Concurſes 
(alſo nach Abſchnitt 6. Tit. 1. der Concurs-Ordnung) feft: 
gejegt jeien, angeordnet jei, und daß hieraus folge, daß 
die Borichriften im Abjichnitte 1. Tit. 1. der Concurs— 
Drdnung und die finguläre Beftimmung in dem Abſatze 1. des 
8.11. nur im Falle eines Goncurjes Geltung hätten. 
Diejer Ausführung ift nicht beizutreten. 

Der formelle Concurs und das Subhaitationg-Verfahren 
im Wege der Zwangsvollitredung haben freilich zum Theil 
verſchiedene Vorausfegungen und Wirkungen, aber aud 
viel Gemeinfames. Sie treffen darin zufammen, dab in 
beiden eine Goncurrenz, eine Collifion der Gläubiger ftatt 
findet, daß im Concurſe das gejammte DBermögen de3 
Gemeinihuldners beichlagen wird, die Einleitung der Sub- 
baftation, zu Gunften des Ertrahenten, der Aohärenten und 
der zur Zeit der Einleitung vorhandenen Realgläubiger, eine 
Beihhlagnahme des Grundftüdes bewirkt. ($. 9. der Sub: 
baftationg-Ordnung vom 15. März 1369.) 

Die Commiſſion des Haujes der Abgeordneten bemerft 
in ihrem Berichte über den Entwurf der neuen Subhafta: 
tions-Ordnnung zu den SS. 60.—91.: 

„Dem Grundgedanken des Entwurfes ftimmt die Com: 
miffion bei. Das Subhaftationg = Verfahren ift ein 
Special: Eoncurs über das Grundftüd, aus deſſen 
Maſſe die berechtigten und betheiligten Gläubiger in der 
Reihenfolge befriedigt werden, welche ihnen nich den 
Grundjägen der Priorität bei Immobilien zufteht.‘‘ 

Die Concurs-Ordnung von 1855. hat die Vorihriften 

des Geſetzes vom 28. December 1840. über die Befreiung 
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der Pfand: und Hypothef: Gläubiger von der Einlafjung 
in den Concurs im Principe beibehalten: SS. 2. 31. 263. 
268. — Es bildet die Subhaftation felbft im formellen 
Concurſe ein abgejondertes Verfahren zur Befriedigung der 
Nealgläubiger, einen Special oder Particular : Concurs. 
Die Subhaftation kann nach dem $. 268. ſowohl auf den 
Antrag des Verwalter der Concursmaſſe, als auf den 
Antrag eines jeden Realgläubigers, deifen Forderung auf 
der Subſtanz haftet und zur Erecution fteht, eingeleitet 
werden. Abgejehen davon, daß im Falle des Concurſes 
die Kaufgelver, welche zur abgejonderten Befriedigung der 
Realgläubiger nicht erforderlich find, zur Mafje der Concurs— 
gläubiger fließen ($. 270. der Concurs-Ordnung), außer: 
halb des Goncurjes, nah dem $. 60. der Subhaftationg- 
Ordnung vom 15. März 1869. Abf. 2. und 3., eine weitere 
Vertheilung des Kaufgelder-Ueberſchuſſes eintritt, erfolgt die 
Subhajtation und die Kaufgelder-BVertheilung in und außer 
dem Goncurje nach gleiden Normen. Darum bat die An 
nahme, daß die Vorfchriften, welche für das neben dem 
formellen Concurſe eingeleitete IJmmobiliar » Kaufgelver: 
Vertheilungs = Verfahren gelten und nicht befonders durch 
die formelle Concurs » Eröffnung bedingt find, auch bei der 
außerhalb des Concurſes eingeleiteten Smmobiliar = Kauf: 
geldersVertheilung zur Anwendung fommen, ihre volle Be— 
rehtigung. Zu Dielen Vorſchriften ift der 8. 11. der 
Concurs-Ordnung über das jus subintrandi zu zählen. 
E3 würde zu eigenthümlichen Gonjequenzen führen, wollte 
man das Eintrittsrecht zulaffen im Falle, daß Jemand 
während de3 Goncurjes einen zur Befriedigung aus der 
Immobiliarmaſſe berechtigten Gläubiger abfindet, dies Recht 
aber Dem verjagen, der im Laufe einer Subhaftation einen 
ſolchen Gläubiger befriedigt. Für die Subhaftation ift der 
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Tag der Einleitung der entfcheidende, bleibt e8 auch, wenn 
der formelle Concurs ſpäter eröffnet wird. — $. 59. der 
Eoncurd: Ordnung. — Der Tag der Einleitung des Sub: 
baftations: Verfahrens wird daher außerhalb des Concurſes 
im Sinne des $. 11. 1. c. als maßgebend anzujehen fein. 
Die Stellung, welche der $. 11. im Syſteme der Concurs: 
Ordnung (Tit. 1. Abſchnitt 1. „Gegenftand und Wirkungen 
des Concurjes im Allgemeinen“) erhalten, bedingt noch nicht 
die Beihränfung des jus subintrandi auf den Fall des 
formellen Concurſes. Zwar heißt e8 in dem Berichte der 
damaligen zweiten Kammer über den, zufolge Allerhödjiter 
Ermädtigung vom 27. December 1854., vorgelegten, Ent— 
wurf zur Concurs-Ordnung: 

„Durh die Ausdehnung des Gefeßes auf alle Fälle 
der Concurrenz von Gläubigern in der Geltendmadhung 
vermögensrechtliher Aniprühe im Wege der Erecution 
könnte das Verhältniß der allgemeinen Grundfäße, welche 
ih als leitende für den Concurs im eriten Titel des 
Geſetzes finden, zweifelhaft werden; es Fönnte die Anwend— 
barkeit derjelben, über die Grenzen des Goncurjes im 
engeren Sinne (Tit. 2. und 3.) hinaus, auf die nur 
duch den allgemeiner aufgefabten Begriff mit demjelden 
verbundenen Lehren in den Tit. 4. und 5. in Frage fommen. 
Allein die Frage ericheint müßig, da, joweit diefe Grund: 
läge in der That auch in dieſen Lehren practiihe Gel- 
tung erlangen fönnen, fie dort auch befonders und aus: 
drüdlich wiederholt find, fo insbefondere die Befugniß 
zur Anfechtung von Nechtshandlungen des Schuldners 
u. ſ. w. — Soweit dies aber nicht gefchehen, ift es Elar, 
daß jene allgemeinen Grundfäße nur den Concurs im 
engeren Sinne vor Augen haben.” 

Es ift indeffen jchon bevenklih, ein Geſetz nach der 
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Auffafiung des einen Factors der Geſetzgebung auszulegen, 
und jhwerlihd hat man daran gedadt, durch die Kafjung 
des 8. 383. der Goncurs » Ordnung das Eintrittsrecht bei 
der außerhalb des Concurſes erfolgenden Vertheilung der 
Kaufgelder eines jubhaftirten Grundjtüdes ausihließen zu 
wollen. Der $. 383., mit dem der dritte Abjchnitt des 
Titel 5.: „von der Vertheilung der Kaufgelder bei noth: 
wendigen Subhaftationen” beginnt, bejtimmt über die Rang: 
ordnung der Nealgläubiger und verweiſt auf Titel 1. 
Abſchnitt 6. Danach follen die Kaufgelvder bei einer im 
Mege der Erecution erfolgenden Subhaftation ganz nad 
der Reihenfolge und in dem Umfange, wie es im Falle 
des Concurſes vorgeichrieben ijt, vertheilt werden. Da: 
mit ericheint auch geboten, daß bei der Bertheilung der 
Kaufgelder alles das gilt, was für den Concurs der $. 11. 
bezüglich des Eintrittsrechtes beftimmt; die Worte: „wie e3 
im Falle des Concurſes vorgeſchrieben iſt“, Lafjen einen 
ausdrüdlichen Hinweis auf den 8. 11. entbehrlich ericheinen. 
Aus dem bloßen Allegate: „Titel 1., Abſchnitt 6°. — iſt 
nicht zu entnehmen, daß der Geleßgeber in das bisher gül- 
tige materielle Recht in fo erheblicher Weije hat eingreifen 
wollen. 

Der Entiheidungsgrund des Ddiejjeitigen Urtels vom 
5. Suni 1855. (Entid. Bd. 30. ©. 437.): „daß, nachdem 
durch die Verordnung vom 28. December 1840. ein be: 
jonderes Verfahren wegen Befriedigung der Pfand» und 
Hypotheken : Gläubiger außerhalb des Concurjes eingeführt 
worden, eine Beſchränkung des jus subintrandi auf den 
 eigentliden Goncurs eine Aufhebung deijelben zur Folge 
haben würde, was — in Ermangelung eines Grundes und 
Anhaltes für eine folhe, der ganzen, die Erleichterung 
der Befriedigung der Realberechtigten bezwedenden, Verord- 
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nung vom 28. December 1840. widerſprechende Tendenz, 
— als der Abſicht des Geſetzgebers nicht entiprechend, an: 
zuerfennen ſei;“ — dieſer Entiheidungsgrund muß aud 
nad) der Emanation der Concurs-Ordnung von 1855. durch— 
greifen, da in diefelbe das Princip der Verordnung vom 
23. December 1840. im MWefentlihen aufgenommen ift. 
Hiermit in Uebereinjtimmung führt Koh (Recht der For: 
derungen, Il. Ausgabe, ©. 648. Bd. 1.) aus: 
„Die Concurs-Drdnung erkläre auch die Separat: Ber: 
theilungs = Verfahren für Particular-Concurſe, folglich 
fämen, in jo weit nicht bejondere Vorſchriften für den 
einen oder den anderen Particular-Concurs gegeben jeien, 
die für den Univerſal-Concurs gegebenen Beitimmungen 
zur Anwendung. Es würde außerdem die Ungereimtheit 
eintreten, daß der $. 11. der Eoncurs:Ordung zum Theil 
gegenftandslos wäre; denn e3 fei darin cben von dem 
Uebergange der Pfand: und Hypotheken-Rechte die Rede 
und dieſe Rechte Tchlöffen grade von dem Univerſal— 
Concurſe aus, bedingten die Befriedigung der Berechtigten 
außerhalb des eigentlihen Concurſes. Es fei deshalb 
für die Geltung des jus subintrandi einerlei, ob neben 
dem bejonderen Vertheilungs-Verfahren zugleih auch der 
Univerfal-Eoncurs verhandelt werde oder nicht.“ 

Tie Subhaitationg-Drdnung vom 15. März 1869. 
endlich enthält über das jus subintrandi nichts. Sie hebt 
die SS. 383.—415. der Concurs-Ordnung auf und beitimmt 
im $. 60: 

Aus den Kaufgeldern des fubhajtirten Grundftüces werden 
die Nealgläubiger in der Reihenfolge und dem Umfange 
berichtigt, welche für die Vertheilung der Kaufgelver im 
Falle des Concurſes feitgejegt find. 

Die Faſſung ſtimmt im Mejentlihen mit der des auf: 
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gehobenen 8. 383. der Concurs-Ordnung überein; das 
Alegat „Titel 1., Abfchnitt 6.” ift meggelafien. Damit 
fällt von felbft das Argument weg, welches der Appellationg- 
Nichter für die Beſchränkung des 8. 11. auf den Fall des 
eigentlihen Goncurfes aus jenem Allegate entnimmt. 
Hiernach ericheint der auf Verlegung des eriten Abſatzes 
des 8. 11. der Concurs-Ordnung geftüßte Angriff gerecht- 
fertigt. Die Nichtigkeits-Beſchwerde jcheitert aber an dem 
ohne Erfolg befämpften zweiten Entiheidungsgrunde. Die 
Subhaftation, aus welcher die unter den Parteien bei der 
Kaufgeldervertheilung ftreitig gewordene Mafje entitanden 
it, iſt am 5. Juni 1869. eingeleitet. Der Verklagte hat 
die Zinfen des für die Lebensverliherungs- Bank zu Gotha 
auf dem jubhaftirten Grundftüde haftenden Hypothefen- 
Gapitales und die Koften der Beitreibung, die er an der 
Stelle des befriedigten Gläubiger ex jure subintrandi 
beanfprudt, am 19. Mai 1869., alfo vor der Einleitung 
der Subhaftation bezahlt. ES fteht ihm daher, mie der 


Appellations-Nichter mit Recht annimmt, die Vorjchrift im. 


Abſatze 2. des S. 11. der Concurs-Ordnung entgegen. Der 
Berklagte fann ſich darauf nicht berufen, daß bereit3 am 
8. Mai 1869., vor der von ihm bewirkften Abfindung des 
Gläubigers, eine Subhaftation eingeleitet war; denn dies 
Verfahren war auf Antrag des Ertrahenten am 22, Mai 
1869. aufgehoben. Das jus subintrandi giebt die Be: 
fugniß, die bezahlte Forderung mit den ihr zuftehenden 
Vorrechten und accefjoriigen Sicherungsredhten, auch ohne 
eine Ceſſion derjelben, an Stelle des abgefundenen Gläubi- 
ger3 zu liquidiren und deren Befriedigung aus der Mafle, 
bei deren Vertheilung er mit anderen Gläubigern concurrirt, 
zu verlangen. Es jeßt zu feiner Ausübung eine Theilung3- 
mafje und deren wirkliche Vertheilung voraus. Kommt das 
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Berfahren nicht durch eine Vertheilung der Mafje zum 
Abſchluſſe, fo tritt auch das jus subintrandi nit in Wirk: 
famfeit. Es gehen in ſolchem Falle nicht, wie Implorant 
behauptet, das jus subintrandi, die durch die Befriedigung 
des Gläubigers erworbenen, mit deilen Forderung ver- 
bundenen, Vorrechte wieder verloren, ſondern e3 fehlt zur 
Ausübung des Rechtes an der nothwendigen Vorausſetzung. 
Von einer Verlegung der 88. 7.--9. Thl. I. Tit. 16. des 
A. L. R., welde von dem Erlöſchen von Rechten handeln, 
fann daher nicht die Rede fein. 

Die am 22. Mai 1869. aufgehobene Subhaftation 
fommt für den vorliegenden Nechtsftreit nicht weiter in 
Betradt. Wäre diefe Eubhaftation von Fortgang geweſen 
und es darin zu einer Bertheilung der Kaufgelder ge- 
fommen, jo würden die Vorausfegungen für dag Eintritt3- 
recht des Verklagten vorhanden gemweien fein. Die bier 
ftreitige Maffe rührt aber aus der auf Antrag eines anderen 
Gläubigers fpäter neu eingeleiteten Subhaftation her, und 
in Bezug auf diefe kann der Verflagte das jus subintrandi 
aus einer vor Einleitung des Verfahrens erfolgten Befrie- 
digung des Gläubiger nah dem $. 11. der Concurs— 
Drdnung nit geltend machen. 

Wenn endlich Implorant, unter Berufung auf das 
diefjeitige Präjudicat Bd. 35. ©. 470. der Entſcheidungen, 
den Kläger zu dem erhobenen Widerſpruche nicht für be- 
rechtigt erachtet, weil derſelbe lediglih auf ein Beitreiten 
der Legitimation des Liquidanten hinauslaufe, und des: 
halb dem Appellation3- Richter eine Verlegung des $. 70. 
der Subhaſtations-Ordnung vom 15. März 1869. zum 
Vorwurfe macht, fo ift diefer Angriff verfehlt. Es handelt 
fih um das Hypothefenreht und das damit verbundene 
Vorrecht, das Verklagter für die von ihm bezahlten Zinſen 
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eines Hypothelencapitales und die erftatteten Koften auf 
Grund des $. 11. der Concurs-Ordnung in Anſpruch nimmt, 
und dies zu beftreiten war der Kläger nad) dem $. 70. 
der Subhaftations- Ordnung vom 15. März 1869. befugt. 
Der Verklagte hat wegen der von ihm bezahlten Zinfen 
und Koften, ohne erhaltene Geifion des ihnen und dem 
Gapitale zujtehenden Sypothefenrechtes, nur einen perfönlichen 
Anſpruch an den Schuldner und Subhaftaten, den er 
gegen die Kaufgelder zum Nachtheile der Realgläubiger nicht 
geltend machen kann. 

Die Nichtigkeits-Beſchwerde war deshalb zurückzuweiſen. 


— · 


M 58, 
Concurs. Synagogen-Gemeinde. 


Stehet einer Synagogen-Gemeinde das Vorrecht 
aus F. 79. der Concurs-Ordnung zu? 
Concurs-Ordnung vom 8. Mai 1855. 8. 79. 
Geſetz vom 23. Juli 1847., über die Verhältniſſe der Juden, 
88. 35. 37. 51. 59. (Geſ.-S. ©. 203.) 
U.2.-NR. Ginleitung 88. 46. 54. und 55. 


Die Hagende Synagogen:Gemeinde, welde in B. eine 
öffentlihe Synagoge, einen öffentlichen Begräbnißpla und 
eine öffentlihe Schule hat, und den verjtorbenen Ehemann 
der Gemeinjchuldnerin, Wittwe E., al$ Gemeinde-Empfänger 
und Nendanten angeitellt hatte, verlangte die Eritattung 
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der Defecte des Legteren von 337. Thlen. 5. Egr. 4. Pf. 
aus der Concursmaſſe und nahm für ihre Forderung, auf 
Grund des 8. 79. der Concurs-Ordnung, das Vorrecht der 
fiebenten Claſſe in Anſpruch. Da dafjelbe von dem Concurs: 
Verwalter ihr nicht zugeitanden wurde, erhob fie gegen ihn 
auf Anerkennung Klage. Der erite Richter, das Kreisgericht 
zu Paderborn, verurtheilte hierzu den DVerklagten, dagegen 
wies das Appellationg:Geriht zu Paderborn am 26. Januar 
1871. die Klage ab. Die von der Klägerin biergegen ein- 
gelegte Nichtigkeits-Beſchwerde behauptet, daß der Appella— 
tions⸗-Richter durch feine Enticheidung die 88. 35. 37. 51. 
59. 63. 64. 67. des Geſetzes vom 23. Juli 1847. über 
die Verhältniffe der Juden, den $. 79. der Concurs-Ordnung 
und die 88. 46. 54. und 55. der Einleitung zum Allg. 
Landrechte verlegt habe. Der vierte Eenat des Ober: 
Tribunals hat jedoch die Nichtigkeits-Beſchwerde durch das 
Erkenntniß vom 4. Juli 1871. zurückgewieſen, aus folgenden 
Gründen. 

Nah dem 8. 79. der Concurs-Ordnung haben das 
Vorzugsrecht der fiebenten Claſſe: „die Anfprüdhe der 
Communal-, Kreis: und Provinzial-Verbände, der landichaft: 
lihen Credit-Verbände, der Domcapitel, Gollegiatftifter, Klöfter, 
Kirhen, Schulen und milden Stiftungen wegen der dem Ge 
meinſchuldner zur Laft fallenden Defecte aus einer von dem: 
jelben geführten Verwaltung ihrer Caſſen oder ihres jonftigen 
Vermögens.“ 

Es leuchtet zunächſt ein, daß die Klägerin als Syna— 
gogen-Gemeinde das Vorzugsrecht nicht darauf ſtützen 
kann, daß der 8. 79. der Concurs Ordnung unter den Be— 
vorzugten auch „Communal-Verbände“ aufführt; denn Com— 
munal-Verbände find hier communale Ortsverbände, ohne 
Rückſicht auf das Glaubens-Bekenntniß ihrer Mitglieder, 
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zu denen auch die Juden ſchon vermöge ihres Domiciles 
gehören. Es find darunter die rein politifchen Ortsgemein— 
den verjtanden, und hat mit dem gedachten Worte die neue 
Concur3-Drdnung das im $. 405. Tit. 50. Thl. I. der 
A. G.:D. nur den KämmereisCafjen, aljo den Stadtgemein: 
den, zugebilligte Vorrecht auch auf die Caſſen der Dorf: 
gemeinden ausgedehnt. Bon dieſen politiihen Gemeinden 
unterscheiden fich aber die Kirchen: und Schul:Gemeinden, 
und darum führt auch der $. 79. der Concurs- Ordnung, 
da dieſen ein gleiches Vorzugsrecht, wie jenen, zuftehen fol, 
die Kirchen und Schulen befonders auf und eradtet fie dem— 
gemäß für von den Gommunal » Verbänden verichiedene 
Rechtsſubjecte. Es kann fih daher nur fragen, ob unter 
„Kirchen“ die Synagogen, reſp. Synagogen = Gemeinden 
rechtlih begriffen find. Mber auch dies muß verneint 
werden. 

Es ift allerdings richtig, daß ſchon durd das Edict 
vom 11. März 1812. den Juden das Staatsbürgerredht 
und, der Hauptiahe nah, auch gleiche bürgerliche Rechte 
mit den Chriften verliehen worden find. ($$. 1. 7. 15.) 
Das Gefeß vom 23. Juli 1847., betreffend die Verbält: 
nifje der Juden ($. 1.), und Art. 4. und 12. der Preußiſchen 
Berfaffungs-Urkunde vom 31. Januar 1850. vollenden diefe 
allgemeine Gleichſtellung. Der im 8. 39. des Edictes von 
1812. gemachte Vorbehalt der nöthigen Beltimmungen 
wegen des Cultus und der Verbeſſerung des Unterrichtes 
der Juden, hat in dem Gefege vom 23. Juli 1847. feine 
Erledigung gefunden, und zwar unter Tit. II. diefes Ge: 
ſetzes. Danad find die Juden, Behufs der Einrihtung und 
Verwaltung ihrer ECultus-, Unterrichts: und Armen - Ange: 
Vegenheiten, zu Synagogen = Gemeinden vereinigt worden 
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(88. 35. 51. ff. 54. 60. fi), und der $. 37. jchreibt 
vor: 

Die einzelnen Synagogen-Gemeinden erhalten in Bezug 
auf ihre Vermögens: DVerhältniffe die Rechte juriftiicher 
Perſonen. 

Sie ſind ſonach auch in dieſer Beziehung den chriſt— 
lichen Kirchen: und Schul-Gemeinden gleichgeſtellt worden. 
Allein dieſe Gleichſtellung erſtreckt ſich nicht über die Gren— 
zen hinaus, welche durch die allgemeinen Eigenſchaften einer 
vom Staate anerkaunten juriſtiſchen Perſon gezogen wer— 
den, indem, neben dieſen, ſchon aus dem Begriffe einer pri— 
vilegirten Corporation folgenden, Eigenſchaften, den einzelnen 
Corporationen noch beſondere Rechte beigelegt ſein können. Das 
von der Klägerin prätendirte Vorrecht iſt aber noch keines— 
weges nothwendig in jeder Verleihung von Corporations— 
rechten ſtillſchweigend mitenthalten. Daſſelbe ſtellt ſich viel— 
mehr als ein beſonderes Recht dar, das ausdrücklich ver— 
liehen werden muß, und da in dem $. 79. der Coneurs— 
Drdnung nicht allen privilegirten juriftiichen Perfonen das 
dort ausgeiprodhene Vorzugsreht gegeben ift, jondern nur 
einzelnen, darin jpeciell benannten, jo kann es auch nur 
auf dieſe bezogen werden. Synagogen oder Synagogen: 
Gemeinden find darin nicht aufgeführt; darum findet auf 
fie, wie der Appellationg-Nichter ganz richtig annimnıt, das 
Vorrecht feine Anwendung Das Erkenntniß vom 10. Mai 
1850., Präjudiz Nr. 2206. (Entſcheidungen Bd. 19. ©. 483.), 
steht dem nicht entgegen; denn darin ift nur ausgeführt, 
daß nad dem 8.35. des Geſetzes vom 27. Juni 1847. auch 
die jüdischen Corporationen, oder die Synagogen-Gemeinden, 
die in dem Art. 13. der Declaration vom 6. April 1839. 
den privilegirten Gorporationen bemwilligte Doppelfriſt von 
zwölf Wochen zur Anmeldung von Nechtsmitteln genießen. 
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Der Art. 13. J. c. legt nämlich allen privilegirten Cor— 
porationen die gedachte Doppelfriſt bei, hat alſo dieſe Begün— 
ſtigung zu einer allgemeinen Eigenſchaft privilegirter Cor— 
porationen gemacht, während es ſich hier um ein beſon— 
deres, nicht allen, ſondern nur einzelnen juriſtiſchen 
Perſonen beigelegtes Vorrecht handelt. Wollte man aber 
auch annehmen, daß fü die Synagogen-Gemeinden derſelbe 
Rechtsgrund, wie fir die im 8.79. der Concurs >» Ordnung 
ausdrücklich genannten Inſtitute, namentlih wie für die 
Kirchen, vorliege, ihnen das dieſen eingeräumte Vorzugs— 
recht ebenfalls zu gewähren, fo erjcheint doch hier einc ana- 
loge Anwendung des S. 79. der Concurs-Ordnung, nad) dein 
$. 46. der Einleitung und dem 8. 2. des And. zum Allg. Landrecht, 
nicht gerechtfertigt, indem die 88. 54. und 55. der Einleitung 
a. a. D., einen allgemeinen Rechtsgrundfage gemäß, fi 
gegen ausdehnende Erklärungen von Ausnahmegejegen, zu 
denen die im 8. 79. der Concurs-Ordnung zugelafjenen 
Vorrechte, als Privilegien, gehören, ausſprechen. Es fann daher 
bier die Interpretation um jo weniger auf die Anulogie 
hinführen, al3 in dem, aus dem $. 405. Tit. 50. Thl. 1. 
der A. G.-O. entnommenen, 8. 79. der neuen Concurs: 
Ordnung, zu den dort genannten Inftituten nur ein einziges 
neue, d. i. die bereitS erwähnte ländliche Communal— 
Caſſe, hinzugefügt worden, und daher anzunehmen it, daß, 
wenn der Gefeßgeber auch die Synagogen, reip. die Syna— 
gogen =» Gemeinden den in dem $. 405. eit. genannten 
Inſtituten hätte gleichftellen wollen, er dies gewiß eben: 
jo ausdrücklich, wie rüdjihtlih der Ländlichen Com: 
munal = Gaffen, zu erkennen gegeben haben würde. Daß 
der Gejeßgeber nicht fon unter dem, im $.79. a. a. O. 
gebraudten, Worte „Kirchen“ auch Synagogen Ipradlid 
verstanden hat, bedarf faum der Ausführung. Nicht für 
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die Bezeichnung aller Neligionsgefellihaften, fondern nur 
für ſolche Bereinigungen, welde auf dem Boden des 
Chriſtenthumes ftehen, hat die Gejeßesipradhe den Gebraud 
des Wortes „Kirche“ fixirt. Dazu fommt, daß bei dem 
Worte „Kirche in dem $. 405. Thl. I. Tit. 50. der 
AU. 6.:D. Schon deshalb an Synagogen nit gedacht 
fein fann, weil bei der Entjtehung und Erfcheinung der 
Allgemeinen Gerichts -Drdnung die Juden überhaupt noch 
feine vollen politiihen und bürgerlichen Rechte hatten, und 
daher die Abfiht fern gelegen hat, fie, gleich den Chriften, 
in ihren Cultus-Einrichtungen zu privilegiren. Wenn nun 
ohne Zuſatz oder Abänderung der 8. 405. cit. in die neue Con« 
cur3-Ordnung aufgenommen worden, obſchon vorher durch das 
Geſetz von 1847. den Synagogen Corporationsrechte verliehen 
waren, jo folgt daraus, daß man e3 nicht für nothwendig oder 
opportun erachtet hat, auf Grund jener allgemeinen Gleich: 
ftelung der Juden mit den Chrijten, ihnen auch diejes 
bejondere Vorreht zu gewähren. Danah muß mit dem 
erſten Richter angenommen werden, daß das Recht, welches 
den Kirchen nach dem ftricte zu interpretirenden $. 79. der 
Concurs-Ordnung zuiteht, nit auch den Synagogen ge: 
bührt. Diefe Anficht wird weder durch die Motive, noch 
dureh die Landtags» Verhandlungen, betreffend die neue 
Concurs-Ordnung, weldhe die erörterte Frage gar nicht be- 
rühren, widerlegt. (Materialien zur Concur3:Drdnung von 
Klofe und Wentzel S. 171. und Goltdammer ©. 189.). 
Der Appellationg- Richter hat ſonach Feinesweges gegen die 
zur Sprache gebraten und von der Klägerin als verlegt be— 
zeichneten Gefeße verftoßen. Sein Erfenntniß, welches der Klä— 
gerin rückſichtlich des Cultus-Vermögens, auch dem Gegen: 
ſtande nach das Vorrecht abſpricht, iſt vielmehr gerechtfertigt. 
Ein Theil der Defecte ſoll zwar auch aus unterſchla— 
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genen Geldern der jüdischen öffentlichen Lehr-, reſp. Unter— 
riht3 Schule beftanden haben (88. 63. 64. und 67. des 
Gejeges vom 23. Juli 1847.). Diefer Theil war aber weder 
quantitativ näher angegeben, beziehungsweiſe von ben übri— 
gen Defecten in der Klage abgefondert, noch behauptet 
worden, daß eine befondere Schulcaffe beitanden habe. Hier 
it die Abweiſung der Klage lediglich wegen mangelhafter 
thatſächlicher Subftantürung erfolgt. Defecte dieſer Art 
werben daher durch die obige Entiheidung nicht berührt. 


N” 54, 


Berichtigung jährlicher Hebungen von unbe— 
ſtimmter Dauer, aus den SKaufgeldern, bei 
einer nothwendigen Subhajtation. 


Dürfen, wenn bei der, in nothmwendigen Sub: 
bajtationen jtatt findenden, Vertheilung der Kaufgelder— 
mafje, ein zur Dedung fünftiger jährliher Hebungen 
ausgejegte® Capital nicht mehr voll zur Perception 
fommt, Gläubiger, welche nit zu gleihen Rechten - 
mit dieſen Hebungen, ſondern erjt hinter denjelben in 
das Hypothefenbuh eingetragen jind, dem. wider: 
iprehen, daß jährlich der volle Betrag der Hebungen 
aus den Zinſen des angelegten Gapitales, und aus 
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diefem ſelbſt, bis zu deſſen Erſchöpfung, jo lange das 

Recht zu den Hebungen fortdauert, ausgezahlt wird? 
Concurs⸗Ordnung 88. 62. 85. 251. 398. | 
Subhaftations-Ordnung vom 15. März 1869. 88. 77. 115. 


Die Grunditüde des Joſeph E. find nach dem 1. Mai 
1869. zur nothwendigen Subhaftation gezogen worden. Auf 
denselben ftand im Hypothefenbude Rubr. III. Nr. 3. für 
die verflagten E.’fhen Eheleute ein Wohnungs: und Unter: 
haltungsreht aus dem PBertrage vom 4. Januar 1862. 
eingetragen. Nach Befriedigung der vor denselben einge— 
tragenen Gläubiger blieb von den Kaufgelvdern der Betrag 
von 1674. Thlen. 22. Sgr. übrig, welder ad depositum 
genommen und bei der Sparcafje zu ©. belegt worden ift. 
Der in Rubr. III. Nr. 4. hinter den verflagten Eheleuten 
mit einem Capitale von 400. Thlen. eingetragene Kläger, St., 
beftreitet den Verklagten nicht das Recht überhaupt, vor 
ihm aus diefem Kaufgelder-Ueberſchuſſe in einer jährlichen 
Nente, eine Befriedigung zu verlangen, wohl aber den von 
ihnen jährlich geforderten Betrag. In der gegen fie ange- 
ftrengten Klage behauptete er, daß die dem Wohnungs: 
und Unterhaltungsrechte entſprechende jährliche Rente über: 
haupt nur auf 60. Thle. anzuſchlagen ſei. Die Verflagten 
berechneten fie in der Klagebeantwortung auf 258. Thlr. 
20. Spr. Auf Grund eingeholter Gutachten hat das Kreis: 
gericht zu Lippftadt im Erfenntniffe vom 8. April 1870, 
diejen letzteren Betrag für richtig angenommen, und der 
Kläger hat nichts dagegen, dab das Wohnungs- und Unter: 
baltungsreht an fih auf jo hoch jährlih anzufchlagen fei, 
fondern nur gegen den weiteren Inhalt des Erfenntniffes 
über den den Berflagten aus den 1674. Thlen. 22. Sgr. 
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wirflih auszuzahlenden Betrag appellitt. Das Kreisgericht 

bat ihn nämlich in Bezug auf die Neconvention verurtheilt: 
zu erleiden, daß die 1674. Thlr. 22. Sgr. al3 Capital 
für die Verflagten zur Dedung ihrer Bebürfniffe an 
Mohnung und Unterhalt anzulegen und daß ihnen jährlich 
der Betrag von 258. Thlen. 20. Sgr. in vierteljährlichen 
Raten praenumerando vom 21. Juli 1869. ab, und 
zwar zunächit aus den Zinſen jenes Capitales, und, joweit 
diefe nicht ausreihen, aus dem Gapitale jelbft gezahlt 
werden. 

Kläger behauptet in der Appellationg » Rechtfertigung, 
daß die Verklagten nicht den vollen Betrag ihrer Hebungen 
ausgezahlt verlangen können, jondern fich mit einem, dem 
Verhältniſſe des zum Anfage gebrachten Capitales zu dem 
zur Berception gefommenen Betrage entiprechenden, Theile 
ihrer Hebungen begnügen müſſen, und hat darauf ange 
tragen, die Berklagten mit ihrer hiernach fich ergebenden 
Zuvielforderung abzumeifen. 

Das Appellationg-Gericht zu Arnsberg hat am 24. Sep: 
tember 1870. da3 erjte Erfenntniß beftätigt. Die dagegen 
wegen Verlegung der 88. 77. 115. der Subhaſtations— 
Drdnung vom 15. März 1869. und der SS. 62. 85. 251. 
398. der Concurs-Ordnung vom 8. Mai 1855. eingelegte Nich- 
tigkeits-Beſchwerde ift von dem dritten Senate des Ober-Tribu⸗ 
nalsam20. Februar 1870. zurückgewieſen worden, aus folgenden 

Gründen. 

Die gedrudten Negierungs » Motive zu dem Ent: 
mwurfe der Goncurs : Ordnung ©. 121. und zwar zum 
8. 245. des Entwurfes ($. 251. der Concurs-Ord— 
nung) beginnen damit, daß bei den Beltimmungen 
über die Behandlung der Anſprüche auf fortlaufende He: 
bungen im MWeientlihen von den Grundſätzen der Allg. 
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Ger.Ordn. Thl. I. Tit. 50. SS. 555. ff. ausgegangen ſei, 
weifen auch noch auf den S. 154. daf. hin. Nach diefen 
Paragraphen jollten fortlaufende, aber nicht beitändige 
Präftationen am gehörigen Drte angejeßt und ein propor: 
tionirlihes Capital, deſſen Zinſen zu ihrer Bezahlung hin— 
reihen, unter Vorbehalt des Fünftigen Rüdfalles ausge: 
worfen werden. Für den Fall, dab an der Stelle, wo fie 
angejegt worden, für das proportionirliche Capital nicht 
mehr hinreihende Mafje vorhanden ijt, war nichts Be: 
fonderes beftimmt. Da aber die ganze alte Concurs— 
Ordnung auf einem Vorrechtsſyſteme der einzelnen For: 
derungen beruht, wonah jede Forderung der zweiten, 
dritten, vierten und fünften Claſſe ihre bejondere Stelle 
vor anderen Forderungen angewiejen erhalten hat, To lag 
für diefe Forderungen, der Regel nah, der Gedanke fern, 
daß mehrere mit gleicher Priorität mit einander concurrirten. 
Es verftand fih nah diefem Vorrechtsſyſteme von jelbit, 
daß eine in der Clajjificatoria an einer bejtimmten Stelle, 
prioritätiih vor allen nachſtehenden Forderungen, angejeßte 
jährliche Hebung, wenn die für dieje Stelle noch vorhandene 
Mafje nicht mehr voll zur Dedung eines proportionirlichen 
Gapitales hinreichte, doch aus der wirklich noch vorhandenen 
Mafje und deren auffommenden Zinjen jährlih ganz be= 
rihtigt werden mußte, bis die Mafje erihöpft war, oder 
die jährlihe Hebung ihre Endichaft erreicht hatte. Jedoch 
fonnten in einzelnen Fällen nad den 88. 385. 386. 429. 
451. mehrere Forderungen in der zweiten, ſowie in der 
vierten und fünften Claſſe, ein gleiches Vorzugsrecht haben, 
welche dann bei unzureichender Mafje nur verhältnigmäßig 
zur Hebung famen, wie dies nad) dem $. 473. für ſämmt— 
lihe Forderungen der jechsten Claſſe, imgleihen nach dem 
8. 474. für fämmtlihe Forderungen der fiebenten Glafje 


458 — 


galt. Für alle jolde Forderungen von gleihem Vorzugs— 
rechte folgt Schon aus dieſem ihrem Verhältnifje zu ein— 
ander, wonach fie nur verhältnißmäßig berichtigt werben 
dürfen, alſo verhältnikmäßig ausfallen, daß der 8. 559. 
nit anders, al3 dahin angewendet werden fonnte, daß 
auch die jährliden Hebungen nicht zu ihrem vollen Be— 
trage, jondern nur nach demjelben Verhältniffe, in welchem 
die mit gleihem Vorzugsrechte verjehenen Forderungen zur 
Perception gefommen waren, aus dem für ſolche Hebungen 
ausgeworfenen Gapitale nebit den davon auflaufenden Zinjen 
ausgezahlt werden durften. Da auch in der dritten Claſſe 
e3 vorkommen konnte, daß Hypothefen-Capitalien mit fort: 
laufenden Hebungen gleihe Priorität hatten, 3. B. wenn 
aus einem und demſelben Vertrage rüditändiges Kaufgeld 
und Altentheils-PBräftationen gleichzeitig eingetragen waren, 
jo mußte auch für diefe Concurrenz in der dritten Claſſe 
der $. 555. dahin ausgeführt werden, daß bie jährlichen 
Hebungen aus dem für fie ausgemworfenen Gapitale nebſt 
davon auflaufenden Zinfen nur in demſelben Verhältniſſe 
ausgezahlt werden durften, in welchem ein mit gleicher 
Priorität verjehenes Hypotheken: Capital zur Perception 
fan. ine ähnliche verhältnigmäßige Reduction legirter 
Summen und legirter Hebungen fennt au außerhalb des 
Concurſes das N. L.-R. Thl. I. Titel 12. 88. 346. bis 351. 
Bon dem, was zu dem Vorrechtsſyſteme der alten 
Concurs-Ordnung gehörte, findet fich in der neuen Concurs— 
Drdnung vom 8. Mai 1855. Einiges in veränderter Ge— 
ftalt wieder: 
1. Die abgefonderte Befriedigung der Pfand: und einiger 
anderer Gläubiger aus dem Pfande und gewiſſem 
anderem Bermögen; 
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2. die abgefonderte Befriedigung und Rangordnung der 
Realgläubiger in Beziehung auf Immobilien, 
3. imgleihen in Beziehung auf Schiffe. 
— 88. 31. bis 39., 46. bis 63., 64. bis 71. — 

Diefe alle gehören nicht zu den gegen die Concurs— 
Mafje liguidirenden Concurs-Gläubigern. In Betreff aller 
Concur3: Gläubiger ift dagegen das Vorrechtsſyſtem der 
alten Concurs » Drdnung — ©. die angeführten Motive, 
©. 3.—5. — grundfäglich aufgehoben worden, mit alleini- 
ger Ausnahme der wenigen, in den 88. 72.-—81. der neuen 
Concurs-Ordnung aufgezählten, bevorzugten Forderungen 
unter welchen fich feine weiter fortlaufenden Hebungen be= 
finden. Die ſämmtlichen übrigen Anſprüche der Concurs— 
Gläubiger kommen nad) dem $. 82. zu gleichen Rechten zur 
Perception. Alle aus der Goncursmafje zu berichtigenden 
weiter fortlaufenden Hebungen find daher mit den übrigen 
nicht bevorzugten Forderungen an die Concursmaſſe an der- 
jelben Stelle anzufegen, und müſſen, wie durch Hinweiſung 
auf die SS. 61. und 62. anerkannt worden ift, bei unzu— 
reihender Maffe aus der Concursmafje ebenio verhältniß- 
mäßig berichtigt werden, wie nach dielen 88. 61. und 62. 
aus der Immobiliar-Kaufgeldermaſſe diejenigen Hypotheken— 
Gapitalien und hypothekariſch eingetragenen jährlichen 
Hebungen, welche gleihe Priorität haben, verhältnigmäßig 
berihtigt werden uüſſen. Sowohl in Betreff. ver Concurs— 
maſſe, al3 in Betreff der Immobiliar-Kaufgeldermaſſe folgt 
die3 jo nothwendig aus der Anſetzung zu gleihen Rechten, 
daß es einer ausprüdlihen Erwähnung in der neuen Con— 
cur3-Ordnung eben jo wenig bedurfte, als diefelbe in der 
alten Concurs-Ordnung für nöthig befunden war. Nur 
eine viel ausgedehntere Anwendung findet diefer Grundſatz 
in der neuen Concurs-Ordnung bei der Goncursmafje, als 
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in der alten Conceurs-Ordnung bei der Gemeinmafje darum, 
weil bei diefer das Vorrechtsſyſtem vorherrihend, die An: 
ſetzung zu gleichen Rechten alſo feltener war, jett aber 
gegen die Concursmaſſe für fortlaufende Hebungen eine 
andere Anjegung gar nicht mehr vorkommen fann, als zu 
gleihen Rechten mit fämmtlichen nicht privilegirten Forde— 
rungen an die Concursmaſſe. Davon, daß der Grundjat 
jelbft jowohl nad der alten, al3 nad der neuen Concurs— 
Ordnung fih von felbft verftehe, nad) der neuen aber bei 
der Eoncursmafje feine Anwendung wegen der ganz allge: 
meinen Anjebung zu gleihen Rechten auch allgemein zur 
Geltung fomme, gehen denn auch die Motive zum $. 245. 
des Entwurfes (jebt 8. 251. der Concurs-Ordnung) S. 121. 
aus, indem fie lauten: 

„Bei den Beitimmungen über die Behandlung der Au: 
Iprüche auf fortlaufende Hebungen (Entwurf $$. 244. 245.) ift 
im Mejentlihen von den Grundläßen der Allgemeinen 
Gerihts Ordunng Thl. I. Tit. 50. 88. 555. ff. ausgegangen. 
Bei den fortlaufenden Hebungen fann der aus dem zinsbar 
angelegten Bercipiendum jeyesmal zu zahlende Betrag der 
einzelnen Hebungen fih nicht nad) den jedesmal auffom: 
menden Binjen richten (vergl. Allgemeine Gerichts-Ordnung 
l. c. 8. 154.), fondern derfelbe muß dem bei der Capitali— 
firung zum Grunde gelegten VBerhältnifje entiprechen. Wenn 
alfo 3. B. eine lebenzlängliche Rente von jährlich 24. Thlrn. 
liquidirt ift, wofür das Capital zu vier Procent (Entwurf 
88. 60. 83.) fih auf 600. Thlr. beläuft und -auf daſſelbe 
bei der BVertheilung 50. Thlr. fallen, jo beträgt die jähr: 
lihe Hebung daraus, nah dem gleihen Procentiage, 
2. Thle.; jo oft daher die Zinjen des Capitales von 
50. Thlen. zur Dedung diefer 2. Thlr. nicht ausreichen, 


— 461 


muß der fehlende Betrag aus dieſem Capitale ſelbſt gedeckt 
werden.“ 

Dieſe Erläuterung ergiebt, daß man ſchon beim Ent— 
wurfe die richtige verhältnißmäßige Berichtigung der künf— 
tigen Hebungen vor Augen gehabt hat. — Der $. 245. des 
Entwurfes jelbft lautete: 

„Beiteht eine Forderung in dem Anſpruche auf fort 
laufende Hebungen, jo wird der Betrag, weldher bei der 
Vertheilung auf das zur Dedung der Fünftigen Hebungen 
angejegte Capital (88. 60. 83.) — (88. 62. 85. der Concurg: 
Ordnung, — wonach fortlaufende Hebungen nah dem 
Sage zu vier vom Hundert zu Capital gerechnet werden — ), 
fällt, verzinslic angelegt. Die Anlegung erfolgt ꝛc. 

Eo oft die Zinſen zur Berichtigung der dem ange: 
ſetzten Gapitale entiprechenden Hebungsbeträge nicht Hin: 
reihen, wird der fehlende Betrag aus dem Gapitale ent- 
nommen.” 

In diejen legten Abjage ift das Wort: „angelegten“, 
welches zu einem Mißverftändniffe verleiten fann, vielleicht 
auf einem Redactionsfehler — vergl. Koh, Concurs— 
Drdnung, Note 63.a. und 64. zum 8. 251. — beruhen 
mag, und noch in den Abänderungs-Vorſchlägen der zweiten 
Kanımer unverändert ftehen geblieben ift, in das Wort 
„angelegten“ verbeflert worden, welches den jchon in den 
vorftehenden Erläuterungen der Motive deutlich ausgebrüd- 
ten Sinn über die gemwollte, verhältnigmäßige Berich— 
tigung richtiger bezeichnet. Wenn nun hiernah aus der 
Concursmaſſe die von fortlaufenden Hebungen jährlich fällig 
werdenden Beträge nicht zur vollen Höhe, jondern nur nad 
demfelben Verhältniffe, in welchem die anderen nicht privi- 
legirten Forderungen aus der Goncursmaffe zur Perception 
gelangen, aus dem für folhe Hebungen angelegten Capi- 
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tale und den davon auflaufenden Zinfen ausbezahlt wer» 
den dürfen, fo veriteht fih nach allem Vorſtehenden von 
felbft, daß bei der Bertheilung der Immobiliar-Kauf— 
geldermafje 

1. dasjelbe gelten muß, wenn ein Kaufgelverbeitand 
auf mehrere, nah dem 8. 61. der Concurs-Ordnung an 
derjelben Stelle angejegte, Forderungen, zu deren vollſtän— 
digen Tilgung er nicht Hinreicht, vertheilt werden muß, 
unter denen fich fortlaufende Hebungen befinden; was denn 
auh in der ausdrüdlihen Vorſchrift des $. 61. über 
die verhältnigmäßige Berichtigung der an derſelben Stelle 
anzujegenden Forderungen enthalten it, wenn man da— 
mit den S. 62. in Verbindung bringt, welcher nur dar: 
über Beftimmung enthält, wie hoch die Hebung in Capi— 
tal anzufegen ift, und daher das angelegte Capital der 
Regel des $. 61. unterwirft, fo daß aus demfelben nebit 
davon auflaufenden Zinfen die jährlich fällig werdenden 
Hebungen nicht vol, jondern nur nad demjelben Verhält— 
niffe, in welchem die nah dem S. 61. zu gleicher Prio- 
rität angejegten Capitalforderungen zur Berichtigung ge: 
fommen find, ausbezahlt werden dürfen. 

Nur dieſes ift in dem Ober-Tribunals:Erfenntniffe vom 
21. Juni 1867. — Entiheidungen Bd. 59. ©. 429.—436. — 
für einen Fal, wo ein Ausgedinge der Klägerin mit einer 
Gapitalforderung des Berklagten zu gleihen Rechten in das 
Hypothefenbuch eingetragen war, ausgeführt und an zwei 
Stellen — ©. 433. und 435. — auf dieje gleihen Rechte 
beider Theile das Gewicht gelegt worden. 

2. Dagegen folgt aus dem Grundfaße des 8. 53., 
„wonach aus der SmmobiliarsKaufgeldermajje die hypothe— 
kariſch verficherten Forderungen in der durch vie Ein- 
tragung in das Hypothefenbuch beſtimmten NRangordnung 
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zur Berception fommen,” daß eingetragene fortlaufende 
‚Hebungen, welde nicht zu gleichen Rechten mit anderen 
Forderungen, fondern mit dem Vorzugsrechte vor ſolchen 
eiitgetragen worden find, jo oft fie fällig werden, voll aus 
der noch vorhandenen Mafje berichtigt werden müfjen, alfo 
der, nach Berichtigung der vor ihnen eingetragenen For: 
derungen übrig gebliebene, Kaufgelderbeitand, auch wenn er 
nicht das für fie in Gemäßheit des $. 62. nah dem Sake 
zu vier vom Hundert zu berechnende Capital erreicht, mit 
den davon aufgelaufenen Zinjen zur vollen Berichtigung 
der jährlich fällig werdenden Hebungen verwendet werden 
muß, bis er entweder erichöpft ift, oder die fortlaufenden 
Hebungen ihre Endichaft erreichen. 

Der $. 398. bejtimmt nicht3 Anderes. Er hat zunädjit 
gar nicht vor Augen, daß der, nach Berichtigung der vor 
der fortlaufenden Hebung eingetragenen Forderungen noch 
vorhandene, Beitand zur Dedung eines nach dem Zinsfuße 
von vier vom Hundert zu berechnenden Capitales unzureichend 
ſei. Iſt dies aber der Fall, jo bleibt doch in dem legten 
Abſatze: 

ſo oft die Zinſen zur Berichtigung der Hebungsbeträge 

nicht hinreichen, wird der fehlende Betrag aus dem Ca— 

pital entnommen, 
die Bedeutung des Wortes „Hebungsbeträge“ dieſelbe, näm— 
lich die jährlich fällig werdende berechtigte Hebung, und 
dies iſt der an ſich dem Hebungsberechtigten zuſtehende 
Betrag, welcher nur, wenn damit eine an derſelben Stelle 
anzuſetzende Forderung concurrirt und die Maſſe nicht zur 
vollſtändigen Tilgung Beider hinreicht, nach dem 8. 61. eine 
Ermäßigung erleiden muß. Weil eine in das Hypotheken— 
buch eingetragene fortlaufende Hebung in der Regel nad) 
der im $. 53. anerkannten Rangordnung des Hypotheken: 
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buches für die Immobiliarmaſſe ihre beſondere Stelle 
und der 8. 398. nicht die Beſtimmung hat, für die ſeltenen 
Fälle, wo ſie mit anderen eingetragenen Forderungen nach 
dem $. 61. an derſelben Stelle angeſetzt werden mußte, 
eine Entjheidung zu treffen, welche ſich aus dieſem 8. 61. 
von jelbit ergiebt, dagegen bei der Concursmaſſe jede 
gegen diejelbe liquidirte fortlaufende Hebung mit ſämmt— 
lien anderen nicht privilegirten Forderungen nah den 
88. 82. 85. gleiche Rechte hat, jo erklärt fich hieraus die 
QVerjehiedenheit des in den SS. 398. und 251. gewählten 
Ausdrudes, und zwar im $.398. für die Immobiliarmaſſe: 

So oft die Zinjen zur Berichtigung der Hebungs— 
beträge nicht hinreichen, wird der fehlende Betrag aus 
dem Gapitale entnommen; 

und im $. 251. für die Concursmaffe: 

So oft die Zinfen zur Berichtigung der dem ange— 
legten Capitale entſprechenden Hebungsbeträge 
nicht hinreihen, wird der fehlende Betrag -aus dem Ga- 
pitale entnommen; 

und dieſe Verſchiedenheit findet ſich ſchon in dem Entwurfe 
zwiſchen dem 8. 393. und dem $. 245., aus welchem nur, 
wie ſchon gedadt, das Wort „angejegten” in den $. 251. 
der Concurs-Ordnung verbeijert in „angelegten“ über: 
gegangen iſt. Es entipridht dieſer Unterjchied in den ge— 
wählten Ausdrude dem, daß aud in den Motiven ©. 142,, 
übereinftinnmend mit der vorjtchenden Ausführung, gelagt 
worden ilt: 

„Hinfichtlih der Behandlung der noch nicht fälligen und 
der bedingten Forderungen, jowie der Anfprüche auf fort 
laufende Hebungen bringt der Entwurf (58 391.— 393.) im 
Allgemeinen die Grundfäge zur Anwendung, welde für die 
DVertheilung an die Concursgläubiger aufgeltelli worden 
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find. (88. 243. bis 245.). Jedoch bedurfte es hierbei eini- 
ger Modificationen. Während nämlich bei den Berthei: 
lungen an die Goncursgläubiger die Nüdjicht vorherricht, 
daß die Rechte der Gläubiger gleich find und Vorrechte nur 
die Ausnahme bilden, ift bei den Nealgläubigern das Ver: 
hältniß umgefehrt; bei diejen bildet die prioritätifche Rang— 
ordnung die Regel.“ 

Nah dem Allen ijt die durch die Eintragung in das 
Hypothekenbuch beitimmte Rangordnung der eingetragenen 
Forderungen im $. 398. aufrecht gehalten worden, wonach 
jede, nicht zu gleihen Rechten mit anderen Forderungen 
eingetragene, fortlaufende Hebung aus dem nach) dem $. 62. 
für fie angelegten Gapitale und den davon auflaufenden 
Zinſen, fo oft fie fällig wird, voll ausgezahlt werden muß, 
bis fie ihre Endſchaft erreicht, oder bis, auch wenn für fie 
wegen unzureichender Maſſe nicht mehr ein nad dem Satze 
zu vier vom Hundert berechnetes Capital hat voll angelegt 
werben fünnen, das für fie wirklich angelegte Capital er— 
ſchöpft worden ift. Die Hinter ihr eingetragenen Forde— 
rungen können dem nicht wideriprechen, weil fie von der 
vorhandenen Mafje nichts beanipruchen können, bevor 
aus derjelben die vor ihnen eingetragenen Boten völlig 
berichtigt find. Alles dies folgt mit Nothwendigkeit 
aus der prioritätiihen Nangordnung der eingetragenen 
Poſten. Im vorliegenden Falle ift der Werth der jährlichen 
Hebungen der Berflagten auf 258. Thlr. 20. Sgr. feſt— 
geitellt. Das für fie zu dem Sage von vier vom Hundert 
berechnete Capital beträgt 6466. Thlr. 20. Sgr. Die na 
Berichtigung der voreingetragenen Poſten übrig gebliebene 
Mafje beläuft fih aber nur auf 1674. Thlr. 22. Ser. Zu 
gleihen Rechten mit den Verklagten ift Niemand, Kläger 
aber ift hinter ihnen mit einem Capitale eingetragen. Er 
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kann alſo nach den in der Concurs-Ordnung feſtgehaltenen 
Grundſätzen dem nicht widerſprechen, daß den Verklagten 
aus der zu ihrer Deckung noch vorhandenen Maſſe, den 
1674. Thlr. 22. Sgr. nebſt davon auflaufenden Zinſen, 
ihre jährlich fällig werdende Hebung von 258. Thlrn. 20. Sgr. 
vol ausbezahlt werde. 

Ter 8. 398. der Concurs-Ordnung in im $. 116. der 
Subhaftationg:Drdnung vom 15. März 1869. außer Kraft 
gelebt. In Verbindung mit dem 8. 60. der letzteren be- 
jtimmt aber der $. 77. eben verielben über die prioritätiiche 
Berichtigung in das Hypothekenbuch eingetragener laufender 
Hebungen dafjelbe, was hierüber der $. 398. der Concurs— 
Ordnung beſtimmte. Der Appellations-Nihter hat hiernad) 
die SS. 77. 115. der Subhaſtations-Ordnung und Die 
SS. 398, 251. 62. 85. der Eoncurs:Drdnung nicht verlegt. 


—  — 
III. 
Bräajudicienm. 


a) in Civilſachen. 
N 2762. ©. ©. 493. des 64. sten Bandes, und ©. 183. 
des gegenwärtigen Bandes. 
N 2763. ©. ©. 493. des 64. ften Bandes und ©. 1. des 
gegenwärtigen Bandes. 


b) des Senats für Strafſachen. 
Ns 322. 5. Juni 1871. Plenum. Zum Strafgeſetz-Buche 
für den Norddeutiher Bund 88. 267. 263. und 
zum Gelege vom 3. Mai 1852. Art. 82. 
Im Falle des 8. 267. des Strafgefeh-Buches 
für den Norddeutichen Bund begründet es feine 
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Nichtigkeit, wenn die Frage, ob eine Privat— 
urkunde zum Beweiſe von Rechten oder Rechts— 
verhältniſſen von Erheblichkeit ſei; den Ge— 
ſchwornen zur Beantwortung vorgelegt wird. 
Hierdurch wird ſelbſtverſtändlich die Frage nicht 
berührt, in wiefern im einzelnen Falle die 
Erſetzung der gedachten Worte des Geſetzes, 
durch allgemein verſtändliche Ausdrücke, welche 
der concreten Sachlage entſprechen, mit Rück— 
ſicht auf den Art. 82. des Geſetzes vom 3. Mai 
1852. angemefjen oder nothwendig ift. 

N? 323. 3. Juli 1871. Plenum. Zum Preußiſchen Straf: 
geſetz- Buch 8. 272. und zum Deutihen Straf: 
geſetz-Buche 8. 137. 

Wenn im Wege der Execution eine Forderung 
durch Erlaſſung des Arreſtatoriums an den 
Drittſchuldner und des Inhibitoriums an den 
Exequendus mit Beſchlag belegt iſt, ſo wird 
die Forderung dadurch der Beſchlagnahme im 
Sinne des 8. 272. des Preußiſchen Strafgeſetz-— 
Buchs und des $. 137. des Deutihen Straf: 
geieß Buchs nicht entzogen, daß der Erequendus 
von jeinem Schuldner den Betrag der Forde— 
rung als Zahlung annimmt, 

Me 324. 3. Suli 1871. Plenum. Zum Preußiſchen Straf: 
geſetz- Buche $. 269. und zum Deutichen Straf⸗ 
geſetz-Buche $. 287. 

Als Firma eines Kaufmannes im Sinne des 
$. 269. des Preußiſchen (8. 287. des Deutichen) 
Strafgejeß : Buches ift nur eine den Vorſchrif— 
ten des Deutihen Handelsgeje- Buches ent: 
Iprehende Firma anzufehen. 
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_W. 
Anhang. 


Perfonal-Ehronik des Obertribunals. 
(j. Band 60. ©. 480.) 


I: 


Die einfache Anzeige der bei dem Königl. Obertribunal 
eingetretenen PBerjonalveränderungen, wie fie an biejer 
Stelle zeitweise gegeben wird, iſt ſchon einmal durch die 
im 21. Bande der Sammlung der Entjcheidungen des 
Gerichtshofes enthaltene Mittheilung von dem im Jahre 
1851. eingetretenen Amtsjubiläum des damaligen erjten 
Präfidenten, Staatsminifter v. Mühler, zu dem Berichte 
über eine erhebende Feier erweitert worden. Nach Verlauf 
von 20. Zahren hat fih ein folches erfreulirhes Ereigniß 
wiederholt, indem der gegenwärtige Chefpräfident des Ober- 
tribunal3, Herr Carl Albrecht Alerander v. Uhden, am 
4. September dieſes Jahres das fünfzigfte Jahr feiner 
amtlihen Thätigfeit vollendete. Wir beginnen unjere An- 
zeige mit einer kurzen Erzählung vom Lebenslaufe des 
Herrn Jubilars. 

- Geboren in Berlin am 9. October 1798., verlor der— 
felbe jhon im Sahre 1806. feinen Vater, den Suftirath 
und Rechtsanwalt (Juſtizcommiſſarius) Uhden, und er- 
hielt zum Vormunde den erft im Jahre 1840. geftorbenen 
in weiten Kreifen befannt gewordenen Wirkt. Gehei- 
men Rath v. Stägemann. Auf dem Gymnafium zum 
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grauen Klofter in Berlin vorgebildet, bezog er die Univer- 
fität Heidelberg zu Oftern 1818., und von Michaelis 1819. 
an die Berliner Hochſchule. Am 4. September 1821., an 
welhem Tage er al3 Auscultator bei dem Königl. Stabt- 
gerichte zu Berlin vereidigt wurde, trat er in den Staats: 
dienft; am 23. Detober 1826. wurde er Kammergerichts- 
Aſſeſſor und hatte die hohe Freude, daß das Andenken 
feines Vaters, der einer der geachteften Männer feines Stan: 
des geweſen war, bei den älteren Richtern noch fortlebte, in— 
dem bei feiner Einführung der Präfident v. Trützſchler ihn 
al3 den Sohn „unseres verftorbenen würdigen Auftizrathes 
Uhden“ vorftelte. Am 18. Mai 1827. zum Juſtizrathe bei 
dem Berliner Stadtgeridhte, d.h. damals zum Mitgliede des 
Gerichtes, am 6. April 1833. zum Kammergerichtärathe be- 
fördert, wurde er am 11. Februar 1838. zugleich Geheimer 
Poſtrath, am 18. Auguft 1838. Geheimer Juſtizrath und 
zur Hülfsleiftung im Königl. Cabinet berufen, am 21. Auguft 
1840. Cabinets-Rath, 1844. Geheimer Cabinet3-Rath, und 
am 25. September 1844. Geheimer Staats: und Juſtiz⸗ 
Minifter. Am 18. März 1848, trat er, wie das ganze 
Staatsminifterium, zurüd; wurde am 7. December 1849. 
eriter Präfident des Appellationz - Gerihtes zu Breslau, 
1. November 1854. eriter Präſident des Obertribunals, am 
27. November 1854. Mitglied des Herrenhaufes und 
Kroniyndicus. Außerdem ift derjelbe noh Mitglied des 
Staatsrathes und Präfident des Disciplinarhofes für nicht 
richterlihe Beamte. Bon hohen PBreußiihen Orden hat 
er erhalten: 1861. das Großcomthurfreuz des Königl. 
Haus-Drdens von Hohenzollern, 1864. das Groß-Kreuz 
des Rothen Adler-Ordens mit Eichenlaub; 1871. beim 
Einzuge des fiegreihen Kaiſers und Königs in Berlin, vor 
dent eben feierlich enthüllten Standbilde mweiland Königs 
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Friedrich Wilhelm III, ven Stern der Groß-Comthure des 
Königl. Hausordens von Hohenzollern. 

Der Herr Zubilar hatte vor dem 4. September Berlin 
verlaffen und fih nah Paderborn begeben, um feinen 
Chrentag dort im Haufe feiner Tochter zu feiern. Aber 
ſchon vor der Abreife hatte 3. M. die Königin Elijabeth 
den Jubilar nah Sansſouci zu befehlen geruht und den: 
jelben in gnädigen Morten mit einem vorzüglich ähnlichen 
(Bruftbild in Del) Portrait des Hochieligen Königs Friedrich 
Wilhelm IV. beichenft. 

In Baderborn hatten ſich einige Verwandte Uhden's 
eingefunden; am Morgen des Feſttages überreichte ihm 
fein Schwiegerfohn, (der erſte Präfident des Königl. Appel- 
[ations-Gerichtes zu Waderborn, Meyer,) im Familienkreiſe 
zuerft ein Allerhöchftes Handſchreiben Sr. Majeſtät des 
Königs, in welchem der Allergnädigfte Herr in den huld— 
vollſten Ausdrüden Glück zum Feſte wünſchte und dem 
Jubilar, in Anerkennung feiner langjährigen eriprieplichen 
Amtswirkiamkeit, den Hohen Orden vom Schwarzen Adler, 
unter Ueberiendung der Infignien diefer höchſten Auszeichnung 
des Preußiichen Staates, zu verleihen geruhte. Der Herr 
Suftizminifter hatte ein in fehr ehrenden Ausdrücken abge: 
faßtes Glückwunſchſchreiben beigefügt. Danach folgte die 
Veberreihung von bereits eingegangenen Adreſſen und Briefen, 
deren Zahl ſich im Laufe des Tages erheblich vermehrte. 
Unter den telegraphiichen Glückwünſchen wurde der Subilar 
bejonders erfreut dur& die Telegramme J. M. der Königin 
Elifabetd, II. KK. HH. des Prinzen Carl und der Prin— 
zeffin Carl von Preußen und des regierenden Herzogs von 
Sahjen-Altenburg Hoheit. 

Am andern Tage nad Berlin zurückgekehrt, fand ber 
Präfident von Uhden — (bekanntlich ift mit der Verleihung 
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des hohen Ordens vom Schwarzen Adler die Erhebung in den 
Adelitand des Königreiches Preußen verbunden) — dort eine 
große Anzahl von Adreſſen, Briefen und Telegrammen vor, und 
wurde durch einen telegraphiichen Glückwunſch Sr. K. Hoheit 
des Prinzen Albrecht von Preußen noch in jpäter Stunde hoch 
erfreut. Uster den Adreſſen nennen wir die des Königl. Kam: 
mer-Gerichtes, der Appellationg:Gerichte zu Frankfurt a. D., 
Marienwerder, Inſterburg, Natibor, Breslau, Glogau, 
Stettin, Polen, Naumburg, Halberftadt, Miünfter und 
Cöln; ferner die des Neih3-Oberhandelsgerichtes zu Leipzig, 
des hieſigen Dber-Appellationsgerihtes (für die neuen Pro— 
vinzen), des Königl, Stadtgerichtes hierfelbit, bei welchem der 
Subilar feine Amtsthätigfeit begonnen, und der beim Ober: 
tribunal fungirenden Rechtsanwälte. Mehrere diejer Adreſſen 
waren in höchſt gefälliger, ja ſchöner Form ausgeführt, die 
der Rechtsanwälte ein wahres Kunftwerf. 

Auch J. Maj. die Kaiferin und Königin ließen den 
Subilar in ſehr Huldvoller Weile zu feinem Chrentage 
Glück wünſchen. 

Die Präſidenten und Räthe des Obertribunals und 
die General-Staatsanwaltſchaft hatten dem Jubilar das 
Anſuchen geitellt, ihm bei feiner Rüdfehr ihre Glückwünſche 
auszuſprechen. Dazu war Sonnabend, der 9. September 
verabredet worden. Um 2 Uhr erichienen die Vice-Präſi— 
denten, die Räthe, der General-Staatsanwalt nebjt den Ober: 
Staat3:Anwalten und die Obertribunals: Anwälte, jomweit fie 
in Berlin anwesend und nicht erkrankt waren. Der Vice— 
Präfident, Wirkl. Geh. Natd Dr. Götze ſagte in feiner 
Anſprache ungefähr Folgendes: 

„se höher und gewichtiger die Stellung eines Mans 
nes und Königlihen Beamten ſei und je hervorragender 
feine amtliche Laufbahn gewejen, um jo bedeutjamer jei 
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eine Feier, wie die heutige. Der Jubilar fei, dur das 
befondere Vertrauen zweier unferer Königlichen Herren, nad 
und nad zu den ausgezeichnetiten und perfönlich nächſten, 
und dann hintereinander zu den beiden allerhöchften Stel: 
ungen im Königlichen Auftizdienfte berufen worden, und 
daß unfer jeßige Allergnädigiter Herr, Se. Majeftät 
der Kaiſer und König, in gleicher Weiſe dieſes jelbe große 
Dertrauen dem Jubilar zuwende, das habe Allerhödhjitder- 
jelbe noch neuerlich, bei feierliher Gelegenheit, öffentlich 
mündlich, jo wie jchriftlih und durch die That ausgeſprochen, 
ganz bejonders jeßt aber durch die glanzvolle höchſte Aus: 
zeihnung Kar an den Tag gelegt.” 

„Das Dber-Tribunal und die Mitglieder der General: 
Staat3:Anwaltihaft brächten dem Herren Jubilar zu feinem 
fünfzigjägrigen Dienftjubiläum auch mündlich die Glüd- und 
Segenswünſche dar, welche in einer bejonderen jchriftlichen 
Adreſſe niedergelegt feien, und jeder Einzelne ftatte zu— 
gleich feinen Dank ab, für die große Güte und Gemwogen- 
heit, die der Jubilar Allen und Jedem bei jeder Gelegen- 
heit zu erweifen nie ermüdet ſei. Er ſpreche diefen Dank 
auch im Namen des Collegiums aus, für den lebhaften, 
unermüdlichen und treuen Eifer, mit welchem dev Gefeierte 
zu allen Zeiten für die Nechte und für das Gedeihen dieſes 
höchſten Gerichtshofes eingetreten fei. Er fpreche endlich 
im Intereſſe des AJuftizdienftes den Iebhafteften Dank auch 
dafür aus, daß der größte Theil der alten Provinzen das 
Proceßgefeb vom Juli 1846. durch die Nichtung und 
Thätigfeit des Uhden'ſchen Minifteriums erhalten habe. 
Das Gele fei der Gedanfe und Vorſchlag des damaligen 
Juſtizminiſters geweſen und bei großen Schwierigfeiten 
dur feine Feltigfeit durchgeſetzt. Es habe dieſes Geſetz, 
wie für die ganze Proceß- Verwaltung, fo namentlich auch 
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für die des Königlichen Ober: Tribunals, wie ja jet in 
jenen Provinzen allgemein anerkannt werde, die ermwünjch: 
tete Reform herbeigeführt.“ 

Danach erklärte der Redner: „ES fei der Wunſch des 
Collegiums, daß das Andenken an von Uh dens Präfidium im 
Gollegio zu allen Zeiten erhalten werde, und deshalb habe 
Lebteres, jeine Erlaubniß im Voraus ſchon dazu erbeten, daß 
fein Bildniß im Seſſionsſaale aufgehängt werben dürfe. 
Seht beehrten fih die Mitglieder des Königl. Ober: 
Tribunal, nebjt einer ehrerbietigen Adreſſe auch das 
vollendete Bild mit der erneuerten Bitte zu überreichen 
über dafjelbe zu jenem Zwecke verfügen zu wollen. Sie 
würden noch ein zweites Gremplar des Bildes, von der: 
jelben Künftlerhand, dem Jubilar überreichen, damit er 
darüber zu Gunften feiner Familie disponiren könne.” 

Die Aniprade ſchloß in folgender Weife: 

„Der Jubilar habe in feiner ausgezeichneten und lan— 
gen amtlihen Laufbahn viele jehr Schöne, im jpäteren Ber- 
laufe derjelben immer höchſt beveutungsvolle Zeiten erlebt, 
jei aber in böjer Zeit auch nicht von ſchweren Erlebniffen 
verihont geblieben. Für diefe legteren habe des hochſeligen 
Königs Majeftät die vollitändigfte und ſchönſte Vergeltung 
in der Stellung gefunden, deren er fich jetzt erfreue.“ 

Dann folgte der Wunſch: 

„Gott, der Herr, möge den Jubilar noch lange Jahre 
in diefer jhönen Stellung geiund und bei rüftiger Kraft 
erhalten und fein Alter mit vielen reichen Gnadenerweifungen 
frönen und fegnen.” 

Während diefer Anrede war die in derielben erwähnte 
Glückwunſch-Adreſſe übergeben und das von der Meifter: 
band des Profeſſors Julius Schrader gemalte Bruftbild 
des Jubilars aufgejtellt worden. Der Präfident von Uhden 
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dankte nunmehr, jichtlich tief bewegt, für die treuen Wünſche, 
dem Redner ſowohl, als jedem Einzelnen der Verſammelten, 
beionders aber für die Ehre der Aufitellung feines Bildes 
im Seſſionsſaale. 

„Er könne,“ ſagte er, „feierlich verfihern, das alle 
ihm zu Theil gewordenen Auszeichnungen, die vielen Be- 
weije der Liebe, ihn recht demüthig gemacht hätten; jede 
Ueberhebung ſei ihm fremd, nur Gott könne er die Ehre 
gebe, der, wenn er felbit irgend etwas Erſprießliches ge— 
leiftet, auch in ihn, dem Schwachen, mächtig geweſen fei. 
Alles eigene Berdienit lehne er ab.” 

Der Jubilar drüdte hierauf noch jedem Einzelnen in 
der zahlreichen Verfanmlung mit der ihm jo ganz eigenen 
Freundlichkeit feinen Dank aus und forderte fie demnächſt 
auf, feiner (ihon vor mehreren Tagen erfolgten) Einladung 
zu der (mit dem bejcheidenen Namen eines Frühſtückes be: 
zeichneten) Mahlzeit zu entiprechen. Derjelben waren auch 
der Herr Juſtiz-Miniſter Dr. Leonhardt, fowie der erite 
Präfident des Kammergerichtes, Wirkl. Geheimerath von 
Strampff gefolgt, ebenfo der Vice-Präſident des Ober: 
Appellations = Gerichtes Oberg, der Nräfident des Königl. 
Stadtgerihtes, hier, Krüger, und noch andere Gälte. 

63 wurden folgende Toafte ausgebradt: vom Jubilar 
auf Se. Maj. den Kaifer und König; vom Herrn Juſtiz— 
Minister auf den Subilar; vom Jubilar auf das Collegium, 
endlih vom Herrn Juſtiz-Miniſter auf die ſämmtlichen an: 
weienden fieben Subilare des Ober-Tribunals. 

Das ſchöne Feſt, en welhen auch Mitglieder der 
Familie des Jubilars Theil nahmen, namentlih der Sohn, 
PremiersLieutenant von Uhden, fchloß in der erhebenditen 
Meife. 
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Den Vice: Präfidenten Herrn Dr. v. Rohr ift aus 
Anlaß feines am 25. April 1871. jtatt gefundenen Amts-Jubi— 
läums mittelit Allerh. Gabinet3:Order vom 12. April 1871. der 
Charakter als Wirkliher Geheimer Rath mit dem Prädicate 
„Ercellenz” verliehen werben. 

Aufihr Anfuchen find in ven Ruheſtand verjegt wor: 
den: die Herren Ober-Tribunals-Räthe Dr. Voswindel J. 
am 1. Juli 1870., und Woltemas am 1. Juli 1871. 

Die Herren Ober = Tribunal - Näthe Kosmann, 
Shmig, v. Vangerow und Hoffmann find zu Mit: 
gliedern des Bundes-Ober-Handelsgerichtes in Leipzig er: 
nannt worden und mit dem 21. Juli 1870. imgleichen der 
zum General-Brocurator beim Appellations:Gerichtshofe in 
Cöln ernannte Ober-Tribunals-Rath Herr Dr. Freiherr 
vd. Sedendorff mit dem 1. Mai 1871. bei dem Ober: 
Tribunal ausgefhieden. 

Durch den Tod hat das Collegium in diefem Zeit: 
raume folgende Berlufte erlitten. Es find geitorben: Die 
Herren Ober: Tribunals:Räthe Dr. Hoepner am 24. Auguit 
1869.; Dr. Walded am 12. Mai 1370; Blumenthal 
am 7. Juni 1870.; Lehmann am 24. Eeptember 1870.; 
Bartels am 22. October 1870.; Hübner am 26. Juni 
1871., und v. Holleben I. am 30. November 1871. 

Neu ernannt find: 

der General: Staats: Anwalt, Wirklihe Geheime Ober: 

Juſtiz-Rath Herr v. Sagersleben am 3. Juli 1869. 

zum Vice-Präjidenten; 
und zu Ober-Tribunals-Räthen: 

der Kreisgerihts-Director in Stargard i. P., Herr Hart: 
mann, am 13. November 1869.; 
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der Appellationg:Gericht3-Rath in Ratibor, Herr Werner, 

am 9. Suni 1870,; 

der Ober - Staats = Anwalt in Marienwerder, Herr 
v. Graevenig, am 11. Juni 1870.; 

der Appellations-Gerihts-NRath in Breslau, Herr Krüger, 
am 13. Juni 1870.; 

der Appellationg-Geriht3-Nath in Poſen, Herr Scholz, 
am 15. Juni 1870.; 

der Kammergerichts-Rath Herr Lejjer, am 1. Sep: 
tember 1870.; 

der Appellationsgeriht3:Nath in Marienwerder, Herr 
NRappold, am 5. September 1870.; 

der Ober: Procurator in Düffeldorf, Herr Vierhaus, 
am 31. October 1870.; 

der Tribunals-Rath in Königsberg i. Pr., Herr Dr. 
Küßner, am 2. Januar 1871.; 

der Kammergericht3:Rath Herr Mager, am 15. April 
1871.; 

der Kreisgeriht3-Director in Neu:Ruppin, Herr v. Ku: 
nowsfi, am 11. October 1871., und 

der Tribunal3:NRath in Königsberg i. Pr. Herr Hahn, 
am 11. October 1871. 


- 


Der Rechtsanwalt, Juſtiz-Rath Herr Simens, ift am 
1. Juli 1869., der Rechtsanwalt, Juſtiz-Kath Herr Ißmer, 
am 1. April 1870. und der Rechtsanwalt, Geheime Juftiz- 
Rath Herr Reuſche, am 1. Mai 1871. aus dem Juſtiz⸗ 
dienſte geſchieden. 

Der Rechtsanwalt, Juſtiz-Rath Herr Karſten, iſt zum 
Rechtsanwalte beim hieſigen Stadtgerichte vom 1. März 
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1870. ab ernannt worden und beim Ober-Tribunale aus: 
geſchieden. 

Der Rechtsanwalt, Juſtiz-Rath Herr Rödenbeck, iſt 
am 23. Mai 1871. geſtorben. 

Die Rechtsanwälte beim Kgl. Ober-Appellations-Gerichte 
hierſelbſt, Herr Juſtiz-Rath Dr. Braun, Herr Dr. Weren— 
berg, Herr Dr. Lüngel, Herr Fenner und Herr Jo— 
bannjen find mitdem 1. Mai 1869. an das Ober-Tribunal 
verjeßt worden. 


Regiſter. 


I. Sachregiſter. 


Abfindungen, ſ. Auseinanderſetzung. 
Ablehnung, ſ. Official-Mandatar. 
Abſtandsvertrag, ſ. Pachtlicitationen. 
Abweſenheit, ſ. Armenpflege. 

Alt: Vorpommern, ſ. Grundſteuer-Eutſchädigung. 

Anerkenntniß des Ceſſionars des Gläubigers, ſ. Bzahlungs⸗Ort. 

Anrechnung, ſ. Pommer'ſche Baner-Ordnung. 

Anwendung von Geſetzen und Rechtsgrundſätzen, ſ. Nichtigkeits— 
Beſchwerde. 

Arme. derienige, welcher an einem Orte am 1. October neu engezogen, 
und am 30. September des folgenden Jahres von jenem Orte wieder 
abgezogen iſt, hat dort feinen Wohnſitz nicht Ein Jahr fertgefegt, 
und ift für den Ortsarmenverband Sao ae Die er: 
zur Sirlorge für ihn entftanden.. . . Nr. 1. ©. 18. 

Urmenpflege. 

1. Es braucht, wenn zwiſchen zwei Armenverbänden wegen Ueber— 
nahme der Fürſorge für einen Armen die Entſcheidung der Landes— 
Polizei- Behörde ergangen iſt, der durch dieſelbe für verpflichtet 
erflärte Armenverband, welcher einen dritten Armenverband auf 
Abnabme diefer Fürſorge in Anſpruch nimmt, nicht vor Anftellung 
dieſer Klage noch eine Entſcheidung der Landes— Polizei-Behörbe 
zu erwirfen . . . Nr. 42. ©. 345. 

2. Die vorübergehenden Verhaͤltniſſe, durch welche eine dreijährige 
Abweſenheit eines Verarmten von dem Orte ſeines Unterſtützungs⸗ 
Wohnſitzes veranlaßt worden, müſſen, wenn durch ſie das Erlöſchen 
der Fürſorgepflicht des Armenverbandes jenes Srtes gehindert 
werden ſoll, ſchon zur Zeit des Verlaſſens jenes Ortes obgewaltet 
und mit dem Verlaſſen im urſachlichen Zuſammenhange geſtanden 
haben . . . . . Nr. 42. ©. 345. 

Die Verpflichtung eines Armenverbandes zur Fürſorge für 
Denjenigen, welcher nach erlangter Großjährigkeit ſeit drei Jahren 
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ans der Gemeinte abweiend ift, erliicht auch in dem Falle, wenn 
deſſen Hilfsbedürftigfeit und die Nothwendigkeit öffentlicher Armen⸗ 
Unterſtützung während dieſer drei Jahre hervorgetreten iſt. — 43. 


358. 

Arrefiichlag, f. Titer zum Pfandrechte. 

Aufhebung des Zuſchlages, ſ. Pachtlicitationen. 

Auflöſung einer Societäts-Handlung, j. Berjäbrung. 

Aufſchiebende Bedingung, |. Stempelpflichtigfeit. 

Auftran, ohne, ſ. Geſchäftsführung. 

Auseimandevfegung 9. Iſt die Realiſirung der Auseinanderfegung 
vor der Beſtätigung des Receſſes erfolgt, fo bat der demnächſt be- 
ftätigte Receß dergeſtalt rückwirkende Kraft, daß das Eigenthum der 
Abfindungen, als mit der Ausführung der —— an 
deren Erwerber itbergegangen, anzunehmen ift . Nr. 24. ©. 183. 

Ausführung, |. Auseinanderfegung. 

Ausland, ſ. Stempelpflichtigfeit. 

Ausftelfer, ſ. Nachmalen. 

Bauer-Ordnung, ſ. Pommer'ſche. 

Beamte, beſondere, von der Staatsregierung angeſtellte, |. Penſionen. 

Bedingung, anfichiebende, ſ. Siemipeipuiptegteit: 

Befreiung, ſ. Schuld: Uebernahme. 

Befreinugspfliht, |. Uebernahme einer Hypothekenſchuld. 

Beiladung, ſ. Litisdenuneiation. 

Benefieium ordinis. Der $. 298. Tit. 14. Thl. I. des A. L.R., 
wonach die Borausflage des Gläubigers gegen den Hauptſchuldner 
hinwegfällt, wenn dieſer nicht mehr in Königlichen Landen belangt 
werden kann, iſt in dem Falle, wenn der Hauptſchuldner ſeinen 
Wohnſitz ans Königlichen Yanden in ein anderes Staatsgebiet bes 
Norddeutſchen Bundes verfegt hat, durch den Art. 3. der en 
bes Lebteren nicht fiir aufgehoben zu achten . . Nr. 10. S. 8 

Berlin, Stadt, ſ. Gewohubeitsrecht. 

Beſchlagnahme des Vermögens, |. Titel zum Pfandrechte. 

Beftätigung des Receſſes, ſ. Auseinanderjeging. 

Beweistaft, ſ Zahlungen, terminliche. 

Bieten, ſ. Bachilicitationen. 

Brandenburg, Mar, ſ. Sechstheil. 

Brüden, öffentlide, deren Bau und Unterhaltung in Berlin, |. Ge— 
wohnbeitsvecht. 

Bürge, |. beneficium ordinis. 

Capital, für jährliche Hebungen ausgefegtes, ſ. Kaufgelder-Vertheilung. 

Eefſion. Der dem Ceſſionar einer Forderung gegen feinen Cebenten 
aus deſſen Gewährsleiſtungsverſprechen zuftehende Anspruch gebt, nach 
gemeinem Rechte, bei einer nachfolgenden Ceſſion auf ben neuen 
Seffionar nit won ſelbſt über . . ... Red. ©. 52. 

Ceſſionar, ſ. Geffionsurtunde; Zahlungsort. 

Ceſſions-Urkunde. Die Beihbaffung einer ſolchen kann der Schuldner 
auch nach neleifteter Zahlung von dem Dadurch befriedigten —— 
einer Hypothekenpoſt verlangen . » 2. 2... Nr. 34. ©. 281. 

Civil-Computation, j. Arme. 

Commobdatar, |. Hand muß Hand wahren. 

Gommunio bonorum prorogata, ſ. Pommer'ſche Bauer-Ordnung. 

Compenfation, Die Wirkung der, tritt bei einer ifiquiden Gegen— 
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forberung, fobald diejelbe — geworden, ſchon mit dem Zeitpunlte 
ihrer Entſtehung ein .. . Nr. 35. ©. 286. 

Eoncurs, ſ. Pachtverhältniß; jus subintrandi;, Synagogen-Gemeinde. 

Contribution, j. Grunpfteuer: Entſchädigung. 

Conventionalſtrafe, ſ. lex commissoria. 

Curator. In dem Proceſſe, den ein für einen bevormundeten Min— 
derjährigen beſtellter Curator, bei der Weigerung des Vormundes, 
führt, kann der Verklagte nicht den Einwand entgegenſetzen, daß der 
klagende Curator nicht zum Litiscurator habe ernannt werden — 

Nr. 4. ©. 366. 

Darlehnsſchuld, cedirte, ſ. Zahlungsort. 

Dienftboten, Dienftzeit; j. Dienft-Entlafjung. 

Dienft- -Entlaf fung. an dem Entihädigungs-Proceffe des entlafjenen 
Dienftboten kann die Herrfchaft auch ſolche geſetzmäßige Entlafjungs- 
ründe noch geltend machen, welche fe, dem Dienftboten gegenüber, 
Früher nicht angeführt hatte . . . .. Nr. 23. ©. 17. 

Dismembration, j. Waldftreu. 

Domainen-Erbpadhtsgrundftüde, j. Grunbdfteuer- Entihädigung. 

Dorfgericte, ſ. Teftament. 

Dotal-Ehen, vermögeusrechtlihe Beſtimmungen des A. 2.:R. über 
diejelben, 1. Schlefien. 

Ehefrau, ſ. Pommer'ſche Bauer⸗Ordnung. 

Ehegatten, ſ. Sühneverſuch; Schleſien. 

Ehelheibungstlage, — Proceß, j. Sühneverſuch. 

Eigentbum der Abfindungen und deſſen Uebergang, ſ. Ausein- 
anderſetzung. 

Eigenthümer, ſ. Feld-Polizei-Ordnung; Hand muß Hand wahren. 

Einrede, ſ. Proceß + Vorſchriften. 

Eintragung im Hypothekenbuche, ſ. Lehnſchulzengut. 

Eintritts-Recht, ſ. jus subintrandi. 

Eiſenbahn, ſ. Jagdbezirk. 

Entgelt, gegen, ſ. Pachtlicitationen. 

Entlaffungsgründe, ſ. Dienftentlaffung. 

Entfhädigungs-Aniprud, ſ. Dienjtentlafjung. 

Erbaniprüde. Auch auf Erbanſprüche eines unehelichen Kindes gegen 
jeinen natürlichen Bater findet der 8.23. des Geſetzes vom 24. April 
1854. Anwendung, wenn derſelbe vor der Geſetzeskraft Geſetzes 
geſtorben iſt Nr. 20. S. 154. 

Erbe, nächſter geſetzlicher, |. Sechstheil; Manifeftationg- is, 

Erbfolge, ſ. Schleſien. 

Erbrecht, ſ. Sechstheil. 

Erbſchaft, Theilnehmer derſelben, ſ. Stempelfreiheit. 

Feldpolizei Ordnung. Der Nutzungsberechtigte eines Grundſtückes 
kann auch, dem Egenthumer deſſelben gegenüber, Pen — 


a ee J Seffion: Berjährung. 

rift, ſ. Verjährung; Proceß Vorſchriften. 
Gegenforderungen, ſ. Compenſation. 

Gegenſtände, im Inlande befindliche, ſ. Stempelpflichtigkeit. 
Gehälter, ſ. Penſionen. 

Geiftliher Sübhneverfud, ſ. vielen. 

Geldſchuld, j. Berjährung. 
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Gemeinde, f. Armenpflege. 
- General-Eommiffion, ſ. Auseinanderfegung. 
Gerichtskoſten, ſ. Titel zum Pfandredte. 
Gerichtsſchreiber, Gerichtsſchulze, |. Teftament. 
wear ohne Auftrag. Die Geihäftsführungsflage bes 
Geſchäftsherrn ſetzt nicht voraus, daß der Verklagte in der Abſicht, 
ein Geſchäft im Intereſſe des Klägers vorzunehmen, — F 
r. 9. ©. 78. 


— ©. auch Verjährung. 

Geſellſchaft, Sefellihaiter, j. Berjährung. 

Geſetze, ſ. Nichtigfeits- Befchwerbe. 

Geſetzeskraft des Handelsgefeß- Buches, j. Verjährung. 

— ridwirfende, |. Erbanſprüche. 

Gewährleiftungsverfpreden, ſ. Eeifion. 

Gemwohnbeitsrecht, das örtliche, (Herfommen) begründet die Vers 
bindlichfeit des Staates zum Baue und Dr rg ber öffent» 
lichen erh in Berlin . . Nr. 26. ©. 196. 

Gläubiger, f. Zahlungen, terminfiche. 

Großjährigfeit, ſ. Armenpflege. 

Grundftener-Entfhädigung. Zur Erlangung derfelsen find bie 
Befiger folcher Grundſtücke, welche bisher won der Grunbdfteuer, ins« 
befondere von ber Eontribution, thatſächlich nicht befreit geweſen, 
nicht befugt, nachzumeijen, daß ihren Grundftüden die Grunbdfteuer- 
freiheit zugeftanden . . . Nr. 29. ©. 233. 

— Ein Anjprud auf ſolche ſteht den Beſitzern früherer Domainen-Erb⸗ 
pachtsgrundſtlicke in den zum Herzogthume Warſchau gehörig gemwejenen 
Kreifen Weftpreußens nicht zu, wenn den Erbpäcdtern in ihren Ber- 
trägen Freiheit von ber Kontribution verfproden, ihre Grundftüce 
aber während ber Fremdherrſchaft mit dem Rauchfanggelde (Podymne) 
belegt und dieſe Steuer auch nach der Reoccupation — rt 

— — Anſpruch anf ſolche begründet in Alt- Ben nicht Die 

Allerh. Cabinets-Order vom 21. April 1835. für bie de a 
betroffenen pe — .Nr. 31. 254. 

Grundſtücke, ſ. Grundfteuer- Entſchädigung. 

— inländiſche, n Stempelpflichtigeit. 

Grundftüds-PBarcelle, ſ. Vertrag. 

Gütergemeinichaft, ftatutarifche, ſ. Schlefien. 

— fortgejeßte, ]. Pommer'ſche Bauer-Ordnung. 

Handels-Regifter, ſ. Berjährung. 

Handlungen, j. Vertrag. 

Hand muß Hanb wahren. Diefer Grundja des Lübiſchen Rechtes 
ftehbt der Bindication des Eigenthümers, der feine Sadhe einem 
Dritten geliehen bat, in dem alle nicht entgegen, baß bie geliehene 
Sade bei dem Commodatar auf Antrag eines Gläubigers beffelben 
im Wege der Erefution abgepfändet ift uud der Eigenihümer gegen 
ben Gläubiger feines Commodatars auf ————— ar — — 
Sache klagt . . 103 

Hebungen, uhrliche, Kaufgelder⸗ Vertheilung. 

Herfommen, ſ. —— 

Herrſchaft, ſ. Dienſtentlaſſung. 

Hof, ſ. Waldftren 


Band 65. 58h 
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Hülfsbedürftigfeit, |. Armenpflege. 

Hypotheken— Forderung, j. Kaufgelderbelegungs- Berfahren. 
— Voſt, ſ. Eejfionsurfunde; Zinserhöhungen 

— Schufd, f. Uebernahme einer Hypothe enfchufb. 

Iagbbezirl, Eine einen Jagdbezirk durchſchneidende Eifenbahn u unter- 

riht den Zufammenhang deſſelben nicht bergeftalt, daß ber Be— 
figer der getrennten Ländereien zur eigenen Ausübung bes ern 
auf feinem Grund und Boden nicht befugt ift . Nr. 41. ©. 342. 

Jahr, ein, f. Arme. 

Slfiquide Gegenforderungen, ſ. KCompenfation. 

Incompetenz, j. Arnıenpfiege. 

Inland, f. Stempelpflichtigfeit. 

Sntellectueller Antheil, j. Laudemium. 

Sntereffe, ſ. lex commissoria. 

Inftrument, abhanden gefommenes, f. Ritcgabe. 

Irrthum, ſ. Pacdhtlicitationen. 

Jus subintrandi. Das Eintrittsrecht aus dem $. 11. der Concurs- 
Ordnung findet zwar bei ber BVertheilung ber Kaufgelder eines, 
außerhalb des Koncurfes, im Wege der Erefution ſubhaſtirten 
Grundftiides überhaupt, giedoch nicht in dem Falle ſtatt, wenn die 
Subhaſtation, in deren Laufe bie Befriedigung des Gläubigers ers 
folgte, aufgehoten und es erft in einer fpäter nen eingeleiteten Sub- 
bajtation zur Kaufgeldervertheilung gefommen it Nr 52 ©. 434. 

Kaufgelder-Beleaungs- Verfahren. Die Bor ichriit des 8. 54. 
ber Concurs » Ordnung iiber bie Keibenfolse, in welcher die Befrie- 
digung der einzelnen Theile einer Hypothekenforderung ftattfindet, ift 
auch im Falle des S. 61. in dem Berbältniffe mehrerer, an derſelben 
Stelle anzufegender Hypothekenforderungen zu einander, Pens 

Nr. 51. S. 428. 
©. aud res judicata 

— Bertbeilung. Wenn bei ber im nothwendigen Subbaftationen 
ftattfindenden Kaufgelder-Bertheilung ein zur Dedung fünftiger jähr— 
liher Hebungen ausgeiettes Kapital nicht metr voll zur Perception 
fommt, jo dürfen Gläubiger, welche nicht zu gleichen Rechten, fondern 
erft binter dieſen Hebungen in’s Hypothekenbuch eingetragen find, 
ben nicht wideriprechen, daß jährlich der volle Betrag ber Hebungen 
aus den Zinfen des anyelegten Capitales und aus dieſem ſelbſt, bis 
zu deſſen Erſchöpfung, fo das hl a ben Hebungen fort 
dauert, ausgezahlt wird. . . . Nr. 5. ©. 451. 

© auch Jus subintrandi. 

Kaufverhandlungen, Kaufverträge, }. Stempelfreibeit; Stempel: 
pflichtigfeit. 

Kind, uneheliches, ſ. Erbanſprüche; Sechstheil; Armenpflege. 

Kläger, der rebhibitoriiche, kann einen, aus den Mängelu der Sade 

geleiteten, Schadensanſpruch ohne den — der en 
bes Gegners nicht geltend madhen . . . Nr. 6. ©. 60. 

Lande, Königliche, ſ. beneficium ordinis. 

Landes- »Polizei-Bebörde, f. Armenpflege. 

Laudemien. Das den NReallaften-Rüdjtänden nach der Concurs-Ord— 
nung zuftehende Vorrecht gebührt auch ven unberichtigt gebliebenen 
Laudemialgeldern, wenn die Laudemialgualität im Allgemeinen ein- 
getragen > Br Nr. 50. ©. 418. 
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Laudemium. Daffelbe hat der Miteigenthilmer, welcher ben intellec- 
- tuellen Antheil feines Miteigenthiimers kauft, zu entrichten Nr. — 


Lehnſchulzengut. Aus der vom Eigenthümer eines ſolchen bei deſſen 
Parcellirung mit dem Erwerber der einen Parcelle getroffenen, von 
der Behörde nicht bejtätigten, hear daß Diejer die auf dem 
Gute haftende Verpflichtung zur Verwaltung des Sculzenamtes 
übernehme, kann eine Eintragung im VIREN NEUN. auf dieſe Par- 
celle gefordert werden . . 16. ©. 126. 

Lex commissoria. Der $. 33, Tit. 20 Thl. I. A. AR. iſt 
durch die 88. 1. und 5. des Bundesgefeßes vom = nn 1867. 
nicht aufgehoben . . . ©. 38. 

Lieferungsverträge, ſ. Stempeipflichtigkeit. 

Litiscurator, ſ. Eurator. 


Litisdenunciation, deren Wirkungen. S. 63. 


S. auch Procef : von chriften. 

Mandats-Proceß, ſ. Proceß-Vorſchriften. 

Mangel, weſentlicher, ſ. Teſtament. 

Wängel, der Sache, ſ. Kläger 

Manifeſtations-Eid. Derſelbe kann auch nach dem Tode des dazu 
Verpflichteten von deſſen Erben gefordert werden Nr. 48. S. 402. 

Minderjähriger, ſ. Curator. 

Miteigenthümer, ſ. Laudemium. 

Mora, ſ. Pächter. 

Mortificirung des Inftrumentes, j. Rückgabe. 

Mündlicher Vertrag, ſ. Vertrag. 

Nachmalen, das, der Schriftzilge mit denen ein Dritter den Namen 
des Ansftellers unter einen Wechſel vorgezeichnet hat, durch dieſen 
Aussteller ift für eine gültige Wechjelunterfchrift zu achten er - 


Namens-Unterjehrift bes SEEN — an 
Nebenmodus . ©. 255. 
N Verjährung. 

Nichtigleits-Bejhwerde. Eine Nichtigkeits-Beſchwerde, in welder 
der ie des VBorderrichters nicht angefochten ift, muß zurüd: 
gewiefen werden, wenn der Borberrichter zwar in feiner Rechtsaus— 
führung ©eiege oder Rechtsgrundſätze an fih verlegt bat, dieſelben 
aber nach feinem Thatbeftande wirklich anzumenden oder nicht anzu— 
wenden waren. - . . Nr. 47. ©. 399. 

Nutzungsberechti gter, . Feldpolizei⸗Ordnung. 

Obſervanz, ſ. Gewohnheitsrecht. 

Offaria, ſ. Grundſtener-Entſchädigung. 

Official-Mandatar. Der einer Partei zum Official-Mandatar bes 
ftellte Rechtsanwalt macht fich derjelben nicht dadurch ſchon allein 
verantwortlich, daß er die Nechtfertigung ber von ber Partei anges 
meldeten Nichtigfeite- Beſchwerde ablehnt . . .» Nr. 45. S. 310. 

Ortsarmenverband, j. Arme. 

Dertlide eg ſ. Penfionen. 

Dertlibes Gewohnheitsrecht, | dieſes. 

Dftpreußen, j. Grundſteuer Entihädigung. 

Pächter Mit dem Eintritte der Mora en die Unreblichkeit des 
räumungspflihtigen Pähters . . . .. Nr. 49. ©. 41l. 


Sb 
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PBachtlicitationen. Bei benfelten findet der Grundfat Anwen— 
dung, daß die erfolgte Verabredung. gegen Entgelt vom Bieten 
abfteben zu wollen, den ——— nicht zur Aufhebung des ertheilten 
ne beredtigt . . Nr. 17. ©. 132. 

Pachtverhältniß. Auch auf ein auf Teſtament beruhendes PBadht- 
verhältniß finder der $. 18. der Conenrs-Ordnung Anwendung. 

Nr. 49. ©. 411. 

Pactum commissorium, |. lex commissoria. 

Parcelle, |. Vertrag. 

PBarcellirung, ſ. Lehnichulzengut. 

Partei, |. Official-Mandatar. 

Penlionen. Im $.3. des Gefetes itber die Polizei-VBermwaltung vom 
11. März 1850. find unter den vom Staate zu tragenden Gehältern 
ber von der Staats-Negierung angeftellten beionderen Beamten auch 
die diefen Beamten zu gewährenden Penfionen mit begriffen. 

Plen. Beſchl. Nr. J. S. 1 

Perſonalſchuldner, urſprünglicher, ſ. Zinserhöhnngen. 

Pfandgeld, ſ. —— 

Pfandrecht, ſ. Titel zum Pfandrechte. 

Pignus in causa judicati captum, ſ. Hand muß Hand 
wahren 

Podymne, ſ. Grundſtener-Entſchädigung. 

Polizei-Beamte, örtliche, ſ. Penſionen. 

Pommerſche Bauer-Ordnung vom 30 December 1764 
1. Nach derſelben iſt der überlebende Ehegatte, bei fortgeſetzter Güter⸗ 

gemeinſchaft, zwar zu Schenkungen aus dem gütergemeinichaftlichen 
Bermögen befugt, den Erben des Erftverftorbenen ftehen jedoch 
auch gegen jolhe Schenkungen bei der Vermögenstbeilung diejenigen 
Rechte der Anrechnung von Schenkungen auf den Antheil ‚ber 
Erben des zuletst verftorbenen Ehegatten und reip. des Widerrufes, 
zu, welche ber Ehefrau mährend ver Gütergemeinſchaft, in den 
88. 381. —ã383. Tit. 1. Thl. II. des A. L.eR. eingeräumt find. 
Nr. 40. ©. 325. 

2. An Betreff diefer Anrechnung kommt es bei der communio pro- 
rogata auf den Betrag des von dem erftverftorbenen Ehegatten 
in die Gemeinschaft gebrachten Vermögens an. Nr. 40. ©. 325. 

Boft, j. res judicata. 

Präcluſiv-Termin, ſ. — — 

Präſumtion, rechtliche, ſ. Zahlungen, terminliche. 

Privatwege, auf, deren Beiretung ber Eigenthümer turd Warnungs- 
tafeln verboten hat, findet zur Begründung eines Schadenerſatz- 
Anſpruches der $. 345. Wr. 9. des ie vom 14, April 
1851. feine Anwendung . . Nr. 4 ©. 4. 

Privilegien, ſ. nen Entihädigung. 

Proceß— Vorſchriften. Die 88. 3 und 4. der Verordnung vom 
1. Juni 1833. BERNER: bloße Proceß-Vorſchriften und feine Rechts⸗ 
grundfäße . Nr. 46. S. 380. 

Die Bericfichti ung. einer im Mantats- Prozeffe nach der im 
Mandate geſtellten gun vorgebrachten Einrede enthält als zugelaffene 
Ueberichreitung eines gejeglichen Prächufio » Termins feinen Berftoß 
im — des 8. 5. Nr. 3. der — vom 14. December 
1833. — ee. Ar 46. ©. 380. 
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Protocoll, ſ. Teſtament. 

Protestatio pro conservando > et loco, und de non dispo- 
NDd0 5 5 i i ©. 125. 

Duartalfteuer . . I en a S 265. 

Duittungen, ſ. Zahlungen, terminliche. 

Rauchfanggeld, ſ. Grundſteuer-Entſchädigung. 

— ſ. Pächter. 

Realgläubiger, ſ. Zinserhöhungen; res judicata. 

Reallaften-Riüdftände, ſ. Laudemien. 

Receß, I. Auseinanderfegung. 

Rehts-Anwalt, |. Offieial-Mandatar. 

Rechtsausführung, ſ. Nichtigkeits-Beichwerbe. 

Rechtfertigung, ſ. Official-Mandatar. 

Rechtsgrundſätze, ſ. Proceß-Vorſchriften; Nichtigkeits-Beſchwerde. 

Rechtsweg, ſ. Armenpflege. 

Redhibitoriſche Klage, ſ. Kläger. 

Reihenfolge, ſ. —— Verfahren. 

Reoccupation, ſ. Grundſteuer-Eutſchädigung. 

Res judicata. Der Realgläubiger, welcher bei ber Kaufgelder— 
belegumg einer vorgängig liquidirten Poft die Richtigkeit und bing- 
lihe Qualität beftritten hat, muß in dem vom Gläubiger dieſer Poſt 
gegen ihn angeftellten Proceſſe ſolche Erfenntniffe gegen fich gelten laſſen, 
welche jener Gläubiger gegen den Subhaftaten a. —— 


Rindvieh, ſ. Waldſtreu. 

Kittergüter, ſ. Grundſteuer-Entſchädigung. 

Rückgabe des über die berichtigte Schuld — Inſtrumentes, 
kann der zahlende Schuldner dann nicht unbedingt fordern, wenn 
dag Inſtrument abhanden gekommen ft . . . Nr. 13. ©. 112. 

Rücktritt, ſ. Pachtlicitationen. 

Rückwirkende Geſetzeskraft, ſ. Erbanſprüche. 

Rückwirkende Kraft, ſ. Auseinanderſetzung. 

Sache, geliehene, ſ. Hand muß Hand wahren. 

a ⸗Anſpruch, ſ. Privatwege; Kläger. 

Schenfungen, | . Bommeriche Bauer: -Orbnung. 

Schleſien. Hat "dort unter den Ehegatten einer vor dem 1. Januar 
1846. eing egengenen Ehe ftatutariihe Gütergemeinſchaft beftanden 
und bat nah dem Tode des einen von ihnen ber Ueberlebende, zu- 
folge der ihm im Gejege vom 11. Juli 1845. ga pe Wahl, 
bie geleglihe Erbfolge nah den Vorſchriften des A. %.-R. verlangt, 
fo muß bie Feftftellung des Nachlaſſes des Erftverftorbenen, Behufs 
ber Vermögens-Auseinanderjegung zwiſchen dem Weberlebenden und 
den übrigen Inteftaterben des Erfteren, nach ben ne Be- 
ftimmungen über Dotal-Ehen erfolgen. . . . Nr. . 315. 

Schöppen, f. Teftament. 

Sériftzüge! deren Nachmalen, ſ. dieſes. 

Schuldner, zahlender, ſ. Ceſſions-Urkunde; Rückgabe; Zahlungen, 
terminliche. 

Schuld-Uebernahme, die, allein, bewirkt — — des 
alten Schuldners . . . ® Nr. 36. ©. 292. 
Schuld-Urfunde, 1. Zahlungsort 
Schulzen-Amt, Verpflichtung zu deſſen Berwaltung, ſ. Lehnſchulzengut. 
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Scehstheil, Der den unehelichen Kindern event. zuftebende Anſpruch 
auf ein Sechstheil ber wäterlichen Erbichaft hat die — eines 
Erbrechtes . . . — Mr. 21. 168. 

Der Ausdruck im 8. 584. Tit. %X. Thl. II. des A. 8 ⸗R.: 
„ſeinem nächſten — Erben” Ba daber auch N 
Rinder . . + Nr. 21. ©. 168. 


Societäts- „Handlungen, f. Verjährung. 


Staat, deſſen Verpflichtung zum Baue und zur Unterhaltimg ber 
öffentlichen Brüden in Berlin, ſ. Gewohnheitsrecht. 


Staatsaebiet, anderes, des Norddeuticen Bundes, ſ. Benefiecium 
ordinis. 

Städte, j. Penfionen. 

Stammgutsbeliger, ſ. Waldſtreu. 

Stelle, ſ. KaufgelderbelegungsVerfabren. 

Stempelfreiheit, die, den Kauf: und Tauſchverhandlungen, welde 
zwifchen den Theilnehmern einer Exrbichaft zum Zwecke der Theilung 
abgeichloffen werden, zuftehende, kommt aud den, an die Stelle bes 
eigentlihen Erben getvetenen, Erbichaftsfäufern zu ftatten Mr. — 

Stempelpflichtigkeit. 

1. Kaufverträge über inländiſche Grundſtücke unterliegen dem tarif— 
mäßigen Stempel von Einem Procent auch dann, wen fie als unter 
einer auffchiebenden Bedingung abgeichloffen angeſehen werben. 

Nr. 27. S 214. 


2. Am Auslande abgejchlofjene und bort zu erfilllende Lieferungs— 
verträge über nicht im Inlande befindliche Be ee 
nicht der Preußiſchen Stempefftener . 
Strafanjtalt, j. Sühneverſuch. 
Streitverfündigung, ſ. Pitisdenunciation. 
Streu-Beredtigung, |. Waldftreu. 
Subhaftation, ſ. res judicata; jus subintrandi; Kaufgelber- 
Vertheilung. 
Sühneverfuch, geiſtlicher. Eine Eheſcheidungsklage darf angenommen 
werden, wenn ber Berflagte eine Zuchthausftrafe auf der Straf- 
Anftalt verbüßt, und der klagende Theil dort, Behufs des geiftlichen 
Sühneverſuches, nicht erjcheinen kann oder will, die geiſtliche Sühne 
iih daher nur abgefondert mit jedem Ehegatten —— läßt. 


Nr. 19. S. 146. 
und) ogen=- Gemeinde, einer, fteht * das Vorrecht 7 dem 
8. 79, der Concurs-Ordnung zu . + Nr. 53. ©. 448. 


eg J Siempelfreiheit. 

Terminliche Zahlungen, ſ. dieſe. 

Teſtament, ſ. Bachtverbäftniß,. 

— bdorfgerichtliches. Die fehlende Namens» Unterichrift des Gerichts⸗ 
ſchulzen unter dem Protocolle über die Aufnahme eines dorfgericht— 
lichen Teſtamentes iſt ein die Rang des Teßteren — 
weſentlicher Mangel. . . . Nr. 8. 

Thatbeftand, nicht angefochtener, 1 Nichtigfeits-Befchwerde. 

Theilnehmer, 1. Stempelfreibeit. 

Zheilung der Erbidait, ſ. Stempelfreibeit. 
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Theilung des giltergemeinichaftlichen Vermögens, |. Pommer'ſche 
Bauer⸗Ordnung. 

Titel zum Pfandrechte. Die im Art. 1. des Geſetzes vom 9. Mai 
1854. zugelaſſene Beſchlagnahme des Vermögens zur Deckung von 
Unterſuchungskoſten enthält keinen Titel zum Pfandrechte, ſondern 
bat nur Die Bedeutung eines Arreftichlages . . Nr. 15. ©. 123. 

Uebernabme einer Hypothekenſchuld. Die Befreiungspflicht des Ueber— 
nehmers einer Hypothekenſchuld, für welche, außer dem von ihm er- 
worbenen Grundftüde, noch ein anderes verhaftet ift, erſtreckt ſich auch 


auf dieſes andere Grundſtück ern Nr. 38. ©. 308. 
Ueberſchreitung eines Präclufiv-Terinines, ſ. Proceß-Vorſchriften. 
Uneheliche Kinder, ſ. Sechstheil. 


Unredlichkeit des Beſitzes, ſ. Pächter. 

Unterſtützungs-Wohnſitz, ſ. Arme; Armenpflege. 

Unterſuchungskoſten, ſ. Titel zum Pfandrechte. 

Vater, natürlicher, ſ. Erbanſprüche; Sechstheil. 

Verabredung, gegen Entgelt vom Bieten abzuſtehen, |. Pacht—⸗ 
licitationen. 

Verantwortlichfeit, |. Official-Mandatar. 

Bergittung, miindlich werabrebete, ſ. Vertrag. 

Verhältniſſe, vorübergehende, ſ. Armenpflege. 

Berjährung. Der Art. 146. des Handels-Geſetz-Buches, wonach Kla— 
gen gegen einen Geſellſchafter aus Anipritchen gegen die Gejellichaft 
in fünf Jahren verjähren, findet auch auf Societäts - Handlungen 
Anwendung, welche noch vor dem Eintritte der Gefetesfraft des 
Dandel3-Geje-Buches ihre Auflöfung gefunden haben, Nr. 25. ©. 189. 

Verjährung durch Nichtgebrauch. Die aus der Erfüllung einer frem» 
den Berbinblichkeit, insbefondere aus der Zahlung einer fremden 
Geldſchuld, gegen den früheren Schuldner erwachlene Forderung 
bes Zahlenden verjährt in derfelben Frift, wie die getilgte —— 

Nr. 33. ©. 274. 

Verletzungvon Geſetzen oder Rechtsgrundſätzen, ſ. Nichtigkeits-Beſchwerde. 

Vermögens-Auseinanderſetzung, ſ. Schleſien. 

Vermuthung des 5. 133. Tit. 16. Thl. I. des A. L.R., ſ. Zahlungen, 
terminliche. 

Verpflichtung zur Fürſorge für einen Armen, ſ. Arme. 

Verſchuldung, deren Nachweis, ſ. Kläger. 

Verſetzung in den Ruheſtand, ſ. Penſionen. 

Verſteigerer, ſ. Pachtlicitationen. 

Verſtoß, proceſſualiſcher, ſ. Proceß-Vorſchriften. 

Vertrag, mündlicher, tiber Handlungen. Ans einem ſolchen kann, 
ſobald die Handlungen ſämmtlich geleiſtet worden, auch dann auf 
Gewährung der mündlich verabredeten Vergütung geklagt werben, 
wenn bieje Vergütung in einer zu überlaffenden Grundftücds-Parcelle 
BEREBE 0.0 0 ee na ee . Nr. 2. ©. 30. 

Bindication, ſ. Hand muß Hand wahren. 

ee des Gläubigers gegen den Hauptſchuldner, ſ. Beneficium 
oOramnls. 

Vorbehalt, ſ. Waldſtreu. 

— ohne, ſ. Zahlungen, terminliche. 

Vorkaufsrecht, ſ. Sechstheil. 

Vormund, ſ. Curator. 


Vorrecht, j. Laudemien; Synagogen-Gemeinde. 

Wahlrecht des überlebenden Ehegatten, ſ. Schlefien. 

Waldftreu. Bei der Zerftüdelung eines zur Streu in frember Forft 
berechtigten Gutes gebt bie Berechtigung für ein Theilftitd verloren, 
wenn dieſes nicht h, groß ift, daß ein Stück Rindvieh davon er- 
halten werben fann . . . Nr. 18. ©. 140. 

Auch kann bei einer folchen Zerftücelung ber Stammgutsbefiter 
fih nicht die Streu-Beredhtigung filr den ganzen ge — 


Warnungstafeln, ſ. Privatwege. 
Warſchau, Herzogthum; Warſchauiſche Finanz-Geſetze, ſ. Grund- 
ftener-Entfchädigung. 
el ſ. Nachmalen. 
Weg, I. Iagbbezirk. 
Weftpreußen, ſ. Grundftener-Entichädigung- 
Widerruf, ſ. Bommerfce Bauer-Ordnung. 
Wohnort, ſ. — Ort. 
Wohnſitz, ſ. A 
346 J Geffions-Urtunde; Rückgabe. 
ahlungen, terminliche. Der Schuldner, welder ſich auf die Ber- 
mutbung des $. 133. Tit. 16. Thl. I. des A. 2.-R. berufen will, 
trifft, bein Mangel von QDuittungen, die Beweislaft dafiir, daß der 
Bläubiger die Zahlungen ohne Vorbehalt angenommen bat. Nr. 14. 
©. 119. 
Zahlungs-Drt. Der Schuldner, welcher den Ceſſionar für jeinen 
- Gläubiger anerkannt bat, ift, wenn in der Schuld-Urkunde ein be- 
ftimmter Zahlungsort nicht fetgelett worden, verpflichtet, an dem 
Orte zu zahlen, wo ber Eeffionar zur Zeit des 2 





eitrebnung, civile, ſ. Arme. 

erftüdelung, |. rear 
an en, vertragsmäßige, |. lex commissoria. 

inserböhbungen einer Hypotheken -Boft, welche von einem fpäteren 

Realgläubigerbewilligt worden, fommen, dem ner u PBerjonal- 

Ihuldner gegenüber, nicht in Betracht . . Nr. 36. ©. 292. i 
Zudtbausijtrafe, ſ. Sühneverſuch. 
Zuſchlag, ſ. Pachtlicitationen. 


Ben der Entftehung, ſ. Compenjation. 
3 


. 
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II. Verzeichniß der erläuterten oder zur Anwendung 
gebrachten Geſetze und Verordnungen. 


Allgemeines Landredt. 


Theil L 
Publications-Patent v. 5. Februar Kit. 88. S 
1794. 8. ©. 200, 11, - d. 402, 403. 281. 
Einl. $. 4 : 218. 412. 769. 775. 69. 
88. 22. . 229. 44 472 ff 
⸗4. 54. 656 46 825. 
⸗80. 126 869. 894. 33. 
« 108. » 141, 12. - 93.—98. 104. 105. 139, 
Fit. 88. ©. Anh. $. 33, 69, 
2. =» 12 141. 13. - 89, &. 370, 
3. - 30. 45. ⸗ 78. 
. 40. 48. 30. 14. » 298. 83, 
45 — 18. 16. - 18 411. 
5. - 155, 165.—167. 30, « 45, 46. 274. 
-» 285. ff. 320. 326. 60, » 125. 126, 112, 
. 29. ff. 38, - 133, 119, 
: 320, = M. - 301. 361. 286, 
» 408.—410 177, - 399. 401. 416, 292, 
. 424 221. 11 - 25.6 fi. 301. 
6. » 24. 360, - 307. 310. 189. 
. 26. 45. 18. »- 718. 301. 
LT -» 10.14 411. 19, =» 22. 141. 
8. » 26, 45. 20, » 32. 38. 
9. - 440. ff. 402, » 43. 293, 
11. 1817 30, s 54. 308. 
11. = 126,869. 870.875. 30, ⸗ —156 420. 
« 198, 60. 21. = 172, 332,333.336. 411. 
⸗263. 214. 222. 2. -» 11. 12. 141, 
. 63. 64. 49, 
Theil IL 
zit. 88. ©. Tit. 88. ©: 
1 » 360. 377.—383,. 325. Z » 82, 84 69- 
⸗ 378 ff. 8 = 677.618. 682. 683. 189. 
» 496,500, ff. 631. ff. : 10, » 88, 89, 370. 
2. = 612. 613. 615.—620. 14. » 2& 228. 
652. 654. 159, 15. -» 38. 53 212. 
18. » 47 366, 


« 652. ff. Anh 8. 97., 
581.—583 


s 
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Allgemeines Deutſches Handelsgeſetz-Buch. 


Art. 133, 137, 141. 147. 148 . . . ©. 189. 
Lübiſches Recht. 
Buch IIL Fit. 2 Art. ..... S. 103 


Preußiſches Strafgeſetz-Buch vom 14. April 1851. 
88. 345. Nr. 9, HZ N.IO. . .. S. 40. 


Strafgeſetz-Buch für den Norddeutfhen Bund vom 


31, Mai 1871. 
8. 367. Nr. 12. . 2. 2 2222.68. 
Allgemeine Beriht3-Drdnung. 
Theil L 
Einleit. 88. 65. 66, &. 418. Tit. 88. ©. 
Tit. 88. S. 2. » 28 833 402, 
8. = 22. 61. 370. 50. » 161. Anb. 3. 331. 497. 
10. » 276. 387. z 408. 458. 
16. » L 418. 
| Theil IIL 
Tit. z 88. I —2h . ....-.68. 3M. 


Concurs-Ordnung. 


BU. 833 
62. 398, . 454. 


Nömiſches Redt. 
Digesta. 


8. de feriis. (2, 12). 

59. de evictionibus (21. 2)... 

6. de usurpat. (41. 3.). . nn. 
134, de verbor. signif. (50. 16.). 


un 


BBRB 


L 
L 
L 
L 
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Einzelne Gefege, Verordnungen u. ſ. w., nad der 
Beitfolge geordnet. 


Jahr. Tag. 

1594. zunben: ‚Ordnung des Ehurfürften — Geor org 
Bars. Tit. 12, 

1764. 30. December. Pommer'ſche Baner- ‚Ordnung. Tit. Er S.%. 

1787. 12. Mai. Königliche Affecuration, betr. Die er 


Erhebung in Weſipreußen S. 
1808. 19, November. Städte-Ordnung. $$. 166 fi. 179 e . S. L 
nr = — | Herzoglih Warſchauiſche Finanzgeſetze. S. 243. 
1810. 8. November. Gefinde- Ordnung $$.117.118.160—162. ©.177, 
1811. 18. September. Ediet, betr. die Negulirung der gutsherrlich- 

bäuerlichen Berhättniffe Bl; » ©. 184. 


1817. 20. uni. Verordnung wegen Organiſation der General. 
Commiffionen u. f. w. $$. 169. 170. 202. 203. 

©. 189. 

1820. 30, Mai. Sefet tiber Das Abgabenwefen. $. le ©. 1. 
1821. 7. Zuni. Gemeinheitstheilungs- Ordnung. 88. r- 147. 
1822. 7. Mär;. Stempelgejeß. $. 12. ©. 223. 
Stempeltarif, & u Kaufverträge . ©. 214. 

— 3 v. Lieferungsverträge. :» . ©. 223. 

1823. 8. April. Gejeg wegen Regulirung ber gutsherrlich-bäner- 


— mens im 2 ee 3 Pofen. 


1828. 18. November. Alien — Dr zur Erläuterung ger 
Stempelgefeßes vom Jahre 1822. . ©. 227. 





1832. 4. Juli. Allerh. Cabinets- Order und Zufammenftellung 
der Ergänzungen der Stäbte-Ordnung von 1808, 
zu 88. 167. 184. ©. u 
1833. 1. Juni. Verordnung über den Mandate. Broceß 20.88.3 Si 
— 14. December. Verordnung, betr. * a a — ꝛc. 
8$. 4. 5. ©. 370. 
$. 5. Nr 3. 2222208. 380. 
8. NL. . 2. © 446. 
$. 17, ©. 399. 
1834. 4. März. Verordnung iiber bie Erecution im warn 
9. 
— — Verordnung über ben Sntiafatlon-Biseh = 
1835. 21. April. Allerh.. Cabinets⸗-Order, betr. bie Grunbftener 
in Alt-Borpommern . . ©. 255. 
1839. 6. April. Declaration der Verordnung. vom 14. Der 
cember 18353. 
A Rund .... ©. 370, 


At. IL. x 2 2 2 20.68.39. 


Tag. 
L April. 


. BL December. 


5. März. 


. 21. 


28. 


3. 
11. 


Juni. 


Juni. 
Januar. 


Juli. 


Juli. 
Juli. 


. November. 


Mär. 


. März. 
11. 


. 10. 
. 24, Mai. 


März. 
Mai. 


. 24. April. 


9. Mai. 


. 21. 


. 14. 
8. 


Mai. 


April. 
April. 


Inftruction zur nl der Verordnung vom 
14. December 1833. Nr. 35. ©. 39. 
Geſetz, betreffend bie Verpflichtung zur Urmen- 


ge. 

s.1.34 12 20 ©. 350. 

88. 4 33. 34.. ©. 346. 
"Wi itber bie Kufnahme nenanziehender En 


Berorbnung über die Ausübung der Barren 
Berechtigungen. 8. L 141, 
Allerh. Kabinets- Order, betr. bie — der 
Kauf- und Tauſchverhandlungen un Erten 
vom Wertbftempel. . . . 264, 
Verordnung liber das Verfahren im Shejaden. 
8. 10 ©. 140, 
eſetz, betr. bie Bertgetung 


von Grundftiiden 
und die Gründung neuer An 


ebelungen ©. 126, 


Geſetz wegen Aufhebung der in Schlefien gelten- 
ben bejonderen Rechte über bie ehelichen —— 
zes und die geſetzliche Erbfolge. Mn 





re iiber den Tivilproceß. 7 23. ©. 370, 


Geſetz über die — der Juden. 8. 35. 
87. 61.59. . ©. 448. 
Fefdpolizei - Ordnung. s.458 — sl 
Geſetz über die Ablöfung der Reallaften ꝛc. 

8.2 Ar. .:.. 2... 248 

88. . Ve S. 126, 

$. 87, . ©. 184. 
Jagdpolizei- Gefeb, 2.2 ©. 342, 
Seh ©.L 


etz itber bie Boligevermaltung Sg. 23 
Gemeinde» ——— 58. 61. 

und bie Erhebung ber. 

©. 125. 


—* 


Geſetz, betr. den 
Gerichtskoſten. 8. 15. 
— ungsgeſetz zu dem Geſetze vom 2. Januar 

845. betr die Barcellirungen und neuen Anfiede- 
—— 30. 
—— betr. bie Abänderungen des Abfchnittes 1 
Fit. Thl. II. des U. %-R. 88.23. 12. 13 ff. 


Geſetz, betr. Die Abänderung des Geſetzes über bie 
Serichtsfoften vom 10. Mai 1851. Art. 1. ©. 125. 
Ergänzungsgefets zu dem Gefetse über bie Armen- 
pflege vom 31. DEN er 1842, 

SELL S, 18. 


Art. 13... &. 358, 
Geſetz, — die ie Abänderungen des me 
Buches zu 8 Nr, 10, 

Plenar⸗ Bein bes Ober-Tribunalg, betr. de Fre 





Sabr. Tag. 
1861. 21. Mai. 


— 24. Mai. 
1867. 26. Juli. 
— 14. November. 
1869. 15. März. 


. 7T. l. ad ftatt: 5. 
11. 1. 1692. ftatt: 


einigen. 


2. [. Rubr. 11. 


aesnann aanaSR 
* 
— 
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ſoldung der von der Staatsregierung — 

ſtädtiſchen Polizeibeamten 1 ff. 
Geſetz, — die a der ——— 
©. 233 u. 255. 
...6©. 243. 

Se * die Entſchädigun —— für —— 
Grundſteuerbefreiungen. 88.2. 233u.243 

Geſetz, betr. die Erweiterung des ee 
8.11. ©. 228. 

Berfaffung "des Norddeutſchen Bundes. a J 


Bundesgeſetz, betr. die vertragsmäßigen am 
ie ee — 


88. 77.115. . ... . S. 455. 


Berichtigungen. 


4. 3. 11. v. u, I. wörtlichen ftatt: wirklichen. 
61.3. 15. [L. am flatt: vom. 


1682. 


6. ift zu lefen: Reſidenz — beftanden 
8 v. u. ıft bas Zeichen “ hinter bezahlen” zu ſetzen, flatt: binter ver⸗ 


.65. v. u. if Kr ae ( zu fireiden. 
f 14. 5 u. ift am ec 
Erlen h zb. I. des 


e ein RP, joe 


11. v. u. I. behandeln. 
5. v. u. I. entgegengefegt ftatt: erhoben. 


Prebpolizeilih verantwortlid: Otto Loemwenftein in Berlin. 


Erud von F. Hoffſchläger in Berlin. 


Bei Georg Reimer in Berlin ift foeben erichienen und durch 
jede Buchhandlung zu beziehen: 


Das 
Strafgeſetzbuch 
das Dentſche Reid 


erläutert durch 


Dr. F. €. Oppenhoff, 
Ober-Staatdanwalt beim Kgl. Preuß. Ober-Zribunal. 
Zweite verbefferfe Ausgabe. 
Erfte Hälfte. 

(Bogen 1—26.) 

Preis: 2 Thlr. 5 Sur. 





Bei Friedr. Arandftetter in Leipzig ift foeben erſchienen: 
Das 


Sächſiſche oder Magdeburgiſche 
Weichbild-Recht. 


Nach der Sit: Handferift einft der 
Stadt Orlamünda, jeht zu Gotha, 
vom Dahre 1381. 

Zum eriten Dale herausgegeben, 


mit einem Gloſſar, 
von 


D. U. Walther. 
Ler. 8. (6% Bogen.) geh. 16 ©r. 


Im Berlage von Friedrich Mreden in Braunfhmweig if fo- 
ben erichienen und in allen Buchhandlungen zu haben: 


Deutſche Rechtsgeſchichte 


Dr. Heinrich Zoepfl, 

Großh. Bad. Hofrath, ordentl. Profeſſor der Rechte in Heidelberg. 
Vierte vermehrte und verbeſſerte Anflage. 
Erſter Band (Geſchichte der Rechtsquellen. gr. 8. 
Geheftet 1 Thlr. 10 Sgr. 


Der zweite Band (Geſchichte des Oeffentlichen Rechts) erſcheint 
um Neujahr, der dritte (Geſchichte der übrigen Rechtsinſtitute) um 
Oſtern 1872. 


Verlag von Friedrich Bieweg und Hohn in Braunſchweig. 
(Zu beziehen durch jede Buchhandlung.) 


Kommentar 


zum 


Allgemeinen deutjchen 


Handels⸗Geſetzbuch 
Dr. Feiedric Hahn. 
Erfter Band: 


Das erfte, zweite und britte Buch des Handelsgeſetzbuchs. 
Zweite verbefferte und mit Befonderer Rezugnahme auf 
die Einführungsgefeße und die neue Reichsgeſetgebung 

bearbeitete Auflage. 
ar. 8. geb. 





Erjte Abtheilung: Art. 1—115. 
Preis: I Thlr. 18 Ser. 





Dom Königl. bayer. Minifterium der Juſtiz (laut Yuftig 

Minifterialblatt 1871. Nr. 74. E.Nr. 13, 317), allen Ge- 

richtshöfen und den übrigen Collegialgerichten zur An- 
Ihaffung empfohlen! 


Berlag von Ferdinand Enke in Erlangen: 


Entjcheidungen 


bes 


Reichs-Oberhandelsgerichts 


herausgegeben 
von den 


Räthen des Gerichtshofes. 


I. Band in 3 Heften 1 Thlr. 10 Gr. oder 2 FI. 20 Kr. rhein. 

II. Band in 5 Heften 2 Thlr. oder 3Fl. 30 Kr. rhein. III. Band 
1. Heft if im Druck! 

Der erfte Band ift Separatabdrud aus Band XVI. (N. 5. I.) 
ber Zeitichrift fir das gefammte Handelsrecht. Vom zweiten Bande an 
ift der Preis der „Entjcheidungen‘ für bie Abonnenten ber lekteren 
Zeitfchrift auf 1 Thlr. 10 Gr. pro Band ermäßigt. 





Zeitſchrift 


für 


Das geſammte Häandelsrecht, 


herausgegeben von 


Dr. £, Goldſchmidt, und Dr. p. Laband, 


Rath am Reichsoberhandelsgericht in ordentliche Profeffor ber Rechte in 
Leipzig, Königsberg, 


unter Mitwirkung für Verſicherungsrecht 
»on 
Dr. €. Aalsz, 


Advolat in Frankfurt a. M. 
Preis pro Band von 4 Heften 3 Thlr. 18 Gr. oder 6 FI. rhein. 


Erſchienen find bis jekt 16 Bände. XVI. Band 1. und 2. Heft. . 
(Neue Folge II. Band 1. und 2. Heft ericheint in Kürze.) 


16) 


Digitized by Google 


Im Verlag von Orell, Füßli & Co. in Zürid 


ift nunmehr vollftändig erichienen: 


Ulmer’s Commentar 
ü Brivatreilichen Geehbuc) N 


J. Theil: Perfonen- und Familienrecht 1 hr. 6 Sar. 
1. = Sademedt . ....1- 1 - 
II. - Obligationneedt . ». . — - 
IV. - Eid . 2.2 2002 - BB - 





Diefer Commentar des von Geheimerath Profejior Dr. 
Bluntſchli vedigirten zürcherifchen privatrechtlichen Geſetzbuches 
wird hiermit allen Richtern, Anwälten und Rechtögelehrten 
als vorzugsweiſe practifches, in feiner Art und Bollitändigfeit 
einzig daſtehendes Hülfsbuch bejtens empfohlen. Der Com: 
mentar giebt das "ganze Geſetz in feinem Wortlaute und läßt 
jedem Paragraphen die ara Br wichtigeren, von zürcher. 
Gerichten gefällten Urtheile mit ihren Erwägungen in 
furzer, Harer Darftellung folgen. Weberfichtliche Snfaltsegier 
erleichtern die Benugung der einzelnen Bände. Jede uch⸗ 
handlung iſt auf Verlangen im Stande, das ganze Merf oder 
einzelne Theile defjelben zur Einfihtnahme vorzulegen. 


In unterzeichnetem Verlage ift erſchienen: 


Das Strafgeſeßbbuch 


für 
das Deutſche Reich 


und bie neben demſelben geltenden Deutſchen Reichs-Straf-Geſetze. 


Zajchen-Ansgabe mit Anmerkungen 
von 
€. F. Anders, 
Staatsanwalt bei dem Kgl. Kammergericht. 
21 Bogen. Elegant cartonnirt 15 Groſchen. 

IE” Diese Ausgabe, welche bereits die Rechtsprechung der höchsten 
Gerichtshöfe berücksichtigt und die zerstreut in anderen Gesetzen 
enthaltenen Strafbestimmungen zusammenstellt, ist somit ein 
deutscher Straf- Codex und neben allen übrigen Ausgaben 
nicht zu entbehren. 


Carl Heymann's Verlag in Berlin. 


Drud von F. Soffſchläger ın Berlin. 
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